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Vorwort. 

Mit der in großartigen Fortschritten stetig wachsenden Bedeutung 
der Eisenbahnen, ihrer Verkehrs- und Rechtsbeziehungen, mit der 
Eigenartigkeit der Eisenbahnen in Hinsicht auf ihre Gründung und 
Anlage, ihren monopolartigen Betrieb und Transport, ihre Organisation, 
ihr Verhältnis zum Staate und zu den einzelnen Zweigen der Staats- 
verwaltung, ihre internationale Richtung ist das Bedürfnis immer 
dringender geworden, das Eisenbahnrecht als ein Sonderrecht zu be- 
handeln. 

Der außerordentliche, tiefgreifende Einfluß der Eisenbahnen auf 
alle Zweige des Handels und Verkehrs, der Industrie und Volkswirt- 
schaft hat, wie für sämtliche Verkehrskreise, so vornehmlich für den 
Raufmann die eingehende Kenntnis der Normen des Eisenbahnrechts 
unentbehrlich gemacht. Von dieser Erwägung aus ist das Eisenbahn- 
recht als ein wichtiger Gegenstand in den Lehrplan der Handelshoch- 
schulen aufgenommen worden. 

Die Aufgabe des vorUegenden Lehrbuches ist es, für die an den 
Handelshochschulen Studierenden eine leicht verständliche und mög- 
lichst vollständige Darstellung des Eisenbahnrechts im Deutschen 
Reiche und in Preußen zu geben, welche sie in den Stand setzt, die 
in den Vorlesungen erworbenen Kenntnisse s^u befestigen und zu er- 
weitem. 

Es erschien aber zweckmäßig, das Buch zugleich so zu gestalten, 
daß es, wenn auch nur in der Form eines Grundrisses, allen Inter- 
essenten des Handels, des Verkehrs und der Industrie, sowie den 
Behörden und Beamten der Verwaltimg und der Justiz eine zuverlässige 
Darstellung des geltenden Eisenbahnrechts theoretisch und praktisch bietet. 

Für die Wahl des Systems kam in Betracht, daß sich das zu- 
meist wirtschaftlichen Gründen entsprungene Eisenbahnrecht in der 
überwiegenden Zahl der Gesetze und Verordnungen aus öfifentlich- 
rechtUchen und privatrechtUchen Normen zusammensetzt. Einem streng 
wissenschaftUchen Standpunkte würde es daher wohl mehr entsprochen 
haben, die öffentlich- und privatrechtlichen Normen von einander ge- 
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trennt zur Darstellung zu bringen. Aber bei dieser Trennung würde 
der natürliche Zusanunenhang der eisenbahnrechtlichen Normen häufig 
unterbrochen und damit das Verständnis und die ÜbersichtUchkeit 
wesentlich erschwert worden sein. Es ist daher einem Systeme der 
Vorzug gegeben worden, welches ohne strenge Scheidung der öffent- 
lich- und privatrechtlichen Normen an die einzelnen Entwicklungs- 
phasen der Eisenbahnen anknüpft und demgemäß — nach einer Ein- 
leitung über den Begriff der Eisenbahn und des Eisenbahnrechts, sowie 
die Quellen und Literatur — zunächst die staatsrechtUche Stellung 
der Eisenbahnen, sodann ihre Entstehung und Gründung, ihre Ver- 
waltung und Organisation, den Eisenbahngrunderwerb, den Eisenbahn- 
bau, den Eisenbahnbetrieb imd Eisenbahntransport, das Recht der 
Eisenbahnangestellten, die Veräußerung und Auflösung der Eisenbahnen 
zur Darstellung bringt. Ein Anhang, welcher die Bestimmungen der 
Reichsverfassung über das Eisenbahnwesen und des Handelsgesetz- 
buches über das Frachtgeschäft imd die Beförderung von Gütern und 
Personen auf den Eisenbahnen, sowie das Muster einer Eisenbahnkon- 
zessionsurkunde mitteilt, soll dem Studium des Buches dienen. 

Ich verfehle nicht, Herrn Magistratsassessor Dr. Kurt Gordan 
in Berlin für den ausgezeichneten und wertvollen Beistand, den er 
mir bei diesem Werke bereitwilligst geleistet hat, meinen wärmsten 
Dank auszusprechen. 

Berlin, im Oktober 1909. 

Dr. O^eorg Eger. 
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I. Abschnitt. 

Einleitimg. 

§ 1. Eisenbahn und Elsenbahnreelit. 

Das Eisenbahnrecht ist ein Sonderrecht, welches die durch die 
eigentümliche Natur und das eigenartige Wesen bedingten Ver- 
hältnisse der Eisenbahnen regelt. Der Darstellung des Eisenbahn- 
rechtes muß daher eine Bestimmung des Begriffes der Eisenbahn 
vorausgehen. 

Vom technischen Standpunkte atis sind Eisenbahnen metallene 
Schienenstraßen zur Beförderung von Personen und Gütern mit 
elementeirer oder tierischer Kraft. 

Für das Eisenbahnrecht kommen jedoch nur diejenigen Eisen- 
bahnen in Betracht, die für den öffentlichen Verkehr bestimmt sind 
und hierdurch, wie durch ihre außerordentliche Bewegungskraft und 
wirtschaftliche Bedeutung eine besondere gesetzliche Regelimg ihrer 
Verhältnisse im Vergleiche mit allen anderen Verkehrsanstalten er- 
fordern. Bahnen, die lediglich den privaten Verkehr einzelner 
Etablissements vermitteln, gehören nicht hierher. Wie sich aber 
je nach ihrer Bewegungskraft und wirtschaftlichen Bedeutung ver- 
schiedene Arten von Eisenbahnen gebildet haben (§ 2), so haben 
sich auch die eisenbahnrechtlichen Bestimmungen in ihrer Geltung 
und Tragweite verschieden gestaltet, zum Teil sind sie allen Eisen- 
bahnen gemeinsam, zum Teil beziehen sie sich nur auf einzelne 
Arten derselben. Das Eisenbahnrecht versteht unter „Eisenbahn" 
nicht nur die Schienenstrasse selbst als Grundlage und Mittel zum 
Betriebe einer besonderen Art des Beförderungsgeschäfts, sondern 
in übertragener Bedeutung auch die ganze Verkehrsanstalt, das 
Eisenbahnunternehmen, und die — physische oder juristische — 
Person des Betriebsunternehmers, den Eisenbahnunternehmer. 

Bger, Eisexibahnreoht. 1 
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§ 2. Arten der Eisenbahnen. 

Von der wirtschaftlichen Bedeutung und dem Umfange des Ver- 
kehrs und Betriebs einerseits, sowie von der Person des Eigentümers 
andererseits ist die Gestaltung der eisenbahnrechtlichen Normen 
abhängig. Für das Eisenbahnrecht kommen daher zwei Haupt- 
gruppen in Betracht. 

Die erste Hauptgruppe zerfällt in: 

1. Hauptbahnen, für den großen, insbesondere durchgehen- 
den Personen- und Güterverkehr. 

2. Nebenbahnen für den mittleren Verkehr, vornehmlich 
innerhalb der einzelnen Länder und Provinzen. 

3. Kleinbahnen (Lokal- und Straßenbahnen), hauptsächlich 
für den örtlichen Verkehr innerhalb eines Gemeindebezirks oder 
benachbarter Gemeindebezirke. 

4. Privatanschlußbahnen, welche den Verkehr der öffent- 
lichen Bahnen (Haupt-, Neben- und Kleinbahnen) mit Privat-Etablisse- 
ments vermitteln. 

Die zweite Hauptgruppe umfaßt: 

1. Reichs- und Staatsbahnen im Eigentume des Deutschen 
Reiches oder eines deutschen Bundesstaates. 

2. Privatbahnen im Eigentume von physischen oder ju- 
ristischen Personen. 

Es gibt Staatsbahnen im Privatbetriebe und Privatbahnen, 
die vom Staate betrieben werden. In allen Bundesstaaten geht 
das Streben auf eine allgemeine Verstaatlichung der Haupt- und 
Nebenbahnen, In Preußen, das ein umfangreiches Privatbahnnetz be- 
sitzt, hat die Verstaatlichung seit den achtziger Jahren des vorigen 
Jahrhunderts fast alle Hauptbahnen zu Staatsbahnen gemacht. In 
den übrigen größeren Bundesstaaten überwogen von jeher die Staats- 
bahnen. In Bayern waren zwar noch bis vor kurzem die pfälzischen 
Bahnen im Privatbetrieb ; aber auch diese sind jetzt durch das Gesetz 
vom 7. Dezember 1905 (Archiv f. Eisenbahnw. 1906, S. 441) verstaat- 
licht. In Württemberg waren stets nur Zweigbahnen als Privatbahnen 
konzessioniert. Im Reichseigentum und -Betriebe stehen die 
Elsaß-Lothringischen Bahnen (Reichseisenbahnen). Diese Bahnen waren 
vor dem Frankfurter Frieden im Privatbetriebe, die französische Regie- 
rung hatte konzessionsmäßig das Rückkaufsrecht. Im Frankfurter 
Frieden wurde bestimmt, daß Frankreich von seinem Rückkaufs- 
recht Gebrauch machen und demnächst das Deutsche Reich an seine 
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Einleitang. 3 

Stelle treten lassen sollte. Der Kaufpreis kam von der Kriegskosten- 
entschädigung in Abzug. Weiter ist im Reichseisenbahnbetriebe die 
Militäreisenbahn Berlin-Jüterbogk. 

§ 3. Quellen und Literatur des Eisenbahnreehts. 

Das Eisenbahnrecht hat seine Quellen 

1. in positiven Gesetzen und den dazu erlassenen Ausführungs- 
bestimmungen (Gesetzliches Eisenbahnrecht), 

2. in Rechtsgewohnheiten (Eisenbahngewohnheitsrecht), 

3. in der Wissenschaft des Eisenbahnrechts (Wissenschaftliches 
Eisenbahnrecht). 

Zu 1. Gesetzliche Quellen des Eisenbahnrechts sind: Ge- 
setze, Verordnungen, Staatsverträge. Jene, soweit das Eisenbahn- 
Staats- und Privatrecht in Rede steht, diese für das Eisenbahn-Völker- 
recht. Hierher gehören: 

A. Reichsgesetze. Die Reichsverfassung vom 16. April 1871; 
das Gesetz, betreffs Gründung eines Reichseisenbahnamtes ; das Haft- 
pflichtgesetz ; das Handelsgesetzbuch; das Bürgerliche Gesetzbuch. 

B. Landesgesetze: Für Preußen: das Eisenbahngesetz 
vom 3. November 1838, das Kleinbahngesetz vom 28. Juli 1892, das 
Gesetz über die Bahneinheiten vom 11. Juni 1902. In Bayern beruht 
das Eisenbahnwesen auf der Königl. Verordnung vom 20. Juni 1855, in 
Württemberg auf dem Gesetz vom 18. April 1843, in Baden 
auf dem Gesetz vom 23. Juni 1900. 

C. Verordnungen. Sie betreffen in der Hauptsache den Be- 
trieb und Verkehr der Eisenbahnen; besonders hervorzuheben sind: 
die Eisenbahn-Verkehrsordnung (EVO.), die Eisenbahnbau- und Be- 
triebsordnung (BO.) und die Eisenbahnsignalordnung. 

D. Verträge. Diese sind teils staatsrechtliche Verträge, die 
zwischen den Bundesstaaten geschlossen sind. Hier kommen zumeist 
Verträge über die Anlegung von Bahnen in Betracht, die mehrere 
Bundesstaaten berühren. Dem Eisenbahnvölkerrecht gehören die Ver- 
träge an zwischen dem Reiche und außerdeutschen Staaten, oder 
zwischen den Bundesstaaten und außerdeutschen Staaten, soweit 
dies nach Reichsrecht zulässig ist. Zu dieser Kategorie zählen die 
Handelsverträge, das Abkommen betreffend die technische Einheit 
im Eisenbahnwesen (Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 
25. Mai 1908 (RGBl. S. 362) und namentlich das internationale 
Obereinkommen über den Eisenbahnfrachtverkehr vom 14. Oktober 
1890. Eine Zusammenstellung der auf den Eisenbahnverkehr be- 
züglichen Bestimmungen der Handels- und Zollverträge s- EVBl. 1906, 
S. 169. 
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4 I. Abschnitt. Einleitung. 

Zu 2. Gewohnheitsrecht ist das durch gemeinen Gebrauch 
gewordene, auf einer Rechtsüberzeugung beruhende ungeschriebene 
Recht. Zu unterscheiden von dem Gewohnheitsrecht, dessen Bil- 
dung, weil es sich stets um größere Rechtsgebiete handelt (Reichs- 
Gewohnheitsrecht, soweit eine Materie der Gesetzgebung des Reiches 
unterliegt), erschwert ist, sind die Gebräuche oder Usancen, nament- 
lich Handelsgebräuche, die für den Eisenbahnverkehr in Betracht 
kommen können. Hierunter versteht man Normen, welche im Zweifel 
als dem Willen der Vertragsschließenden entsprechend angesehen 
werden. Sie schaffen kein Eisenbahnrecht, sondern sind nur 
bestimmt, Verträge zu ergänzen, und auszulegen, Sie können (und 
sind es auch zumeist) Idealer Natur sein. 

Amtliches Publikationsorgan für die Reichsgesetze 
und Staatsverträge des Reiches ist das Reichsgesetzblatt. In den 
Bundesstaaten bestehen für die Landesgesetze und Verordnungen 
besondere Gesetzsammlungen und Verordnungsblätter. In Preußen 
werden Gesetze in der Gesetzsammlung veröffentlicht. Für das Eisen- 
bahnwesen besteht außerdem als amtliches Organ (Ministerialblatt) 
für Gesetze, Verordnungen, Erlässe usw. das Eisenbahnverordnungs- 
blatt, herausgegeben im Ministerium der öffentlichen Arbeiten. 

Zu 3, Die umfangreiche Literatur des Eisenbahnrechts ist in 
den größeren, unten angeführten Lehrbüchern verzeichnet. Neuere 
Darstellungen des allgemeinen Eisenbahnrechts sind im Handwörter- 
buch der Staatswissenschaften (herausgegeben von CJonrad, Elster, 
Lexis, Löhning), 2. Aufl., Bd. HI, S. 500—517, enthalten. Das Eisen- 
bahnvölkerrecht wird in den gebräuchlichsten Hand- und Lehrbüchern 
des Völkerrechts behandelt; namentlich von Liszt: Das Völkerrecht. 
Berlin 1898. Das deutsche Eisenbahnstaatsrecht hat, abgesehen von 
den noch zu erwähnenden eisenbahnrechtlichen Handbüchern in den 
Lehrbüchern des Staatsrechts von Laband, Arndt, Zorn, 
Seydel (Bayern), Bearbeitung gefunden. Bearbeitungen des deut- 
schen und preußischen Eisenbahnrechts sind Endemann, Das 
Recht der Eisenbahn nach den Bestimmungen des Deutschen Reiches 
und Preußens. 2 Bände. Leipzig 1886. Eger, Handbuch des Preußi- 
schen Eisenbahnrechts, 2 Bände, 1890 und 1896. Gleim, Das 
Recht der Eisenbahn in Preußen. Band I: Das Eisenbahnbaurecht 
1893. Das preußische Eisenbahnverkehrswesen erörtert in ausführ- 
licher Darstellung das Werk von Cauer: Betrieb und Verkehr der 
preußischen Staatseisenbahnen. 2 Bände. 1897—1903. 

Zahlreiche Monographien aus dem Gebiete des Eisenbahnrechts 
enthalten die Eisenbahnrechtlichen Entscheidungen und Abhand- 
lungen, herausgegeben von Eger, Berlin 1885 ff., zugleich eine 
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Sammlung der für das Eisenbahnrecht bedeutsamen Gerichtsent- 
scheidungen. An wichtigen Zeitschriften sind ferner hervorzuheben : 
Das Archiv für Eisenbahnwesen, herausgegeben im preußischen 
Ministerium der öffentlichen Arbeiten, seit 1878, und die Zeitung 
des Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen seit 1861. Klein- 
bahnen behandelt die Zeitschrift für Kleinbahnen seit 1894, die gleich- 
falls im Ministerium der öffentlichen Arbeiten erscheint. 

Alle wesentlichen gesetzlichen und reglementarischen Bestim- 
mungen sind gesammelt und erläutert herausgegeben von Fritsch: 
Handbuch der Eisenbahngesetzgebung in Preußen und dem Deutschen 
Reich. Berlin 1906. Zu erwähnen sind ferner Pietsch, Die Eisen- 
bahngesetzgebung des Deutschen Reiches. Berlin 1902. F. R. Engel- 
hard, Handbuch für den Eisenbahndienst. Berlin 1896. Co er- 
mann. Die Reichs-Eisenbahngesetzgebung. Berlin 1895, und das 
in Hannover erschienene Handbuch für Staatseisenbahnbeamte. 

n. Abschnitt. 

Das Eisenbalmliolieitsreclit. 

Literatur zum n. Absehnitt. 

Die Lehr- und Handbücher des deutschen Staatsrechts von Lab and (4 Aufl.), 
G. Meyer (6. Aufl.), Zorn (2. Aufl.), Arndt, v. Rönne, Schulze, 
V. Kirchenheim. 

Hue de Grais, Handbuch der Verfassung und Verwaltung in Preußen und 
dem Deutschen Reiche. 18. Aufl. 1907. 

Rönne, L. v., Das Staatsrecht der preußischen Monarchie. 

Die Handbücher des Eisenbahnrechts von Gleim, Eger und Endemann. 
Weitere Literaturangaben siehe bei den einzelnen Paragraphen. 

§ 4. Allgemeines. 

öffentliche Betriebe, die einen Gewinn al)werfen, sind, soweit 
sie ihrer Natur nach den allgemeinen Interessen dienen, in früherer 
Zeit zumeist als Regal betrachtet worden, d. h. der Staat behielt 
sich das Recht vor, das Gewerbe allein zu betreiben, die Gewinne 
allein zu ziehen. Dieser Begriff ist jetzt, wo man die Stellung des 
Staates gegenüber seinen Bürgern, namentlich aber des Monarchen 
(Regal von rex gleich Königsrecht) nicht privatrechtlich auffaßt, 
nahezu verschwunden. An seine Stelle ist das Höh ei tsrecht ge- 
treten, d. h. das Gesetzgebungs- und Verwaltungsrecht des Staates. 
Der Staat wird hier aus einem nur sein Interesse befördernden Privat- 
mann zu einem Wahrer des öffentlichen allgemeinea 
Interesses. Wenn häufig mit dem Hoheitsrecht auch ein so- 
genanntes Monopol (Alleinbetriebsrecht) verbunden ist, so kann man 
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dies doch nicht als ein Regal im privatrechtlichen Sinne der älteren 
Zeit auffassen, vielmehr dient die sogenannte Verstaatlichung in 
erster Reihe der Sicherheit und der Nutzbarmachung des Betriebes 
für die Allgemeinheit. Das Interesse des Betriebsunternehmers an 
den Einkünften des Betriebes werden (wenigstens theoretisch) erst 
in zweiter Linie als wesentlich in Betracht gezogen. Das hindert 
nicht, daß der Staat aus den Oberschüssen eines solchen Betriebes 
namhafte Erträge erzielt, welche zur Deckung der Staatsausgaben Ver- 
wendung finden. Im Gegensatze zum Postbetriebe ist im Reiche und 
in den Einzelstaaten der Eisenbahnbetrieb insofern dem Staate nicht 
vorbehalten, als durch Verleihung eines Privilegs eine Privatperson 
eine Eisenbahn bauen und betreiben kann, während eine Verleihung 
des Postbetriebes ausgeschlossen ist. Jedoch ist der Staat jederzeit 
in der Lage, durch Verweigerung der Konzessionierung sich den 
Selbstbetrieb zu sichern. 

Der Staat übt sein Hoheitsrecht über die Eisenbahnen dadurch 
aus, daß er mit Rücksicht auf die dabei beteiligten wichtigen öffent- 
lichen und privaten Interessen in die Gründung, den Bau, Betrieb 
und die Verwaltung der Eisenbahnen eingreift. 

Aus dem Umstand, daß die Eisenbahnen öffentliche Wege sind, 
folgt das Recht, für die Sicherheit des Baues und Betriebes 
Maßregeln polizeilicher Natur zu treffen. Bei der großen wirtschaft- 
lichen Bedeutung der Eisenbahnen (Abhängigkeit der Lebensmittel- 
preise von den Transportkosten, der Entwicklung der Industrie und 
der Landwirtschaft von der Beförderungsmöglichkeit) muß das 
Tarifwesen der Aufsicht des Staates unterliegen (siehe § 52). 
Das allgemeine Interesse an der Erhaltung der Eisenbahn erfordert 
eine Beteiligung des Staates an der Verwaltung, sei 
es durch Beaufsichtigung, sei es durch eigene Inbetrieb- 
nahme der Bahnen. Die strategische Bedeutung der Eisen- 
bahn (Truppentransporte, Zufuhr) führt dazu, die Eisenbahn in Kriegs- 
zeiten zum Teil der Gewalt der Militärbehörden völlig zu unter- 
stellen, im Frieden ihnen bestimmte Pflichten im Interesse des 
Militärwesens aufzuerlegen. 

§ 5. Bas Eisenbalmliolieitsreolit des Dentsohen Reiches« 

Literatur zu §5. 

Mohl, Über den Entwurf eines Reichseisenbahngesetzes. 18741. 

Entsprechend der Teilung der Souveränetätsrechte zwischen dem 
einzelnen Bundesstaate und dem Reiche, ist auch das Eisenbahn- 
hoheitsrecht nach der Gründung des Reiches nicht im vollen Um- 
fange den Einzelstaaten verblieben, vielmehr zum Teil auf das Reich 
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übertragen worden. Die Reichsverfassung bestimmt im Artikel 4, 
Ziffer 8, daß der Beaufsichtigung und Gesetzgebung des Reiches 
xmterliegen solle: das Eisenbahnwesen und die Herstellung von 
Land- und Wasserstraßen im Interesse der Landesverteidigung und 
des allgemeinen Verkehrs. Trotz der Zweifelhaftigkeit des Wort- 
lautes nimmt die herrschende Meinung an, daß die Worte ,,iii^ 
Interesse der Landesverteidigung und des allgemeinen Verkehrs" 
nicht nur auf die Herstellung von Land- und Wasserstraßen, sondern 
auch auf das Wort Eisenbahnwesen sich beziehen, und daß sonach 
nur die dem größeren Verkehr, nicht dem Lokalverkehr dienenden 
Bahnen der Reichsaufsicht unterworfen seien. 

I. Das vornehmste Recht des Staates in bezug auf die Eisen- 
bahnen ist das Recht der Konzessionierung und Neugrün- 
dung. Dieses Recht hat das Reich nur insoweit, als eine Eisenbahn 
im Interesse der Landesverteidigung oder des allgemeinen Verkehrs 
für nötig erachtet wird. Freilich könnte das Reich wie jede juristische 
Person des öffentlichen Rechts eine Eisenbahn auch als Unter- 
nehmer betreiben. Das preußische Gesetz, betreffend Übertragung 
des Eigentums und der sonstigen Rechte des Staates an den Eisen- 
bahnen auf das Deutsche Reich vom 4. Juni 1876 (GS. S. 161) gab 
dem preußischen Staate die Genehmigung, seine Eisenbahnen auf das 
Reich zu übertragen. Praktische Bedeutung hat dieses Gesetz nicht 
erlangt, da das Reich keinen Gebrauch davon gemacht hat. 

Innerhalb seiner Zuständigkeit kann das Reich durch Reichs- 
gesetz (auch durch den Etat) den Bau einer Bahn auf Kosten des 
Reiches anordnen oder einer Privatbahn konzessionieren. Auch kann 
das llnteignungsrecht verliehen werden. Ein Widerspruch steht dem 
betroffenen Bundesstaate nicht zu. Die Landeshoheitsrechte über 
die anzulegende Bahn bleiben der betreffenden Staatsgewalt er- 
halten. Ein Reichsenteignungsgesetz fehlt. Die etwaige Expropriation 
findet nach den Grundsätzen des Landes statt, in dessen Gebiet die 
Bahnlinien liegen. Ferner ist jede bestehende Eisenbahn (auch 
Staatsbahn) verpflichtet, sich den Anschluß solcher neu angelegten 
Eisenbahn auf Kosten der letzteren gefallen zu lassen. (§ 30.) 

II. Im Interesse des allgemeinen Verkehrs bestimmt Artikel 41, 
Ziffer 3 der RV., daß die gesetzlichen Bestimmungen, welche be- 
stehenden Eisenbahnen ein Widerspruchsrecht gegen die Anlegung 
von Parallelbahnen oder Konkurrenzbahnen einräumen 
(z. B. § 44 des preußischen Eisenbahngesetzes vom 4. November 
1838), für das ganze Reich aufgehoben werden und künftig ein 
solches Recht nicht mehr verliehen werden kann. 

III. Das Reich wacht darüber, daß die Eisenbahnen der einzelnen 



Digitized by VjOOQIC 



8 n. Abschnitt 

Bundesstaaten zusammen trotz der Unterstellung unter die ver- 
schiedenen Landeshoheiten ein einheitliches Netz bilden und 
entsprechend verwaltet und ausgerüstet werden. Die Eisenbahn- 
verwaJtungen sind verpflichtet, die für den durchgehenden Verkehr 
und zur Herstellung ineinandergreifender Fahrpläne nötigen Per- 
sonenzüge und Güterzüge einzuführen und direkte Expeditionen im 
Personen- imd Güterverkehr unter Gestattung des Obergehens der 
Transportmittel einer Bahn auf die andere gegen die übliche Ver- 
gütung einzuricbten. Für das ganze Reich sollen gleiche Bahnpolizei- 
und Betriebsreglements eingeführt werden. * Auch steht dem Reich 
die Kontrolle über das Tarifwesen zu. 

Diesen dem Reich durch Art. 42 — 45 der Verfassung gegebenen 
Befugnisseh ist durch Erlaß mannigfacher, den Eisenbahnbetrieb 
regelnder Verordnungen des Bundesrates Rechnung getragen worden. 
Die wesentlichsten sind folgende : 

a) Die Eisenbahnbau- und Betriebsordnung vom 4. November 
1904 (RGBl. S. 387). 

b) Die Eisenbahnverkehrsordnung vom 23. Dezember 1908 
(RGBl. 1909 S. 93). 

c) Die Signalordnung vom 24. Juni 1907 (RGBl. S. 377). 

d) Die Bestimmung über die Befähigiing der Eisenbahnbetriebs- 
beamten vom 8. März 1906 (RGBl. S. 391). 

Ob auf Grund der Art. 42 ff. RV., welche lediglich den Bundes- 
staaten die Verpflichtung zu gleichen Einrichtungen auferlegt, vom 
Reiche allgemeine, mit Gesetzeskraft gültige Verordnungen erlassen 
werden dürfen, ist in der Literatur bestritten, in der Praxis ist aber 
die Gültigkeit der erlassenen Reichsverordnungen nicht bemängelt 
worden. .i 

IV. Aus dem Rechte des Reiches, das Interesse der Landes- 
verteidigung imd des allgemeinen Verkehrs wahrzunehinien, 
folgt ferner die Pflicht der einzelnen Bundesstaaten, vor der Kon- 
zessionierung einer Bahn sich des Einverständnisses der zuständigen 
Reichsbehörde zu sichern. 

V. Die Bestimmung der Verfassung, daß baldigst auf allen deut- 
schen Eisenbahnen einheitliche Tarife eingeführt werden, hat nicht 
die Folge gehabt, daß das Reich durch allgemeine Festsetzung den 
Bahnen einen Tarif aufgezwungen hat. Die Feststellung der Tarife 
unterliegt an sich der Vereinbarung der Eisenbahnverwaltungen. 
Wenn jetzt im wesentlichen eine einheitliche Gestaltung des Tarifs 
im Deutschen Reiche ermöglicht worden ist, so beruht diese Einheit- 
lichkeit auf vertraglicher Grundlage. Nur bei eintretenden Nöt- 
ständen kann der Kaiser auf Vorschlag des Bundesratsausschusses 
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für Eisenbahn^ Post und Telegraphen für den Transport von Getreide, 
Hülsenfrüchten, Mehl und Kartoffeln einen niedrigen Spezialtarif 
einführen, der aber nicht unter den niedrigsten auf der betreffenden 
Bahn gültigen Satz für solche Produkte herabgehen darf (Art. 46 RV.). 

Besondere Bestimmungen über die Gleichmäßigkeit und Herab- 
setzung des Gütertarifs (soweit der Landwirtschaft und Industrie 
besonders nötige Gegenstände in Betracht kommen) gibt Art. 45, 2 
der Verfassung. 

VI. Schließlich steht dem Reich das weitgehende Recht zu, 
auch die Eisenbahnen der Bundesstaaten für seine Zwecke zu be- 
nutzen. In Betracht kommt hier das Militärwesen, die Reichspost, 
die Telegraphie und die Zollverwaltung. Es ist aber zu beachten, daß 
nur bei dem Militärwesen im Kriege und bei der Reichspost- und 
Telegraphenverwaltung das Reich unmittelbar seine Rechte aus- 
übt. Die Militärverwaltung im Frieden wird von den Kontingents- 
herren, das sind die Souveräne der Bundesstaaten, soweit sie nicht 
ihre Militärhoheit auf Preußen übertragen haben, ausgeübt. Auch 
die Zollverwaltung wird für das Reich von den Grenzstaaten geübt, 

§ 6. Eisenbahn und Militftrwesen. 

Literatur zu § 6. 

Hue de Grais, Handbuch der Gesetzgebung in Preußen und dem Deutschen 

Reich. Bd. 3 (Heer und Kriegsflotte). 
Siegfried, Reichsgesetz vom 13. H. 1875 über die Naturalleistungen. 1875. 
Hippel, W. V., dasselbe 1903. 
Mahn, H., Die Leistungen für die bewaffnete Macht im Krieg und Frieden. 

Leipzig 1908. 
Nowacki, K., Die Eisenbahnen im Kriege. Zürich 1906. 

Die Eisenbahnen aller Bundesstaaten müssen den Anforderungen 
des Reiches in betreff der Benutzung der Eisenbahnen zum Zwecke 
der Verteidigung des Reiches Folge leisten (Art. 47 RV.). 
Ebenso bestimmt die Verfassung, daß das Militär und sämtliches 
Kriegsmaterial zu besonderen Sätzen zu befördern ist. Während die 
anderen eisenbahnrechtlichen Bestimmungen Bayern gegenüber nur 
soweit zur Anwendung kommen, als dein Reiche vorbehalten ist, 
im Wege der Gesetzgebung einheitliche Normen für die Konstruktion 
und Ausrüstung der für die Landesverteidigung wichtigen Eisen- 
bahnen aufzustellen, gilt die Satzung des Art. 47 auch für Bayern. 
Im einzelnen ist zu erwähnen: 

a) Nach dem Gesetz, betreffend die Beschränkung des 
Grundeigentums in der Umgebung von Festungen vom 
21. Februar 1871 (RGBl. S. 459) darf innerhalb der Festungsrayons 
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eine Eisenbahn nur mit Genehmigung der Kommandantur angelegt 
werden. Die Genehmigung darf nicht versagt werden, wenn kein 
nachteiliger Einfluß zu gewärtigen ist. Die Projekte werden durch 
eine gemischte Kommission, deren Mitglieder von dem zuständigen 
Kriegsministerium im Verein mit den betreffenden höheren Ver- 
waltungsbehörden berufen werden, geprüft. 

Die endgültige Entscheidung über die Zulässigkeit einer Anlage 
trifft die Reichsrayonkommission, in Vereinigung mit der Landes- 
zentralbehörde. Eine preußische Anordnung bestimmt, daß jeder 
Antrag auf Konzessionierung einer Privatbahn dem Kriegsministerium 
zur Äußerung über die Zweckmäßigkeit in militärischer Beziehung 
vorzulegen ist. 

b) Jede Eisenbahnverwaltung muß die Beförderung der 
bewaffneten Macht und des Kriegsmaterials gemäß eines vom 
Bundesrat zu erlassenden Tarifs übernehmen (Friedensleistungs- 
gesetz vom 13. Februar 1875 in der Fassung vom 24. &(ai 
1898, RGBl. S. 360, hierzu Ausführungsverordnung vom 13. Juli 1898, 
RGBL S. 922). 

c) Das Gesetz über die Kriegsleistungen vom 13. Juni 
1873 (RGBl. S. 129) legt den Eisenbahnen die Verpflichtung auf, die für 
die Beförderung von Menschen und Pferden erforderlichen Ausrüstungs- 
gegenstände ihrer Eisenbahnwagen ohne Vergütung vorrätig zu halten, 
die Beförderung der bewaffneten Macht und der Kriegsbedürfnisse 
nach dem vom Bundesrat zu erlassenen Tarif zu bewirken und ihr 
Material und Personal zur Herstellung imd zum Betriebe von Eisen- 
bahnen herzugeben. Für die Hingabe von Material wird entsprechend 
den allgemeinen Vorschriften für die Leistungen für die bewaffnete 
Macht eine Vergütung nach dem Durchschnittspreis zur Zeit und am 
Orte der Leistung und nach sachverständiger Schätzung durch eine 
Kommission gezahlt. Für die Hingabe des Personals wird nichts 
Besonderes bezahlt, nur übernimmt die Militärbehörde die Bezahlung 
des dem Personal zukommenden Friedenseinkommens. 

Der Bedarf an Gegenständen zur Ausrüstung von Eisenbahn- 
wagen wird von den vereinigten Ausschüssen des Bundesrates für 
das Landheer und die Festungen und für Eisenbahnen, Post und Tele- 
graphen festgesetzt (Verordnungen betreffend die Ausführung des Ge- 
setzes vom 13. Juni 1873, vom 1. April 1876 und Vorschriften über die 
Hergabe von Personal und Material der Eisenbahnverwaltungen an 
Militärbehörden usw. E. vom 7. Juli 1902 (Militär - Eisenbahnord- 
nung II). 

Zu b) und c) Die näheren Festsetzungen über die Militärtrans- 
portpflicht der Eisenbahnen im Kriege und Frieden regelt dieMilitär - 
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transportordnung vom 18. Januar 1899, RGBl. S. 15. Hierzu 
ist erlassen worden der Militärtarif vom 1, April 1899 (RGBl. 
S. 108). 

d) Die Interessen der bewaffneten Macht an der Benutzung der 
Eisenbahnen durch das Militär vertritt im Kriege und Frieden das 
preußische Kriegsministerium, im Frieden für Bayern das bayerische 
Kriegsministerium. Mit der Mobilmachung übernimmt der General- 
inspekteur des Etappen- und Eisenbahnwesens die obere Leitimg. Die 
eigentliche Befehlshaberschaft führt der Chef des Feldeisenbahn- 
wesens. Als Zwischeninstanz zwischen dem Militär und der Eisen- 
bahnverwaltung dienen im Frieden die Linienkommissare, im Kriege 
die Linienkommandanturen. Nach Bedarf können Bahnhofskomman- 
danten eingesetzt werden, welche die militärischen und militärpoli- 
zeilichen Anordnungen innerhalb des betreffenden Bahnhofs über- 
wachen. Sie dürfen sich aber nicht in den Eisenbahndienst mischen, 
sondern nur zur Abstellung von Mängeln der vorgesetzten Militär- 
eisenbahnbehörde Anzeige machen. 

Jede Eisenbahndirektion hat an ihrem Amtssitze einen Bahn- 
bevollmächtigten zum Verkehre mit der Militärbehörde zu bestellen. 
Gegen Militärpersonen, die zu einem Transport gehören, dürfen die 
Bahnpolizeibeamten nicht unmittelbar einschreiten, vielmehr haben 
sich die Bahnpolizeibeamten an den Transportführer oder den Bahn- 
hof skommandanten zu wenden; gegen einzelne auf dienstlichem 
Transport befindliche Mannschaften darf nur insofern eingeschritten 
werden, als die Feststellung der Persönlichkeit in Frage kommt. Eine 
Ausnahme bildet nur das Einschreiten zur Abwendung von Gefahren 
für die Sicherheit des Betriebes oder für das Leben und die Ge- 
sundheit von Personen. 

Nach eingetretener Mobilmachung wird entschieden, welche 
Eisenbahn im Friedensbetriebe bleibt, und für welche der 
Kriegsbetrieb angeordnet wird. Diejenigen im Kriegsbetriebe 
befindlichen Eisenbahnen, deren Betrieb völlig von der Militärbehörde 
übernommen ist, befinden sich im „Militärbetriebe" (§ 18, 4 
MTO.). Die Militärverwaltung kann im Krieg und Frieden im 
Rahmen des Fahrplans die Einlegung von Militärbedarfszügen ver- 
langen, unter besonderen Umständen auch von Militärsonderzügen 
außerhalb des Fahrplans. Im Mobilmachungsfalle wird von der 
Militärbehörde unter Mitwirkung der betreffenden Eisenbahnbehörde 
ein Militärfahrplan aufgestellt. Hierbei treten alle Verkehrsrück- 
sichten gegenüber dem militärischen Interesse zurück. 

Die Pflichten der Eisenbahnverwaltung, bezüglich der Militär- 
transporte, sind des näheren durch § 28 der Militärtransportordnung 
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geregelt. Besonders ist zu erwähnen^ daß die Beförderungsgebühren 
in der Regel den Militärbehörden bis nach Prüfung der Liquidation 
zu stunden sind. 

§ 7. Die Eisenbahnen und die Post- und Telegraphen- 

rerwaltnng. 

Literatur zu $ 7. 
Aschenborn, Das Gesetz über das Postwesen des Deutschen Reiches. 1908. 
Dambach, dasselbe; 6. Aufl. v. Grimm 1900/1904. [berg>dass. 

König (Fischer), [Post- u. Telegr.-Gesetzg. 6. Aufl. Berlin 1908. Aren, Neu- 
£|ger-Gordan, Post-, Telegraphen- und Telephonrecht. Leipzig 1909. 
Maas, Das Gesetz über das Telegraphenwesen. 1898. 
Scheicher, W., Das Telegraphenwege-Gesetz vom 18. 12. 1899. Leipzig 1900. 
Rohr, Das Telegraphenwegegesetz vom 18.12.1899. 1900. 

A. Postverwaltung. Art. 1 des Gesetzes vom 20. Dezember 
1875 (RGBl. S. 318), betreffend Abänderungen des § 4 des Gesetzes 
über das Postwesen des Deutschen Reiches vopi 28. Oktober 1871, 
bestimmt, daß der Eisenbahnbetrieb, soweit die Natur und die Er- 
fordernisse es gestatten, in notwendige Obereinstimmung mit den Be- 
dürfnissen des Postdienstes zu bringen ist. Bei Meinungsverschieden- 
heiten entscheiden in erster Reihe die Landesaufsichtsbehörden (in 
Preußen der Minister der öffentlichen Arbeiten). Jedoch kann die 
Postverwaltung die Entscheidung des Bundesrates anrufen. Dieser 
entscheidet endgültig nach Anhörung der Postbehörde und des Reichs- 
eisenbahnamtes (siehe § 9). Die Pflichten der Eisenbahnverwaltungen 
gegenüber der Post bestehen in der unentgeltlichen Mitbeförderung 
eines oder auch mehrerer Postwagen in ihren Zügen, auch der Be- 
reitstellung von geeigneten Güterwagen oder Abteilungen von ge- 
wöhnlichen Eisenbahnwagen gegen Ersatz der Selbstkosten (Ände- 
rungskosten, Miete). Die Eisenbahnverwaltungen müssen die Unter- 
haltung der Wagen der Post gegen Entgelt übernehmen. .Die Eisen- 
bahnverwaltungen müssen ferner in ihren Bahnhöfen geeignete Post- 
diensträume herstellen und zur mietsweisen Benutzung der Post- 
verwaltung überlassen. Die den Eisenbahnen auferlegten Verpflich- 
tungen gelten für die bei dem Inkrafttreten des Gesetzes konzessio- 
nierten Eisenbahnen nicht. Die Eisenbahngesellschaften sind befugt, 
an Stelle der ihnen konzessionsmäßig obliegenden Leistungen die 
gesetzlichen Leistungen für die Postverwaltung zu übernehmen. Des 
näheren sind die Leistungen der Eisenbahnverwaltungen für die Post 
nach Art. 10 des genannten Gesetzes durch die Vollzugsbestimmungen 
des Reichskanzlers vom 9. Februar 1876 und 24. Dezember 
1881, ZBl. 1876, S. 87 und 1882, S. 4, geregelt. Hiernach sind die 
Eisenbahnen verpflichtet, der Postverwaltung die Fahrpläne im Ent- 
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wurf vorzulegen und unter Mitwirkung der Postverwaltung fest- 
zustellen. Für die nicht unentgeltlich zu befördernden Poststücke, 
d. h. z. B. Pakete im Einzelgewicht von über 10 kg, sind besondere 
Frachtsätze festgesetzt. Weiter sind die Entschädigungen und die 
Mietsgelder für die Benutzung der Diensträume und Abnutzung 
der von der Eisenbahnverwaltung gestellten Postwagen im einzelnen 
vorgeschrieben. 

Für die Eisenbahnen von untergeordneter Bedeu- 
tung (Nebenbahnen) regelt die gleiche Materie der Erlaß des Reichs- 
kanzlers betreffend der Verpflichtungen der Eisenbahnen unterge- 
ordneter Bedeutung zu Leistungen für die Zwecke des Postdienstes 
vom 28. Mai 1879. Nach Art. 1 dieser Bestimmungen kommen für 
die ersten 8 Jahre des Betriebes einer Nebenbahn erleichterte Be- 
stimmungen zur Anwendung. 

B. Telegraphenverwaltung. Die Reichstelegraphenver- 
waltung ist befugt, die Verkehrswege, also auch das zum Eisenbahn- 
betriebe gehörende Gelände für die Einrichtung ihrer Telegraphen- 
linien zu benutzen (Telegraphenwegegesetz vom 18. Dezember 1899, 
RGBl. S. 705). Die besondere Verpflichtung der Eisenbahn gegen- 
über der Telegraphenverwaltung regeln die Bestimmungen des Bundes- 
rats vom 21. Mai 1868 (aufrechterhalten nach § 15 des Telegraphen- 
wegegesetzes). Hiemach haben die Eisenbahnverwaltungen der 
Telegraphenverwaltung die Benutzung des Eisenbahngeländes zur 
Anlage der oberirdischen und unterirdischen Bundestelegraphen- 
linien unentgeltlich zu gestatten, soweit der benutzte Raum außer- 
halb des nach § 11 BO. vom 4. November 1904 vorgeschriebenen 
lichten Raumes liegt. Die Eisenbahnverwaltung muß den mit der 
Anlage und Beaufsichtigung der Reichstelegraphenanlagen beauf- 
tragten Beamten das Betreten der Bahnanlagen und das Lagern der 
für die Telegraphenanlage nötigen Stangen auf ihrem Gelände er- 
lauben. Diese Bestimmungen bilden jedoch keine für die Eisen- 
bahnen unmittelbar bindende Norm, vielmehr überläßt Ziff. 8 der 
Bestimmungen die näheren Festsetzungen der schriftlichen Verein- 
barung der Eisenbahnen mit der Reichspost- und Telegraphenver- 
waltung. Auf Grund dieser Ziffer 8 hat z. B. für das Gebiet der 
preußischen Staatsbahnen und der Reichspostverwaltung Preußen 
nähere Festsetzungen durch Vertrag vom 8. September 1888 getroffen. 

Nicht eigentlich als Hoheitsrecht über die Eisenbahnen kann 
man das Recht des Reiches auf Beschränkung der öffentlichen Be- 
nutzung der Eisenbahntelegraphenanlagen auffassen. Mit Rücksicht 
auf das Telegraphenmonopol des Reiches besteht das Recht der Eisen- 
bahnen und der sonstigen Transportanstalten, für ihre Verkehrszwecke 
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Telegraphen anzulegen, überhaupt nur, soweit dies ausdrücklich ge- 
stattet ist (§ 1 des Gesetzes über das Telegraphenwesen des Reiches 
vom 6. April 1892, RGBl. S. 467) in Verbindung mit § 3, 2 ebenda, 
wonach ohne Genehmigung des Reiches errichtet werden dürfen 
„Telegraphenanlagen, welche von Transportanstalten auf ihren Linien 
zum Zwecke ihres Betriebes oder für die Vermittlung von Nach- 
richten innerhalb der bisherigen Grenzen benutzt werden". Daraus 
ergibt sich von selbst, daß die Bahntelegraphie nicht berechtigt 
ist, unbegrenzt dem öffentlichen Telegraphenverkehr zu dienen. 
Die Vorschriften, inwieweit den Bahnverwaltungen ein solcher Be- 
trieb gestattet ist, sowie die anderweitigen Beschränkungen, welche 
sich die Bahntelegraphen zugunsten der Reichstelegraphen- 
verwaJtung gefallen lassen müssen, sind in dem Erlasse des Reichs- 
kanzlers betreffend das Reglement über die Benutzung der innerhalb 
des deutschen Reichstelegraphengebietes gelegenen Eisenbahntele- 
graphen zur Beförderung solcher Telegramme, welche nicht den Eisen- 
bahndienst betreffen, vom^ 7. März 1876 (ZBl. S. 156) enthalten. 
Die Gebühren für die Eisenbahntelegramme regelt die Telegraphen- 
ordnung § 7. Als ein Recht gegenüber der Telegraphenverwaltung 
des Reiches ist den Eisenbahnverwaltungen die Gebührenfrei- 
heit für gewisse Telegramme verliehen, z. B. für Anzeigen über 
Unglücksfälle und Betriebsstörungen an vorgesetzte Behörden, Kaiser- 
liche Verordnung vom 2. Juni 1877 (RGBL S. 524). 

Die Bestimmungen des Eisenbahnpostgesetzes und die dazu 
ergangenen Erlasse gelten ebensowenig wie die eben erwähnten 
telegraphenrechtlichen Bestimmungen in Bayern und in Württemberg 
mit Rücksicht auf das diesen Staaten in Ansehung der Post und 
Telegraphie zustehende Reservatrecht. 

§ 8. Eisenbahn und Zollwesen. 

Die Eisenbaimen gelten als Zollstraßen im Sinne des Vereins- 
zollgesetzes vom 1. Juli 1869 (BGBl. S. 317). Die Eisenbahnen müssen 
an den für die Zollabfertigung bestimmten Stationsplätzen, die für 
die zollamtliche Abfertigung und einstweilige Niederlegung der 
nicht sofort zur Abfertigung gelangenden Gegenstände erforderlichen 
Räume bereitstellen Und hierzu die nötigen baulichen Einrichtungen 
nach Anordnung der Zollbehörde treffen (§ 59). Die mit der Kon- 
trolle des Verkehrs auf den Eisenbahnen und den Zollstellen be- 
auftragten Oberbeamten haben das Recht des freien Zutritts zu den 
Bahnanlagen und allen Räumlichkeiten außer den Wohnungen; bei 
den von Nachtzügen berührten Stationen und Haltestellen auch zur 
Nachtzeit, und das Recht auf freie Beförderung innerhalb der von 
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der Zollbehörde bestimmten Strecke in der zweiten Wagenklasse. 
Die Eisenbahnverwaltung muß bei der Überschreitung der Grenze 
für die Umladung der Güter in für die Zollrevision geeignete Wagen 
oder abhebbare Behältnisse sorgen (§ 61 Vereinszollgesetz). Hier 
sind auch die näheren Bestimmungen über die Mitwirkung der Eisen- 
bahnbeamten, Zugführer, Bevollmächtigten bei der Zollrevision ge- 
troffen (Aufstellung eines genauen Ladungsverzeichnisses u. a. m.). 
§ 73 des Gesetzes setzt fest, daß nähere Bestimmungen über die zoll- 
amtliche Behandlung des Güter- und Effektentransportes durch 
ein zu erlassendes Regulativ getroffen werden sollen. In Ausführung 
dieser Bestimmung ist das Eisenbahnzollregulativ vom ö./8. Juli 1888 
erlassen worden (ZBl. S. 484, 573). Den Zollbehörden ist hier- 
nach nicht wie der Postbehörde eine Mitwirkung bei der Fahrplan- 
aufstellung zugestanden, wohl aber muß ihnen der Fahrplan und 
jede etwa beabsichtigte Änderung vor Inkrafttreten rechtzeitig mit- 
geteilt werden. 

Die weiteren Rechte der Zollverwaltung über die Eisenbahnen 
erstrecken sich den Zwecken der Zollverwaltung entsprechend auf 
das Recht, eine bestimmte Einrichtung der Transportmittel zu ver- 
langen, das Recht der Kontrolle der Wagen und der Lokomotiven 
und das Recht, die Benutzung des den Anforderungen der Zoll- 
verwaltung nicht entsprechenden Materials bis zur Beseitigung dea 
Mangels zu untersagen (§ 8 des Regulativs). Diejenigen Oberbeamten 
der Zollverwaltung, welche mit der Kontrolle des Verkehrs auf den 
Eisenbahnen und auf den Zollstellen besonders beauftragt sind, sind 
befugt, zum Zwecke der dienstlichen Revision oder Nachforschung: 
die Züge an den Stationsplätzen und Haltestellen so lange zurück- 
zuhalten, als die von ihnen für nötig erachtete, möglichst zu be- 
schleunigende Amtsverrichtung erfordert. Über die Art der Ein- 
richtung des Fahrmaterials und der Güterverpackung sind in dem 
Regulativ ins einzelne gehende Vorschriften gegeben. Für den inter- 
nationalen Verkehr gilt in dieser Beziehung das auf der internatio- 
nalen Eisenbahnkonferenz zu Bern getroffene Abkommen (Schluß- 
protokoll vom 15. Mai 1886 betr. Vorschriften über die zollsichere- 
Einrichtung der Eisenbahnen im internationalen Verkehr; Bekannt- 
machung vom 12. März 1887 (ZBl. S. 69). Besondere Vorschriften 
für den Eisenbahnverkehr gelten hinsichtiich der Behandlung der 
Passagiereffekten, welche zur Durchfuhr durch das deutsche Zoll- 
gebiet bestimmt sind (Bestimmungen des Bundesrats hierüber vom 
30. Juni 1892 (ZBl. S. 472) und Gesetz, betr. die Statistik des Waren- 
verkehrs vom 7. Februar 1906 (RGBl. 109) A.B. des Bundesrats. 
[Bekanntm. des R.K. vom 9. Februar 1906 (ZBl. S. 137)]. 
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§ 9. Die Organe der Reichsgewalt Aber die Eisenbabnen. 

Literatur zu §9. 

Jungermann, Die Errichtung eines Reichseisenbahnamtes. 1874 

Die Reicbsgesetzgebung über die Eisenbahnen wird, wie die 
Reichsgesetzgebung überhaupt, durch Bundesrat und Reichstag aus- 
geübt. Dem Kaiser steht nur die Ausfertigung und Verkündung der 
Reichsgesetze und die Überwachung ihrer Ausführung zu (Art. 17 
RV.). Die Anordnungen und Verfügungen des Kaisers bedürfen zu 
ihrer Gültigkeit der Gegenzeichnung des Reichskanzlers, welcher 
dadurch die Verantwortung übernimmt. 

Das Verordnungsrecht, d. h. das Recht, zur Ausführung der 
Reichsgesetze allgemeine Verwaltungsvorschriften zu erlassen, übt 
der Bundesrat aus, sofern nicht durch Reichsgesetz etwas anderes 
bestimmt ist. In einzelnen Gesetzen ist der Erlaß bestimmter, er- 
gänzender oder erläuternder Vorschriften durch den Kaiser mit 
Zustimmung des Bundesrates vorgesehen, z. B. in dem Reichsgesetz 
über die Kriegsleistungen vom 13. Juni 1873 und dazu Militär- 
transportordnung; siehe oben § 6. 

Das Recht der Überwachung der Ausführung der Gesetze steht 
dem Kaiser zu. Hervortretende Mängel kann er aber nicht allein 
abstellen, vielmehr beschließt hierüber der Bundesrat (Art. 7 RV.). 
Zu den Rechten der Überwachung der Ausführung der Reichsgesetze 
gehört auch das Recht, die Befolgung der Reichsgesetze und Reichs- 
verordnungen durch die einzelnen Bundesstaaten zu überwachen. 
Zur Erzwingung des Gehorsams gegen reichsgesetzliche Anord- 
nungen ist die Exekution zulässig. Diese beschließt der Bundesrat; 
der Kaiser führt sie aus (Art. 19 RV.). 

Zur Wahrnehmung der Aufsichtsrechte des Reiches über die 
Eisenbahnen ist durch das Gesetz vom 27. Juni 1873 (RGBl. S. 164) 
eine oberste Reichsbehörde eingesetzt worden: das Reichseisen- 
bahnamt. 

Das Reichseisenbahnämt besteht aus einem Vorsitzenden 
und der erforderlichen Zahl von Räten. Seine Mitglieder sind Reichs- 
beamte. Sie werden vom Kaiser ernannt. Die Subaltern- und Unter- 
beamten ernennt der Reichskanzler. Personen, welche bei einer 
deutschen Eisenbahnverwaltung tätig sind, sind von der Mitglied- 
schaft ausgeschlossen. Die Tätigkeit des Reichseisenbahnamtes be- 
greift die Wahrnehmung aller Rechte des Reiches hinsichtlich der 
Aufsicht über das Eisenbahnwesen, soweit es sich nicht um den 
Erlaß allgemeiner, dem Bundesrate vorbehaltener Anordnungen han- 
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delt^). Das Reichseisenbahnamt hat insbesondere die Aufsicht über 
das Eisenbahnwesen zu führen, für die Ausführung der verfassungs- 
mäßigen und gesetzlichen Bestimmungen Sorge zu tragen und 
auf die Abstellung von Mängeln und Mißständen hinzuwirken (§ 4 
des Gesetzes). Spezielle Vorschriften über die Tätigkeit des Reichs- 
eisenbahnamtes enthalten die einzelnen Reichsgesetze und Ver- 
ordnungen. So ist z. B. für die nach Landesrecht zu treffende Ent- 
scheidung über die Einreihang einer Bahn unter die Nebenbahnen 
die Zustimmung des Reichseisenbahnamtes vorgeschrieben (BO. 
§ 1, 4). Ferner ist dem Reichseisenbahnamte gestattet, unter be- 
sonderen Verhältnissen für einzelne Bahnstrecken auf Antrag der 
Landesaufsichtsbehörde Ausnahmen von den Bestimmungen der 
Bau- und Betriebsordnung zu genehmigen. Ähnliches setzt auch die 
Verkehrsordnung vom 23. Dezember 1908 (Eingangsbestimmungen §2) 
fest. In bestimmten Fällen ist die Anhörung des Reichseisen- 
bahnamtes vorgeschrieben, so z. B. nach Art. 1 des Eisenbahn- 
postgesetzes vom 20. Dezember 1875 vor der Entscheidung des 
Bundesrates über Meinungsverschiedenheiten der Postverwaltung 
mit den Eisenbahnverwaltungen über die Bedürfnisse des Post- 
dienstes. 

Damit das Reichseisenbahnamt seinen Pflichten gerecht werden 
kann, ist ihm die Befugnis erteilt, innerhalb seiner Zuständigkeit 
über alle Einrichtungen und Maßregeln der Eisenbahnverwaltungen 
Auskunft zu fordern. Es kann sich auch durch persönliche Kenntnis- 
nahme unterrichten. Das Amt tritt also hier in unmittelbaren Ver- 
kehr mit den Eisenbahnverwaltungen, auch wenn diese staatliche 
Einrichtungen der einzelnen Bundesstaaten sind. Zwar ist das 
Reichseisenbahnamt nicht eine eigentlich vorgesetzte Behörde dieser 
Verwaltungen, weil dies den Souveränetätsrechten der Bundesstaaten 
widersprechen würde. Kommen aber die Eisenbahnverwaltungen 
seinen Anordnungen nicht nach, so sind die Staatsbahnver- 
waltungen durch die sogenannte Bundesexekution dazu anzuhalten. 
Gegenüber Privatbahnen in den einzelnen Staaten steht dem 
Reichseisenbahnamt dasselbe Recht wie den einzelstaatlichen Auf- 
sichtsbehörden zu. Zwangsmaßregeln kann aber auch hier nur die 
Landesaufsichtsbehörde auf Ersuchen des Amtes anwenden (§ 5 des 



^) Ein solches Recht hat das Reichseisenbahnamt in der Beziehung, daß 
^s vorläufige oder vorübergehende Änderungen einzelner Vorschriften der 
EVO., sei es allgemein, sei es nur für bestimmte Bahnstrecken oder Verkehrs- 
beziehungen im Einverständnisse mit den beteiligten Landesaufsichtsbehörden 
verfügen kann. Solche Verfügungen müssen im Reichsgesetzblatt veröffentlicht, 
auch sollen sie im Reichsanzeiger bekannt gemacht werden. (§ 2, Abs. 4 EVO.) 
Eger, Eisenbahnreoht. 2 
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Gesetzes). Verweigert die Aufsichtsbehörde ihre Mithilfe, so muß 
auch hier die Bundesexekutiou für zulässig erachtet werden. 

In bestimmten Fällen sind die Bundesregierungen verpflichtet, 
ihrei Ausführungsbestimmungen zu den Reichsgesetzen und Ver- 
ordnungen eisenbahnrechtlichen Inhaltes dem Reichseisenbahnamt 
mitzuteilen. Femer sind die Tarife, Fahrpläne, wichtige Ent- 
scheidungen und statistisches Material u. a. mitzuteilen^). 

Vornehmlich muß dem Reichseisenbahnamt vor jeder Kon- 
zessionierung einer Bahn das gesamte Material vorgelegt und seine 
Erklärung (erforderlichenfalls nachdem es sich mit den anderen 
zuständigen Reichsbehörden in Verbindung gesetzt hat) abgewartet 
werden (lEger I, S. 117). Für Preußen regelt die Art der Bericht- 
erstattung (direkt durch die Eisenbahndirektion oder nach Ein- 
holung der Zustimmung des Ministers) ein Erlaß vom 25. Oktober 
1898 (Fritsch, S. 18). Umgekehrt mujß auch von dem Reichseisen- 
bahnamt, wenn es eine Verfügung an eine 'Eisenbahnbehörde oder 
Verwaltung erläßt, eine Abschrift des Erlasses der beteiligten 
Bundesregierung zugefertigt werden (Erlaß vom 31. Oktober 1873, 
Fritsch, S. 17). 

Wenn gegen eine vom Reichseisenbahnamte getroffene Ver- 
fügung Gegenvorstellung auf Grund der Behauptung erhoben wird,, 
daß die Maßregeln in den Gesetzen und rechtsgültigen Vorschriften 
nicht begründet sei, so entscheidet das Reichseisenbahnamt als 
sc^enanntes verstärktes Reichseisenbahnamt in der Be- 
setzung von drei Mitgliedern einschließlich des Präsidenten und 
drei richterlichen Beamten. Zur Beschlußfähigkeit ist die Anwesen- 
heit sämtlicher Mitglieder erforderlich. Das bei der früheren Be- 
ratung als Referent tätige Mitglied darf an der Beschlußfassung 
nicht teilnehmen. Die Entscheidung erfolgt nach Stimmenmehrheit, 
nötigenfalls nach Anordnung weiterer Ermittlungen (§ 5 REG. vom 
27. Juni 1873 und Regulativ vom 13. März 1876 ZBl. S. 197). 
Zur Herbeiführung der Entscheidung des verstärkten Reichseisen- 
bahnamtes ist jede Staats- wie Privateisenbahnverwaltung befugt. 
Neben dem Reichseisenbahnamt können nach § 1, Abs. 2 des Ge- 
setzes vom 27. Juni 1873 besondere Kommissare ernannt werden,, 
welche vom Reichseisenbahnamt ihre Instruktion empfangen. Dies 
ist bisher nicht geschehen. 



^) Fritsch, Handbuch der Eisenbahngesetzgebung in Preußen und dem 
Deutschen Reiche. Berlin 1906. S.5, Anm. 18; S. 16, Anm.6. 
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§ 10. Das Eisenbalmliolieitsrecht der Einzelstaaten, 
insbesondere in Preußen. 

Die wesentlichsten Rechte des Staates über die Eisenbahnen 
sind folgende: 1. das Recht der Eisenbahngesetzgebung, 2. das 
Recht der Konzessionierung von Eisenbahnen, 3. das Aufsichts- 
recht, 4. das Recht auf Inanspruchnahme der Eisenbahn für die 
Zwecke des Staates, 5. die Heranziehung der Eisenbahn zu be* 
sonderen Abgaben. 

Alle diese Rechte sind nach den Grundsätzen der Reichs- 
Verfassung den Bundesstaaten verblieben, soweit nicht aus der 
Reichsverfassung und den Reichsgesetzen sich ein anderes ergibt. 
Wir haben aber gesehen, daß mannigfache Rechte des Staates 
auf das Reich übergegangen und die übrig gebliebenen durch 
konkurrierende Rechte des Reiches beschränkt worden sind. Am 
wenigsten berührt ist das Recht des Staates zur Konzessionierung 
und Neuanlage von Eisenbahnen; und das Recht, eine Eisenbahn 
nach gewisser Zeit zu erwerben (Heimfallsrecht) ist dem Reiche über- 
haupt nicht beigelegt. Das gleiche gilt von der Eisenbahnbesteue- 
rung. Die Eisenbahngesetzgebung des Staates ist insoweit frei, als 
sie nicht mit der reichsrechtlichen Zuständigkeit kollidiert. Reichs- 
gesetze gehen den Landesgesetzen überall vor (Art. 2 RV.). Nur 
in Bayern und Württemberg ist mit Rücksicht auf die bestehenden 
Reservate das Recht, die Eisenbahn für Staatszwecke zu benutzen, 
namentlich was die Anforderungen der Post- und Telegraphenver- 
waltung betrifft, ungeschmälert in Kraft, sonst nehmen die Bundes- 
staaten, wenn sie an ihre Bahnen Anforderungen auf diesen Ge- 
bieten stellen, nur Rechte des Reiches wahr. 

Die Eisenbahngesetzgebung wird in den Bundesstaaten durch 
Zusammenwirken der Regierungen (Landesherr, Senat) mit den ge- 
setzgebenden Körperschaften (Landtag, Kammern, Stände, Bürger- 
schaft) ausgeübt. In Preußen erläßt die Gesetze der König unter 
Zustimmung beider Häuser des Landtages (Art. 62 der preußischen 
Verfassung vom 31. Januar 1850, GS. S. 17). 

Das Verordnungsrecht liegt in den Bundesstaaten bei 
dem Träger der Souveränetät, soweit nicht andere Bestimmungen 
getroffen sind (Übertragung auf den Minister usw.). 

Das Recht der Konzessionierung der Eisenbahnen ist ein 
Recht des Staates. Es wird in der Regel von dem Träger der 
Staatsgewalt ausgeübt; in Preußen also vom König. Das gleiche 
gilt für die anderen Bundesstaaten, soweit sie Eisenbahnkonzessionen 
überhaupt erteilen, mit der Maßgabe, daß zuweilen das Recht der 
Konzession auf andere Organe delegiert wird. Z. B. ist in Elsaß- 
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Lothringen das Recht der Ronzessionierung dem Statthalter tiber- 
tragen (G. vom 23. Juli 1879, RGBl. S. 282), während nach rich- 
tiger Ansicht der Bundesrat Träger der Souveränetät im Reichslande 
ist, und in Baden dem Minister des Großherzoglichen Hauses und 
der Auswärtigen Angelegenheiten (G. vom 23. Juni 1900). 

Das Recht der Neuanlage von Eisenbahnen ist gleich- 
falls ein Recht des Staates. Die Neuanlage beruht mit Rücksicht 
auf die damit verbundenen finanziellen 'Aufwendungen überall auf 
Gesetz (Sondergesetz, Etat). In Preußen ist hinsichtlich des Staats- 
bahnbetriebes eine besondere Gestaltung durch die sogenannte 
preußisch-hessische Eisenbahngemeinschaft eingetreten. 

Die besondere Aufsicht über das Eisenbahnwesen übt 
in Preußen der Minister der öffentlichen Arbeiten. Dieses Mi- 
nisterium ist durch Abtrennung von dem früheren Ministerium für 
Handel und Gewerbe und öffentliche Arbeiten (Erlaß vom 7. August 
1878, GS. S. 25) errichtet worden. Vielfach enthalten die ein- 
schlägigen Gesetze, namentlich das Eisenbahngesetz vom 3. No- 
vember 1838, besondere Bestimmungen über das Erfordernis der 
Genehmigung des Ministers für einzelne Angelegenheiten. Soweit 
dies nicht der Fall ist, übt der Minister sein Aufsichtsrecht vornehm- 
lich durch Erlaß geeigneter allgemeiner Verwaltungsanordnungen 
aus. Die Aufsichtsbefugnisse erstrecken sich auf den Bau 
und den Betrieb sämtlicher Staats- und Privatbahnen. Das Auf- 
sichtsrecht als Teil des Staatshoheitsrechtes kommt an sich nur 
bei Privatbahnen zur Geltung. Bei den Staatsbahnen ist der Mi- 
nister zugleich oberste Verwaltungsinstanz. 

Eine besondere Äußerung des Staatshoheitsrechtes ist das 
Recht der Eisenbahnpolizei, d. h. das Recht, für die Ruhe, 
Ordnung, Sicherheit des Betriebes durch Erlaß allgemeiner Anord- 
nimgen und besonderes Eingreifen zu sorgen, sei es gegen die Bahn- 
verwaltung, sei es gegen das Publikum, mag es sich ntin um den 
Schutz der Bahn gegen die ihr drohenden Gefahren oder um den 
Schutz des Publikums gegen die ihm aus dem Betrieb möglicher- 
weise erwachsenden Gefahren handeln. 

§ 11. Die Staatsaufsicht über die Privatbahnen in PreuBen. 

§ 46 des Eisenbahngesetzes vom 3. November 1838 bestimmt, 
daß zur Ausübung des Aufsichtsrechtes des Staates über das Eisen- 
bahnunternehmen ein beständiger Kommissarius bestellt werden soll, 
an welchen sich die Gesellschaft in allen Beziehungen zur Staats- 
verwaltung zu wenden hat. Er ist befugt, ihre Vorstände zusammen- 
zuberufen und ihren Zusammenkünften beizuwohnen, und zwar 
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auch der Versammlung der Gesellschaftsmitglieder, nicht nur des 
Vorstandes (Eger I, S. 47). Auf Grund dieses Gesetzes wurden vier 
Eisenbahnkommissariate (Berlin, Breslau, Altona, Köln) eingerichtet. 
Nach Auflösung dieser Kommissariate infolge der fortschreitenden 
Verstaatlichung sind durch die neue Verwaltungsordnung der Staats- 
eisenbahnverwaltung allgemein die Präsidenten der Eisenbahn- 
direktionen, in deren Bezirken sich Privatbahnen befinden, zu 
Eisenbahnkommissaren bestellt. Sie erledigen ihre Geschäfte unter 
der Bezeichnung: Königlicher Eisenbahnkommissar. In Hohen- 
zollern fungiert der Regierungspräsident zu Sigmaringen als Auf* 
Sichtsbehörde. Die Befugnisse der Eisenbahnkommissa- 
riate regelt ein Regulativ, die Eisenbahnkommissariate betreffend, 
vom 24. November 1848 (MBl. f. d. ges. i. Verw., S. 390). Zu 
dem Geschäftskreis des Kommissars gehört die Wahrung der 
Rechte des Staates den Eisenbahngesellschaften gegenüber, 
sowie der Interessen der Eisenbahnunternehmungen 
als gemeinnütziger Anstalten und der Interessen des die Eisen- 
bahn benutzenden Publikums. Dem Kommissar liegt die Für- 
sorge für die finanziellen und alle Betriebsangelegenheiten, sofern 
dabei ein allgemeines Interesse obwaltet, desgleichen die Fürsorge 
für die Aufrechterhaltung des Gesellschaftsstatuts und der den Ge- 
sellschaften auferlegten Bedingungen, insbesondere auch die Über- 
wachung des vorgeschriebenen Bahnpolizeireglements, sowie seine 
Handhabung durch die damit beauftragten Bahnbeamten ob. Der 
Eisenbahnkommissar hat auch in Gemeinschaft mit einem die all- 
•gemeinen Landespolizeiinteressen vertretenden Kommissar des Re- 
gierungspräsidenten gemeinschaftlich die vor der Betriebseröffnung 
einer Bahn nach § 22 des Eisenbahngesetzes vorgeschriebene Be- 
sichtigung vorzunehmen. Der Eisenbahnkommissar ist für die von 
den Privatbahnen angestellten Bahnpolizeibeamten entscheidende 
Disziplinarbehörde erster Instanz nach § 24, Abs. 1 des Gesetzes 
vom 21. Juli 1852. Er hat auch die Einhaltung der Vorschriften 
über die Befähigung der Eisenbahnbetriebsbeamten (Bekanntmachung 
des Reichskanzlers vom 8. März 1906 RGBl. S. 31) zu überwachen. 
Zum unmittelbaren Eingreifen in den Betrieb ist zwar der 
Kommissar nicht befugt, er kann aber erstens gemäß § 47 des Eisen- 
bahngesetzes in den dort vorgesehenen Fällen den Antrag auf Ver- 
wirkung der Konzession stellen, zweitens seinen Anordnungen durch 
polizeilichen Zwang (Strafverfügung) gemäß § 48 Regierungsinstruktion 
vom 23. Oktober 1817 (Strafe bis 100 Taler) gegen jedes Mitglied der 
Direktion Gehör verschaffen, bei Festsetzung von Strafen über 150 M. 
mit Genehmigung des Ministers (ME. vom 23. April 1879, Egerl, S.46). 
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Durch Ministerialerlaß vom 14. Juni 1876, 2. März 1896 (Fritsch, 
S. 211) sind die Befugnisse der Eisenbahnkommissare erweitert 
worden, indem ihnen außer den Aufsichtsbefugnissen auch das 
Recht, über gewisse Anträge zu entscheiden, vorbehaltlich des Re- 
kurses an den Minister, übertragen worden ist. Hierzu gehörem 
unter bestimmten Umständen, welche der Erlaß im einzelnen auf- 
führt, das Recht, den Umbau oder die Erweiterung von Bahnhöfen 
zu genehmigen, die Inbetriebnahme neuerbauter zweiter Gleise, 
die Anschaffung von Betriebsmitteln, der^n Bauart den für die 
Staatseisenbahnverwaltung gültigen Normen entspricht, und die für 
den allgemeinen Verkehr unwesentlichen Fahrplanänderungen zu 
genehmigen. Ferner dürfen die Eisenbahnkommissare Tarifände- 
rungen genehmigen, wenn für eine solche Änderung bei den 
Staatsbahnen die ministerielle Genehmigung nicht erforderlich ist 
(ME. vom 3. Mai 1899, EVBl. S. 163 tind vom 27. Mai 1896, EVBl. S. 207). 

§ 13. Die Ausfibung des staatliehen Hoheitsreehtes über die 
preuBlsehen Kleinbahnen und PriratansehliüSbahnen. 

Literatur zu % 12. 

Kommentare und Erläuterungen zum preußischen Kleinbahngesetz 
von Gleim, 4:. Auü. 1907; Eger, 2. Aufl. 1904;; Jerusalem 1893; Lochte 
1903; Koehne 1903. 

Systematische Werke: 
Haarmann, Die Kleinhahnen. Berlin 1896. 
Hilse, K., Handbuch der Straßenbahnkunde. 
Müller, Grundzüge des Kleinbahnwesens. 1895. 
V. Unruh, Die Kleinbahnen. Bromberg 1893. 
Wächter, Die Kleinbahnen in Preußen. 1903. 

Das preußische Kleinbahngesetz vom 28. Juli 1892 bestimmt: 
Kleinbahnen sind die dem öffentlichen Verkehre dienenden Eisen- 
bahnen, welche wegen ihrer geringen Bedeutung für den allgemeinen 
Eisenbahnverkehr dem Gesetze über die Eisenbahnunternehmungen 
vom 3. November 1838 (GS. S. 605) nicht unterliegen. Insbesondere 
sind Kleinbahnen der Regel nach solche Bahnen, welche hauptsäch- 
lich den örtlichen Verkehr innerhalb eines Gemeindebezirkes oder 
benachbarter Gemeindebezirke vermitteln, sowie Bahnen, welche 
nicht mit Lokomotiven betrieben werden. Ob die Voraussetzung 
für die Anwendbarkeit des Gesetzes vom 3. November 1838 vor- 
liegt, entscheidet auf Anrufen der Beteiligten das Staatsministerium. 
Reichsrechtlich ist nicht bestimmt, wie sich eine Klein- 
bahn von einer Hauptbahn oder Nebenbahn unterscheidet, auch 
das Handelsgesetzbuch definiert die Kleinbahn nur negativ dahin, 
daß es eine Bahn sei, welche der Eisenbahnverkehrsordnung nicht 
unterliegt (§ 473 HGB.). 
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Privatanschlußbahnen sind nach dem preußischen Gesetz vom 
28. Juli 1892 mit Maschinenkraft betriebene Bahnen^ welche dem 
öffentlichen Verkehre nicht dienen^ aber mit Eisenbahnen^ welche 
den Bestimmungen des Gesetzes über die Eisenbahnuntemehmun- 
gen unterliegen oder mit Kleinbahnen derart in Gleisverbindung 
stehen^ daß ein Obergang der Betriebsmittel stattfinden kann. 

Beide Arten der Bahnen unterliegen gleichfalls wie die eigent- 
liche Eisenbahn dem Wegehoheitsrecht des Staates, wenn- 
gleich namentlich bei der Genehmigung der Charakter der Ver- 
leihung eines Privilegs auf Grund der Staatshoheit nicht klar zum 
Ausdruck kommt, weil sie zumeist in der Form der landespolizei- 
lichen Genehmigung und nicht in den sonstigen Formen eines Privi- 
legs erteilt zu werden pflegt. Die Rechte des Staates gliedern sich 
auch hier, wenn von dem selbstverständlichen Recht der Gesetz- 
gebung abgesehen wird, in das Recht, den Betrieb zu genehmigen, 
in das Aufsichtsrecht und das Recht, Bahnen für die Zwecke des 
Staates zu benutzen. Die Kleinbahnen unterliegen der Aufsicht 
der jeweilig für ihre Genehmigung zuständigen Behörde. Bei den mit 
Maschinenkraft betriebenen Kleinbahnen und Privatanschlußbahnen 
wirkt bei der Genehmigung eine von dem Minister zu bestimmende 
Eisenbahnbehörde mit. Diese führt auch die technische Aufsicht 
(§ 3, Abs. 2, § 22 Kleinbahngesetz). 

Von dem Rechte des Staates, die Bahn für seine Zwecke zu 
benutzen, macht das Kleinbahngesetz dahin Gebrauch, daß es analog 
den reichsrechtlichen Bestimmungen den Kleinbahnen bestimmte 
Pflichten zugunsten des Militärwesens, der Post und 
Telegraphie zur Pflicht macht. Da die Kleinbahnen der Reichs- 
gewalt nicht unterworfen sind, so besteht ein Zwang für die 
preußische Gesetzgebung zur Dienstbarmachung der Kleinbahnen 
für diese Zwecke nicht, und die durch die Partikulargesetzgebuag 
begründeten Rechte des Reiches bestehen nur, solange die Landes- 
gesetzgebung die Kleinbahnen in dieser Beziehung der Reichsgewalt 
unterwirft. 

Außer der Vorschrift des § 8 des Kleinbahngesetzes, daß, wenn 
die Kleinbahn sich einer Reichstelegraphenaalage nähert, die An- 
hörung der zuständigen Telegraphenbehörde, und, wenn die Klein- 
bahn eine dem Eisenbahngesetze unterworfene Eisenbahn kreuzt 
oder sich dem Bereiche einer Festung nähert, das Einverständnis 
der Eisenbahn- bzw. Festungsbehörde herbeizuführen ist, bestimmt 
§ 9 des Gesetzes allgemein, daß außer den durch polizeiliche Rück- 
sichten (§ 4 des Gesetzes) gebotenen, in der Genehmigung zugleich 
diejenigen Verpflichtungen zu bestimmen sind, welche der Unter- 
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nehmer im Interesse der Landesverteidigung und der Reichs- 
postverwaltung (§ 42 des Gesetzes) zu erfüllen hat. 

§ 42 des Gesetzes setzt fest, daß der Unternehmer auf jeder 
Fahrt einen Postunterbeamten mit Brief sack und, soweit der Platz 
reicht, auch andere Unterbeamte im Dienst gegen Zahlung der Abonne- 
mentsg^bühren oder des halben Personengeldes, sowie Postsendungen 
jeder Art durch das Zugpersonal oder in einem Wagenabteil gegen 
gewisse festgesetzte Vergütungen mitzunehmen und der Postverwal- 
tung die Anbringung eines Briefkastens an den Bahnwagen zu ge- 
statten hat. 

Die Anforderungen im Interesse der Landesverteidigung 
sind in der Ausführungsanweisung vom 13. August 1898 EVBl. S. 225 
zu § 9 des Gesetzes enthalten. Die Bestimmungen entsprechen den der 
Militärtransportordnung (§ 6). Hiernach haben die Kleinbahnen die 
Pflicht zur Übernahme der Militärtransporte und zwar im Frieden 
gegen Barzahlung, im Kriege gegen Stundung des Fahrpreises. Ein 
besonderer Militärtarif besteht zwar nicht, bei der Mobilmachung 
sind jedoch die Einberufenen der bewaffneten Macht zum Zwecke 
der Erreichung des Gestellungsortes kostenfrei zu befördern. Im 
Mobilmachungsfalle tritt wie bei den Eisenbahnen nach Um- 
ständen eine völlige Unterwerfung der Bahn unter die Gewalt der 
Militärbehörden ein. Es kann ein Kriegsfahrplan festgesetzt werden. 
Die Kleinbahnen müssen ihr Personal und Material gegen Ent- 
schädigung der Militärbehörde zur Verfügung stellen. Die Militär- 
behörde ist auch berechtigt, eine auf dem Kriegsschauplatz oder in 
dessen Nähe gelegene Bahn in eigenen Betrieb zu übernehmen. 
(Zirk.-Erl. V. 17. Nov. 1902 Z. f. Kleinb. S. 826.) 

Zugunsten der Reichstelegraphenverwaltung bestehen, 
abgesehen von dem erwähnten § 8 des Kleinbahngesetzes, besondere 
Festsetzungen gesetzlich nicht. Ein Erlaß des preußischen Ministers 
der öffentlichen Arbeiten und des Innern vom 9. Februar 1904 regelt 
in den Grundzügen das im Interesse der Sicherheit der Anlage und des 
Betriebes der Bahnen bei dem Zusammentreffen mit Telegraphen- und 
Fernsprechleitungen einzuschlagende Verfahren der Genehmigungs- 
behörde. Für elektrisch betriebene Kleinbahnen ist § 12 d. Ges. über 
das Telegraphenwesen vom 6. April 1892 zu beachten (vergl. hierzu 
Eger-Gordan, Postrecht S. 161 ff.). 

Die Staatsaufsicht über Privatanschlußbahnen ist der über Klein- 
bahnen ähnlich geregelt. Jedoch finden die für die Benutzung 
zugunsten der postalischen und militärischen Zwecke gegebenen Vor- 
schriften hier keine Anwendung. 
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§ 18. Die Elsenl»ahn1>esteuerniig. 

Literatur zu f 13. 

Strutz, Bestenerong des Gewerbebetriebes im Umherziehen, des Wander- 
lagerbetriebes und der Eisenbahnen. 1908. 

In steuerlicher Hinsicht sind die Eisenbahnen einmal: privi- 
legiert, sofern sie von gewissen Steuern befreit sind, das andere 
Mal belastet, insofern sie als besonderes Steuerobjekt betrachtet 
werden. 

Man unterscheidet Staats- und Kommunalabgabenpflicht. Das 
Reich erhebt nur indirekte Steuern. Welche Steuern in den einzelnen 
Bundesstaaten in die Staats- oder Rommunalkassen fließen, ist ver- 
schieden geregelt. In Preußen erhebt von den direkten Steuern 
der Staat die Einkommen- und Erbschaftssteuern. Die Grund-, Ge- 
bäude- und Gewerbesteuern sind den Gemeinden überlassen. Für 
die staatliche Besteuerung kommen die Eisenbahnunternehmungen 
nur insoweit in Betracht, als sie von Privaten betrieben werden. Es 
muß aber hier wiederum ein Unterschied zwischen Privatvollbahnen 
und Kleinbahnen gemacht werden. Eisenbahnen im Sinne des Eisen- 
bahngesetzes (Dampflokomotivbahnen) unterliegen einer besonderen 
staatlichen Eisenbahnabgabe, soweit sie von inländischen Aktien- 
gesellschaften betrieben werden nach dem Gesetz vom 3. Mai 1853, 
soweit sie in Händen einer anderen Person sind, — also auch 
fremden Staaten und Aktiengesellschaften gehören, — nach dem 
Gesetz vom 16. März 1867 (GS. S. 467). Die Eisenbahn- 
abgabe wird von dem Reinertrage erhoben. Sie beträgt bei einem 
Reinertrage von 4 o/o des Anlagekapitals ein Vierzigstel des Rein- 
ertrages ; für das fünfte Prozent ein Zwanzigstel dieses Mehrertrages ; 
für das sechste Prozent ein Zehntel und von dem Mehrertrage 
zwei Zehntel dieser Ertragsquote. Über die Berechnung des Er- 
trages sind in den beiden erwähnten Gesetzen verschiedene Grund- 
sätze aufgestellt. Soweit die Eisenbahnen einer besonderen Abgabe 
unterworfen sind, sind sie bei der Erhebung der Staatseinkommen- 
steuern dadurch privilegiert, daß sie nach § 9 des Einkommensteuer- 
gesetzes die von dem Gewerbebetrieb zu entrichtenden direkten 
Staatssteuern, also eben diese Abgabe von dem steuerpflichtigen Ein- 
kommen abziehen können. Was die Kommunalbesteuerung anbelangt, 
so ist die Eisenbahn in Preußen mit Rücksicht auf ihre besondere Be- 
steuerung von der Gewerbesteuer befreit. Die Kleinbahnen zahlen 
aber Gewerbesteuern (§ 28 des Kommunalabgabengesetzes vom 
14. Juli 1893. § 40 Kleinbahnges.). 

In den Gemeinden zahlt jeder Eisenbahnunternehmer, auch der 
Staatsfiskus (nicht aber der Reichsfiskus [Entscheidung des OVG. 
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vom 26. Januar 1892, Kunze-Kautz, Band III, S. 333]) Einkommen- 
steuer (§ 33 KA6.). Hierbei gelten die gesamten Staatsbahnen als 
eine steuerpflichtige Unternehmung. Steuern vom Eisenbahnbetrieb 
ist die Gemeinde zu erheben berechtigt, in der sich der Sitz der 
Verwaltung, eine Station oder eine für sich bestehende Betriebs- 
oder Werkstätte oder eine sonstige gewerbliche Anlage befindet 
(§ 35 KAG.). Das steuerpflichtige Reineinkommen wird bei den 
Staatsbahnen in der Weise berechnet, daß eine dreiprozentige Ver- 
zinsung des Anlage- oder Erwerbskapitals unter die Ausgaben ein- 
gesetzt wird. Für die Privatbahnen findet die Berechnungsart des 
Eisenbahnabgabengesetzes Anwendung. Das gemeindesteuerpflichtige 
Einkommen der Eisenbahnen, welches auf eine Gemeinde entfällt, 
wird danach berechnet, welche Ausgaben in der Gemeinde an Ge- 
hältern, Lohn, Tantieme erwachsen. Und zwar kommt das Gehalt 
des Verwaltungspersonals zur Hälfte, das des Fahrdienstpersonals 
mit »/s zum Ansätze. Erstreckt sich die Betriebsstätte, Station usw. 
über mehrere Orte, so beschließt der Kreisausschuß, in Städten der 
Bezirksausschuß über die angemessene Verteilung. 

Von der Gemeindegrundsteuer sind befreit die Schienenwege der 
Eisenbahnen (auch private) und die dem öffentlichen Dienst ge- 
widmeten Gebäude, also auch Bahngebäude, z. B. Dienstgebäude 
der Eisenbahndirektionen. In den Kreisen unterliegt der Eisenbahn- 
fiskus der Einkommensteuer nicht, wohl aber wird er dafür zur 
Grund- und Gebäudesteuer stärker herangezogen (§ 14, 3 Kreis- 
ordnung für die östlichen Provinzen). 

In der Stempelsteuergesetzgebung haben die Eisenbahnen als 
solche keine Sonderstellung. Nur der Fiskus des Reiches, Preußens 
und, soweit Preußen die Gegenseitigkeit verbürgt ist, auch der anderen 
Bundesstaaten ist von Stempelsteuern für ihre Verträge befreit. 
Wegen der Stempelpflicht der Genehmigungsurkunde für Privat- 
eisenbahnen und Kleinbahnen s. Tarif zum preuß. Stempelsteuer- 
gesetz vom 31. Juli 1895 (GS. S. 413). 

III. Abschnitt. 

Entstehung der Eisenbahnen. 

Literatur zum in. Absehnitt. 

Die im §3 erwähnten Handbücher des Eisenbahnrechts. 

§ 14. Allgemeines. 

Eine Eisenbahn kann als Privatbahn oder als Staatsbahn ge- 
gründet werden. Die Bahnen des größeren Verkehrs werden fast 
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überall im Reiche nicht mehr von Privaten betrieben. In Preußen 
und Sachsen hat die sogenannte Verstaatlichung die ursprünglich 
von Privaten betriebenen Bahnen zu Staatsbahnen gemacht; ebenso 
auch in Baden. In Bayern herrschte früher rechts des Rheines fast 
ausschließlich das Staatsbahnsystem, die pfälzischen Bahnen waren 
Privatbahnen. Die letzteren sind aber durch Gesetz vom 7. De- 
zember 1896 (Eisenbahnarchiv 1906, S. 441) nunmehr verstaatlicht. 
In Württemberg galt von jeher (G. vom 18. April 1843) das Staats- 
bahnprinzip. Hier können auch nach Art. 6 des genannten Gesetzes 
Privaten überhaupt nur Lokal- und Zweigbahnen konzessioniert 
werden. 

Oberwiegend in privaten Händen liegen die Unternehmungen 
von Kleinbahnen. Jedoch tritt in neuerer Zeit bei den kommunalen 
Körperschaften (Städten, Kreisen) das Bestreben stärker hervor, 
Straßen- und Kleinbahnen selbst zu bauen und zu betreiben. 

Den Staatsbahnen sind im wesentlichen gleichgestellt die Pri- 
vatbahnen im Staatsbetriebe. 

Ob eine Bahn Vollbahn oder Kleinbahn ist, entscheiden in 
Preußen auf Anrufen der Beteiligten das Staatsministerium»). 

§ 15. Die Entstehung der prenfiisehen Staatsbahnen. 

Literatur zu f 15. 

V. Vegesack, Zur Verstaatlichung der preußischen Eisenbahnen. Berlin 1905. 

Zur Entstehung einer Bahn ist notwendig, 1. ein Unter- 
nehmer, 2. die Verleihung des Rechtes zum Bau und Be- 
trieb einer Eisenbahn, 3. die spezielle Genehmigung zur Er- 
öffnung des Betriebes. Die Erfordernisse zu 1 und 2 sind bei den 
Staatsbahnen ohne weiteres gegeben. Der Unternehmer ist der Staat 
selbst, zwar nicht als Inhaber des Eisenbahnhoheitsrechtes, sondern 
als rechtsfähiges Subjekt von Rechten und Verbindlichkeiten (Fiskus). 
Aus der Personenidentität des Inhabers des Hoheitsrechtes und des 
Unternehmers ergibt sich, daß von einer formellen Konzessions- 
erteilung und von Konzessionsbedingungen nicht die Rede sein kann. 
Die Begründung der Staatsbahn erfolgt durch Gesetz. Dieses 
stellt die Etatsmittel zum Bau bereit. Ebenso wie bei Privatbahnen 

*) Den scharfen Unterschied zwischen Eisenbahnen und Kleinbahnen 
macht nur die preußische Gesetzgebung. In den anderen deutschen Staaten 
werden, soweit nicht die Kleinbahnen überhaupt zu den Eisenbahnen ge- 
rechnet werden, jedenfalls die nebenbahnähnlichen Kleinbahnen gänzlich zu 
den Nebenbahnen gezählt und nur die Straßenbahnen ausgeschieden, die 
lediglich der ortspolizeilichen Aufsicht unterworfen werden (vgl. bayr. Vizinal- 
bahngesetz vom 29. 4. 1869 und Lokalbahngesetz vom 28. 4 1882, hessisches 
Nebenbähngesetz vom 29. 6. 1884, badisches Eisenbahngesetz vom 23. Juni 1900. 
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die Konzession, so verpflichtet das Gesetz den Fiskus, die Bahn in 
der bestimmten Richtung zu bauen. Die weitaus größte Zahl der 
in die Konzession aufzunehmenden Bedingungen erübrigt sich hier> 
weil für die Staatsbahnen die näheren Verwaltungsgrundsätze zu- 
meist generell geregelt sind. Zu beachten ist, daß das Gesetz, wenn 
es auch mit der Konzession verglichen ist, nicht etwa eine Kon- 
zession der gesetzgebenden Körperschaften an den Staat darstellt; 
denn in Preußen liegt die Souveränetät, also auch das Eisenbahn- 
hoheitsrecht, das allein die Grundlage der Konzession sein kann,, 
ausschließlich beim Könige. Das gleiche gilt in den meisten anderen 
monarchisch regierten Ländern. 

Bei der eigentlichen Inangriffnahme des Baues unterscheidet 
sich dagegen die Begründung der Staatsbahn von der Begründung 
der Privatbahn nicht wesentlich. Auch bei den Staatsbahnen müssen 
die Vorarbeiten in der gleichen Weise wie bei den Privatbahnen 
erfolgen. Ferner gilt der Grundsatz, der dem Unternehmer im öffent* 
liehen Interesse das Recht gibt, unter bestimmten Voraussetzungea 
fremdes Eigentum für sich in Anspruch zu nehmen (Enteignungs- 
recht) für den staatlichen und den Privatunternehmer gleichmäßig. 
Diese Bestimmungen finden daher entsprechende Anwendung mit 
dem Unterschied, daß die genehmigende Instanz (Minister der öffent- 
lichen Arbeiten) gleichzeitig Dienstvorgesetzter der Eisenbahnver- 
waltungsbehörde ist, und somit ihre Anordnungen, soweit eine An- 
fechtung überhaupt zulässig ist, nicht angefochten werden können. 

§ 16. Die Entstehung der preußischen Privathahnen. 

Literatur zu $16. 

Die im § 3 genannten Handbücher des Eisenbahnrechts, ferner über die Ent- 
stehung der Aktiengesellschaft die Kommentare zum Handelsgesetzbuch 
von Staub, Makower, Düringer-Hachenburg, Lehmann-Ring, Litthauer, Dove,. 
Gareis-Fuchsberger, Basch, Friedberg, Korn, Goldmann u. a. Cosack, Lehr- 
buch des Handelsrechts und die Literatur z. Abschn. V (§ 24;). 

a) Allgemeines. Zur Begründung einer Bahn gehört 
(s. S. 27) ein Unternehmer, die Erteilung einer Konzession 
und die spezielle Genehmigung. Unternehmer von Privat- 
bahnen kann jede rechtsfähige Persönlichkeit sein (Einzelpersonen,, 
juristische Personen, Kommunen, Handelsgesellschaften). Mit Rück- 
sicht auf die Höhe des erforderlichen Kapitals werden fast 
stets Aktiengesellschaften die Unternehmer sein. Das preußische 
Eisenbahngesetz vom 4. November 1838 geht daher auch aus- 
schließlich davon aus, daß Aktiengesellschaften die Unternehmer 
sind, und regelt die Verfassung dieser Gesellschaften als erste Kodi- 
fikation des Aktienrechtes in Preußen eingehend. Jetzt ist die 
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Aktiengesetzgebung des Eisenbahngesetzes nicht mehr in Geltung. 
An ihre Stelle traten zunächst die Bestimmungen des allgemeinen 
deutschen Handelsgesetzbuches, später die Gesetze vom 11. Juni 
1870 und 18. Juli 1884, betreffend die Kommanditgesellschaft auf 
Aktien und die Aktiengesellschaften. Gegenwärtig wird das Aktien- 
recht ausschließlich durch die Bestimmungen des zugleich mit dem 
Bürgerlichen Gesetzbuche in Kraft getretenen Handelsgesetzbuches 
vom 10. Mai 1897 geregelt. Die später noch wieder zu gebenden 
Regeln über die Gesellschaftsgründung sind hiernach reichsrecht- 
liche und gelten für alle Bundesstaaten. 

b) Der Unternehmer. Die Konzession zur Gründung einer 
Bahn kann einer bereits bestehenden Gesellschaft erteilt werden. 
Zumeist wird aber die Gesellschaft zum Zwecke des Betriebes 
einer Bahn erst gegründet, und zwar läßt sich in der Regel ein 
Komitee die Konzession für die demnächst zu gründende Gesell- 
schaft erteilen. Das Komitee heißt Gründergesellschaft. Es kann 
in Form einer juristischen Person (eingetragener Verein) oder in 
Form einer Handelsgesellschaft gegründet sein. Zumeist ist es eine 
lediglich zum Zwecke der Eisenbahngründung zusammengetretene 
Personenmehrheit, eine im früheren Rechte sogenannte Gelegenheits- 
gesellschaft. Die Gesellschafter können entweder ausschließlich sich 
gegenseitig verpflichten, später die Geschäftsanteile der Gesellschaft 
(Aktien) zu zeichnen, oder ihre Tätigkeit besteht darin, durch Erlaß 
von Prospekten oder sonstige Mittel der Werbung Personen zu 
finden, die sich verpflichten, als Zeichner von Aktien aufzutreten. 
Da für das Zeichnen der Aktien gesetzliche Formvorschriften be- 
stehen, so ist nicht etwa durch die Erklärung des Beitretenden, 
später Aktien zeichnen zu wollen, eine Aktiengesellschaft errichtet; 
wohl aber können nach der Erteilung der Konzession die Beitretenden 
durch Klage gezwungen werden, nunmehr die formelle Aktienzeich- 
nung vorzunehmen. Im Falle der Verurteilung erfolgt die Voll- 
streckung nach § 888 ZPO. Der Verurteilte wird durch Geldstrafe 
oder Haft angehalten, seine Erklärung abzugeben, weil eine Hand- 
lung in Frage steht, welche von einem Dritten nicht vorgenommen 
werden kann. Die Rechtsverhältnisse der Gründergesellschaft regeln 
sich nach den Bestimmungen des BGB. § 706 ff. (Gesellschaft). Ob 
überhaupt Beiträge zu leisten oder Einlagen zu machen sind, ist 
Tatfrage, im Zweifel sind gleiche Beiträge zu leisten. Die Geschäfts- 
führung steht den Gesellschaftern gemeinschaftlich zu. Für jedes 
Geschäft ist Stimmeneinheit erforderlich, sofern nichts anderes ver- 
einbart ist. Die Gesellschaft endet, da sie für den bestimmten 
Zweck eingegangen ist, regelmäßig nur mit der Erreichung dieses 
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Zweckes, also mit der Begründung der Aktiengesellschaft nach er* 
teilter Konzession. Die Gründergesellschaft ist nur Geschäftsführerin 
der späteren Aktiengesellschaft; nicht ihr, sondern der zu grün- 
denden Eisenbahngesellschaft wird die Konzession erteilt 

c) Die Konzession. Die Konzession ist ein Privilegium, 
das ist eine auf dem freien Willen des Staates beruhende Gunst- 
erweisung, auf deren Verleihung nicht geklagt werden kann. Auch 
wenn bei den Vorverhandlungen dem Komitee von Seiten der Staats^ 
behörde Zusicherungen gemacht worden sind, kann immer nur auf 
Schadloshaltung geklagt werden; das gleiche gilt, wenn die Aus- 
übung des privilegierten Rechtes der Gesellschaft entzogen oder 
beschränkt wird. Die Konzession verleiht dem Beliehenen das staat- 
lich geschützte Recht, eine Eisenbahn zu bauen und zu betreiben. 
Ihm steht die Pflicht gegenüber, die Eisenbahn zu bauen und zu be- 
treiben. Die Erfüllung dieser Pflicht kann durch Ausbedingung von 
Sicherheitsstellung und Vertragsstrafen gesichert werden, die Nicht- 
erfüllung auch die im § 11 (§ 21) bezeichneten Zwangsmaßregelu 
herbeiführen. 

Inwieweit dem Konzessionär das Betriebsrecht auf der zu 
gründenden Bahn ausschließlich zusteht, richtet sich nach den 
Konzessionsbedingungen. Wenn aber auch die Konzession keine 
Beschränkung der Betriebsfreiheit enthält, so ist doch gesetzlich 
das Privilegium kein völlig ausschließliches, es 
wohnen vielmehr der Konzession gesetzliche Beschränkungen inne. 
Zunächst ist die Konzession strikte auszulegen, sie bezieht sich 
nur gerade auf die Bahn innerhalb der Punkte, für welche das 
Privilegium erteilt worden ist, so daß ohne neue Konzession weder 
eine Zweigbahn angelegt werden, noch eine Verlängerung 
der Bahn vorgenommen werden darf (§ 6 EG.). Ferner kann nach 
Ablauf von 3 Jahren der Minister der öffentlichen Arbeiten, wenn er 
dies für angemessen erachtet, einem anderen Transportunternehmer 
den gleichzeitigen Betrieb auf der Bahnlinie gestatten. 
Hierdurch entsteht keine Verpflichtung des Staates zur Schadlos- 
haltung. Jedoch muß der neue Unternehmer an den ursprünglichen 
Konzessionär ein sogenanntes Bahngeld entrichten. Diese ganze 
Bestimmung ist aber nicht praktisch geworden, weil sich die 
Annahme, es würde sich ermöglichen lassen, verschiedenen Unter- 
nehmern das Befahren der Strecke mit eigenen Wagen zu gestatten, 
als technisch undurchführbar erwies (vergl. Eger II, S. 216 ff., 362 ff.). 

Unbedingt und jederzeit muß sich die Bahn die Genehmigung 
einer Anschlussbahn gefallen lassen, und dem neuen Unternehmer 
ist auch der Transportbetrieb auf der alten Bahn gegen Entschädigung 
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zu gestatten (§ 46 EG.). Mit Rücksicht auf Art. 41 RV. kann sowohl 
die Reichsbehörde (Reichseisenbahnamt) wie die Staatsbehörde die 
Erfüllung dieser Pflicht überwachen. Der Berechtigte kann sich, wenn 
der Anschlußpflichtige seiner Pflicht nicht nachkommt, bei den 
Reichs- oder bei den Staatsbehörden beschweren. Die Anschlußpflicht 
obliegt sowohl Privat- wie Staatsbahnen. Nach preußischem Recht 
war nur neuen Bahnen der Anschluss zu gestatten, und nur insofern 
es sich um Fortsetzung der Linie oder einer Seitenverbindung handelt. 
Das Reich hat umfassendere Rechte. Es kann, da Einschränkungen 
nicht gegeben sind, auch den Anschluß für Parallelbahnen verlangen, 
ferner kann mit dem Rechte, den Anschluß zu verlangen, nach Reichs- 
recht jede seit dem Inkrafttreten der Reichsverfassung angelegte 
Bahn beliehen werden, nicht etwa nur jede neu anzulegende Bahn 
(so Gleim S. 196, Fritsch Anm. 66 zum EG., § 46). Mit dem An- 
schlußrecht ist bei den nach Reichsrecht beliehenen Anschlußbahnen 
kein Mitbetriebsrecht auf der alten Strecke verbunden, wohl 
aber mit den nach § 45 des preußischen Eisenbahngesetzes kon- 
zessionierten. Die Kosten des Anschlusses trägt unter allen Um- 
ständen die Bahn, in deren Interesse der Anschluß gestattet wird. 
Wie das Anschlußrecht, so kann auch neuen Bahnen die Pflicht, 
sich an alte Bahnen anzuschließen (aktive Anschlußpflicht) 
auferlegt werden, doch nur im Wege der Konzessionsbedingungen. 
Gesetzliche Normen bestehen nicht. 

Ein unbedingtes Recht, auf der Bahn das Transportgewerbe zu 
betreiben, steht kraft Reichsgesetzes (§ 4 des Reichspostgesetzes in 
der Fassung des Gesetzes vom 20. Dezember 1876, RGBl. S. 318) der 
Postverwaltung zu. Im übrigen wird die Konzession immer nur 
unbeschadet der Hoheitsrechte des Reiches über die Eisenbahnen 
im allgemeinen erteilt. Das früher auf 30 Jahre gewährleistete 
konkurrenzlose Betriebsrecht durch Ausschluß der Genehmigung von 
Parallelbahnen während dieser Zeit (§ 44 EG.) ist durch Art. 48, 
Abs. 3 RV. beseitigt worden. 

d) Konzessionsverfahren. Der Antrag auf Erteilung 
der Konzession wird an den Minister der öffentlichen Arbeiten 
gerichtet*). Dem Antrage muß der Nachweis der Nützlichkeit des 
Unternehmens beigefügt werden (ME. vom 30. November 1838 

*) Das Ersuchen um Erteilung der Genehmigung ist in Bayern an das 
Verkehrsministerium, in Sachsen an das Ministerium des Innern, in Würt- 
temberg und in Baden an das Ministerium der Auswärtigen Angelegen- 
heiten zu richten. In Bayern wird nach der Verordnung vom 20. 6. 1865 
zunächst die sogenannte Projektierungskonzession erteilt, in Sachsen erteilt 
der Minister des Innern im ^Verständnis mit dem Finanzministerium eine 
in der Regel auf drei Monate laufende Erlaubnis zu Vorarbeiten. 
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[Kamptz Annalen XXII, S. 221]). Hierzu gehört eine nähere Dar- 
legung des Umfanges des Personen- und Güterverkehres, sowie der 
hauptsächlichsten Gegenstände des Warentransportes. Ferner muß 
die technische Ausführbarkeit durch Darlegung der Geländeverhält- 
nisse dargetan und ein Überschlag der Unterhaltungs- und xlusfüh- 
rungskosten beigebracht werden. Es wird (nach den Erlässen vom 
9. November 1871 und vom 26. April 1897, Eisenb.-Nachr. Bl. 376) 
erfordert: die Beifügung einer Darstellung der Bahnlinie in einer 
Karte, eine Beschreibung der Bahnlinie, Lage und Höhenpläne, eine 
Denkschrift über die wirtschaftliche Bedeutung der Bahn (Rentabili- 
tätsberechnung usw.). Neben den speziellen Vorschriften muß die 
beantragende Gesellschaft hierbei die allgemeinen Vorschriften, z. B. 
die Bestimmungen der Eisenbahnbau- und Betriebsordnung vom 

4. November 1904, und die Vorschriften über die technische Einheit 
im Eisenbahnwesen (Bekanntmachung vom 7. Februar 1887, RGBl. 

5. 111), beachten. 

Die für den Antrag auf Konzession nötigen Vorarbeiten be- 
dürfen der Genehmigung des Ministers der öffentlichen Arbeiten 
(§ 4 a der Verwaltungsordnung vom 24. Mai 1907, EVBl. S. 135). Diese 
Vorschrift gilt auch für Privatbahnen (vergl. Eger I, S. 208). Die Er- 
teilung der Genehmigung kann aber dem Rechte des Landesherrn, die 
Konzession zu verweigern, nicht präjudizieren. Die Genehmigung 
zur Vornahme der Vorarbeiten ist nicht nur deswegen nötig, weil bei 
Gelegenheit ihrer Vornahme staatliches und privates Eigentum ge- 
stört wird, sondern auch weil die Unternehmerin die Zustimmung 
verschiedener Behörden für die Linienführung sich sichern muß, 
deren Äußerung von einer vorherigen Genehmigung der Zentralinstanz 
abhängig ist. So muß die Bergbehörde gehört werden (allgemeines 
Berggesetz vom 24. Juni 1866, § 163 ff., ME. vom 2. Mai 1887, EVBl. 
S. 271); ferner die Festungsbehörde (oben § 6), die Kommandanturen 
der Garnisonsorte wegen der Lage der Schießplätze zu der Bahn- 
linie, die Ortspolizeibehörden, die Post- und Zollverwaltung u. a. m. 

Die Vorarbeiten können nicht vorgenommen werden, ohne 
staatliches, kommunales oder privates Gelände zu betreten. Soweit 
staatliche, nicht jedermann zugängliche Wege in Frage kommen, liegt 
in der Genehmigung der Vorarbeiten auch die Genehmigung zum 
Betreten des Geländes. Im Falle der Nichtgestattung muß die Ge- 
nehmigung zum Betreten im Beschwerdewege erzwungen werden. 
Die Benutzung privaten Geländes zu Vorarbeiten ist unter den im 
§ 6 des preuß. Enteignungsgesetzes vom 11. Juni 1874 gegebenen 
Voraussetzungen zulässig. Hiernach muß der Besitzer sich derartige 
Störungen gegen Entschädigung gefallen lassen. Die Schadenshöhe 
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wird im Rechtswege festgestellt. Die Genehmigung zur Vornahme der 
Handlung auf fremdem Grand und Boden erteilt der Bezirksausschuß, 
in Berlin die erste Abteilung des Polizeipräsidiums. Die Enteignungs- 
behörde ist berechtigt, dem Unternehmer, wenn dieser eine Privat- 
person ist, eine Kaution aufzuerlegen. Die Gestattung der Vor- 
arbeiten wird im Regierungsamtsblatt bekannt gemacht. In der Regel 
liegt in der Verleihung des Enteignungsrechts durch die Konzession 
oder durch besondere Königliche Verordnung auch die Erlaubnis zur 
Vornahme der Vorarbeiten, auch wenn dies nicht besonders aus- 
gesprochen ist, so daß sich für diesen Fall die Herbeiführung einer 
besonderen Entscheidung des Bezirksausschusses erübrigt. Der Unter- 
nehmer muß den Guts- oder Gemeindevorstand spätestens 2 Tage 
vorher von jeder Vorarbeit in Kenntnis setzen. Der Vorstand kann 
dem Unternehmer auf seine Kosten einen vereidigten Taxator zur 
Seite setzen, um vorkommende Beschädigungen alsbald festzustellen. 
Der abgeschätzte Betrag des Schadens ist vorbehaltlich der Fest- 
stellung im Rechtswege sofort auszuzahlen. In zwei Fällen ist eine be- 
sondere Genehmigung für den Unternehmer nötig, 1. zum Betreten von 
Gebäuden, eingefriedeten Höfen und Gartenräumen. Die Genehmigung 
erteilt die Polizeibehörde; 2. zur Zerstörung von Baulichkeiten und 
zum Fällen von Bäumen. Die Genehmigung erteilt der Bezirksaus- 
schuß. 

Gegen die Gestattung der Vorarbeiten im Sinne des § 6 Ent.-Ges. 
ist binnen 2 Wochen die Beschwerde an den Minister der öffentlichen 
Arbeiten zulässig (§ 160 Zust.-Ges.). 

Der Antrag auf Konzessionserteilung wird von dem Minister der 
öffentlichen Arbeiten auf Grund der beigelegten Nachweise und der 
Vorarbeiten geprüft, bevor der Antrag auf Erteilung der Konzession 
dem Könige zur Vorlage gebracht wird. Der Entwurf wird dem Kriegs- 
minister wegen der etwaigen Einwendungen aus Erwägungen der 
Landesverteidigung vorgelegt, den übrigen Ministern mitgeteilt. Durch 
Vermittlung der Oberpräsidenten geht der Entwurf an die Regie- 
rungspräsidenten, welche ihr Gutachten abzugeben haben. 

Die Prüfung der Regierung erstreckt sich vornehmlich auf die 
Nützlichkeit, auf die technische Ausführbarkeit der Anlage, die Wah- 
rung der örtlichen und landespolizeilichen Interessen und die Solidität 
des Unternehmers. Demnächst geht der Entwurf an den Minister 
der öffentlichen Arbeiten zurück. Wird nichts weiter zu erinnern 
gefunden, so läßt er die Konzessionsbedingungen entwerfen und sie 
dem Reichseisenbahnamt mitteilen. Erhebt dieses keine Einwendung, 
so wird der Entwurf dem Staatsministerium vorgelegt, welches end- 
gültig über die Vorlage an den König beschließt. Die Erteilung der 

Eger, Eisenbahnrecht. 3 
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Konzession wird nach der Vollziehung durch den König dem Komitee 
eröffnet. Die Aushändigung der Konzession und ihre Wirksamkeit 
ist von der vorherigen Bildung der Eisenbahngesellschaft und der 
Obereinstimmung ihrer Satzungen mit den Konzessionsbedingungen 
abhängig. Ist diese Bedingung erfüllt, so wird der vom König voll- 
zogene Erlaß der Gesellschaft ausgehändigt. Durch das Amtsblatt der 
Regierung, in deren Bezirk das Unternehmen ausgeführt werden 
soll und der Eisenbahnunternehmer seinen Wohnsitz hat, wird der 
Erlaß veröffentlicht (§ 1, 2 des Gesetzes vom 10. April 1872, be- 
treffend die Bekanntmachung landesherrlicher Erlasse durch die 
Amtsblätter, G. S. 357). Der Erlaß tritt, wenn in ihm der Tag des 
Inkrafttretens nicht angegeben ist, mit dem 8. Tage nach der Aus- 
gabe des Blattes in Wirksamkeit. Erhebt das Reichseisenbahnamt 
gegen die Konzessionserteilung einen Widerspruch, der nicht auf 
gütlichem Wege gelöst werden kann, so entscheidet das verstärkte^ 
Reichseisenbahnamt (siehe oben S. 18), nicht wie nach Artikel 76 
der Verfassung der Bundesrat; denn es handelt sich nicht um einen 
Streit zwischen verschiedenen Bundesstaaten. 

Die Konzessionsbedingungen. Die Konzession wird in 
der Regel ohne Zeitbestimmung erteilt. Der Staat hat jedoch in Preußen 
das gesetzliche Recht, jede Privatbahn nach 30 Jahren anzukaufen 
(Heimfallsrecht: § 42 Eisenb.-Ges. v. 3. Novbr. 1838). Das gleiche gilt 
auch in Württemberg nach dem Gesetze vom 18. April 1843 und 
nach den Konzessionen auch in Sachsen (Stengel, Wörterbuch S. 338). 
In Bayern wird die Konzession auf höchstens 99 Jahre erteilt, alsdann 
fällt die Bahn unentgeltlich an den Staat (§ 7 der Verordnung vom 
20. Juni 1855). In Baden wird die Konzession ebenfalls auf be- 
stimmte Zeit erteilt (Gesetz vom 23. Juni 1900). 

Die Konzession kann der Staat von beliebigen Bedingungen ab- 
hängig machen. Nur einige dem Unternehmer aufzuerlegende Ver- 
pflichtungen stellt das Gesetz als unbedingt in die Konzession auf- 
zunehmende Auflagen fest. So bedarf die Emission von Aktien über 
die ursprünglich festgestellte Zahl der königlichen Genehmigung, die 
Aufnahme von Gelddarlehen der Genehmigung des Ministers der 
öffentlichen Arbeiten. Auch die schon erwähnten Pflichten zur 
Duldung eines Konkurrenzunternehmens (§ 26, 45 Eisenbahngesetz) 
sind gesetzliche Einschränkungen der Konzession. Zur näheren Er- 
läuterung wird im Anhang eine Konzessionsurkunde abgedruckt, 
auf deren Inhalt hier verwiesen werden kann. 

e) Die Gründung der Eisenbahnaktiengesellschaft. 
Der Gesellschaftsvertrag (Satzung, Statut) muß von mindestens fünf 
Personen, welche Aktien übernehmen, in gerichtlicher oder nota- 
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rieller Verhandlung festgestellt werden. Die ^,Gründer" werden in 
der Regel die Mitglieder der Gründergesellschaft sein; notwendig 
ist es nicht In der Verhandlung ist der Betrag der Aktien anzugeben. 
Die Aktien müssen in der Regel auf mindestens 1000 Mark lauten. 
Auf mindestens 200 Mark dürfen die Aktien gestellt werden^ wenn 
es der Bundesrat unter der Feststellung, daß dies nach den ört- 
lichen Verhältnissen und unter Berücksichtigung der Gemeinnützig- 
keit des Unternehmens zweckmäßig ist, zuläßt, oder wenn das Reich, 
ein Bundesstaat oder ein Kommunalverband einen bestimmten Er- 
trag auf die Aktien bedingungslos und ohne Zeitbeschränkung ge- 
währleistet (sogenannte Zinsgarantie), oder wenn die Übertragung 
der Namenaktie an die Zustimmung der Gesellschaft gebunden ist 
(sog. vinkulierte Namenaktien). Der Gesellschaftsvertrag muß ent- 
halten: 1. die Firma und den Sitz der Gesellschaft, 2. den Gegen« 
stand des Unternehmens, 3. die Höhe des Grundkapitals 
xmd der einzelnen Aktien, 4. die Art der Bestellung und Zu- 
sammensetzung des Vorstandes, 5. die Form, in der die 
Generalversammlung berufen wird, 6. die Form, in der die 
Bekanntmachungen der Gesellschaft geschehen. Ferner 
kann der Gesellschaftsvertrag bestimmen : a) daß die Aktien auf dei^ 
Inhaber (nicht auf Namen) lauten sollen, b) dass die Ausgabe der 
Aktien für einen höheren Betrag als den Nennwert (über Pari) er- 
folgen soll (Ausgabe unter Pari ist verboten), c) daß mit einem Teile 
der Aktien Vorrechte verbunden sein sollen (Prioritäten), d) daß 
einzelnen Aktionären Sonderrechte gewährt werden sollen, 
e) daß Aktionäre statt der Barzahlung andere Einlagen machen, 
oder daß gewisse Unternehmungen im ga.nzen übernommen 
werden sollen. In diesen letzteren Fällen ist die für die Einbringung 
zu gewährende Zahl der Aktien und die für die Obernahme zu ge- 
währende Vergütung festzusetzen, f) daß den Gründern ein Ent- 
gelt gezahlt werden soll (sog. Gründerlohn). Von den sonstigen 
im Vertrage frei zu vereinbarenden Bedingungen xmterscheiden sich 
die eben genannten dadurch, daß die Abmachung nichtig ist, wenn 
sie nicht im Vertrage festgestellt ist (§§ 183 bis 186 HGB.). Falsche 
Angaben in Hinsicht auf die zu e und f bezeichneten Abmachungen 
werden mit Gefängnis und zugleich mit Geldstrafe bis zu 20000 M. 
bestraft (§ 313 HGB.). 

Bei der Gründung der Gesellschaft unterscheidet man die Si- 
multangründung . und Sukzessivgründung. Simultangründung 
heißt die Gründung, wenn die Gründer sämtliche Aktien übernehmen, 
dann gilt mit der Obernahme der Aktien die Gesellschaft als er- 
richtet. Bei der Sukzessivgründung mtiß erst noch. eine Be- 
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gebang der Aktien stattfinden. Diese erfolgt durch Zeichnung, d. h. 
schriftliche Erklärung in zwei Exemplaren (eines für den Register- 
richter), welche enthalten soll 1. den Tag der Feststellung des Ge- 
sellschaftsvertrages und den wesentlichen Inhalt des Vertrages, die 
Abmachung über Sacheinlagen, Gründerlohn und den Gesamtbetrag 
der etwa verschieden berechtigten Gattungen der Aktien, 2. Name 
Stand, Wohnort der Gründer, 3^ Ausgabebetrag der Aktien und Höhe 
der festgesetzten Einzahlung, 4. die Frist, binnen der die Zeichnung 
unverbindlich wird, wenn nicht bis dahin die Errichtung der Ge- 
sellschaft erfolgt. Fehlt eine der Bestinmiungen, so ist der Zeich- 
nungsschein nichtig. Er wird gültig, wenn die Gesellschaft trotzdem 
in das Handelsregister eingetragen wird und der Zeichner durch 
Abstimmung in der Generalversammlung oder sonst Aktionärrechte 
ausübt. Bei der Simultangründung wird alsbald nach der 
Gründung oder in deiner besonderen notariellen oder gerichtlichen 
Verhandlung der erste Aufsichtsrat der Gesellschaft bestellt, und 
wenn, was vielfach geschieht, der Vorstand nicht durch den Auf- 
sichtsrat gewählt wird, auch der Vorstand. Bei der Sukzessivgründung 
haben die Gründer nach der Zeichnung des Grundkapitals zu den- 
selben Zwecken eine Generalversammlung zu berufen (§ 190 HGB.). 
Die Mitglieder des Vorstandes und des Aufsichtsrates prüfen alsdann 
den Vorgang der Gründung und erstatten der Gesellschaft schrift- 
lich Bericht. Prüfung durch besondere durch die Handelskammer 
zu bestellende Revisoren ist notwendig, wenn ein Gründerlohn verab- 
redet ist oder Sacheinlagen gemacht werden oder ein Gründer zum 
Vorstand gehört. Nach der Prüfung erfolgt die Anmeldung der Ge- 
sellschaft zum Handelsregister bei dem Amtsgericht ihres Sitzes, 
und zwar durch sämtliche Mitglieder des Vorstandes, des Aufsichts- 
rates und sämtliche Gründer (§ 195 HGB.). Beizufügen ist der An- 
meldung: der Gesellschaftsvertrag, die Protokolle über die Grün- 
dungsverhandlung, die Verträge über Sacheinlagen und Übernahmen 
uäw., das Doppel der Zeichnungsscheine, die Urkunde über die Be- 
stellung des Aufsichtsrates und des Vorstandes, der Prüfungsbericht 
und, wie das Handelsgesetzbuch ausdrücklich vorschreibt, die Ge- 
nehmigungsurkunde, wenn der Gegenstand des Unternehmens der 
staatlichen Genehmigung bedarf. Da die Konzessionsurkunde vor 
der Eintragung der Gesellschaft nicht in ihren Händen ist, so wird 
dem Erfordernisse des § 195, 6 HGB. genügt sein müssen, wenn eine 
arntliche Bescheinigung über die nach der Eintragung zu erteilende 
Konzession vorgelegt wird. Bei der Simultangründung erfolgt als- 
dann, wenn alle Erfordernisse erfüllt sind, die Eintragung der Gesell- 
schaft ins Handelsregister. Bei der Sukzessivgründung beruft das 
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Gericht zunächst eine Generalversammlong und führt eine Beschluß- 
fassung über die Errichtung der Gesellschaft herbei. Alsdann erfolgt 
die Eintragung in das Handelsregister und die Veröffentlichung der 
Eintragung (§§ 198, 199 HGB.). Hat die Eisenbahnunternehmung 
eine Zweigniederlassung, worunter natürlich nicht etwa eine Eisen- 
bahnstation zu verstehen ist, so ist bei dem Gericht dieser Nieder- 
lassung die Anmeldung ebenfalls nötig (§ 201 HGB.). 

Die Aktiengesellschaft besteht erst von dem Momente der Ein- 
tragung in das Handelsregister ab (§ 200 HGB.). Durch vorherige Ge- 
ischäfte im Namen der Gesellschaft verpflichtet der Abschließende 
sich lediglich persönlich, handeln mehrere, so haften sie als Ge- 
samtschuldner, d. h. jeder auf das Ganze. 

Nach dem preußischen Eisenbahngesetze bedurfte die Aktien- 
gesellschaft als solche der staatlichen Genehmigung. Dies ist jetzt 
nicht mehr der Fall, dagegen ist durch die anderweite Gestaltung des 
Aktienrechtes das Erfordernis der staatlichen Verleihung des Rechtes, 
eine Eisenbahn zu bauen und zu betreiben, nicht weggefallen. Dies 
erkennt auch das Handelsgesetzbuch an (§ 195, Ziff. 6). Die Eintra- 
gung einer Eisenbahn-Aktiengesellschaft ins Handelsregister muß 
daher abgelehnt werden, wenn der Nachweis der Zusage künftiger 
Konzessionserteilung nicht erbracht wird. 

f) Die Genehmigung. Durch die Vorlegung eines Auszuges 
aus dem Handelsregister und der Satzungen wird der Aufsichts- 
behörde (dem Minister der öffentlichen Arbeiten) nachgewiesen, 
daß die Bedingungen, unter denen die Konzession erteilt ist, erfüllt 
sind. Nach Aushändigung der Konzessionsurkunde beginnen die 
speziellen Vorarbeiten. Diese bereiten unmittelbar die Aus- 
führung des Unternehmens vor. Die Vorarbeiten werden zur 
Vorbereitung der Genehmigung in der Regel der Landespolizei- 
behörde vorgelegt, jedoch steht dieser die Entscheidung nicht zu, 
Bondern nach ausdrücklicher Vorschrift des Eisenbahngesetzes, § 4, 
ist die endgültige Genehmigung dem Minister vorbehalten (Erlaß 
vom 24. Oktober 1900, EVBl. S. 511). 

Bei der Prüfung der speziellen Vorarbeiten (sog. vorläufige 
Planfeststellung) werden wiederum alle in Betracht kommenden, 
etwa kollidierenden Interessen (Landesverteidigung, Bergbau) be- 
rücksichtigt. Findet sich nichts weiter zu erinnern, so wird die Ge- 
nehmigung erteilt. Eine besondere Form ist hierfür nicht vor- 
geschrieben. Für die Ausführung der Arbeiten wird in der Mehrzahl 
der Fälle eine Frist bestimmt. Wird sie versäumt, so treten die in der 
Konzession und im Eisenbahngesetz (§ 47) hierfür vorgesehenen nach- 
teiligen Folgen ein. 
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§ 17. Die Entstehung der preuBlschen Elelnibalmen. 

Literatur zu S 17. 

Die zu § 12 angeführten Werke, ferner 

Germershausen, Das Wegerecht und die Wegeverwaltung in Preußen. 

a) Allgemeines. Die Konzession der Kleinbahnen wird nicht 
in der Form eines vom König erteilten Privilegiums erteilt, viel- 
mehr nähert sie sich in der Form der gewöhnlichen polizeilichen 
Genehmigung von Betriebsunternehmungen. Das Wesen der 
Kleinbahngenehmigung als einer wahren Konzession 
wird aber dadurch nicht beeinträchtigt (Eger, Kleinbahn- 
ges., S. 32 ff.). Wie bei den Haupt- und Nebenbahnen steht dem 
Betriebsrecht auch bei den Kleinbahnen die Betriebspflicht 
des Unternehmers gegenüber, auch wenn in der Genehmigung 
diese Pflicht nicht besonders auferlegt ist (Eger, Bahneinheitsges. 
S. ö, und Kleinbahnges. S. 179, a. M. Gleim, Kleinbahnges. S. 66). 
Aus den Ausführungsanweisungen zu § 11 des Kleinbahngesetzes, 
welche der Genehmigungsbehörde zur Pflicht machen, der Klein- 
bahn die Betriebspflicht aufzuerlegen, sofern die Kleinbahn nicht 
für das öffentliche Verkehrsinteresse ohne Wert ist, folgt nicht 
das Gegenteil. Die Vorschrift bezweckt nur, den Kleinbahn- 
konzessionar bei der Genehmigung über die Rechtslage aufzuklären. 

Das Verfahren bei der Genehmigung der Kleinbahn ist den 
für die Entstehung der Privateisenbahn geltenden Bestim- 
mungen ähnlich geregelt. Wie bei der Privateisenbahn zwischen 
der Konzession und der Genehmigung zum Betriebe, so ist 
auch bei der Kleinbahn zwischen der generellen Genehmi- 
gung und der speziellen Genehmigung (Feststellung des 
Bauplans usw.) zu unterscheiden. 

b) Der Unternehmer. Unternehmer einer Kleinbahn kann, 
wie bei der Privatbahn, jedermann sein. Zumeist wird auch hier 
eine Aktiengesellschaft in Frage kommen. In neuerer Zeit wenden 
sich die Kommunalverbände (Städte, Kreise, Provinzen) mehr und 
mjehr dem Betriebe von Kleinbahnen zu. Ebenso kann das 
Reich oder ein Staat Unternehmer sein. Für diese öffentlichen 
Körperschaften gelten alle Bestimmungen des Gesetzes gleich- 
mäßig, nur daß die Bestimmungen über den Erwerb durch den Staat 
bei staatlichen Kleinbahnen wegfallen. Ferner brauchen, wenn das 
Reich, der Staat oder ein Kommunalverband Unternehmer ist, die 
sonst vorgesehenen Sicherstellungen, Fristen und Geldstrafen nicht 
vorgeschrieben bzw. gefordert zu werden. (§§ 6, 11, 26, 27 Klein- 
bahngesetz.) 

Wenn eine Aktiengesellschaft sich zu dem Zwecke des Be- 
triebes einer Kleinbahn erst gründet, so gelten die für die Gründung 
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der Eisenbahn-Aktiengesellschaft gegebenen Vorschriften auch für 
diese; jedoch mit dem Unterschied, daß die Genehmigungsurkunde 
vor der Eintragung ins Handelsregister ausgehändigt wird. Zum 
Schutze vor Mißbrauch hat das Gesetz im § 16 die Bestimmung ge- 
troffen, daß die Genehmigung gleichwohl erst mit dem Nachweise 
der Eintragung in Wirksamkeit tritt. Das gleiche gilt, wenn die Ge- 
nehmigung einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung oder Kom- 
manditgesellschaft erteilt wird; denn die erwähnten drei Gesell- 
schaften entstehen als solche erst mit der Eintragung in das 
Handelsregister. Die Genehmigung kann auch dem ersten Unter- 
nehmer und seinen Erben erteilt, oder auch die Übertragung des 
Unternehmens auf andere Personen ausdrücklich gestattet werden. 
Dagegen ist die Übertragung des Unternehmens auf einen Dritten 
ohne die genehmigungspflichtige Änderung des Unternehmens unzu- 
lässig (Erl. vom 15. Januar 1903, EVBl. S. 39). Ein Ausländer, der 
um die Genehmigung nachsucht, muß im Inlande seinen Wohnsitz 
nehmen und hat vor dem Gericht des betreffenden Ortes in allen 
das Unternehmen betreffenden Angelegenheiten Recht zu nehmen. 
Dies ist in der Konzession nach den Bestimmungen der Ausfüh- 
rungsanweisungen vorzuschreiben. 

c) Die generelle Genehmigung (Konzession). Die Ge- 
nehmigung wird erteilt, wenn eine Bahn mit Maschinenkraft (Dampf, 
Elektrizität, Wasserkraft usw.) betrieben werden soll, von dem Re- 
gierungspräsidenten, in Berlin von dem Polizeipräsidenten im Einver- 
nehmen mit einer Eisenbahnbehörde, die von Fall zu Fall von dem 
Minister der öffentlichen Arbeiten bezeichnet wird, im übrigen ge- 
nehmigt die Ortspolizeibehörde das Unternehmen innerhalb ihres 
Bezirkes. Wenn die Bahn mehrere Gemeindebezirke des Landkreises 
berührt, erteilt der Landrat die Genehmigung. Wenn mehrere Land- 
kreise durchschnitten werden, oder nichtstädtische Kunststraßen be- 
nutzt werden sollen, der Regierungspräsident. Berührt die Bahn 
mehrere Landespolizeibezirke, so daß zweifelhaft wird, wer zur 
Genehmigung zuständig ist, so bestimmt, wenn die Landespolizei- 
behörde derselben Provinz angehört, der Oberpräsident, wenn sie ver- 
schiedenen Provinzen angehört, oder wenn die Stadt Berlin beteiligt 
ist, der Minister der öffentlichen Arbeiten die zuständige Behörde 
im Einverständnis mit dem Minister des Innern. Zur Anlegung von 
Bahnen in Berlin und Potsdam bedarf es königlicher Genehmigung 
(§ 39 des Kleinbahngesetzes). 

Der Unternehmer hat der zur Grenehmigung zuständigen Be- 
hörde die zur Beurteilung des Unternehmens in finanzieller 
und technischer Hinsicht erforderlichen Unterlagen, 
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insbesondere einen Bauplan, einzureichen. Zur Vornahme 
der Vorarbeiten ist das Einverständnis des Regierungspräsidenten 
und bei den mit Maschinenkraft zu betreibenden Bahnen die Ge- 
nehmigung des Ministers erforderlich (Erlaß vom 13. Januar 1896, 
EVBl. S. 43). Welche Unterlagen für die Prüfung des Gesuches um 
Genehmigung beigebracht werden müssen, regelt die Ausführungs- 
anweisung zu dem Kleinbahngesetz insoweit, als sie das Mindestmaß 
der zu fordernden Nachweise feststellt, ohne den Prüfungsbehörden 
das Recht zu verschränken, andere Unterlagen zu fordern. Sie 
unterscheidet hierbei zwei Klassen von Kleinbahnen; nämlich ein- 
mal städtische Straßenbahnen einschließlich derjenigen, die 
zwar dem Verkehr von Nachbarorten dienen, aber nach ihrem Bau 
und ihrer Zweckbestimmung (hauptsächlich Personenverkehr) einen 
straßenbahnähnlichen Charakter haben, und sodann Kleinbahnen 
mit nebenbahnähnlichem Charakter, welche den Per- 
sonen- und Güterverkehr in größerem Maßstabe zwischen mehreren 
Orten vermitteln. Gefordert werden insbesondere Lage- und 
Höhenpläne, Kostenanschlag und Rentabilitätsberechnung. Gesetzlich 
vorgeschrieben ist die Beibringung der Zustimmung der- 
jenigen, welchen die Unterhaltung der Wege, die von 
der Bahn benutzt werden sollen, öffentlich-recht- 
lich obliegt. Gelingt es dem Unternehmer nicht, die Zustimmung 
des Wegeunterhaltungspflichtigen zu erlangen, so kann er auf Er- 
gänzung der Zustimmung antragen. Es entscheidet, wenn eine Pro- 
vinz oder ein ihr gleichstehender Kommunalverband in Frage kommt : 
der Provinzialrat, gegen des'sen Entscheidung die Beschwerde an den 
Minister der öffentlichen Arbeiten zulässig ist; wenn eine Stadt- 
gemeinde oder ein Kreis oder ein mehrere Kreise berührender W6g 
in Frage kommt, der Bezirksausschuß, sonst der Kreisausschuß. 
Gegen den Beschluß des Bezirksausschusses findet die Beschwerde 
an den Provinzialrat, gegen den Beschluß des Kreisausschusses die 
Beschwerde an den Bezirksausschuß innerhalb zweier Wochen statt 
(§ 121 LVG.). Die Wegeunterhaltungspflichtigen können für die 
Benutzung des Weges ein angemessenes Entgelt beanspruchen. Sie 
können sich auch den Erwerb der Bahn im ganzen nach Ablauf 
einer bestimmten Frist gegen angemessene Entschädigung des Unter- 
nehmers vorbehalten. 

Auf Grund der eingereichten Nachweise erfolgt die Prüfung des 
geplanten Unternehmens durch die zuständige Behörde, unter Be- 
schränkung der Prüfung auf folgende Punkte: 1. die betriebs- 
sichere Beschaffenheit der Bahn und der Betriebsmittel, 
2. den Schutz gegen schädliche Einwirkungen der Anlage 
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und des Betriebes, 3.. die technische Befähigung und Zuver- 
lässigkeit der in dem äußeren Betriebsdienst anzustellenden Be- 
diensteten, 4. die Wahrung der Interessen des öffentlichen Ver- 
kehrs (§ 4 des Gesetzes). „Ober das, was nach Lage des einzelnen Falles 
nach dem pflichtmäßigen Ermessen der Behörde zur Sicherung der 
beteiligten öffentlichen Interessen notwendig ist, darf in keinem Falle 
herausgegangen werden. Insbesondere hat die Prüfung der Baupläne 
lediglich nach dem Gesichtspunkte dieser Sicherung zu erfolgen; 
abgesehen hiervon sind technische Verbesserungen nicht zu fordern" 
(Ausführungsanweisting). Abgesehen von der Anhörung der Wege- 
polizeibehörde (das sind die allgemeinen Orts- und Landespolizei- 
behörden), ist die Wahrung der Rechte der Militärbehörde und der 
Post- und Telegraphenverwaltung der genehmigenden Behörde be- 
sonders zur Pflicht gemacht (Anhörung der Festungsbehörde, der 
Reichstelegraphenbehörde, wenn die Bahn sich einer Festung oder 
Telegraphenanlage nähert (§ 8 Abs. 1 u. 2), Bericht an den Kriegs- 
minister bei der Abweichung von den vorgeschriebenen, an die 
Leistungsfähigkeit der Bahn zu stellenden Anforderungen [Ausfüh- 
rungsanweisung zu § 9]). Wenn die Kleinbahn eine dem Eisenbahn- 
gesetz unterliegende Bahn berühren oder kreuzen soll, so ist in 
jedem Fall die Entscheidung des Ministers der öffentlichen Arbeiten 
erforderlich (§ 8, Abs. 3 Ministerialerlaß vom 4. April 1901, EVBl. 
S. 147). ■ 

Wird die Genehmigung nicht erteilt, so steht dem Unternehmer, 
wenn für die Genehmigung neben dem Regierungspräsidenten oder 
Polizeipräsidenten eine Eisenbahnbehörde berufen ist, die Beschwerde 
an den Minister der öffentlichen Arbeiten zu (§ ö2 des Gesetzes). 
Im übrigen geht die Beschwerde gegen die Verfügung der Orts- 
polizeibehörde auf dem Lande oder in Städten, die zu einem Land- 
kreise gehören und weniger als 10000 Einwohner haben, an den 
Landrat, und gegen dessen Entscheidung an den Regierungspräsi- 
denten, gegen die Verfügung der sonstigen Ortspolizeibehörden und 
des Landrates an den Regierungs- und alsdann an den Oberpräsi- 
denten, gegen Verfügung des Polizeipräsidenten von Berlin nur an 
den Oberpräsidenten (§ 127 LVG.). 

Die Genehmigungsbedingungen sind innerhalb des Rahmens zu 
halten, welchen das Gesetz festlegt. Sie dürfen anderweite Auf- 
lagen nur enthalten, soweit solche zur Wahrung des Staats- 
interesses im Sinne des § 4 des Gesetzes nötig sind. Abgesehen von 
den bereits erwähnten Vorschriften im Interesse der Landesver- 
teidigiing, Post und Telegraphie, muß die Art und Höhe der Sicher- 
stellung für die Unterhaltung und Wiederherstellung öffentlicher 
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Wege, insofern diese nicht bereits erfolgt ist, vorgeschrieben werden. 
Es muß ferner im Interesse des öffentlichen Verkehrs über den 
Fahrplan und die Beförderungspreise das Erforderliche festgestellt 
werden. Bei der Feststellung der Fahrpreise ist jedoch zu beachten, 
daß mindestens während der ersten 5 Jahre die Preise von dem 
Unternehmer frei bestimmt werden können und später sich die Ge- 
nehmigung nur auf den Höchstsatz erstreckt. Es kann femer bei 
der Genehmigung von Bahnen, welche Güter befördern sollen, die 
Zulassung von Privatanschlußgleisen zur Pflicht gemacht werden. 
Die Errichtung von Erneuerungs- und Reservefonds kann verlangt 
werden. Die Genehmigung kann dauernd oder auf Zeit erteilt 
werden. Letzteres soU immer geschehen, wenn öffentliche Wege 
benutzt werden. Die Anschluß p f 1 i c h t ist für Kleinbahnen durch 
§ 28 des Kleinbahngesetzes dahin geregelt, daß der Unternehmer ver- 
pflichtet ist, sich den Anschluß anderer Bahnen gefallen zu lassen, so- 
fern die Genehmigungsbehörde dies mit Rücksicht auf die Konstruktion 
der Bahn und den Betrieb für zulässig erachtet. Die Genehmigungs- 
behörde regelt auch die Verhältnisse beider Unternehmer zueinander 
mangels gütlicher Einigung und bestimmt die von dem Anschluß- 
berechtigten zu zahlende Vergütung. Besonders festgesetzt ist da- 
neben das Anschluß recht der Kleinbahn (§ 29 a. a. 0.). Die Klein- 
bahnunternehmer können verlangen, daß ihnen der Anschluß an 
eine Eisenbahn gestattet werde. Die Genehmigung erteilt, wenn nach 
Konstruktion und Betrieb der Bahn der Anschluß zulässig ist, der 
Minister der öffentlichen Arbeiten, der auch über die Vergütung ent- 
scheidet. 

In der Genehmigungsurkunde können für den Fall der Nicht- 
ausführung der Bahn, die nicht fristgemäße Eröffnung und andere 
Zuwiderhandlungen Geldstrafen festgesetzt werden. Wird wegen 
solcher Verstöße die Genehmigung für erloschen erklärt oder zurück- 
genommen (§§ 25, 26 des Gesetzes), so entscheidet der Minister 
der öffentlichen Arbeiten über die Verwendung der Strafe. Der 
Rechtsweg ist nicht zulässig. Das Geld wird für das alte, ge- 
gebenenfalls für andere Kleinbahnuntemehmungen desselben Lan- 
desteiles verwendet (§ 27 des Gesetzes). 

d) Die spezielle Genehmigung. Sind die Genehmigungs- 
bedingungen festgestellt, so wird die Urkunde ausgehändigt und, 
wenn es sich nicht um eine Aktiengesellschaft, Aktien-Kommandit- 
gesellschaft oder Gesellschaft mit beschränkter Haftung handelt, 
gleichzeitig im Amtsblatt der Regierung, in deren Bezirk die Bahn 
gelegen ist, veröffentlicht. Bei den genannten Gesellschaften folgt 
die Veröffentlichung der Eintragung in das Handelsregister (siehe 
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S. 36, 39). Auf Grund der erteilten Genehmigung kann mit dem 
Bau von nicht mit Maschinenkrait zu betreibenden Bahnen be- 
gonnen werden. Für die anderen wird zunächst der Bauplan durch 
die Genehmigungsbehörde festgestellt. Zu diesem Zwecke wird der 
Plan, dem die bei der Genehmigung vorläufig getroffene Fest- 
setzung zugrunde gelegt wird, 14 Tage lang zu jedermanns Ein- 
sicht offen ausgelegt. Jeder Beteiligte kann Einwendungen 
erheben. Ort und Zeit der Auslegung, sowie die Stelle, bei der Ein- 
wendungen zu erheben sind, ist ortsüblich bekannt zu machen. 
Nach Ablauf der Frist wird unter Zuziehung der Beteiligten und 
nötigenfalls Sachverständiger ein Termin abgehalten und die Ein- 
wendungen erörtert. Auf Grund dieser Erörterung beschließt die 
genehmigende Behörde und stellt den Beschluß dem Unternehmer 
und den Beteiligten zu. Gegen den Beschluß steht nach § 52 des 
Kleinbahngesetzes die Beschwerde an den Minister offen. Dem 
Unternehmer kann zur Sicherung der Nachbargrundeigentümer gegen 
Gefahren und auch im öffentlichen Interesse die Pflicht zur Her- 
stellung und Unterhaltung von Anlagen auferlegt werden. Sind für 
die Öffentlichkeit oder die benachbarten Grundeigentümer keine 
Nachteile zu erwarten, so kann der Minister auch den Beginn des 
Baues vor der Planfeststellung gestatten, wenn öffentliche Wege 
außer städtischen Straßen nicht in Anspruch genommen sind. 

Findet ein Enteignungsverfahren statt, so wird die eben 
genannte Planfeststellung durch die Planfeststellung im Enteignungs- 
verfahren ersetzt. 

§ 18. Die Entstehung der preußischen Prlvat- 
anschlaBbahnen. 

Die Genehmigung erteilt der Regierungs-, in Berlin der Polizei- 
präsident im Einverständnis mit der Eisenbahnbehörde. Berührt die 
Bahn mehrere Landespolizeibezirke derselben Provinz, so bestimmt 
der Oberpräsident die Genehmigungsbehörde; wenn mehrere Pro- 
vinzen in Rede stehen, der Minister der öffentlichen Arbeiten im 
Einverständnis mit dem Minister des Innern. Die Prüfungsvors^chriften 
entsprechen mit Ausnahme der für den öffentlichen Verkehr ge- 
gebenen den für die Kleinbahn getroffenen Festsetzungen. Die Zu- 
stimmung der Wegeunterhaltungspflichtigen kann nicht ergänzt 
werden, nur Enteignung ist möglich. Die Planfeststellung geschieht 
in der gleichen Weise wie bei Kleinbahnen. Soll an eine dem Eisen- 
bahngesetz vom 3. November 1838 unterliegende Bahn von dem 
Unternehmer der Bahn selbst eine Privatanschlußbahn angelegt 
werden, so erstreckt sich die Prüfung lediglich auf den Schutz gegen 
schädliche Einwirkungen der Anlage und des Betriebes. 
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IV. Abschnitt. 

Organisation nnd Verwaltung der Staatsbahnen. 

Literatur zum IT. Abselmitt. 

Die zum H. Abschnitt angeführten Werke. Femer 

Seydel, v. Suttner, Bayerisches Staatsrecht. 

Göz, Staatsrecht des Königreichs Württemberg. 1908 (in Marquardsens Hand- 
buch des öffentlichen Rechts). 

Leuthold, Staatsrecht von Sachsen (ebenda). 

Schenkel, Staatsrecht des Großherzogtums Baden (ebenda). 

Leoni, Staatsrecht von Elsaß-Lothringen (ebenda). 

Rosenberg, Die staatsrechtliche Stellung der Reichseisenbahnen (Hirths^ 
Annalen, 35. Jahrg. Nr. 11). 

§ 19. Allgemeines. 

Soweit die Eisenbahnen im Staatseigentume stehen, tritt der 
Staat nicht als Inhaber eines Hoheitsrechtes, sondern als Unter- 
nehmer nach Art der privaten Betriebsunternehmer auf. Man be- 
zeichnet den Staat in der Eigenschaft eines mit juristischer Per- 
sönlichkeit ausgestatteten Subjekts von Rechten und Verbindlich- 
keiten als Fiskus und spricht demzufolge hier vom Eisenbahn - 
fiskus. Der Eisenbahnfiskus bildet nur eine Abteilung des Fiskus 
an sich. Dies äußert sich namentlich darin, daß die Überschüsse 
aus den Eisenbahneinnahmen den allgemeinen Staatszwecken zu- 
gute kommen. Für die Staatseisenbahnverwaltung in finanzieller 
Beziehung gelten die Bestimmungen des Haushaltsgesetzes (Etats). 
In welcher Weise die Überschüsse der Eisenbahnvenvaltung namentlich 
im Hinblick auf die Verzinsung und Amortisation der Eisenbahn- 
kapitalschuld zu verwenden sind, bestimmt in Preußen ein Gesetz 
vom 27. März 1882 (GS. S. 214). Ein Gesetz vom 3. Mai 190a 
(GS. S. 155) ordnet weiter an, daß aus den Überschüssen des 
Staatshaushalts zunächst ein Ausgleichsfonds bis zur Höhe 
von 200000000 M. zu bilden ist, über dessen Verwendung bestimmte^ 
Vorschriften gegeben sind. Er dient namentlich zur Bildung oder 
Ergänzung des Dispositionsfonds der Eisenbahnverwaltung bis zur 
Höhe von 30000000 M. (Ergänzung der Betriebsmittel, Erweiterung: 
der Bahnanlagen usw.), ferner zur Ausgleichung eines rechnungs- 
mäßigen Minderüberschusses der Eisenbahnverwaltung, soweit der- 
selbe nicht etwa durch einen Überschuß im gesamten übrigen Staats- 
haushalt gedeckt ist; sodann auch zur Verstärkung der Deckungs- 
mittel des Etats behufs angemessener Ausgestaltung des Extra- 
ordinariums der Eisenbahnverwaltung. 
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In seiner Eigenschaft als Fiskus ist der Staat Privatperson und 
hat nur einige ihn von Privatpersonen im engeren Sinne unter- 
scheidende Vorrechte. Diese sind namentlich: a) mit Forde- 
rungen von und gegen einzelne Abteilungen des Fiskus, z. B. Eisen- 
bahn- und Steuerfiskus, kann eine Aufrechnung nicht stattfinden, 
d. h. es kann nicht derjenige, der einen Steuerrückstand zu bezahlen 
hat, mit einer Forderung gegen den Eisenbahnfiskus aus dem Trans- 
portvertrage aufrechnen (§ 395 BGB), b) Der Eisenbahnfiskus hat 
das durch Art. 92 E^BGB. aufrecht erhaltene Vorrecht des Fiskus, 
daß jede Zahlung nur an der Kasse in Empfang genommen pnd 
dort von Privaten abgeholt werden muß (in Preußen § 53 ALR. 
1,16). c) Bei der Haftung des Eisenbahnfiskus für seine Organe 
(Beamten) ist zu unterscheiden, ob eine Handlung in Frage steht, 
die in Ausübung eines staatlichen Hoheitsrechtes von dem Beamten 
begangen ist, dann bestimmt es sich nach dem Rechte der Einzel- 
staaten, ob der Staat haftet oder nicht. Dagegen ist die Frage, ob 
ein Vertreter des Fiskus in seiner Eigenschaft als Vermögenssubjekt 
durch seine in Ausübung der ihm zustehenden Verrichtungen be- 
gangenen, zum Schadenersatz verpflichtenden Handlungen, den Fiskus 
verpflichtet, durch § 31, 89 BGB., endgültig bejaht worden. 

Da der Gewerbetrieb der Frachtführer und die Übernahme der 
Personenbeförderung zu Lande nach § 1, 5 HGB. Handelsgewerbe sind, 
so ist der Eisenbahnfiskus Kaufmann im Sinne des Han- 
delsgesetzbuches. Es gelten jedoch folgende Sonderbestim- 
mungen: a) ein Unternehmen des Reiches, des Staats oder eines 
Kommunalverbandes braucht nicht in das Handelsregister 
eingetragen zu werden, und im Falle der Eintragung wird nur 
die Firma, der Sitz und der Gegenstand des Unternehmens eingetragen, 
b) Die Bestimmungen, nach welchem bei einem derartigen Unter- 
nehmen die Rechnungsabschlüsse abweichend von den 
Vorschriften des HGB. über Inventur und Bilanz vorzunehmen 
sind, hleiben unberührt (§ 42 HGB.). 

Die vom Staat nur verwalteten Privateisenbahnen sind 
keine Unternehmungen des Staates. Hier gilt also die Staatsbehörde 
lediglich als Vorstand der Aktiengesellschaft und hat die einem 
solchen obliegenden handelsgesetzlichen Pflichten im vollen Um- 
fange zu erfüllen. 

§ 2tt. Die BelchseisenIbalLneii. 

Reichseisenbahnen sind die Bahnen in Elsaß-Lothringen. Der 
größte Teil dieser Bahnen waren — von der französischen Regierung 
subventioniert — bis 1871 im Privateigentum und -betriebe. Im 
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Frankfurter Frieden vnirde vereinbart, daß die französische Regierung 
von dem ihr vertragsmäßig zustehenden Rückkaufsrechte Gebrauch 
machen solle und demnächst das Eigentum auf das Deutsche Reich 
zu übertragen habe. Dies geschah, und der Kaufpreis — 325 Millionen 
Francs — kam von der Kriegskostenentschädigung in Abzug. Das 
elsaß-lothringische Eisenbahnnetz wurde in der Folgezeit auf Kosten 
des Reichs weiter ausgebaut. 

Die Verwaltung wird von dem Reichsamt für die Verwaltung der 
Reichseisenbahnen in Elsaß-Lothringen zu Berlin geführt. Das Amt 
des Chefs dieser Behörde ist dem preußischen Minister der öffent- 
lichen Arbeiten übertragen, so daß also eine Personalunion zwischen 
der Eisenbahnzentralbehörde in Preußen und im Reiche hergestellt 
ist. Die unmittelbare Verwaltung steht der Generaldirektion in Straß- 
burg zu (Erl. V. 9. Dezember 1871, RGBl. S. 480). Auf Grund der dem 
Reichskanzler gegebenen Ermächtigung sind die „Bestimmungen über 
die Organisation bei den deutschen Reichseisenbahnen" vom 18. De- 
zember 1871 ergangen. Die Generaldirektion ist danach kollegial 
organisiert. An der Spitze steht ein Präsident; weiter besteht sie 
aus den Abteilungsvorstehern und den erforderlichen Mitgliedern. 
Unter der Generaldirektion stehen keine selbständigen Behörden^ 
wohl aber ähnlich wie in Preußen lokale Inspektionen (s. S. 52 f). 
Die Beamten sind Reichsbeamte. Für sie gilt das Reichsbeamten- 
gesetz vom 18. Mai 1907 (RGBl. S. 245). Wegen der Tagegelder und 
Umzugskosten gilt die Verordnung vom 10. Juli 1901 (RGBl. S. 271). 
Als Beirat für die Generaldirektion fungiert der Eisenbahnaus- 
schuß, bestehend aus Vertretern der Handelskammern, der Land- 
wirtschaft und der Industrie. Gemeinsam mit den Reichseisenbahnen 
wird die luxemburgische Wilhelm-Eisenbahn verwaltet. Diese Bahn 
hat das Deutsche Reich gegen Zahlung von jährlich 2500000 M. 
bis zum 31. Dezember 1912 gepachtet. Zur Wahrung der luxem- 
burgischen Neutralität und seiner Hoheitsrechte sind bestimmte Kau- 
telen getroffen (Verbot der Beförderung von Kriegsmaterial, Be- 
teiligung der luxemburgischen Regierung an der Ernennung des 
Chefs der Verwaltung durch einen Spezialkommissar u.a.m. (siehe 
Zorn, Staatsrecht II, S. 314). 

§ 21. Die preufilsehen Staatslbahnen. 

Die Organisation der Staatsbahn wird durch die Verwaltungs- 
ordnung vom 24. Mai 1907 (EVBl. S. 135) geregelt. 

A. An der Spitze der gesamten Verwaltung steht der Minister 
der öffentlichen Arbeiten. Das Ministerium der öffentlichen 
Arbeiten ist in 7 Abteilungen geteilt, und zwax: 
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a) Fünf Eisenbahnabteilungen, nämlich: 1. Bauabteiltmg, 2. Ver- 
kehrsabteilung, 4. Verwaltungsabteilung, 5. Finanzabteilung, 6. Ma- 
schinentechnische Abteilung. 

b) 3 a Wasserbauabteilung, 3 b Hochbauabteilung (zugleich Bau- 
polizei, Wege- und Kleinbahnen). 

Die Verwaltung ist bureaukratisch und nicht kollegial, 
d. h. die endgültige Entscheidung trifft (natürlich mit weitgehender 
Delegationsbefugnis) der Minister allein. Soweit die Entscheidung 
anderen höheren Beamten delegiert ist, entscheidet der zuständige 
Beamte (Dezernent) im Auftrage oder in Vertretung des Ministers. 
Das Personal des Ministeriums ist, abgesehen von dem Bureau- 
personal, teils juristisch, teils technisch gebildet. Es besteht aus 
Ministerialdirektoren (Abteilungsvorstehern), vortragenden Räten, 
ständigen und kommissarischen Hilfsarbeitern. 

Dem Minister liegt zunächst gegenüber der im übrigen durch die 
Überlassung der Verwaltung an die Eisenbahndirektionen geschaffenen 
Dezentralisation ob, für die einheitliche Regelung der Ver- 
waltung zu sorgen (Feststellung allgemeiner Dienstanweisungen, Ge- 
schäftsanweisungen, Ordnung der Rechtsverhältnisse der Angestellten 
und Arbeiter); er entscheidet über Beschwerden gegen die erst- 
instanzlichen Verfügungen und Beschlüsse des Eisenbahnzentral- 
amts und der Eisenbahndirektionen. Im übrigen ist ihm durch § 3 ff. 
der Verwaltungsordnung die Entscheidung über bestimmte 
wichtigeGegenstände vorbehalten. Hervorzuheben ist a) bezüg- 
lich der Betriebsverwaltung: die Genehmigung der Einstellung 
des Betriebes, Feststellung des Fahrplans der Personen- und Postzüge, 
soweit die Bestimmung nicht der Eisenbahndirektion übertragen 
ist. Die Feststellung und Änderung der Tarife mit der gleichen Ein- 
schränkung. Die Feststellung der Entwürfe und Kostenanschläge 
unter Ermächtigung zum Abschluß von freihändigen Lieferungs- 
und Arbeitsverträgen, soweit der Gegenstand eine Höchstsunmie 
(100000 M.) und die Zuschlagserteilung bei Verdingungen, wenn 
der Gegenstand 300000 M. übersteigt, b) Bezüglich der Neubau- 
verwaltung: Die Anordnung der allgemeinen und ausführlichen 
Vorarbeiten (siehe oben S. 37); die Feststellimg der Entwürfe und 
Kostenanschläge bei Gegenständen über 50000 M., die Eröffnung 
des Betriebs und, wie bei der Betriebsverwaltung, die Ermächtigung 
zum Abschluß freihändiger Lieferungs- und Arbeitsverträge lüber 
100000 M.) und zur Zuschlagserteilung über 300000 M. c) Be- 
züglich des Personals: die Anstellung, Versetzung, Entlassung und 
Regelung der Besoldungsverhältnisse der etatsmäßigen höheren Be- 
amten, sowie, die Oberweisung der diätarisch beschäftigten höheren 
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Beamten an das Zentralamt und die Direktionen. Die Versetzung 
von Beamten aus dem Zentralamt und aus dem Bezirk einer Eisen- 
bahndirektion in den einer anderen, soweit die beteiligten Behörden 
verschiedener Meinung sind, die Gewährung von Remunerationen 
und Unterstützungen über 300 M., die Gewährung von Urlaub über 
6 Wochen an die höheren, über 8 Wochen an die anderen Beamten. 

B. Dem Minister steht in Eisenbahnverkehrsfragen zur Seite der 
Landeseisenbahnrat, eingeführt durch Gesetz vom 1. Juni 1882^ 
(G. S. 313). Er besteht aus einem Vorsitzenden und dessen Stell- 
vertreter (auf 3 Jahre vom König ernannt). Ferner aus 10 von den 
Ministem für Landwirtschaft, Handel, Finanzen und der öffentlichen 
Arbeiten, auf 3 Jahre ernannten Mitgliedern, die nicht unmittelbare 
Staatsbeamte sein dürfen. Die beiden erstgenannten Minister ernennen 
je 2, die beiden letztgenannten ernennen je 3 Mitglieder, die übrigen 
30 Mitglieder werden durch die Bezirkseisenbahnräte (siehe unten 
S. 55) aus den Kreisen der Land- und Forstwirtschaft, Industrie oder 
des Handelsstandes auf 3 Jahre gewählt, und zwar entsendet je 1 Ver- 
treter : Berlin, Kassel, Wiesbaden, Frankfurt a. M. ; je 2 Ostpreußen, 
Westpreußen, Pommern, Brandenburg, Posen, Schleswig-Holstein und 
Hannover; je 3 Schlesien, Sachsen, Westfalen und die Rheinprovinz. 
Für jedes Mitglied wird ein Stellvertreter ernannt und gewählt. 
Auch aus nichtpreußischen, aber von der preußisch-hessischen 
Staatsbahn in größerem Umfange durchschnittenen Gebieten können 
Vertreter in den Landeseisenbahnrat gewählt werden, wenn die 
beteiligten Vertreter der Forst-, Landwirtschaft, Industrie oder 
des Handels solches beantragen und die fremde Bundesregierung 
damit einverstanden ist (Gesetz vom 15. Juni 1906, GS. S. 321). 
Die Zahl bestimmt kaiserliche Verordnung. Es ist demzufolge der 
Erlaß vom 10. Oktober 1906 (GS. S. 412) ergangen; danach werden 
a) von den sämtlichen thüringischen Staaten und Anhalt zusammen 
2 Vertreter (Industrie und Landwirtschaft), b) von Braunschweig, 
Waldeck und den beiden Lippe zusammen 1 Vertreter der Landwirt- 
schaft, von c) Bremen und d) Hamburg je 1 Vertreter des Handels 
gewählt. Die Wahl erfolgt zu a) durch die Bezirkseisenbahnräte zu 
Erfurt und Magdeburg; zu b), c) zu Hannover, zu d) Altona; vergl. 
ferner Erl. d. Ministers der öffentlichen Arbeiten betr. die Wahlen 
der Mitglieder des Landeseisenbahnrats für 1907, 1908, 1909 vom 
11. Dezember 1906 (EVBl. S. 661). 

Der Landeseisenbahnrat ist zuständig zur Äußerung 
1. über die dem Entwurf des Staatshaushalts beizufügende Obersicht 
der Normaltransportgebühren für Personen und Güter; 

2. die allgemeinen Bestimmungen über die Anwendung der Tarife; 
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3. die Anordnung wegen Zulassung oder Versagung von Aus- 
nahme- und Differenzialtarifen; 

4. die Anträge auf allgemeine Änderungen der Bau- und Betriebs- 
und der Verkehrsordnung. 

Ferner hat der Landeseisenbahnrat in allen wichtigen, das öffent- 
liche Verkehrswesen der Eisenbahnen berührende Fragen auf Ver- 
langen des Ministers sein Gutachten abzugeben, und kann in 
den vorgenannten Angelegenheiten auch selbständige Anträge an 
den Minister der öffentlichen Arbeiten richten und von ihm Auskunft 
verlangen. Die Verhandlungen werden durch den ständigen Aus- 
schuß von 4 Mitgliedern außer dem Vorsitzenden des Rates vor- 
bereitet. Den Geschäftsgang regelt ein Regulativ, welches vom 
Staatsministerium erlassen wird (siehe Eger I, S. 176). Der Landes- 
eisenbahnrat wird nach Bedürfnis, mindestens aber zweimal im Jahre 
von dem Minister der öffentlichen Arbeiten nach Berlin berufen. 
Zu den Beratungen können Sachverständige hinzugezogen werden. 
Wenn bei Gefahr im Verzuge von der Staatsregierung eine zur Zu- 
ständigkeit des Landeseisenbahnrats gehörige Sache ohne seine An- 
hörung geregelt worden ist, so ist diese Anordnung dem Ausschuß 
beim nächsten Zusammentritt mitzuteilen. Die Verhandlungen des 
Landeseisenbahnrats werden von dem Minister unter Beifügung einer 
übersichtlichen Darstellung des Ergebnisses und der darauf er- 
gangenen Entscheidung, ebenso wie die Normaltransportgebühren 
für Personen und Güter dem Landtage regelmäßig mitgeteilt. Die 
Mitglieder des Landeseisenbahnrats erhalten Tagegeldef für jeden 
Sitzungstag (15 M.), außerdem freie Reise nach Berlin. Die Mit- 
gliedschaft erlischt durch Zeitablauf, Tod, Konkurs und durch Ver- 
lust des Rechtes zur Bekleidung öffentlicher Ämter. 

C. Das Eisenbahnzentralamt. Das Eisenbahnzentralamt 
hat nach Bestimmungen des Ministers die Geschäfte zu bearbeiten, 
deren einheitliche Regelung für alle oder mehrere Eisenbahndirektions- 
bezirke geboten ist. Es besteht aus einem Präsidenten, der vom König 
ernannt wird, den mit der ständigen Vertretung des Präsidenten be- 
auftragten Mitgliedern (Oberregierungs- und Oberbauräten) und der er- 
forderlichen Anzahl weiterer Mitglieder. Das Zentralamt vertritt die 
Verwaltung in allen seinem Ressort unterliegenden Rechtsangelegen- 
heiten und entscheidet selbständig in diesen Angelegenheiten. Seine 
Zuständigkeit ist in der Geschäftsordnung vom 22. Mai 1907 (EVBl. 
S. 142) geregelt. Danach betrifft seine Tätigkeit hauptsächlich den 
Ausgleich der Güterwagen im Staatsbahnwagenverband und 
der Personen- und Gepäckwagen bei besonderen Anlässen. 
Femer die Beschaffung der wesentlichen Baumaterialien, 

Eger, Eiaenbahnreoht. 4 
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Schienen, Weichen, Lokomotiven, Steinkohlen und anderer Brenn- 
materialien, ferner umfaßt seine Tätigkeit die Vorbereitung von 
Musterentwürfen für Bauausführungen und Lokomotiven, die 
Bearbeitung allgemeiner Werkstattangelegenheiten, Drucksachenange- 
legenheiten und anderes mehr. Die Erledigung der Geschäfte ist in 
einer der Geschäftserledigung bei der Eisenbahndirektion ähnlichen 
Weise geregelt. Auf diese noch folgende Darstellung wird daher Be- 
zug genommen. 

D. Die Eisenbahndirektionen. LDie Eisenbahndirektionen 
sind ebenso wie das Eisenbahnzentralamt dem Minister unmittelbar 
unterstellt. Ihr Sitz und Bezirk werden durch landesherrlichen Er- 
laß festgestellt. Es sind Eisenbahndirektionen errichtet: in Altona, 
Berlin, Breslau, Bromberg, Kassel, Köln, Danzig, Elberfeld, Erfurt^ 
Essen a. d. Ruhr, Frankfurt a. M., Halle a. S., Hannover, Kattowitz, 
Königsberg, Magdeburg, Münster, Posen, Saarbrücken und Stettin, 
außerdem die preußisch-hessische Eisenbahndirektion in Mainz 
(siehe § 22). 

Den Eisenbahndirektionen obliegt mit allen Rechten der Pro- 
vinzialbehörden die Verwaltung aller zu ihrem Bezirk gehörigen 
im Betrieb 'oder Bau befindlichen Eisenbahnen. Welche Rechte den 
Provinzialbehörden innerhalb der Staatsverwaltung zukommen, be- 
stimmen die einzelnen Gesetze. Erwähnt seien hier a) die Befugnis 
zur Feststellung eines sogenannten Defektes, d. h. eines 
durch Schuld eines Beamten eingetretenen Kassenmankos und zur 
Beschlußfassung über die Ersatzpflicht, b) die Befugnis zur Er- 
hebung des Konfliktes zugunsten Beamter, die wegen ihrer 
in Ausübung der amtlichen Tätigkeit begangenen Handlungen ver- 
klagt werden, c) das Disziplinarverfahren erster Instanz, d) die 
Erhebung des sogenannten Kompetenzkonfliktes, wenn eine 
zur Zuständigkeit der Verwaltungsbehörden oder der Verwaltungs- 
gerichte gehörige Angelegenheit vor die ordentlichen Gerichte ge- 
bracht wird. Hier entscheidet über die Frage der Zuständigkeit der 
Gerichtshof zur Entscheidung der Kompetenzkonflikte in Berlin. 

Es ist bereits erwähnt, daß, abgesehen von den Vorbehalten, 
des Ministers und der Zulässigkeit, unter Umständen besondere Bau- 
kommissionen für den Neubau einzusetzen, die Verwaltung als 
solche dem Eisenbahnzentralamt und den Eisenbahndirektionen allein 
obliegt. Sie vertreten innerhalb ihres Geschäftsbereiches die Ver- 
waltung, führen Prozesse für den Eisenbahnfiskus, können Ver- 
gleiche schließen usw. Die früher notwendige Genehmigung des 
Ministers zur Erwerbung von Grundstücken ist jetzt nicht mehr 
erforderlich (Ministerialerlaß vom 6. Mai 1886 (EVBl. S. 367). Zur 
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Veräußening von Grundstücken ist ministerielle Genehmigung not- 
wendig, nicht aber etwa mit Rücksicht auf die Bestimmung der 
Verstaatlichungsgesetze, wonach jede Verfügung der Staatsregierung 
über die erworbenen oder gebauten Eisenbahnen durch Veräußerung 
zu ihrer Rechtsgültigkeit der Zustimmung beider Häuser des Land- 
tages bedarf, zur Veräußerung einzelner Grundstücke die Genehmi- 
gung der Kammern. Die erwähnte Bestimmung bezieht sich nur auf 
Veräußerung ganzer Eisenbahnen oder Eisenbahnstrecken (Eger I, 
S. 285). Dem Minister ist vorbehalten, die Erledigung einzelner Ge- 
schäfte, welche für mehrere Direktionsbezirke von Bedeutung sind, 
einer Eisenbahndirektion zuzuweisen, soweit nicht die Zuständig- 
keit des Eisenbahnzentralamtes begründet ist. 

Die Eisenbahndirektion besteht aus einem Präsidenten, Ober- 
regierungs- und Oberbauräten und den anderen erforderlichen Mit- 
gliedern. Der Präsident wird vom König ernannt, die Mitglieder er- 
nennt der Minister. Ablegung der höheren Staatsprüfung (juristische 
oder technische Prüfung) ist erforderlich. 

Die Geschäfte der Eisenbahndirektion werden bureaukratisch, 
d. h. durch Einzelentscheidung erledigt. Nur für die von den Beamten 
der Verwaltung erhobenen Beschwerden gegen Verfügungen, welche 
die unfreiwillige Entlassung widerruflich oder kündbar angestellter 
Beamter oder eine. die Hälfte des monatlichen Gehaltes übersteigende 
Geldstrafe zum Gegenstande haben, ist kollegiale Beschlußfassung 
vorgesehen. Wie die Sachen erledigt werden sollen, bestimmt der 
Präsident nach näherer Vorschrift der Anleitung zur Aufstellung 
und Ausführung des Geschäftsplans bei den Eisenbahndirektionen 
(EVBl. 1895, S. 40 ff.). 

Es können auch Abteilungen gebildet werden. Der Präsident 
kann seine ständigen Vertreter (Oberräte) oder auch einzelne Mit- 
glieder mit seiner dauernden Vertretung, in bestimmten Angelegen- 
heiten auch bei seiner Anwesenheit beauftragen. Rechnungs- 
sachen erledigt stets der Kassenrat. Der Geschäftsgang ist durch 
die Geschäftsordnung für die Königlichen Eisenbahndirektionen vom 
11. April 1901 geregelt. Danach werden bestimmte Personalsachen 
unter der Firma des Präsidenten, andere Sachen unter der Firma der 
Eisenbahndirektion erledigt. In Aufsichtssachen über die Privat- 
eisenbahnen ergeht die Entscheidung unter der Firma „Der König- 
liche Eisenbahnkommissar" allein vom Präsidenten (siehe oben § 11). 
Soweit Rechtsfragen vorkommen, müssen rechtskundige Mitglieder 
an der Entscheidung teilnehmen. Wenn der Dezernent nicht selbst 
rechtskundig ist, muß ein juristischer Dezernent bestellt werden. 
Allwöchentlich finden Sitzungen statt. Die Beratungen dienen 
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aber^ außer in dem Falle der Notwendigkeit einer kollegialen Be* 
schlußfassung^ lediglich der Vorbereitung der Entschließung des 
Präsidenten. Die Verantwortung für eine Verfügung trägt das Mit- 
glied, welches die Urschrift der Verfügung gezeichnet hat. Die Ver- 
fügung, welche der Präsident in der Urschrift gezeichnet oder mit- 
gezeichnet hat, zeichnet er auch in der Reinschrift. Sonst zeichnet 
in der Regel der verfügende Dezernent auch die Reinschrift seiner 
Verfügung. Schriftliche Erklärungen der Direktion sind rechtsver- 
bindlich, wenn sie von dem Präsidenten oder einem Mitglied unter- 
zeichnet sind. Der Präsident ist Dienstvorgesetzter sämt- 
licher Beamten der Direktion. Er hat unter anderem die Be- 
fugnis zur Einleitung des Disziplinarverfahrens (§ 23, Ziff. 2 des 
Gesetzes vom 21. Juli 1852) und zur vorläufigen Dienstenthebung 
eines Beamten und die Befugnis, Geldstrafen gegen die unteren 
Beamten festzusetzen (bis 90 M. oder dem monatlichen Betrage des 
Diensteinkommens; § 19 des Gesetzes vom 21. Juli 1852, GS. S. 465). 

Als Beschwerdeinstanz entscheidet die Eisenbahndirektion 
gegen Verfügungen und Anordnungen der Vorstände der Eisen- 
bahn-Betriebs-, Maschinen-, Verkehrs- und Werkstätteninspektionen, 
sowie der Bauabteilungen. 

II. Für die Ausführung und Überwachung des ört- 
lichen Dienstes nach den Anordnungen der Eisenbahndirek- 
tionen sind besondere Betriebs-, Maschinen-, Verkehrs-, Werkstätten- 
inspektionen und nach Bedarf auch Bauabteilungen eingerichtet. 
Diese Inspektionen sind Ausführungsorgane der Direktion; gleich- 
wohl sind ihnen in gewissem Umfange auch Verwaltungsgeschäfte zur 
selbständigen Erledigung übertragen. 

a) Den Eisenbahnbetriebsinspektionen liegt ob: die 
Ausführung und Überwachung des Betriebsdienstes, insoweit nicht 
einzelne Zweige den Maschineninspektionen, Verkehrsinspektionen 
oder Werkstätteninspektionen überwiesen sind, die Unterhaltung 
und Beaufsichtigung der Strecke, der Signal- und sonstigen Sicher- 
heitseinrichtungen, der Telegraphenanlagen und die Bahnpolizei. Die 
Geschäftsanweisung (EVBl. 1902, S. 246 und 1905, S. 83) regelt den 
Geschäftsbetrieb. Danach ist dem Vorstand der Betriebsinspektion 
eine weitgehende Selbständigkeit in der Erledigung der Amtsgeschäfte 
überlassen. Er hat insbesondere für die Erhaltung, bestimmungs- 
gemäße Benutzung und Verwaltung des zu seinem Amtsbezirk ge- 
hörigen Eisenbahngrundeigentums zu sorgen, auch die Dispositions- 
ländereien, Grasnutzüngen, Pflanzungen zu verpachten, für die In- 
standhaltung und ordnungsmäßige Benutzung der Dienstwohnungen 
zu sorgen usw. Bei dem eigentlichen Eisenbahnbetrieb hat er nach 
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Anordnung der Eisenbahndirektion die Durchführung aller für die 
Betriebssicherung getroffenen Maßregeln zu überwachen, bei Be- 
triebsstörungen einzugreifen imä die erforderlichen Meldungen zu 
erstatten. Er hat ferner das Betriebspersonal zu überwachen. In 
bestimmtem Umfange darf der Vorstand Anweisungen auf die 
Stationskassen selbständig zeichnen (Lohn; sonst bis 1000 M. für 
den einzelnen Empfänger, Abschlagszahlungen bis 3000 M.). Femer 
kann er auch in gewissem Umfange selbständig Arbeiten und Liefe- 
rungen vergeben (freihändig bis 1000 M., beschränkte Ausschreibung 
bis 3000 M., öffentliche Ausschreibung bis 15000 M., sofern den 
Mindestfordernden der Zuschlag erteilt wird). Der Betriebsinspek- 
tion liegt ferner die Verwaltung der Bahnpolizei innerhalb ihreä 
Geschäftsbereiches ob. 

b) Eisenbahn-Maschineninspektionen. Den Maschinen- 
lnspektionen obliegt die Ausführung und Überwachung des Ma- 
schinen- und Betriebsstättendienstes. Der Vorstand der Maschinen- 
inspektion hat insbesondere auf Grund der für ihn erlassenen Ge- 
schäftsanweisung (EVBl. 1902, S. 59 und 1905, S. 83) die Bearbeitung 
der Personalien und die Dienstaufsicht über sämtliche Beamte, Hilfs- 
bedienstete und Arbeiter, welche innerhalb seines Amtsbezirkes 
im Lokomotiv- und Trajektbeförderungsdienste in den Neben- und 
Betriebswerkstätten, Gasanstalten, elektrischen Beleuchtungsanlagen 
usw., sowie als Wagen- und Maschinenwärter beschäftigt werden. 
Er hat namentlich für die Betriebsfähigkeit, Instandhaltung, Beleuch- 
tung der Lokomotireti und Wagen zu sorgen usw. Bei der Beauf- 
sichtigung des Personals hat der Vorstand in erster Reihe sich bei 
seinen Dienstreisen davon zu überzeugen, daß die unterstellteu 
Bediensteten mit der Handhabung des Betriebes vertraut, und das 
im äußeren Betriebsdienst beschäftigte Personal ein ausreichendes 
Seh- und Hörvermögen besitzt, ^eine dienstliche Stellung gegen- 
über dem ihm unterstellten Personal ist besonders geregelt. Ober die 
Etatsmittel ist der Vorstand der Maschineninspektion ebenso, wie der 
Vorstand der Betriebsinspektion zu verfügen befugt. 

c) Die Eisenbahnverkehrsinspektionen haben die Auf- 
gabe, den Verkehrs-, Kassen- und Abfertigungsdienst zu leiten und zu 
überwachen. Ihre vornehmste Aufgabe besteht in der dauernden Auf- 
rechterhaltung der Verbindung zwischen der Eisenbahnverwaltung 
und den Verkehrsinteressenten. Der Vorstand hat für eine möglichst 
schleunige und zweckmäßige Abfertigung der Personen, Gepäck- 
stücke und Güter zu sorgen. Selbständig zu entscheiden ist er 
befugt 1. über Anträge auf Rückerstattung von Fahrgeld und Ge- 
päckfracht, 2. auf Entschädigung aus dem Frachtvertrage und Be- 
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förderung von Gepäck, lebenden Tieren und Leichen wegen Ver- 
lustes, Entschädigung oder Verzögerung, 3. wegen Erstattung von 
Nebengebühren, von Konventionalstrafen aus dem Frachtgeschäft; 
überall jedoch nur, wenn preußisch-hessische Stäatsbahnen oder 
Bahnen in Frage kommen, welche dem Übereinkommen, betreffend 
die Behandlung von Reklamationen aus dem Personen-, Gepäck- 
und Güterverkehr, beigetreten sind, und der reklamierte Gesamt- 
betrag 300 M. nicht übersteigt. 

Im inneren Dienst obliegt dem Vorstand die Aufsicht über den 
gesamten Abfertigungs- und Kassendienst. Er kann die Revision 
einem besonderen Bureaubeamten, dem von der Eisenbahndirektion 
die Befähigung dazu zuerkannt worden ist (Eisenbahn-Kassenkon- 
trolleur) übertragen. Femer führt er die Aufsicht über das Roll- 
fuhrwesen, die Güternebenstellen (unten S. 175), er wirkt bei der 
Verpachtung der Lagerplätze mit usw. Er führt femer die Dienst- 
aufsicht über das ihm unterstellte Personal, in gleicher Weise wie 
die Betriebs- und Maschineninspektionsvorstände (S. 52, 53). 
# d) Den Werkstätteninspektionen obliegt die Ausführung 
und Überwachung des Werkstätten- und Werkstättenmaterialien- 
dienstes. Ihr Vorstand sorgt für die sachgemäße Untersuchung und 
Instandsetzung der Betriebsmittel und der maschinellen Anlagen 
in seinem Bezirk. Er hat den entsprechenden Anträgen der anderen 
Inspektionsvorstände nachzukommen. Im besonderen sorgt er für 
Ordnung und AüfrechterhaJtung des Betriebes in den Werkstätten, 
nimmt Arbeiter an und entläßt sie, leitet die Ausbildung der Lehr- 
linge usw. Zur Verfügung über Etatsmittel ist er in gleichem Um- 
fange wie die Vorstände der Betriebs- und Verkehrsinspektionen 
befugt. 

e) Die Bauabteilungen leiten die Neubauausführungen 
nach Maßgabe der Neubauordnung der Staatseisenbahnverwaltung. 
Die Aufsicht über das dem Vorstand unterstellte Personal und die 
Befugnis über Verfügung der Etatsmittel ist entsprechend den oben 
für die anderen Inspektionen erwähnten Bestimmungen geregelt. 

f) Besondere Erwähnung verdient als spezielle Hilfskraft der 
Eisenbahndirektion der oberste Rechnungsbeamte: Rechnungs- 
direktor. Seine Befugnisse sind durch die Geschäftsanweisung vom 
11. April 1901 geregelt. Er ist Vorstand des Rechnungsbureaus, 
Vertreter und Assistent des Kassenrates (d. h. des mit der Kassen- 
verwaltung betrauten Mitgliedes der Direktion). Es können ihm auch 
sonst dem Kassenrate obliegende Geschäfte im gewissen Umfange zur 
selbständigen Erledigung zugewiesen werden. Er fungiert ferner 
als Abnahmekommissar der königlichen Oberrechnungskammer. 
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III. Zur beirätlichen Mitwirkung in Eisenbahnrerkehrsfragen 
steht^ wie der Zentralinstaiiz der Landeseisenbahnrat, so der Eisen- 
bahndirektion der Bezirkseisenbahnrat zur Seite. Für jeden! 
Bezirk einer Direktion wird ein solcher errichtet, jedoch kann durch 
Erlaß des Ministers der öffentlichen Arbeiten, für Handel und Gewerbe 
und Landwirtschaft bestimmt werden, daß für mehrere Direktions- 
bezirke nur ein Eisenbahnrat errichtet werden soll. Es sind dem- 
nach Eisenbahnräte errichtet worden: 1. in Bromberg (für Brom- 
berg, Danzig, Königsberg), 2. in Berlin (für Berlin und Stettin), 3. in 
Magdeburg, 4. in Hannover (für Hannover und Münster), 5. in Frank- 
furt a. M. (für Frankfurt und Kassel), 6. in Köln (für Köln, Elber- 
feld, Essen und St. Johann-Saarbrücken), 7. in Erfurt (für Erfurt 
tmd Halle), 8. in Altona, 9. in Breslau (für Breslau, Posen und 
Kattowitz). 

Die Mitglieder des Eisenbahnrates setzen sich aus den Ver- 
tretern des Handelsstandes, der Industrie, der Land- und Forstwirt- 
schaft zusammen. Die Zahl der Mitglieder und Stellvertreter, sowie 
die Verteilung auf die verschiedenen Interessentenkreise bestimmen 
die Minister der öffentlichen Arbeiten, für Handel und Landwirtschaft. 
Die Mitglieder werden von den Handelskammern, kaufmännischen 
Korporationen und den Landwirtschaftskammem gewählt. Für die 
Wahl gilt der Erlaß vom 20. Dezember 1882 (EVBl. 1883, S. 4). Hier- 
nach bestimmt die Korporation selbst über die Wahl. Absolute 
Stimmenmehrheit entscheidet. Wenn mehrere Kammern einen Ver- 
treter zu entsenden haben, so erfolgt die Wahl durch Delegierte. 
Wahlmodus und Wahlort, sowie die Zahl der auf jede Kammer 
entfallenden Stimmen entscheidet alsdann der Oberpräsident. Für 
jedes Mitglied wird ein Stellvertreter gewählt. Wenn der Bezirk 
einer Direktion deutsches, außerpreußisches Gebiet umfaßt, können 
auf Wunsch der beteiligten Kreise und mit Genehmigung der be- 
treffenden Bundesregierung auch Vertreter des Handelsstandes, der 
Industrie, Land- und Forstwirtschaft des fremden Bundesstaates zu- 
gelassen werden. Neben den Mitgliedern können ähnlich wie beim 
Landeseisenbahnrat auch Sachverständige sowie Vertreter anderer 
Eisenbahnverwaltungen und Staatsbehörden zugezogen werden. Der 
Bezirkseisenbahnrat muß in allen Verkehrsangelegenheiten, soweit 
es sich um wichtige Fragen handelt, gehört werden. Hierzu zählen 
namentlich die Feststellung und Abänderung der Fahrpläne und Tarife. 
Der Bezirkseisenbahnrat kann selbständig Anträge an die Eisen- 
bahndirektion stellen. Die Eisenbahndirektion muß auf Befragen 
dem Eisenbahnrat Auskunft geben. Wenn eine zur Zuständigkeit 
des Bezirkseisenbahnrates gehörige Maßregel wegen Gefahr im 
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Verzuge von der Direktion ohne seine Anhörung verfügt ist, so hat 
sie hiervon bei dem nächsten Zusammentreten dem Eisenbahnrat 
und dem ständigen Ausschuß, welcher aus der Mitte des Eisenbahn- 
rates gebildet werden kann, (nicht muß, wie bei dem Landeseisen- 
bahnrat) Mitteilung zu machen. Wenigstens zweimal im Jahre muß 
eine Sitzung stattfinden. Die Geschäftsordnung des Bezirks- 
eisenbahnrates regelt dieser durch ein Regulativ, welches von dem 
Minister der öffentlichen Arbeiten genehmigt werden muß. Etwa 
nötige Vorerhebungen nimmt auf Erfordern die Eisenbahndirektion 
vor. Die Mitglieder des Bezirkseisenbahnrates erhalten freie Fahrt 
zu den Sitzungen, aber keine Tagegelder, wie die Mitglieder des Eisen- 
bahnrates. Für das Erlöschen der Mitgliedschaft gilt das beim 
Landeseisenbahnrat (oben § 21 B) Gesagte. 

§ 22. Entstehung, Organisation und Yerwaltung der 
preuJBiseh-hessisclieu Eisenbahngemeinsehaft. 

Das Gesetz vom 4. Juni 1876 (GS. S. 161) hat die preußische 
Staatsregierung ermächtigt, das gesamte Staatsbahneigentum und 
Eisenbahnhoheitsrecht auf das Reich zu übertragen. Von dieser Be- 
fugnis hat die preußische Regierung bisher keinen Gebrauch gemacht. 
Dagegen bildet die auf Grund des Staatsvertrages vom 23. Juni 
1896 (GS. S. 21Ö, 223) zwischen Preußen und Hessen verein- 
barte unkündbare Verwaltungs- und Betriebsgemeinschaft den An- 
faug zur Bildung einer deutschen Eisenbahngemeinschaft. Wenn 
aber das oben erwähnte Gesetz von der Zulässigkeit der Übertragung 
des Eigentums an den preußischen Bahnen auf das Reich spricht, 
so ist bei der preußisch-hessischen Eisenbahngemeinschaft zu be- 
achten, daß das Eigentum an den Eisenbahnen, ebenso auch das 
Eisenbahnhoheitsrecht der beiden Staaten insofern unberührt ge- 
blieben ist, als jede Regierung selbständig Eisenbahnen erwerben, 
bauen und konzessionieren kann. Allerdings hat die hessische Re- 
gierung im Schlußprotokoll zu dem Vertrage zu Art. 17 zugesagt, 
daß sie vor der Konzessionierung die Gemeinschaftsverwaltung 
hören wolle und Unternehmungen nicht zulassen werde, von 
welchen eine erhebliche Benachteiligung der Gemeinschaftsinter- 
essen befürchtet werden. 

Die Grundlage für die Betriebsgemeinschaft bildete der 
Ankauf und die Verstaatlichung der hessischen Ludwigsbahn auf 
gemeinschaftliche Rechnung des preußischen und hessischen Staates. 
Das Eigentum au der Bahn selbst ist aber nicht auf die Gemeinschaft 
als Gesamteigentum übergegangen, vielmehr hat Realteilung dahin 
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stattgefunden, daß die in den Staatsgebieten der Vertragsstaaten be- 
legenen Teile des Unternehmens in das Eigentum des betreffenden 
Staates übergegangen sind. Nur die Materialbestände und die Be- 
triebsbestände sind gemeinschaftliches Eigentum geworden. Zu der 
Betriebsgemeinschaft gehören ferner die oberhessische Bahn und 
die im Eigentum des hessischen Staates stehenden Nebenbahnen^ 
seit dem mit Baden geschlossenen Staatsvertrage vom 15. Sep- 
tember 1901 auch die Main-Neckar-Bahn, und die gesamten preußi- 
schen Staatsbahnen. Neue preußische Bahnen treten unbedingt in 
die Gemeinschaft ein. Bei neuen hessischen Bahnen finden Unter- 
schiede statt. In die Betriebsgemeinschaft treten sie ein, es 
sei denn, daß auf Wunsch Hessens eine Abweichung erfolgt (Art. 6,. 
Abs. 3). In die Finanzgemeinschaft treten neu angekaufte 
Bahnen nur ein, wenn der Eintritt von Preußen als erwünscht be- 
zeichnet wird. Von Hessen neu angelegte Bahnen treten in 
die Gemeinschaft nur auf Grund besonderer Verständigung mit 
Preußen (Art. 11, Abs. 3 des Vertrages). 

Für die Verteilung der Betriebsüberschüsse sind bestimmte Tei- 
lungsmaßstäbe vereinbart, welche im wesentlichen dahin gehen, 
daß der Teilung das Verhältnis des Oberschusses der Betriebsein- 
nahmen über die Ausgaben der preußischen Staatsbahnen (ein- 
schließlich des preußischen Anteils an der hessischen Ludwigsbahn) 
zu dem des hessischen Teiles der Ludwigsbahn nebst der ober- 
hessischen und einiger namentlich genannter Nebenbahnen für das 
Jahr 1894/95 zugrunde gelegt ist. Wenn die Betriebsstaaten neue 
Bahnlinien in die Finanzgemeinschaft einbringen, so ist für diesen 
Fall ein bestimmter Prozentsatz des Anlagekapitals der Teilungs- 
ziffer zuzurechnen. (Art. 9, 10.) 

Auch wenn für neue Bahnen der Eintritt in die Finanzgemein- 
schaft vorgesehen ist, werden sie doch nicht für Rechnung der Ge- 
meinschaft, sondern für Rechnung eines der Vertragsstaaten gebaut. 
Hierbei sind auch für die für Rechnung der hessischen Regierung 
zu erbauenden Bahnen die preußischen Grundsätze für die Ent- 
stehung der Staatsbahnen (siehe oben § 15) maßgebend. Der Ent- 
wurf der für Rechnung der hessischen Regierung auszuführenden 
Bahnen ist ihr vorzulegen. Seine Ausführung hat zu unterbleiben,, 
wenn Hessen Widerspruch erhebt (Schlußprotokoll XX zu § 20). 

Die Verwaltung der Gemeinschaft erfolgt auf Grund eines nach 
den preußischen Vorschriften aufgestellten Etats. Dieser ist ein 
Teil des preußischen Etats. Für den hessischen Staatshaushalt kommt 
er nur insofern in Betracht, als es sich um die Aufbringung von den 
von Hessen allein zu tragenden Aufwendungen handelt, und al& 
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er den als Ausgabe gebuchten^ von Preußen an Hessen zu zahlenden 
Anteil am Betriebsüberschuß enthält. Der Betrag, um welchen die 
Betriebseinnahmen die Ausgaben überschreiten, kommt hiemach 
als Betriebsüberschuß der preußischen Staatsbahn allein in Betracht 
Von den Ausgaben fallen diejenigen der einzelnen Regierung für 
ihre Linien allein zur Last, welche Ergänzungsanlagen betreffen, 
die nach den preußischen Grundsätzen nicht zu den Betriebskosten 
zu rechnen sind, z. B. Bau zweiter oder fernerer Gleise, Umbau von 
Bahnhöfen. Die Aufwendung für Betriebsmittel werden nach dem 
Verhältnis der Anteile der beiden Staaten an dem Betriebsüberschuß 
des Vorjahres verteilt. 

Zentralverwaltungsinstanz für die Gemeinschaft 
ist der preußische Minister der öffentlichen Arbeiten. Es besteht 
jedoch bei dem Ministerium die Stelle eines hessischen vortragenden 
Rates. Dieser hat das Referat oder Korreferat für die mit der un- 
mittelbaren Verwaltung des hessischen Eisenbahnbesitzes betrauten 
Eisenbahndirektionen Mainz und Frankfurt a. M. Als eigentliche Ver- 
waltungsbehörde für die von Hessen eingebrachten Bahnen fungiert 
die königlich preußische und großherzoglich hessische Eisenbahn- 
direktion zu Mainz und die königliche Eisenbahndirektion zu Frank- 
furt a. M. Für die Eisenbahndirektion in Mainz gelten die Ver- 
waltungsgrundsätze der preußischen Eisenbahndirektionen (siehe 
oben § 21 D). Die Dienststellen auf hessischem Gebiet führen die 
Bezeichnung: Großherzoglich hessische (Betriebsinspektionen usw.). 
Bei Beginn der Gemeinschaft waren bei der Direktion zu Mainz die 
Oberregierungs- oder Oberbauratsstellen, sowie die Stellen von 3 Mit- 
gliedern, bei der Direktion in Frankfurt, die Stellen von 2 Mitgliedern 
mit hessischen Beamten besetzt. Mit Rücksicht auf den Eintritt 
Badens mit der Main-Neckar-Bahn wird seit dem Staatsvertrage vom 
14. Februar 1901 eine Mitgliedsstelle der Direktion in Mainz von 
einem badischen Mitglied besetzt, welches das Dezernat der Main- 
Neckar-Bahn bearbeitet. Im übrigen ist die Anstellung der Gemein- 
schaftsbeamten durch Art. 14 ff. des Vertrags eingehend geregelt. 
Hervorzuheben ist : bei der Eisenbahndirektion in Mainz müssen min- 
destens 2 hessische Mitglieder einschließlich des Oberregierungs- und 
Oberbaurats, in Frankfurt muß mindestens 1 hessisches Mitglied 
vorhanden sein. Die Ernennung der höheren hessischen Beamten 
und die Verleihung von Rang und Titel erfolgt durch die hessische 
Regierung. Ihr Amt wird ihnen von der Gemeinschaft übertragen. 
Die Ernennung der mittleren und unteren Beamten, von welchen auch 
^in Teil hessische Beamte sein müssen, erfolgt für die hessischen 
Beamten durch die zuständige Behörde der Gemeinschaftsverwaltung 
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namens der hessischen Regierung. Die Vorstände der hessischen 
Betriebsinspektionen müssen immer, die der hessischen Verkehrs- 
inspektionen mindestens zur Hallte hessische Beamte sein. 

Im preußischen Landeseisenbahnrat ist Hessen durch 2 ron 
den durch den Bezirkseisenbahnrat gewählten Mitgliedern vertreten, 
für Frankfurt und Mainz besteht ein gemeinschaftlicher Bezirks- 
eisenbahnrat nach den Vorschriften des Gesetzes vom 1. Juni 1882. 
Zu den Verhandlungen kann die hessische Regierung einen Vertreter 
entsenden. 

§ 23. Verwaltung der bayerischen, wiirttemberglschen, 
sftclisischen und badischen Staatsbahnen« 

I. In Bayern ist die Verwaltung der Staatsbahnen durch die 
Königliche Verordnung vom 18. Dezember 1906, die Verwaltungs- 
ordnung für die Verkehrsanstalten betreffend, geordnet. 

Nach dieser steht an der Spitze der Verwaltung das Staats - 
ministerium für Verkehrsangelegenheiten, begründet 
durch Verordnung vom 14. Dezember 1903. Dieses ist zugleich Auf- 
sichtsinstanz für die Privatbahnen, die Privatdampfschiffahrt und 
Straßenbahnen. Für den Eisenbahndienst besteht die Eisenbahn- 
abteilung und die Bauabteilung, jede mit einem „Vorstande", der 
nötigen Zahl der Referenten (Dezernenten) und Hilfsreferenten. Zu- 
ständig ist das Ministerium zur Erstellung allgemeiner Erlasse (Be- 
förderungsbedingungen), zur Festsetzung der Tarifsätze und Tarif- 
vorschriften, zur Regelung des Finanzwesens u.a.m. Die Mittel- 
stellen sind die 5Eisenbahndirektionen (Augsburg, München, 
Nürnberg, Regensburg, Würzburg). Neben den Eisenbahndirektionen 
bestehen unter unmittelbarer Aufsicht des Ministeriums besondere 
Ämter mit ähnlicher Verfassung wie die Eisenbahndirektionen zur 
Erledigung von Angelegenheiten, die einheitlicher Behandlung be- 
dürfen (VO., Ziff. 4), nämlich: Personalamt, (Rechnung-)Revisions- 
amt, Verkehrsamt (Fahrpläne, Personentarif), Reklamationsamt, 
(Güter-)Tarifamt, Baukonstruktionsamt (Oberbau), Maschinenkon- 
struktionsamt, Versicherungsamt (Arbeiterversicherung, Verkehrs- 
kontrolle), Wagenamt (Wagenumlauf). Diese Ämter haben das Recht 
der selbständigen Entscheidimg, können jedoch den Eisenbahnfiskus 
nicht vertreten. Dies geschieht vielmehr durch die Eisenbahn- 
direktionen. 

Unter der Eisenbahndirektion stehen Betriebs-, Bau-, Maschinen-, 
Werkstätten- und Neubauinspektionen. 

Ein Eisenbahnrat besteht mit dem Sitze in München auf 
Grund der Verordnung vom 16. März 1881, Preuß. Eisenbahnarchiv 81, 
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S, 208 f. Bayr. Gesetz- und Verordnungsblatt 1881, S. 168, jetzt 
in der Fassung der Verordnung vom 30. Mai 1907 (Archiv 1907^ 
S. 1267). 

II. In Württemberg leitet das Ministerium der auswär- 
tigen Angelegenheiten (Abteilung für die Verkehrs- 
anstalten) das Eisenbahnwesen mit ähnlicher, nur etwas mehr in 
Detailangelegenheiten eingreifender Zuständigkeit wie in Preußen und 
in Bayern. Die Stelle der preußischen und bayerischen Eisenbahn- 
direktionen nimmt die Generaldirektion der Staatseisenbaha 
ein, der die unmittelbare Verwaltung obliegt. Die Generaldirektion 
entscheidet teils kollegial, teils bureaukratisch ; für einzelne Dienst- 
zweige können Abteilungen gebildet werden. Der Geschäftsgang wird 
durch die Geschäftsordnung vom 30. März 1890, Eisenbahnarchiv 
1891, S. 166 ff. geregelt. 

Neben dem Ministerium besteht ein Beirat der Verkehrs- 
anstalten. Die Mitglieder werden auf drei Jahre gewählt (Ver- 
ordnung betreffend die Bildung eines Beirates vom 20. März 1881,. 
RegBl. No. 109, Eisenbahnarchiv 1881, S. 218). 

Unter der Generaldirektion bestehen die Betriebs-, Bau-, Ma- 
schinen-, Werkstätten-, Telegrapheninspektionen und zur Regelung 
des örtlichen Verkehrs und des Betriebsdienstes 5 Klassen von Bahn- 
stationen (Bahnhofsinspektoren, -Verwalter, Stationsmeister, Halte- 
stellenvorsteher, Haltepunktvorsteher). Verordnung vom 8. März. 
1900, RegBl. No. 15, Eisenbahnarchiv 1900, S. 1063. 

III. In Sachsen ist der Verwaltungsdienst durch die Verwal- 
tungsordnung vom 16. Oktober 1898 (Eisenbahnarchiv 1899, S. 170> 
geregelt. Die oberste Leitung hat hier das Finanzministerium,, 
die eigentliche Verwaltung die Generaldirektion. 

Unter der Generaldirektion stehen die Eisenbahnbetriebs - 
direktionen, Maschinen-, Werkstätten- und Telegrapheninspek- 
tionen. Die Eisenbahnbetriebsdirektionen heben sich dadurch heraus,, 
daß ihnen die erstinstanzliche Vertretung der Bahnverwaltung zu- 
kommt. 

IV. In Baden bildet das Ministerium des großherzoglichen Hauses, 
und des Äußern die oberste Aufsichts- und Verwaltungsinstanz. Ihm 
unterstellt ist als eigentliche Verwaltungsbehörde die Generaldirektioni 
der Staatseisenbahnen. Ein Eisenbahnrat ist durch Verordnung vom 
4. November 1880 eingesetzt. 
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V. Abschnitt. 

Organisation nnd Verwaltung der preußischen Priyat- 
nnd Kleinbahnen. 

Literatur zum Y. Abschnitt. 

Die Handbücher des Eisenbahnrechts (§ 3), Hand- und Lehrbücher des Handels- 
rechts (Behrend, Cosack) u. d. Kommentare z. Handelsgesetzbuch (§ 16). 

Renaud, Löwenfeld, Lehmann, Das Recht der Aktiengesellschaften. 

Rehm, Die Bilanz der Aktiengesellschaften. 

Keyßner und Veit Simon, Aktiengesellschaft und Kommanditgesellschaft 
auf Aktien. 5. Aufl. 1900. 

Veit Simon, Die Bilanzen der Aktiengesellschaften und Kommanditgesell- 
schaften auf Aktien. 3. Aufl. Berlin 1899. 

Ring, Das Reichsgesetz betr. die Kommanditgesellschaften auf Aktien und 
die Aktiengesellschaften. 2. Aufl. 1893. 

Esser, Die Aktiengesellschaft. P inner, Das deutsche Aktienrecht 

Alexander-Katz und Dyhrenfurth, Die Aktiengesellschaft unter dem 
neuen Aktiengesetz. Berlin 1899. 

§ 24. Die Organisation der Eisenbahnaktiengesellschaft. 

Für die Organisation und Verwaltung der Privateisenbahnen 
und Kleinbahnen bestehen in Preußen einheitliche Vorschriften nicht. 
Vielmehr ist hierfür lediglich die Person des Unternehmers ent- 
scheidend. Ist er, wie in der Mehrzahl der Fälle, eine Aktiengesell- 
schaft, so richtet sich die Verfassung nach den bezüglichen Be- 
stimmungen des Handelsgesetzbuches. Daß auch eine Einzelperson, 
eine offene Handelsgesellschaft^ eine Gesellschaft mit beschränkter 
Haftung ü. a. Unternehmer sein können, ist bereits angeführt (§ 16). 
Ebensowenig wie für die eigentliche Verwaltung gibt es einheitliche 
Vorschriften für die Betriebsverwaltung, namentlich ob hier wie bei 
den Staatsbahnen neben dem Vorstande besondere Lokalbehörden 
(diese wieder mit technischen Hilfskräften) zu bestellen sind. Die 
Konzessionsurkunde wird zumeist aber wenigstens bestimmen, in- 
wieweit die Mitglieder des Vorstandes oder die Geschäftsführer tech- 
nisch oder anderweit qualifiziert sein müssen. In der Regel wird 
in der Konzession vorbehalten, daß die Wahl des Vorsitzenden, der 
technischen Mitglieder oder, wenn der Vorstand den Betrieb nicht 
selbst leitet, die Wahl des obersten Betriebsleiters der Bestätigung 
des Ministers bedarf. Die Geschäftsanweisung für den Vorstand unter- 
liegt der Bestätigimg des Ministers, so daß hierdurch der Staatsauf- 
sichtsbehörde immerhin ein weitgehender Einfluß auf die Organi- 
sation der Gesellschaft jgewährt ist. Für die Eisenbahnbetriebs- 
und Polizeibeamten sind reichsrechtlich auf Grund der Art. 42, 43 
der RV. (siehe oben S. 8) besondere Befähigungsnachweise verlangt 
(Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 8. März 1906, RGBl. 
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S. 391). Das preußische Eisenbahngesetz setzt voraus, daß eine Privatr 
eisenbahn stets von einer Aktiengesellschaft betrieben werde, und 
daher enthält auch das Gesetz, wie erwähnt, eine Kodifikation des 
Aktienrechts in Preußen. Im Laufe der Zeit hat die Eisenbahnaktien- 
gesellschaft aufgehört, die typische Aktiengesellschaft zu sein, viel- 
mehr hat die fortschreitende Verstaatlichung den Privatbetrieb sehr 
und zumeist auf Nebenbahnen zurückgedrängt. Es gehört daher 
streng genommen eine Darstellung des Rechtes der Aktiengesellschaft, 
soweit nicht die Eisenbahnaktiengesellschaft Besonderheiten bietet, 
nicht unbedingt in eine Darstellung des Eisenbahnrechts. Gleichwohl 
erscheint eine gedrängte Darstellung der geltenden Bestimmungen 
zweckmäßig und des Zusammenhanges wegen geboten. 

Die Aktiengesellschaft ist eine juristische Person. 
Sie kann selbständige Rechte und Pflichten haben (§ 210 HGB.). Ihre 
Entstehung ist oben §16e dargestellt worden. Sie ist Kaufmann, 
sowohl als Aktiengesellschaft, wie auch, wenn sie eine Eisenbahn be- 
treibt, als Frachtführer. Im Gegensatze zum staatlichen Eisen- 
bahnbetrieb (§ 19 S. 45) bestehen für die Privateisenbahngesell- 
schaften keine Vorrechte hinsichtlich der Form der handelsrechtlichen 
Eintragung und Rechnungsführung. Sie haben ohne Einschränkung 
die Rechte und Pflichten der Kaufleute. Ihre Angestellten sind, 
soweit ihnen nicht als Bahnpolizeibeamten die Befugnisse und Ob- 
liegenheiten öffentlicher Beamter beigelegt sind, Privatangestellte, 
und zwar wenn sie im eigentlichen Transportgeschäft tätig sind, 
Handlungsgehilfen im Sinne des § 59 ff. HGB. Den Gerichtsstand 
hat die Handelsgesellschaft an dem Orte, wo die Verwaltung g^ 
führt wird (§ 19 ZPO.). 

Die Organe der Aktiengesellschaft sind: die General- 
versammlung, der Vorstand und der Aufsichtsrat. Als Aufsichts- 
instanz für die preußischen Privateisenbahn fungiert, wie oben (§ 10) 
angeführt ist, der königliche Eisenbahnkommissar, Die General- 
versammlung dient der Ausübung der Rechte der Aktionäre 
(§ 250 HGB.); es wird in der Regel nach einfacher Stimpieü- 
mehrheit abgestimmt, wobei jede Aktie eine Stimme gewährt (§ 252 
HGB.). Der Gesellschaftsvertrag und auch das Gesetz (z. B. §§ 274, 
275, 278, 288, 292, 303) verlangt in besonders wichtigen Fällen 
eine größere Mehrheit (Dreiviertel, Einstimmigkeit). Die ordent- 
liche Generalversammlung beschließt über die Genehmigung der 
Jahresbilanz, die Gewinnverteilung, sowie über die Ent- 
lastung des Vorstandes und des Aufsichtsrates. Eine außer- 
ordentliche Generalversammlung ist zu berufen, wenn das 
Interesse der Gesellschaft es erfordert, wenn Aktionäre, deren An- 
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teile zusammen mindestens den zwanzigsten Teil des Grundkapital» 
ausmachen, die Berufung schriftlich unter Angabe der Gründe und 
des Zwecks verlangen, und wenn der Verlust die Hälfte des Grund- 
kapitals erreicht. Die Generalversammlung wird vom Vorstand 
berufen, wenn nötig vom Aufsichtsrat (§ 246 HGB.). Wie die 
Generalversammlung zu berufen ist, bestimmt der Gesellschafts- 
vertrag. Die Berufung muß aber mindestens 2 Wochen vor der 
Versammlung unter Angabe des Zweckes erfolgen (§ 255/66 HGB.), 
Zumeist wird zur Nachprüfung der Stimmberechtigung verlangt, daß 
die Aktionäre, welche ihr Stimmrecht ausüben wollen, bis zu einem 
bestimmten Tage vor der Versammlung ihre Aktien hinterlegen; als- 
dann müssen die Fristen so bemessen sein, als wenn die General- 
Versammlung am letzten Tage, an welchem die Hinterlegung erfolgen 
darf, stattfände. Die Gegenstände der Beratung sind, wenn einfache 
Stimmenmehrheit zur Beschlußfassung genügt, eine Woche, sonst 
zwei Wochen vorher bekamit zu machen. Die Beschlußfassung in 
der ordentlichen Generalversammlung hat nur die Besonderheit 
daß die Gewinn- und Verlustrechnung, die Bilanz und der Bericht 
ihres Geschäftsjahres mindestens zwei Wochen vor der Versammlung 
in dem Geschäftszimmer der Gesellschaft ausgelegt werden und auch 
den Aktionären auf Verlangen Abschrift der Vorlagen gegeben werden 
muß (§ 263 HGB.). Jeder Beschluß der Generalversammlung bedarf 
zu seiner Gültigkeit der Beurkundung durch ein über die Ver- 
handlung gerichtlich oder notariell aufgenommenes Pro- 
tokoll. Eine öffentlich beglaubigte Abschrift hiervon ist unver- 
züglich nach der Generalversammlung von dem Vorstand zum Han- 
delsregister einzureichen. Verstößt ein Beschluß der Generalver- 
sammlung gegen das Gesetz oder den Gesellschaftsvertrag, so kann 
er durch eine von dem Aktionär oder dem Vorstand binnen Monats- 
frist gegen die Gesellschaft bei dem Landgericht, in dessen Bezirk 
die Gesellschaft ihren Sitz hat, zu richtende Klage angefochteia 
werden (§ 271 ff. HGB.). Welche Gegenstände der Beschlußfassung 
der Generalversammlung vorbehalten sind, bestimmt das Gesetz, 
und der Gesellschaftsvertrag. Die Beschlußfassung der Generalver- 
sammlung darf bei allen den Geschäften nicht umgangen werden,, 
welche die Grundlage der Gesellschaft berühren und welche die 
Rechte der Aktionäre gegenüber den Organen der Gesellschaft und 
den Gründern wahren (z. B. Bestellung des Aufsichtsrates, Ver- 
zicht auf Ansprüche gegen regreßpflichtige Gründer usw.; vergl., 
ferner z. B. §§ 196, 205, 207, 212, 240 HGB,). Die Generalver- 
sammlung beschließt über alle Angelegenheiten, 
welche nicht durch Gesetz oder Vertrag dem Vor- 
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Stande oder dem Aufsichtsrate zugewiesen worden 
sind. Unter allen Umständen bedarf der Beschlußfassung der Ge- 
neralversammlung die Abänderung des Gesellschaftsvertrages, es 
sei denn^ daß nur die Fassung geändert werden soll. Die Mehrheit 
5oll hier mangels anderer Bestimmung im Vertrage mindestens V* des 
vertretenen Grundkapitals umfassen. Sie muß es umfassen, wenn der 
Gegenstand des Unternehmens abgeändert werden soll. Was Ab- 
änderung des Gegenstandes des Unternehmens ist, ist Tatfrage (vergl. 
Eger I, S. 254, Umwandlung einer Kleinbahn in eine Vollbahn). So- 
weit der Beschluß die Konzession berührt, bedarf er der landesherr- 
lichen Genehmigung. In der Konzession kann auch die Genehmigung 
zu unwesentlichen Änderungen des Gesellschaftsstatuts vor- 
geschrieben werden. Gesetzlich ist vorgeschrieben, daß die Emis- 
sion von Eisenbahnaktien über die ursprünglich festgesetzte 
Zahl der königlichen Genehmigung bedarf, und daß für die Auf- 
hahme von Gelddarlehen (denen der Kauf auf Kredit nicht gleich- 
zustellen ist) die Genehmigung des Ministers der öffentlichen Ar- 
beiten nötig ist (§ 6 EisenbG.). 

Der Vorstand vertritt die Gesellschaft gerichtlich und außer- 
gerichtlich, ihm liegt die gesamte Geschäftsführung ob. Er kann von 
4er Generalversammlung gewählt, oder vom Aufsichtsrat bestellt 
werden und kann aus einer oder mehreren Personen bestehen, die 
nicht Aktionäre zu sein brauchen. Die Bestellung ist jederzeit wider- 
juflich, unbeschadet des Anspruchs auf die vertragsmäßige Ver- 
gütung. Der Vorstand kann auch eine Staatsbehörde sein, z. B. bei 
-den unter Staatsverwaltung stehenden Privateisenbahnen eine könig-. 
liehe Eisenbahndirektion. Die Befugnisse des Vorstandes sind nach 
innen, d. h. im Verhältnis zur Gesellschaft, beschränkbar, nach 
:außen (im Verhältnis zu Dritten) nicht beschränkbar. Ob jedes 
Mitglied des Vorstandes für die Gesellschaft Willenserklärungen ab- 
geben kann, ob alle oder einige (Kollekti wollmacht) handeln müssen, 
bestimmt der Gesellschaftsvertrag; im Zweifel müssen alle mit- 
wirken. Unter allen Umständen genügt für die Erklärungen, die dem 
Vorstand gegenüber von anderen abzugeben sind, daß sie einem 
Vorstandsmitglied gegenüber abgegeben werden. Die Mitglieder 
*des Vorstandes dürfen weder Handelsgewerbe treiben, noch in 
>4en Händelszweigen der Gesellschaft für eigene oder fremde Rech- 
nung Geschäfte machen, auch nicht einer anderen Gesellschaft als 
persönlich haftende Gesellschafter angehören. Die Mitglieder des 
Torstandes haben bei ihrer Geschäftsführung die Sorgfalt eines 
ordentlichen Geschäftsmannes anzuwenden. Verletzen sie ihre 
^Pflichten, so haften sie, abgesehen von etwaiger strafrechtlicher 
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Ahndung (§ 312 ff. HGB.), für den entstehenden Schaden als Ge- 
samtschuldner (§ 241 HGB.). 

Der Aufsichtsrat besteht, sofern nicht der Gesellschafts- 
vertrag eine höhere Zahl festsetzt, aus drei von der Generalversamm- 
lung zu wählenden Mitgliedern. Die Wahl des ersten Aufsichtsrats 
gilt für die Zeit bis zur Beendigung der ersten Generalversammlung, 
welche nach dem Ablauf eines Jahres seit der Eintragung der Ge- 
sellschaft in das Handelsregister zur Beschlußfassung über die Jahres- 
bilanz abgehalten wird. Später kann der Aufsichtsrat nicht für eine 
längere Zeit als bis zur Beendigung der Generalversammlung, welche 
über die Bilanz für das vierte Geschäftsjahr seit der Ernennung be- 
schließt, bestellt werden. Seine Bestellung ist durch Beschluß der 
Generalversammlung auch vorher widerruflich (Dreiviertel-Mehrheit). 
Wie die Mitglieder des Vorstandes, so sind auch die Mitglieder 
des Aufsichtsrats vom Vorstande zum Handelsregister anzu- 
melden, ebenso ihre Änderungen. Die Mitglieder des Aufsichtsrats 
können nicht zugleich Mitglieder des Vorstandes oder dauernd Stell- 
vertreter von Vorstandsmitgliedern sein, auch nicht als Beamte die 
Geschäfte der Gesellschaft führen (§ 248 HGB.). Der Aufsichtsrat hat 
die Geschäftsführung der Gesellschaft zu überwachen, er kann Be- 
richterstattung vom Vorstand verlangen, auch die Bücher und 
Schriften der Gesellschaft prüfen, die Gesellschaftskassen und den 
Bestand an Wertpapieren untersuchen. Er prüft die Jahresrechnung, 
die Bilanz und die Vorschläge zur Gewinnverteilung und erstattet 
Bericht in der Generalversammlung. Der Gesellschaftsvertrag kann 
weitere Rechte für den Aufsichtsrat festsetzen. Insbesondere kann 
vorgeschrieben werden, daß für gewisse Geschäfte der Vorstand 
der Genehmigung des Aufsichtsrats bedarf. Daß derartige Fest- 
setzungen im Verhältnis zu dritten Personen keine rechtliche Wir- 
kung haben, ist bereits hervorgehoben. Der Aufsichtsrat vertritt die 
Gesellschaft bei Rechtsstreitigkeiten oder Geschäften zwischen der 
Gesellschaft und dem Vorstande, Für die Haftung der Mitglieder des 
Aufsichtsrats gelten die für den Vorstand gegebenen Grundsätze. 

§ 25. Die YermSgensYerwaltang der Elsenbahn- 
aktiengesellsehaft. 

Der Vorstand der Eisenbahngesellschaft ist nicht allein der 
verantwortliche Leiter des Eisenbahnbetriebes, viel- 
mehr liegt ihm (naturgemäß in weit höherem Maße als dies bei den 
staatlichen Verwaltungsbehörden der Fall sein muß) zugleich die 
Sorge für das finanzielle Bestehen der Gesellschaft, 

Eger, Eisenbahnrecht. ^ 
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namentlich die Erhaltung des Grundkapitals, ob. Der Vor- 
stand hat bei der Verwaltung die gesetzlichen Vorschriften, die die 
Gefahr der Übervorteilung der Aktionäre abwenden sollen, bei Ver- 
meidung persönlicher Haftung zu beachten. Er muß bei allen wich- 
tigen Angelegenheiten die Generalversammlung berufen^ insbesondere 
wenn der Verlust die Hälfte des Grundkapitals übersteigt, und wenn 
der Fall der Oberschuldung eintritt, d. h. wenn das Vermögen 
nicht mehr die Schulden deckt, oder auch, wenn die Gesellschaft 
zahlungsunfähig wird, den Konkurs anmelden. 

Die Aktionäre üben ihr Kontrollrecht dadurch aus, daß 
ihnen vom Vorstande jährlich eine Bilanz, eine Gewinn- und Ver- 
lustrechnung und ein Bericht über die Geschäftslage vorgelegt wird, 
über welche in der ordentlichen Generalversammlung Beschluß ge- 
faßt wird. 

Die Bilanz ist in Reichswährung aufzustellen. Es sind sämt- 
liche Vermögenswerte und Schulden nach dem Werte der ihnen in 
dem Zeitpunkte beizulegen ist, für welchen die Aufstellung statt- 
findet, aufzunehmen; zweifelhafte Forderungen sind nach ihrem 
wahrscheinlichen Werte anzusetzen, uneinbringliche Forderungen 
aber abzuschreiben (§ 40 HGB.). Für die Aktiengesellschaft ist im 
§ 261 HGB. besonders bestimmt, daß 1. Wertpapiere, die einen 
Börsen- oder Marktpreis haben, höchstens zu dem Börsen- oder 
Marktpreis anzusetzen sind, den sie in dem Zeitpunkt, für welchen 
die Bilanz aufgestellt wird, haben, wenn dieser Preis aber den An- 
schaffungspreis übersteigt, zu diesem. 2. Andere Vermögens- 
gegenstände höchstens zum Anschaffungs- oder Her- 
stellungspreis angesetzt werden dürfen. 3. Anlagen oder 
sonstige Gegenstände, die nicht zur Weiterveräußerung, vielmehr 
zum dauernden Geschäftsbetrieb bestimmt sind, ohne Rücksicht auf 
ihren geringeren Wert zu dem Anschaffungs- oder Hersteiluagspreis 
angesetzt werden dürfen, sofern ein der Abnutzung gleichkommender 
Betrag in Abzug gebracht, oder ein entsprechender Erneuerungs- 
fonds in Ansatz gebracht wird. Diese letztere Bestimmung ist nament- 
lich für Eisenbahnaktiengesellschaften wichtig. Die Vorschrift 
war nötig, weil ein großer Teil der Eisenbahnanlagen als solcher 
überhaupt keinen Verkehrs- oder Veräußerungswert hat, und der 
gemeine Wert, welchen einzelne Teile haben, für die Wertschätzung 
keinen Anhalt bietet, so daß völlig willkürlich jeder festen Grund- 
lage entbehrende Wertzahlen in die Bilanz eingerückt werden 
müßten. Die Verpflichtung zur Ansammlung eines Erneuerungs- 
fonds ist die Regel in allen Konzessionen. Weiter gilt für die Auf- 
stellung der Bilanz: 4. daß die Kosten der Errichtung und 
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Verwaltung nicht als Aktiven in die Bilanz aufgenommen werden 
dürfen, 5. daß der Betrag des Grundkapitals und der Betrag 
eines jeden Reserve- und Erneuerungsfonds unter die Passiven 
aufzunehmen ist, und 6. daß der aus der Vergleichung sämtlicher 
Aktiven unH Passiven sich ergebende Gewinn und Verlust am 
Schlüsse der Bilanz besonders angegeben werden muß. 

Wenn die Bilanz durch die Generalversammlung geneh- 
migt ist, so ist sie, sowie die Gewinn- und Verlustrechnung un- 
verzüglich durch den Vorstand in den Gesellschaftsblättern bekannt 
zu machen. Die Bekanntmachung, sowie der Geschäftsbericht 
ist zum Handelsregister einzureichen. Die Generalversammlung 
kann zur Prüfung der Bilanz und der Geschäftsführung Revisoren 
bestellen. Mit gewissen Maßgaben steht dieses Recht auf Antrag 
von Aktionären, deren Anteile den zehnten Teil des Grundkapitals 
betragen, auch dem Gerichte zu, in dessen Bezirk die Gesellschaft 
ihren Sitz hat (§ 266 HGB.). 

Zur Deckung eines aus der Bilanz sich ergebenden Ver- 
lustes ist ein Reservefonds zu bilden. In diesen ist einzustellen : 

1. Von dem jährlichen Reingewinn mindestens der zwanzigste 
Teil, solange, als der Reservefonds den zehnten oder den im Ge- 
sellschaftsvertrag bestimmten höheren Teil des Grundkapitals nicht 
überschreitet. 

2. Der Betrag, der bei der Errichtung der Gesellschaft oder bei 
einer Erhöhung des Grundkapitals durch Ausgabe der Aktien für 
einen höheren als den Nennbetrag über diesen und über den Be- 
trag der durch die Ausgabe der Aktien entstehenden Kosten er- 
zielt wird. 

3. Der Betrag von Zuzahlungen, die ohne Erhöhung des Grand- 
kapitals von Aktionären gegen die Gewährung von Vorzugsrechten 
für ihre Aktien geleistet werden, soweit nicht eine Verwendung 
dieser Zahlungen zu außerordentiichen Abschreibungen oder zur 
Deckung außerordentiicher Verluste beschlossen wird. 

Abgesehen von diesem allen Aktiengesellschaften gemeinsamen 
Reservefonds, wird in der Regel durch die Konzession den Eisen- 
bahngesellschaften zur Pflicht gemacht, einen besonderen Er- 
neuerungs- und Speziaireservefonds zu bilden. Der Er- 
neuerungsfonds soll die Mittel zur Bestreitung der Kosten der regel- 
mäßig wiederkehrenden Erneuerung des Oberbaues und der Be- 
triebsmittel bereitstellen. Er besteht in der Regel aus dem Erlös 
der abgängigen Materialien, bestimmten jähcUchen Rücklagen und 
den Zinsen des Erneuerungsfonds. Der Speziaireservefonds dient 
zur Bestreitung von besonderen, durch außergewöhnliche ele- 
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mentare Ereignisse und größere Unfälle hervorgerufenen Ausgaben. 
In den Speziaireservefonds fließen außer den vorgeschriebenen Rück- 
lagen und den Zinsen des Fonds der Betrag der nach dem Gesell- 
schaftsvertrage verfallenen nicht abgehobenen Zinsen und Gewinn- 
anteile. 

Ist ein Gewinn nach der Deckung der vorgeschriebenen Aus- 
gaben^ der Abschreibungen und Rücklagen vorhanden, so wird dieser 
nach dem Verhältnis der Aktienbeträge verteilt. Es ist statthaft, 
im Gesellschaftsvertrage für gewisse Aktien Vorzugsrechte bei der 
Gewinnverteilung zu gewähren (sog. Prioritäten, die zu unterscheiden 
sind von Prioritätsobligationen, das sind Schiddurkunden, Inhaber- 
papiere, die Gläubigerrechte gegen die Gesellschaft begründen). Eine 
bestimmte Verzinsung des Anlagekapitals darf den Aktionären nicht 
versprochen werden. Nur ist es zulässig, sogenannte Bauzinseii 
zu versprechen, d. h. eine Verzinsung bis zum Beginne des Be- 
triebes. Der Zeitpunkt, in welchem die Verzinsung aufhört, muß 
aber fest bestimmt sein (§ 215 HGB.). Wenn die Aktionäre ent- 
gegen den Vorschriften des Gesetzes Zahlungen, seien es Zinsen 
oder Gewinnanteile, erhalten haben, so haften sie den Gläubigern 
persönlich. Was sie aber in gutem Glauben empfangen haben, sind 
sie nicht zurückzuzahlen verpflichtet (§ 217 HGB.). 

Bedarf die Eisenbahnaktiengesellschaft zur Bestreitung be- 
sonderer Ausgaben (wie etwa einer Erweiterung des Unternehmens), 
Neuherstellungen, die den Erneuerungsfonds überschreiten und die 
aus den laufenden Einnahmen nicht bestritten werden können, be- 
sonderer Mittel, so kann die Gesellschaft das Grundkapital 
entweder durch Ausgabe neuer Aktien oder durch Emission von 
Schuldverschreibungen auf den Inhaber erhöhen. Die Emission 
neuer Aktien bedarf, wie oben erwähnt ist, der Genehmigung des 
Königs. Sie darf nicht vor der vollen Einzahlung des Grundkapitals 
erfolgen. Es bedarf, wenn verschiedene Gattungen von Aktien aus- 
gegeben waren, nicht nur der Genehmigung der Generalversamm- 
lung, sondern auch der Beschlußfassung jedes Aktionärkreises. Die 
Zeichnung der neuen Aktien erfolgt mittels Zeichnungsscheines, 
der dem Zeichnungsscheine bei der Begründung der Gesellschaft 
ähnlich ist. Jeder alte Aktionär hat das Recht, die Zuteilung eines 
seinem bisherigen Anteil am Aktienkapital entsprechenden Teiles 
der neuen Aktien zu verlangen, und die Zusicherung von Vor- 
zugsrechten an andere Personen kann nur unter dem Vorbehalt 
dieses Aktionärrechtes erfolgen. Die Erhöhung des Grundkapitals 
muß zum Handelsregister angemeldet werden (§ 284 HGB.). Die 
Aufnahme von Darlehen kann auch in der gewöhnlichen 
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Form der Darlehnsaufnahme erfolgen. Zumeist wird aber die Form 
der Anleihe gewählt werden und hier wiederum werden zumeist 
Schuldverschreibungen auf den Inhaber ausgegeben (Eisenbahn- 
obligationen^ Prioritätsobligationen). Diese waren früher einfache 
Forderungsrechte und konnten dinglich^ d. h. durch Gewährung 
eines Befriedigungsrechts aus unbeweglichen Pfandstücken, nicht 
gesichert werden. Seit dem Gesetz, betreffend das Pfandrecht an 
Privateisenbahnen und Kleinbahnen vom 19. August 1895 (GS. 
S. 479), jetzt Gesetz über die Bahneinheiten vcwn 8. Juli 1902 
(GS. S. 237), ist die dingliche Sicherung möglich. Auch das BGB., 
welches im übrigen die gesetzliche Regelung des Eisenbahnpfand- 
rechts den Landesgesetzen überläßt (Art. 112 EGBB.), läßt in § 1187 
Hypotheken für Teilschiddverschreibungen auf den Inhaber zu. Das 
Nähere ist bei der Besprechung des Rechts der Bahneinheiten 
(§ 27) erörtert. Jede Aufnahme von Darlehen bedarf nach dem 
Eisenbahngesetze der Genehmigung des Ministers; die Ausgabe von 
Schuldverschreibungen auf den Inhaber nach § 795 BGB. und Art. 8 
der K. Verordn. zur Ausführung des BGB. vom 16. November 
1899 (GS. S. 562) der Genehmigung des Ministers der öffentlichen 
Arbeiten mit königlicher Ermächtigung. Für die Genehmigung von 
Änderungen der Höhe des Zinssatzes und von sonstigen Änderungen 
der Ausgabebedingungen ist königliche Ermächtigung nicht erforderlich. 
Die Veräußerung von Grundstücken durch die Privateisenbahn- 
gesellschaft bedarf nach dem Eisenbahngesetz gleichfalls der Ge- 
nehmigung des Ministers, dagegen nicht die Erwerbung. 

$ 26. Organisation und Yerwaltnng der Eleinbalmen 
in Preufien. 

Für die Kleinbahnen gilt, soweit sie in Händen von Aktien- 
gesellschaften sind, in Hinsicht auf die Organisation das gleiche, 
wie für die Privateisenbahnen. Unternehmimgen von Kleinbahnen 
sind aber, wie schon oben erwähnt, ebenso häufig in Händen 
anderer Personenmehrheiten (Gesellschaften mit beschränkter Haf- 
tung, Kommanditgesellschaften) und neuerdings auch öffentlicher 
Verbände (Städte, Kreise). Wie bei den Privateisenbahnen, sind 
auch hier keinerlei Vorschriften über die Gestaltung der Betriebs- 
verwaltung gegeben. Es gelten nicht die reichsgesetzlichen Be- 
stimmungen über die Befähigung der im Betriebe der Eisenbahn 
angestellten Personen (s. S. 40). Eine Bestätigung der Betriebs- 
leiter findet nicht statt. Nur sind die mit der Betriebsleitung dei: 
S. 40 bezeichneten Bahnen betrauten Personen dem Regierungs- 
präsidenten (in Berlin dem Polizeipräsidenten) namhaft zu machen. 
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(Betriebsvorschriften für nebenbahnähnliche Kleinbahnen und 
Straßenbahnen mit Maschinenbetrieb.) 

In der Verwaltung ist der Unternehmer frei. Die Erhöhung des 
Grundkapitales einer Kleinbahngesellschaft bedarf keiner Genehmi- 
gung, ebensowenig die Aufnahme von Schulden an sich, soweit 
es sich nicht um die Ausgabe von Schuldverschreibungen auf 
den Inhaber handelt, deren Ausgabe, wie erwähnt, schon reichs- 
gesetzlich genehmigungspflichtig ist. Nur insofern können dem Klein- 
bahnunternehmer Vorschriften über die Art der Verwaltung gemacht 
werden, als einmal ihm aufgegeben wird, so Rechnung zu führen, 
daß der Reinertrag oder, wenn eine Aktiengesellschaft die Bahn be- 
treibt, die Höhe der Dividende mit Sicherheit ermittelt werden kann, 
falls die Vorbedingungen für den Erwerb der Bahn durch den Staat 
(§ 30 des Kleinbahngesetzes) gegeben sind. Als Rechtsnachteil ist, 
falls diese Pflicht vernachlässigt wird, die Bemessung der Entschä- 
digung nach dem Sachwert angedroht. Femer kann dem Unternehmer 
von nebenbahnähnlichen Kleinbahnen (siehe oben S. 40), sofern der 
Unternehmer nicht ein Kommunalverband ist, die Verpflichtung zur 
Ansammlung eines Erneuerungs- und Speziaireservefonds aufgegeben 
werden. Aktiengesellschaften müssen außerdem den handelsgesetz- 
lich geforderten Reservefonds aufsammeln (sog. Bilanz-Reservefonds). 
Der Erneuerungsfonds dient, wie bei den Privateisenbahnen 
zur Bestreitung der Kosten der regelmäßig wiederkehrenden Er- 
neuerung des Oberbaues und der Betriebsmittel. In den Fonds 
fließen 1. der Erlös der abgängigen entsprechenden Materialien, 
2. die Zinsen des Fonds, 3. eine aus den Oberschüssen der Betriebs- 
einnahmen über die Betriebsausgaben zu entnehmende jährliche 
Rücklage, deren Höhe die Ausführungsanweisung nach dem An- 
schaffungswert der Materialien im einzelnen bestimmt. (Ausf. Anw. 
zu § 11 Kleinb. Ges.) 

Der Speziaireservefonds dient zur Bestreitung von Aus- 
gaben, die durch außergewöhnliche elementare Ereignisse und größere 
Unfälle hervorgerufen werden. Er besteht aus 1. den verfallenen 
Dividenden und Zinsen, 2. den Zinsen des Fonds, 3. jährlichen 
Rücklagen. (Ausf. Anw. z. § 11 Kleinb. Ges.) 

Von der Ansammlung des Speziaireservefonds kann die Ge- 
nehmigungsbehörde befreien, wenn die Erreichung seines Zweckes 
durch die Versicherung bei einem geeigneten Versicherungsunter- 
nehmen anderweit sichergestellt ist. Die Fonds sind getrennt von- 
einander und von anderen Fonds zu verwalten. Die zu diesen 
Fonds kommenden Gelder sind in Wertpapieren, die bei der Reichs- 
bank beleihbar sind, zinstragend anzulegen. (Ausf. Anw. z. § 11 1. e.) 
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§ 27. Die Bahneinheit. 

Literatur zu § 27. 

Eger, Das Gesetz über die Bahneinheiten. 2. Aufl. 1905. 
Gleim, Das Gesetz betr. "d. Pfandrecht an Privateisenbahnen u. Klein- 
bahnen. 1896. 

a) Begriff und Entstehung. Unter Bahneinheit versteht 
man die Zusammenfassung der einem Bahnunternehmen gewidmeten 
Sachen und Rechte zu einer Rechtsgesamtheit (selbständige Gerech- 
tigkeit). Das Rechtsinstitut der Bahneinheit ist bisher nur in Preußen 
eingeführt. Sie verdankt ihre Entstehung der Notwendigkeit, das Bahn- 
unternehmen ungeachtet den Angriffen von Forderungsberechtigten in 
seinem Bestände zu erhalten, ohne jedoch dem Gläubiger die Möglich- 
keit seiner Befriedigung zu entziehen. Dies letztere hat man reichs- 
rechtlich bezüglich der Fahrbetriebsmittel der Eisenbahnen getan. Das 
Reichsgesetz vom 3. Mai 1886, betreffend die Unzulässigkeit der Pfän- 
dung von Eisenbahnfahrbetriebsmitteln (RGBl. S. 131), entzieht die 
Fahrbetriebsmittel der Eisenbahnen (Staats- und Privatbahnen) von 
dem Augenblicke der Einstellung in den Betrieb bis zur endgültigen 
Ausscheidung der Pfändung. Es ist klar, daß eine gleiche Anordnung 
für das unbewegliche Vermögen der Bahn nicht getroffen werden 
kann, da sie dem Kreditbedürfnis der Bahn nicht gerecht werdea 
würde. Dieses verlangt die Möglichkeit hypothekarischer 
Sicherstellung. Nach Reichsrecht ist solche nur an Grundstücken 
und diesen gleichstehenden selbständigen Gerechtigkeiten möglich. 
Es würde also nach Reichsrecht ein einzelnes Bahngrundstück be- 
lastet und auch versteigert werden können. Um den Landesgesetzen 
die Möglichkeit zu geben, dies zu vermeiden, bestimmt Art. 112 
EGBGB., daß landesgesetzliche Bestimmungen über die Behandlung 
der einer Eisenbahn oder Kleinbahn gewidmeten Grundstücke und 
sonstigen Vermögensgegenstände als Einheit. (Bahneinheit), und die 
Veräußerung und Belastung einer solchen Bahneinheit unberührt 
bleiben sollen. Diese Vorschrift ermöglichte die Aufrechterhaltung 
des preußischen Gesetzes vom 19. August 1896 betreffend das Pfand- 
recht an Privateisenbahnen und Kleinbahnen und die Umwandlung 
dieses Gesetzes in das jetzt geltende Bahneinheitsgesetz vom 
11. Juni 1902 (Gesetzsamml. S. 216, 237). Die anderen Bundesstaaten 
haben dagegen von der Erlaubnis keinen Gebrauch gemacht Nach 
dem erwähnten Gesetz bildet jede Privateisenbahn und jede 
Kleinbahn, der die Verpflichtung zum Betriebe obliegt, und zwar 
jedes Bahnunternehmen besonders, eine Bahneinheit. Ver- 
fügungsberechtigt mit den aus den gesetzlichen Bestimmungen 



Digitized by VjOOQIC 



72 V. Abschnitt. 

sich ergebenden Beschränkungen ist derjenige, dem die Genehmigung 
zum Betriebe erteilt ist. Die Bahneinheit entsteht mit der Ge- 
nehmigung zum Betriebe auf der ganzen Bahnstrecke, nicht schon 
mit der Konzession. Wenn aber die Bahneinheit vorher in das 
sog. Bahngrundbuch eingetragen ist, so beginnt die Bahneinheit 
schon mit diesem Zeitpunkt. Die Bahneinheit (§ 4 des Ges.) besteht: 

1. aus dem Bahnkörper und den dauernd mittelbar oder un- 
mittelbar dem Bahnunternehmen gewidmeten Grundstücken nebst 
den darauf errichteten Baulichkeiten und den für das Bahnunternehmen 
dauernd bestellten Rechten an fremden Grundstücken; 

2. aus den von dem Bahnunternehmer angelegten, für den Betrieb 
und die Verwaltung der Bahn erforderlichen Fonds, laufenden Kassen- 
beständen, Forderungen, die unmittelbar aus dem Betriebe entstanden 
sind, und Ansprüchen auf versprochene Zuschüsse für das Bahn- 
unternehmen ; 

3. aus beweglichen Sachen, die dem Betriebe der Bahn, der Her- 
stellung, Erhaltung und Erneuerung der Bahn oder der Bahngebäude 
dienen, und sich auf den Bahngrundstücken befinden, rollendem 
Material auch nach der Entfernung, wenn es mit Zeichen versehen 
ist, welche nach den Verkehrsgebräuchen die Annahme rechtfertigen, 
daß es dem Eigentümer der Bahn gehört und dem Bahnbetriebe 
nicht dauernd entzogen ist. 

b) Wirkung. Das Bahneinheitsgesetz enthält ein generelles 
Veräußerungsverbot. Es entzieht einzelne zur Bahneinheit 
gehörige Grundstücke und Rechte an Grundstücken der Veräußerung 
und Belastung, es sei denn, daß die Bahnaufsichtsbehörde be- 
scheinigt, daß die Belastung oder Veräußerung dem Bahnuntemehmen 
unschädlich ist. Die gleichwohl erfolgte Verfügung ist nach § 134 
BGB. („ein Rechtsgeschäft, welches gegen ein gesetzliches Verbot 
verstößt, ist gichtig") unwirksam. Der gutgläubige Erwerber ist 
aber ähnlich wie nach § 892 BGB. geschützt (§ 5, Abs. 1 a. E.). 
Besteht ein Recht an einem Teile der Bahneinheit, also ein ding- 
liches Recht an einem Grundstücke, so kann gleichwohl der Gläubiger 
sein Recht nicht gegen das einzelne Grundstück geltend machen, 
wenn er nicht ein Unschädlichkeitszeugnis der Bahnbehörde vor- 
legt. Wenn aber die Bahnaufsichtsbehörde ihm diese Bescheinigung 
versagt, so kann er nach den für die Enteignung geltenden Grund- 
sätzen (§ 30) unter Aufgabe des Rechts eine Entschädigung for- 
dern. Für diese haftet der Unternehmer mit der ganzen Bahneinheit. 

Für die Bahneinheit gelten im allgemeinen die Vorschriften 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs über Grundstücke (die sich 
in der HaAiptsache von den Rechten an beweglichen Sachen 
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durch das über sie geführte Grundbuch und besonders die Mög- 
lichkeit, durch Eintragung in das Grundbuch, Rechte daran zu er- 
werben, unterscheiden). Auch für die Bahneinheit gibt es ein Grund- 
buch, das sog. Bahngrundbuch, dessen Einrichtung im wesent- 
lichen mit der der eigentlichen Grundbücher übereinstimmt (GO. vom 

24. März 1897 ^^ ^^ ^ ^^^ ^^^ ^^ September 1899, kgl. Verordn. 
20. Maj 1898 f > & 

betr. das Grundbuchwesen vom 13. November 1899, AUg. Verf. des 
JM. vom 18. November 1899 [JMBl. 1899, S. 347] und JMErl. vom 
20. November 1899 [JMBl. S. 389]). Es besteht aus einem Titel 
(Beschreibung und Bestandsverzeichnis) und drei Abteilungen 
(1. Abteilung: Eigentümer, 2. Abteilung: Rechte außer Hypotheken, 
Grundschulden und Rentenschulden, 3. Abteilung: Hypotheken, Grund- 
schulden und Rentenschulden) (Bahneinheitsgesetz § 8 ff., ME. vom 
11. November 1902, betr. Bahngrundbücher, JMBl. S. 275). Das Bahn- 
grundbuchrecht unterscheidet sich aber von dem allgemeinen Grund- 
buchrecht abgesehen von Einzelheiten dadurch wesentlich, daß all- 
gemein ein Zwang zur Eintragung der Bahneinheit nicht besteht, 
vielmehr die Eintragung freigestellt ist und nur in gewissen Fällen, 
namentlich wenn die Veräußerung oder eine Belastung freiwillig 
oder zwangsweise (Sicherungshypothek) erfolgen soll, vorgeschrieben 
ist. Die Eintragung kann nur auf den an die Bahnaufsichtsbehörde 
zu richtenden Antrag des Eigentümers erfolgen (vergl. Eger, Bahn- 
einh.-Ges. S. 50 ff.), ohne Antrag nur im Falle der bevorstehenden Ein- 
tragung einer Sicherungshypothek (§ 21 des Gesetzes) und im Falle 
der Zwangsversteigerung nach § 21, 47 EG. (Versteigerung wegen 
NichtVollendung des Baues oder Verwirkung der Konzession [§ 39 
des Gesetzes]). Die Eintragung erfolgt auf Ersuchen der Bahn- 
aufsichtsbehörde (§ 13 des Gesetzes). Die Eintragung in das Bahn- 
grundbuch hat für die Bahneinheit die besonderen Wirkungen, daß 
die Bahneinheit, auch wenn die Genehmigung zum Bahnbetriebe er- 
lischt, erst mit der Schließung des Grundbuchblattes und nicht 
schon mit dem Erlöschen der Genehmigung aufhört, und daß vor 
der Eintragung in das Bahngrundbuch als Bestandteile der Bahneinheit 
nur die Grundstücke angesehen werden, welche mit dem Bahnkörper 
zusammenhängen und sonst als Teile der Bahneinheit äußerlich er- 
kennbar sind, während nach der Eintragung außerdem alle auf dem 
Titel des Grundbuchblattes verzeichneten Grundstücke zur Bahn- 
einheit gehören. 

Die Eintragung eines Grundstückes auf das Titelblatt setzt vor- 
aus, daß das Grundstück frei von Hypotheken, Grundschulden und 
Rentenschulden ist. Bestehen sonstige Rechte daran, so kann 
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es eingetragen werden, wenn die Bahnaufsichtsbehörde die Unschäd- 
lichkeit dieser Rechte für das Unternehmen bescheinigt. Zu denken 
ist hierbei etwa an Wegerechte, Erbbaurechte, d. h. das Recht, ein 
Bauwerk auf dem Grundstücke zu haben u.a.m. Bei den einzelnen 
Grundstücken, die zur Bahneinheit gehören, aber nicht notwendig im 
Eigentum des Bahnunternehmers zu stehen brauchen, wird die Zu- 
gehörigkeit zu der Bahneinheit im Grundbuche vermerkt. Sie sind 
damit dem freien Verkehr nach Maßgabe des Bahneinheitsgesetzes 
entzogen. 

c) Bahnpfand. Die Belastung der Bahneinheit erfolgt, wie die 
der Grundstücke mit Hypotheken, Grundschulden und Rentenschulden. 
Zur Aufnahme von Hypotheken ist bei Privateisenbahnen nach § 6 
des Eisenbahngesetzes, weil dadurch ein Forderungsrecht begründet 
wird, zur Eintragung von Grundschulden und Rentenschulden kraft 
positiver Vorschrift des § 17 des Bahneinheitsgesetzes die mini- 
sterielle Genehmigung erforderlich. Häufig wird die Belastung 
für Teilschuldverschreibungen auf den Inhaber sein 
(oben S. 69). Eine solche Hypothek ist nach § 1187 BGB. reichsrecht- 
lich allgemein zugelassen. In solchem Falle erfolgt nicht die Ein- 
tragung der Hypothek für einen bestimmten Gläubiger, sondern es 
wird nur der Gesamtbetrag der Hypothek unter Angabe der Anzahl, 
des Betrages und der Bezeichnung der Teile in das Grundbuch ein- 
getragen (§ 51 GBO.). Das Verhältnis der Inhaber von Teilschuld- 
verschreibungen zu dem Schuldner ist reichsrechtlich durch das 
Gesetz betr. die gemeinsamen Rechte der Besitzer von Schuld- 
verschreibungen vom 4. Dezember 1899 (RGBl. S. 691) geregelt. 
Für die Hypothek wird ein Brief nicht gebildet. Sie wird eingetragen 
auf Grund der Erklärung des Bestellers (Unternehmers), daß er die 
Hypothek bestelle. Die Eintragung der Hypothek ist öffentlich be- 
kannt zu machen. Ist eine Schuldverschreibung fällig, so kann der 
Unternehmer den Betrag unter Verzicht auf das Recht zur Rück- 
nahme hinterlegen und die Löschung beantragen, während nach den 
Vorschriften des BGB. in solchem Falle ein Aufgebotsverfahren statt- 
finden müsste. Es muß aber die Löschung öffentlich bekannt ge- 
macht werden. 

d) Zwangsvollstreckung. Wie für die Begründung von 
Rechten an der Bahneinheit, so gilt auch für die Zwangsvollstreckung 
in die Bahneinheit das Recht der Grundstücke, und es findet § 864 ff. 
ZPO. (vgl. § 871 ZPO.) und EG. z. ZVG. § 2 und Pr. AG. z. ZVG. 
vom 23. September 1899 (GS. S. 291), sowie das Gesetz, betr. die Zwangs- 
versteigerung und Zwangsverwaltung vom 20. Mai 1898 (RGBl. S. 713) 
im wesentlichen entsprechende Anwendung mit einzelnen aus der 
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Natxir des Unternehmens sich ergebenden Abweichungen. Die 
Zwangsvollstreckung hat an sich nicht etwa die Entziehung der Ge- 
nehmigung und das Aufhören des Bahnbetriebes zur Folge, das Gegen- 
teil ergibt sich vielmehr daraus, daß die Zwangsversteigerung von 
der Aufrechterhaltung der Genehmigung zum Betriebe abhängig ist. 
In dem Augenblicke, in dem die Genehmigung zum Bahnbetriebe 
entzogen wird, muß die Zwangsversteigerung oder -Verwaltung auf- 
gehoben werden. 

Die Zwangsvollstreckung erfolgt entweder durch Eintragung 
einer Sicherungshypothek oder durch Zwangsversteige- 
rung oder durch Zwangsverwaltung. Die Eintragung einer 
Sicherungshypothek geschieht nur für eine Forderung über 300 M. 
(§ 866 ZPO.), und es genügt hierzu ein Vollstreckungsbefehl (d. h. 
ein vollstreckbar erklärter Zahlungsbefehl) nicht. Da die Sicherungs- 
hypothek durch die Eintragung in das Grundbuch entsteht, so muß 
die Bahneinheit mindestens mit dem Antrag auf Eintragung einer 
Hypothek in das Grundbuch eingetragen werden. Dagegen bedarf 
es zur Einleitung der Zwangsversteigerung und Zwangsverwaltung 
der Eintragung des Bahnunternehmens in das Bahngrundbuch nicht. 

Die Zwangsversteigerung und Zwangsverwaltung erfolgt durch 
das Gericht, welches das Bahngrundbuch führt, d. h. das Gericht, in 
welchem der Hauptsitz des Bahnunternehmens sich befindet. Zum 
Antrag auf Zwangsversteigerung ist jeder Gläubiger berechtigt, 
der einen vollstreckbaren Schuldtitel hat. In dem Verfahren werden 
nicht nur der Gläubiger und der Schuldner als Beteiligte zugezogen, 
sondern auch alle an der Bahneinheit durch Eintragung dinglich 
berechtigte und andere daran berechtigte Personen (Grundstücks- 
mieter und Pächter). Für die Befriedigung aus dem Erlöse ist 
(nach Art des Konkurses) eine bestimmte Rangordnung vorge- 
schrieben, bei der die Ausgaben für die Erhaltung der Bahneinheit 
an erster Stelle stehen (§ 10 ZVG.). Demnächst wird nach § 26, 
Ziff. 1 des Bahneinheitsgesetzes, der entschädigt, welcher sein Recht 
an einem einzelnen Grundstücke mangels der Genehmigung der 
Bahnaufsichtsbehörde nicht verfolgen konnte und mit einer Ent- 
schädigung nach Maßgabe des Enteignungsverfahrens abgefunden 
wurde. An dritter Stelle erfolgt die Befriedigung derjenigen, die sich 
dem Eigentümer der Bahn zu dauerndem Dienste für den Betrieb 
verdxmgen haben, wegen der laufenden und der für das letzte Jahr 
rückständigen Ansprüche; an vierter Stelle stehen öffentliche 
Lasten, für die das Bahneinheitsgesetz eine besondere Rangordnung 
vorschreibt, diesen folgen 5. die Abrechnungsforderungen anderer 
Bahnunternehmer aus dem letzten Jahre, sodann 6. die Ansprüche 
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aus Rechten an dem Grundstücke^ soweit sie dem Ansprach des 
Gläubigers vorgehen, demnächst gelangt 7. der Anspruch des Gläu* 
bigers zur Befriedigung und die ihm nachstehenden Rechte. Die 
Versteigerung erfolgt in einem gerichtlichen Termin, für dessen 
Anberaumung (Veröffentlichung usw.) besondere Vorschriften be- 
stehen (§ 28, 29 des Gesetzes). Bei der Versteigerung wird ein s(^. 
geringstes Gebot aufgestellt, welches nicht unterboten werden 
darf. Dieses muß so hoch angesetzt werden, daß die Kosten des 
Verfahrens und die dem Anspruch des Gläubigers vorhergehenden 
Rechte daraus befriedigt werden können. Ein Recht wird nur be- 
rücksichtigt, wenn es entweder in das Grundbuch eingetragen ist 
oder sein Bestand glaubhaft gemacht wird. Wird ein Meistgebot 
abgegeben, so ist davon der Teil, welcher zur Deckung der Kosten 
der Rechtsverfolgung und der Zinsen des Hauptanspruches, sowie 
der an erster bis vierter Stelle nach obiger Rangordnung stehenden 
Rechte bestimmt ist und ebenso der das Mindesl^ebot übersteigende 
Teil des Meistgebotes, bar zu zahlen (Bar gebot). Das Verfahren 
(geringstes Gebot, Mindest-, Meist-, Bargebot) stimmt mit dem Zwangs- 
versteigerungsverfahren bei Grundstücken überein. Die Rechte, 
welche bei der Feststellung des geringsten Gebotes berücksichtigt 
sind, also von den eingetragenen Rechten alle dem Gläubiger vor- 
angehenden, bleiben bestehen und werden von dem Ersteher über- 
nommen. Alle anderen Rechte erlöschen. Wenn also eine ein- 
getragene Forderung (Hypothek) dem betreibenden Gläubiger nach- 
steht, so wird sie insoweit befriedigt, als das Bargebot zu ihrer 
Deckung ausreicht. Anderenfalls „fällt der Gläubiger aus". Der 
Zuschlag wird dem Meistbietenden erteilt, sofern nicht besondere 
Versagungsgründe vorliegen. Vor der Feststellung der Versteige- 
rungsbedingungen ist die Bahnaufsichtsbehörde zu hören, ebenso 
erfolgt die Feststellung des Wertes der Bahneinheit nach Anhörung 
der Aufsichtsbehörde. Wird der Zuschlag nicht im Versteigerungs- 
termin erteilt, so ist sofort ein Zuschlagstermin anzuberaumen. 
Der Zuschlag erfolgt unter der Bedingung, daß der Ersteher die 
Genehmigung zum Bahnbetriebe erhält und beibringt. Wird die Ge- 
nehmigung versagt, so wird der Beschluß aufgehoben und der Zu- 
schlag versagt. Das Verfahren wird einstweilen eingestellt. Wird 
die Genehmigung erteilt, so wird die Erteilung des Zuschlags rechts- 
wirksam und der Ersteher Eigentümer der Bahneinheit. Alsdann 
wird ein Termin zur Verteilung des Erlöses anberaumt und der 
Erlös nach Maßgabe der Vorschriften des Zwangsversteigerungs- 
gesetzes an die Berechtigten verteilt. 

Bei der Zwangsverwaltung wird der Vollstreckungsgegen- 
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stand in behördliche Verwaltung genommen, um die Befriedigung 
des Gläubigers aus den Einkünften, nicht aus der Substanz des 
Vollstreckungsobjektes, vorzunehmen. Während bei der Zwangs- 
verwaltung von Grundstücken die Verwaltung durch einen ge- 
richtlichen Administrator erfolgt, der dem Vollstreckungsgericht 
Rechenschaft ablegt, ernennt bei der Zwangsverwaltung der Bahn- 
einheit die Bahnaufsichtsbehörde den Verwalter und beaufsichtigt 
seine Geschäftsführung. Wenn ein anderer als der Eigentümer der 
Bahn kraft eigenen Nutzungsrechtes den Betrieb ausübt, so er- 
folgt die etwaige Zwangsvollstreckung gegen den Nutzungsberech- 
tigten nur durch Zwangsverwaltung des Nutzungsrechtes (§ 871 
ZPO., § 54 des Gesetzes). 

Die Zwangsliquidation und ihre Wirkung auf die Bahnein- 
heit ist im letzten Abschnitt behandelt. 



VI. Abschnitt. 

Der Eisenbahngrimderwerb. 

Literatur zum Tl. Abschnitt. 

Die Kommentare zum preuß. Gesetze über die Enteignung von Grundeigentum 

vom 11. Juni 1874! von Eger, 2. Aufl. 1902 und (Handausgabe) 1906; 

Seydel, 3. Aufl. 1903; O.Meyer 1905; Koffka 1905; Luther, 2. Aufl. 1906. 

Bayern: Hartmann und Kessle. — Sachsen: Scheicher, Ludwig- Wolf. — 

Baden: Fuchs, Janzer. — Hessen: Arnold, Wolf f. 
Die Handbücher des Eisenbahnrechts (§ 3). 

§ 28. Allgemeines. 

Den zum Eisenbahnbau nötigen Grund und Boden kann der 
Unternehmer, sei es der Staat, sei es ein Privatunternehmer, ent- 
weder im Wege freien Erwerbes an sich bringen oder im Wege 
des erzwungenen Erwerbes, der sogenannten Enteignung. Das 
Enteignungs recht ist reichsrechtlich nicht geregelt. Art. 109 
EGBGB. überläßt die Vorschriften hierüber den Landesgesetzen. Als 
solche kommen neben dem unten eingehender behandelten preußi- 
schen Rechte (Ges. vom 11. Juni 1874) vornehmlich in Betracht: 
in Bayern das Gesetz vom 17. November 1837, die Zwangs- 
abtretung von Grundeigentum für öffentliche Zwecke betreffend, 
in Württemberg §30 der Verfassungsurkunde und das Gesetz, be- 
treffend die Zwangsenteignuug von Grundstücken vom 20. Dezember 
1888, in Sachsen das Enteignungsgesetz vom 24. Juni 1902; in 
Baden das Enteignungsgesetz vom 26. Juni 1899, in Hessen das 
Enteignungsgesetz vom 26. Juli 1884. 
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In Preußen bestimmt entsprechend dem Grundsatze des 
Art. 9 der Verfassungsurkunde: „das Eigentum ist unverletzlich, es 
kann nur aus Gründen des öffentlichen Wohles gegen vorgängige, 
in dringenden Fällen wenigstens vorläufig festzustellende Ent- 
schädigung nach Maßgabe des Gesetzes entzogen oder beschränkt 
werden", das Gesetz vom 11. Juni 1874, daß das Grundeigen- 
tum nur aus Gründen des öffentlichen Wohles, für 
ein Unternehmen, dessen Ausführung die Ausübung 
des Enteignungsrechtes erfordert, gegen vollstän- 
dige Entschädigung entzogen oder beschränkt werden 
kann. Schon das Eisenbahngesetz vom 3. November 1838 hatte 
im § 8 bestimmt, daß für den Fall, daß über den Erwerb von Grund- 
stücken eine Einigung nicht zustande komme, zum Erwerb der für den 
Eisenbahnbau notwendigen Grundstücke die Expropriation platzgreife. 

Welchen Charakter die Enteignung hat, ob es als Zwangskauf 
den Grundsätzen des Kaufs unterliegt, oder ob es sich als einseitiger 
Eingriff der Staatsgewalt darstellt, ist in der Rechtswissenschaft 
und in der Rechtsprechung Gegenstand lebhaften Streites (vergl. 
hierzu Eger, Enteignungsgesetz, S. 26 ff.). 

Zur Gewinnung des Enteignungsrechtes ist eine könig- 
liche, durch die Amtsblätter zu veröffentlichende Verordnung nötig, 
welche den Unternehmer und das Unternehmen, für das enteignet 
wird, genau bezeichnet (§ 2 Enteignungsges.). In der durch könig- 
liche Verordnung erfolgenden Konzessionierung von Privateisen- 
bahnen und ebenso in dem Gesetze, welches dem Bau einer Staats- 
eisenbahn zugrunde liegt, ist die Verleihung des Enteignungsrechtes 
schon enthalten, wenngleich auch hier das Recht zur Enteignung 
besonders erteilt zu werden pflegt, bei Privatbahnen in der Kon- 
zessionsurkunde, bei Staatsbahnen durch besonderen Erlaß (vergl. 
Egeir I, S. 330, und derselbe, Enteignungsges. Bd. I S. 42, Anm. 16 b zü 
§ 2). Bei der Verleihung des Enteignungsrechts für Kleinbahnen 
muß eine besondere königliche Verordnung ergehen. 

Wenngleich nun nicht etwa die Verleihung des Enteignungs- 
rechtes von dem vorherigen Versuch der freihändigen Erwerbung 
des Grundeigentums abhängig ist, so ist doch überall das Bestreben 
vorherrschend, die Enteignung möglichst durch freiwillige Erwerbung 
zu vermeiden und das Enteignungsgesetz sieht selbst die Möglich- 
keit vor, nach verliehenem Enteignungsrechte, ja noch nach erfolgter 
endgültiger Planfeststellung die Entscheidung der Verwaltungs- 
behörde durch eine freiwillige Obereignung überflüssig zu. machen, 
und sucht diese Art des freiwilligen Erwerbes noch durch besondere 
Vergünstigungen zu erleichtem. 
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Für die Grundstücke, für welche das Enteignungsrecht nicht 
gegeben wird, ist der freiwillige Erwerb allein möglich. Auf welche 
Grundstücke sich aber das in der Konzessionsurkunde verliehene 
Enteignungsrecht erstreckt, ergibt die der Konzession zugrunde 
liegende vorläufige Planfeststellung (siebe oben S. 43). Das Eisen- 
bahngesetz bezeichnet als dem Enteignungsrecht unterliegend die 
zum Eisenbahnbau notwendigen Grundstücke. § 23 des Enteignungs- 
gesetzes führt noch besonders an: 

1. den zum Bau der Bahn, der Bahnhöfe und der an ihnen 
behufs des Betriebes zu erbauenden Gebäuden nötigen Boden; 

2. den zur Unterbringung der Erde und des Schuttes usw. bei 
Abtragung, Einschnitten und Tunnels erforderlichen Grund und 
Boden ; 

3. überhaupt den Grund und Boden für alle sonstigen An- 
lagen, welche zu dem Behufe, damit die Bahn als eine öffentliche 
Straße zur allgemeinen Benutzung dienen könne, nötig oder infolge 
der Bahnanlage im öffentlichen Interesse erforderlich sind (hierher 
gehört auch der für die nach § 14 des Gesetzes [siehe S. 89 f] her- 
zustellenden Anlagen erforderliche Grund und Boden); 

4. das für die Herstellung von Aufträgen erforderliche Schüt- 
tungsmaterial). 

Grundstücke, welche nur für den Betrieb zweckmäßig sind, 
namentlich aber solche, welche dem Privatinteresse des Unter- 
nehmers dienen, können nicht enteignet werden. 

§ 29. Der freiwillige Grunderwerb. 

Der freiwillige Grunderwerb kann für Privateisenbahnen erfolgen 
ohne daß eine Genehmigung hierzu erforderlich wäre (§ 7 EG.). 
Für Kleinbahnen richtet sich die Notwendigkeit staatlicher Geneh- 
migung danach, ob der Unternehmer im allgemeinen der Genehmi- 
gung zum Erwerbe von Grundstücken bedarf. In Preußen domizi- 
lierende Aktien-, Aktien-Kommanditgesellschaften, Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung und andere kraft Reichsrechts, abgesehen von 
den Vorschriften des BGB., mit juristischer Persönlichkeit ausgestattete 
Gesellschaften und die Kommunalverbände bedürfen der Genehmi- 
gung zum Erwerbe von Grundstücken überhaupt nicht, wohl aber 
alle die genannten Handelsgesellschaften, wenn sie außerhalb 
Preußens ihren Sitz haben, sofern es sich um Grundstücke im 
Werte über 5000 M. handelt. Die Genehmigung erteilt nach Art. 7, 
§ 1, Ziff. 2 AGBGB., Art. 6 Königl. Verordnung vom 16. November 
1899, GS. S. 562) der Ministet der öffentlichen Arbeiten. Auch für 
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Privateisenbahnen gilt das für die Kleinbahnen Gesagte insoweit, als 
der Unternehmer Grundstücke erwerben will, die zum Eisenbahn- 
bau und Betriebe nicht erforderlich äind (§ 7 EG.). 

Der Erwerb der Grundstücke kann entgeltlich oder un- 
entgeltlich sein. Der entgeltliche Erwerb wird in der Form des 
Kaufes oder auch des Tausches abgeschlossen, wobei zu beachten 
ist, daß für die Gegenleistung beim Tausch die für die Veräußer 
rung von Eisenbahngrundstücken gegebenen Vorschriften Anwen- 
dung finden. Für den Vertrag gelten die Normen des bürgerlichen 
Rechtes. Er bedarf nach § 313 BGB. der gerichtlichen oder nota- 
riellen Beurkundung. Für die der Enteignung unterworfenen Grund- 
stücke erleichtert das Gesetz (AGBGB. Art. 12, § 1) die Form: es 
genügt ein schriftlicher Vertrag, und der im Termin zur endgültigen 
Planfeststellung bei der Enteignung geschlossene Vertrag hat die 
Wirksamkeit der gerichtlichen oder notariellen Urkunde (§ 26 Ent- 
eignungsges.). Allgemein ist für jeden Grunderwerbsvertrag, bei 
dem eine Partei (Käufer oder Verkäufer) durch eine öffentliche 
Behörde vertreten ist, zulässig, daß die Beurkundung von einem 
von dem Vorstande der Behörde hierzu oder allgemein bestellten 
Beamten (Urkundsbeamten) vorgenommen wird. Der Kaufpreis 
braucht, wie überhaupt beim Kaufe, nicht bestimmt zu sein, aber muß 
bestimmbar sein. Es genügt z. B., wenn ein Preis für eine Ein- 
heit (Quadratmeter) festgestellt wird und der Gesamtpreis späterer 
Ausmessung vorbehalten bleibt. Dies wird in der Regel der fall 
sein müssen, wenn dem Unternehmer vorbehalten bleibt, mehr oder 
weniger, je nachdem er des Grund und Bodens bedarf, für sich 
davon zu verwenden. 

Der Vertrag über die unentgeltliche Erwerbung ist 
reine Schenkung, wenn der bisherige Eigentümer dem Unternehmer 
ohne besondere Verpflichtung, die Eisenbahn auch wirklich zu bauen, 
das Grundstück überläßt. Dies ist der seltenere Fall. Zumeist erfolgt 
die Hingabe unter der Bedingung des Baues der Eisenbahn in einer 
bestimmten Richtung; dann ist die Schenkung unwirksam, wenn der 
Unternehmer die Bahn nicht oder nicht in der in Aussicht ge- 
nommenen Art baut. Liegt keine bedingte Schenkung, sondern eine 
Schenkung unter einer Auflage vor, dann kann der Schenker auf 
Vollziehung der Auflage (Eisenbahnbau) klagen. Wenn der Bau 
gleichwohl nicht erfolgt, steht ihm allerdings kein weiteres Recht 
zu, als das Geschenk zurückzufordern. Im Zweifel wird nicht an- 
zunehmen sein, daß der Unternehmer die Auflage übernehmen 
wollte, die Bahn zu bauen, vielmehr wird der Bahnbau als Ver- 
tragsbedingung zu betrachten sein. Die unentgeltliche Hingabe 
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muß in der Form der Schenkung (gerichtliche oder notarielle ße- 
urkundung) geschehen. Die unentgeltliche Hingabe von Gelände er- 
folgt häufig von Seiten der Interessenten^ um die Herstellung der 
Bahn in einer bestimmten Richtung zu erreichen. Dies ist jauch 
häufig bei Staatsbahnen der Fall, auch hier gilt die Hingabe als 
stillschweigend bedingt durch die Ausführung des Baues. 

Wird ein Grundstück nicht dauernd für die Bahn gebraucht, 
so kann seine Erwerbung zu Eigentum unterbleiben. Der Unter- 
nehmer verschafft sich alsdann das Recht zur Benutzung durch 
Pacht- oder Mietsvertrag; Pacht liegt vor, wenn der Unter- 
nehmer berechtigt ist, die Früchte des Grundstücks zu ziehen, 
Miete, wenn er dazu nicht berechtigt ist. Statt des Erwerbes des 
Eigentums kann überhaupt ein dauerndes dingliches Recht an dem 
gebrauchten Grundstück bestellt werden, so ist z. B. ein Eigen- 
tumserwerb gar nicht möglich bei der Benutzung oder Kreuzung 
von öffentlichen Wegen. Es kann in solchen Fällen auch das Recht, 
ein Gebäude oder ein anderes Bauwerk auf fremdem Grund und 
Boden zu haben (Erbbaurecht), erworben werden. 

Unter die Pacht- oder Mietsverträge kann, aber braucht nicht 
die sogenannte Bauerlaubnis zu fallen, d. h. das Abkommen, 
daß der Unternehmer auf dem später zu erwerbenden Grundstücke 
den Bau vor der endgültigen Enteignung beginnen kann. Ein solches 
Abkommen stellt sich überhaupt nicht als ein Abkommen über 
eine vorübergehende Benutzung dar, weil der Unternehmer ja das 
Grundstück dauernd erwerben will. Wenn dem Unternehmer die 
Erlaubnis zum Bau unentgeltlich gewährt und im übrigen die Eini- 
gung über den Erwerb des Eigentums völlig vorbehalten wird, so 
hat die Bauerlaubnis keine weiteren rechtlichen Folgen. Ist aber 
der Kaufvertrag bereits geschlossen, so wird in der Bauerlaubnis 
zumeist die tatsächliche Übertragung des Besitzes liegen; dann tritt 
die Rechtsfolge ein, daß der Unternehmer, obgleich er noch nicht 
Eigentümer ist, den noch nicht gezahlten Kaufpreis vom Tage der 
Obergabe an zu verzinsen hat, es sei denn, daß der Kaufpreis aus- 
drücklich gestundet ist (§ 454 BGB.). 

Abgesehen von der erleichterten Form der Beurkundung bei 
Beteiligung einer öffentlichen Behörde an dem Rechtsgeschäft 
macht es keinen Unterschied, ob der Grunderwerbsvertrag zwischen 
Privaten und dem Staate oder zwischen öffentlichen Behörden ge- 
schlossen wird. Es liegt aber ein eigentlicher Kauf nicht vor, wenn 
die Staatseisenbahnbehörde ein fiskalisches, aber einer anderen 
Verwaltung unterstehendes Grundstück für Eisenbahnzwecke er- 
werben will; denn die verschiedenen Abteilungen des Fiskus sind 

Eger, Eisenbahnreoht. 6 
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nicht besondere juristische Personen^ sondern nur Teile derselben 
juristischen Person. Eine Berechnung eines Kauf-, Miets- oder 
Pachtpreises hat hier nur rechnerische Bedeutung. Es findet keine 
Zahlung statt, sondern nur eine etatmäßige Verrechnung. Vielfach 
unterbleibt auch dies, und es erfolgt lediglich eine Oberweisung von 
einer Verwaltung an die andere (z. B. Forstfiskus an den Eisen- 
bahnfiskus s. Eger I, S. 281, Anm. 7). 

Für die freiwillige Obereignung der zur Enteignung bestimmten 
Grundstücke gelten, abgesehen von der bereits erwähnten Form 
des Vertrages, noch nachstehende Erleichterungen: Grund- 
stücke, welche im Lehns- oder Fideikommißverbande 
stehen, können, sofern nicht die Stiftungsurkunde oder besondere 
Gesetze eine erleichterte Form zulassen, von dem Besitzer unter 
Zustimmung der beiden nächsten Agnaten (männliche Verwandte 
vom Mannesstamm) belastet oder veräußert werden; Veräuße- 
rungsbeschränkungen, welche zur Verhütung der Trennung 
von Gutsverbänden oder der Zerstückelung von Ländereien bestehen, 
finden keine Anwendung. Ferner: wenn Grundstücke, die der Ent- 
eignung nicht unterliegen, erworben werden, so muß, wenn die 
Freiheit von Lasten, dem Unternehmer nötig erscheint, diese 
vertragsmäßig besonders bedungen werden und sie bestehen fort, 
wenn sie nicht durch Rechtsgeschäft (Enthaftung) beseitigt werden, 
oder bei Abschreibung von Grundstücksteilen die zuständige Ausein- 
andersetzungsbehörde nicht bescheinigt, daß die Abschreibung ohne 
die Last den an dem Restgrundstücke bestehenden Rechten un- 
schädlich sei. Im Falle der freiwilligen Erwerbung im Enteignungs- 
verfahren werden die so erworbenen Grundstücke lastenfrei, wenn 
der Vertrag unter Vorbehalt des förmlichen Enteignungsverfahrens 
behufs Regelung der Rechte Dritter abgeschlossen wird, oder wenn 
die Einigung nach der endgültigen Planfeststellung erfolgt. Die 
Lastenfreiheit tritt mit dem Eigentumsübergange ein. An Stelle der 
Haftung des Grundstücks tritt der Anspruch der Realberechtigten 
an die Entschädigungssumme, wobei der Berechtigte das Klagerecht 
gegen den Unternehmer insoweit behält, als die Entschädigungs- 
summe nicht ausreicht, um die Forderung zu decken. Das bei der 
Enteignung von Grundstücksteilen den früheren Eigentümer zu- 
stehende gesetzliche Vorkaufsrecht für den Fall, daß die 
enteignete Parzelle später für das Unternehmen entbehrlich wird, 
steht auch dem Eigentümer im Falle der freiwilligen Veräußerung im 
Enteignungsverfahren zu. Ein Verzicht auf dieses Vorkaufsrecht ist 
zulässig und häufig. Das Veräußerungsgeschäft über Grundstücke, die 
zur Enteignung bestimmt sind, ist gebühren- und stempelfrei. 



Digitized by VjOOQIC 



Der Eisenbahngnmderwerb. 83 

Die Übertragung des Eigentums bei der freiwilligen Veräußerung 
erfolgt in der Regel durch die Auflassung, d. h. durch die vor 
dem Grundbuchamt (Amtsgericht) bei Anwesenheit der Parteien oder 
ihrer Vertreter abgegebenen Erklärungen über die Veräußerung. 
Die Grundstücke, welche einem öffentlichen Bahnunternehmen 
gewidmet sind, erhalten in Preußen nach Art. 1 der Verord- 
nung betreffend das Grundbuchwesen vom 13. November 1899 
(G.S. S. 519, gültig nach § 90 GBO.) ein Grundbuchblatt nur 
auf Antrag des Eigentümers erhalten. Wenn das zu veräußemdei 
Grundstück bereits vorher buchungsfrei war (z. B. Staatsgrundstücke, 
öffentliche Wege, Eigentum des Landesherrn usw.), so erfolgt der 
Eigentumsübergang nicht durch Auflassung, sondern durch gericht- 
liche oder notarielle Beurkundung der Einigung (Art. 27 AGBGB.). 
Wenn der Eisenbahnunternehmer ein Grundstück erwirbt, für welches 
ein Grundbuchblatt besteht, so kann es auf Antrag aus dem Grund- 
buche ausscheiden, jedoch nur dann, wenn es lastenfrei ist (§ 90, 
Abs. 2 GBO.). Wenn ein Eisenbahnunternehmen mehrere in dem- 
selben Grundbuchbezirk gelegene gebuchte Grundstücke besitzt, 
so kann für alle zusammen ein Grundbuchblatt angelegt werden, 
wenn davon Verwirrung nicht zu besorgen ist (§ 3 GBO.). Dadurch 
entsteht aber nicht etwa eine Bahneinheit, sondern diese hat, wie 
im § 27 erwähnt, die Eintragung in das Bahngrundbuch zur Vor- 
aussetzung, soweit eine Eintragung überhaupt nötig ist. 

§ 30. Bas materielle Enteignungsreeht. 

Wie im § 28 hervorgehoben, tritt, soweit nicht der Erwerb der 
für das Eisenbahnunternehmen notwendigen Grundstücke im Wege 
freier Obereinkunft möglich ist, die Erwerbung kraft staatlichen 
Zwanges (sog. Enteignung) ein. Hierbei wird das Enteignungsrecht 
vom Staate dem Unternehmer verliehen. Der Staat hat das Ent- 
eignungshoheitsrecht, der Unternehmer das Enteignungs- 
recht. Diese Unterscheidung ist wichtig. Hätte ausschließlich der 
Staat das Enteignungsrecht und übertrüge er es nur auf den Unter- 
nehmer (sog. abgeleiteter Erwerb), so müßte auch der Staat für 
die Entschädigung haften, denn mit dem Enteignungsrecht ist auch 
die Entschädigungspflicht verbunden, jedoch kann in der Regel wohl 
ein Recht, nicht aber eine Pflicht ohne weiteres durch das Privi- 
legium übertragen werden. Der Staat begründet aber kraft seines 
Hoheitsrechtes ein Enteignungsrecht für den Beliehenen (sog. ur- 
sprünglicher oder konstitutiver Erwerb). 

Das Enteignungsrecht ist in Preußen geregelt durch das Gesetz 
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vom 11. Juni 1874 betreffend die Enteignung von Grandeigentum «^). 
Dieses Gesetz hat sowohl das Verfah?:en, wie die Frage der Ent- 
schädigung eingehend geregelt. Aber nicht jede Beschränkung und 
Entziehung der Rechte am Grandeigentum wird nach den Grund- 
sätzen der Enteignung entschieden. Insbesondere fallen hierunter 
nicht die kraft des Polizeihoheitsrechtes des Staates dem Grand- 
eigentümer auferlegten Beschränkungen, mag es sich um Eingriffe 
zur Abwendung einer drohenden Gefahr, die auf andere Weise nicht 
zu beseitigen ist (Notstand), oder um eine zur Herstellung eines 
mit der öffentlichen Ordnung verträglichen sog. polizeimäßigen Zu- 
standes erforderliche Anordnung handeln. 

a) Enteignungsberechtigt ist, wie bereits erwähnt, der 
Unternehmer, also wenn der Staat Unternehmer ist, auch dieser, 
aber in seiner privatrechtlichen Eigenschaft als Fiskus. 

b) 'Gegenstand. Enteignet kann jedes Grandstück werden, 
mag es sich im Eigentume von Privaten oder öffentlichen juristischen 
Personen befinden (Kommunen, fremde Bundesstaaten, das Reich). 
Grundstücke des Staates brauchen nicht enteignet zu werden, weil 
es im freien Ermessen des Staates liegt, ob und unter welchen Be- 
dingungen er seine Grandstücke zu dem Unternehmen hergeben will 
(Eisenbahnhoheitsrecht, Enteignungshoheitsrecht). In der Konzession 
wird der Staat das Nähere festlegen. Wird ein Grandstück für das 
Unternehmen gebraucht, das bereits früher für ein anderes Unter- 
nehmen enteignet war, so ist die Enteignung ohne weiteres zulässig, 
wenn das Grundstück für das ältere Unternehmen nicht mehr ge- 
braucht wird, anderenfalls geht das Unternehmen vor, an dem das 
öffentliche Interesse mehr beteiligt ist (z. B. eine strategische Bahn 
gegenüber einer lediglich im Verkehrsinteresse betriebenen Bahn). 
Bei gleicher Stärke der Rechte muß ein gegenseitiges Nachgeben 
versucht werden, oder das jüngere Unternehmen kann zwar die 
Grandstücke in Ansprach nehmen, muß aber das ältere Unternehmen 
entschädigen und die nötigen Umbauten vornehmen. 

c) Zweck. Der Zweck der Enteignung kann die Entziehung 
oder die dauernde oder vorübergehende Beschränkung des 
Grandeigentums oder der Rechte am Grundeigentum (§ 6 des Ent- 
eignungsgesetzes) sein. Daneben sind zur Vorbereitung der Plan- 
feststellung die oben S. 32, 33 erörterten vorbereitenden Hand- 
ln n g e n auf fremden Grandstücken zulässig. Ob eine vorübergehende 

*) In Bayern durch Gesetz v. 17. Nov. 1837, in Sachsen durch Gesetz v. 
24. Juni 1902, in Württemberg durch Gesetz v. 20. Dez. 1888, in Baden durch 
Gesetz v. 26. Juni 1899, in Hessen durch Gesetz v. 26. Juli 1884, abgeänd. 
durch Art. 279 Hess. Ausf.Ges. z. BGB. 
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oder dauernde Beschränkung angeordnet wird, ist insofern von 
Bedeutung, als zur Verleihung des Enteignungsrechtes im allgemeinen 
eine königliche Verordnung nötig ist, bei vorübergehenden Beschrän- 
kungen aber, die die Dauer von 3 Jahren nicht übersteigen, nur die 
Genehmigung des Bezirksausschusses erforderlich ist. Die Durch- 
führung des Enteignungsverfahrens ist aber in allen Fällen nötig. 

d) Umfang. Das Enteignungsrecht erstreckt sich nicht nur 
auf den zur erstmaligen Inbetriebsetzung der Bahn erforderlichen 
Grund und Boden, sondern auf den Grund und Boden, welcher bei 
einer Erweiterung der Anlage ihrem Wesen nach infolge einer 
Vergrößerung des Verkehres gebraucht wird (vgl. Eger, Enteignungs- 
gesetz I, S. Ö4), nicht aber bei einer Verlängerung der Bahn oder 
zur Herstellung von Seitenlinien. In der Hauptsache ist der auf 
Grund des vorbereitenden Verfahrens aufgestellte ministeriell ge- 
nehmigte Plan maßgebend. Soweit sich die Enteignung auf das 
Schüttungsmaterial erstreckt, ist hierunter nur das zur Her- 
stellung, nicht zur Erhaltung der Bahn nötige Material begriffen. 
Wie jedes Privilegium ist das Enteignungsrecht an die Person ge- 
bunden und darf nicht auf andere übertragen werden. Geht das 
Unternehmen der Eisenbahn in andere Hände über, so bedarf es einer 
neuen königlichen Verordnung, soweit nicht schon in der neuen Kon- 
zession wiederum die Verleihung des Enteignungsrechtes enthalten ist. 

e) Entschädigung. Die Entschädigung wird in Geld gewährt. 
Sie ist vom Unternehmer zu leisten. Der Staat haftet auch nicht 
im Falle des Unvermögens des Unternehmers (Eger, Enteignungs- 
gesetz> Anm. 43 ff. zu § 7). Wenngleich eine Entschädigung auf 
andere Art als in Geld nicht statthaft ist, so ist es doch zu- 
lässig imd möglich, daß der Unternehmer durch Gewährung irgend- 
welcher Vorteile einen Schaden überhaupt abwendet und so eine 
Geldentschädigung hinfällig macht (§ 14 EG. und § 14 Enteign.-Ges.). 
Z. B. er bestellt dem Eigentümer statt des entzogenen Eigentums 
an einem Wege eine Grundgerechtigkeit (Wegerecht) (so RGEntsch. 
vom 30. März 1898, Bd. XLI, S. 257). Die bedeutendste Schwierig- 
keit bei der Enteignung liegt in der richtigen Abmessung 
der zu gewährenden Entschädigung. Sie soll grundsätzlich den 
vollen Wert des abzutretenden Grundstücks einschließlich der ent- 
eigneten Zubehörungen und Früchte gleichkommen. Was Zubehör 
und Früchte sind, sagt das BGB. § 97, 98, 99; für die Frucht- 
verteilung gilt BGB. § 101. Was aber unter vollem Wert zu ver- 
stehen ist, ist verschieden ausgelegt worden. Nach der herrschenden 
Auffassung ist voller Wert: der reichlich bemessene ob- 
jektive Wert, d. h. der Wert, welchen das Grundstück, 



Digitized by VjOOQIC 



86 VL Abschnitt. 

nach allen seinen Eigenschaften, Beziehungen und 
Verhältnissen betrachtet, für jedermann hat und haben 
kann, d. h. der rolle Kaufwert, das ist wiederum derjenige 
Wert, den der Eigentümer bezahlt erhalten würde, wenn er das Grund- 
stück im gewöhnlichen Verkehre freiwillig veräußert hätte^ ohne Rück- 
sicht aber auf jede durch das Unternehmen bewirkte Preisänderung 
(RGEntsch. vom 26. Januar 1900, Eisenbahnr.Entsch., Bd. XVI, 

5. 138). Eine andere Auffassung geht dahin, daß auch der Wert 
zu berechnen ist, den das Grundstück gerade für den von der Ent- 
eignung getroffenen Eigentümer hat (sog. individueller Wert). 
So auch verschiedene neuerliche Entscheidungen des Reichsgerichts, 

6. Senat, in Abweichung von der sonstigen Rechtsprechung des Ge- 
richts. Näheres über diese Frage siehe bei Eger, Enteignungsgesetz, 
2. Aufl., S. 123 ff., namentlich 130 ff. 

Im einzelnen kommt bei der Wertbemessung in Betracht: 

1. Die Lage des Grundstücks. Die vorteilhafte Lage an belebten 
Straßen, Plätzen, Bahnhöfen ist für die Schätzung günstig, dagegen 
die nachteilige Lage in ungesunder oder unfruchtbarer Gegend, im 
Überschwemmungsgebiete, Festungsrayon ungünstig. 

2. Die Beschaffenheit des Grundstückes (Ackerland, Wiese, 
Moor, Heide). Vorhandensein von Mineralien wirkt werterhöhend 
dann, wenn sie gegenwärtig einen Ertrag abwerfen oder doch zu 
erwarten ist, daß dies in absehbarer Zeit der Fall sein werde, und 
insoweit, als der Verkaufswert an sich dadurch sich steigert. 

3. Die Benutzungsfähigkeit. Sie ist zu unterscheiden von 
der Benutzungsar t, welche einen Maßstab für die Benutzungs- 
fähigkeit liefert, aber nicht mit ihr identisch zu sein braucht. Es 
kann z. B. jemand einen wertvollen Bauplatz als Garten benutzen. 
Die Benutzungsart darf jedenfalls nur insoweit in Betracht gezogen 
werden, als sie das Produkt der dinglichen Eigenschaften des Grund- 
stücks, nicht etwa der persönlichen Befähigung des Eigentümers 
ist. Von Einfluß ist namentlich die Eigenschaft eines Grundstückes 
als Bauplatz oder als zum Gewerbebetrieb geeignetes Grundstück. 
Bei der Bewertung als Bauplatz darf freilich Spekulation und 
Kombination nicht in Betracht gezogen werden, sondern die künf- 
tige Verwertung als Bauplatz muß bereits eine feste, den gegen- 
wärtigen Kaufwert beeinflussende Basis gewonnen haben. Bei der 
Fähigkeit eines Grundstückes zum Gewerbebetrieb darf nicht 
etwa auf die persönliche Fähigkeit des Grundeigentümers Rücksicht 
genommen werden. Es darf also im allgemeinen nicht etwa der 
Wert lediglich so bemessen werden, daß die Einkünfte aus dem 
gegenwärtig dort betriebenen Gewerbe einfach kapitalisiert werden. 
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4. Bei der Wertbemessung kann der entgangene Gewinn in 
Anschlag gebracht werden, soweit er aus dem Grundstück selbst 
mit Bestimmtheit zu erwarten ist und nicht etwa nur durch das 
die Enteignung bewirkende Unternehmen selbst bedingt ist. Als 
entgangen gilt aber der Gewinn, welcher nach dem gewöhnlichen 
Lauf der Dinge oder nach den besonderen Umständen, insbesondere 
nach den getroffenen Anstalten und Vorkehrungen, mit Wahrschein- 
lichkeit erwartet werden kann (§ 252 BGB.). Die persönlichen 
Nachteile und Schäden, welche durch die Enteignung ver- 
ursacht werden, dürfen bei der Ermittlung des Wertes des Grund- 
stückes nicht in Ansatz gebracht werden, weil die objektive Grund- 
lage bei der Wertbemessung nicht verlassen werden darf. Auch 
in diesem Punkte weichen einige neuere Entscheidungen des Reichs- 
gerichts von der herrschenden Meinung und der früheren Judikatur ab 
(vergl. Eger, Enteignungsges., Anm. 55 zu § 7). 

5. Der Annehmlichkeitswert, soweit er, objektiv betrachtet, 
für jeden Besitzer vorhanden ist, kann in Anschlag gebracht werden 
(RGEntsch. vom 21. Januar 1888, Eisenbahnr., Entsch. Bd. VI,. S. 168), 
keinesfalls aber der Wert der besonderen Vorliebe, sog. 
Affektionswert (d. h. der Wert, den das Grundstück nur in der 
Meinung des Eigentümers hat, z. B. Familienstammsitz, Gräber). 

6. Hat der Eigentümer, um den Wert künstlich zu steigern, 
neue Anlagen auf dem Grundstück hergestellt, und ist die Absicht 
der Benachteiligung des Unternehmers aus der Art der Anlage und 
dem Zeitpunkt der Errichtung erkennbar, so sind diese Anlagen bei 
der Berechnung des Wertes nicht in Betracht zu ziehen. (§ ISEnt.Ges.) 

7. Eine Belastung des Grundstückes mit privatrechtlichen 
Lasten mindert den Wert des Grundstückes nicht. Der volle Wert 
umfaßt auch die Entschädigung der Nutzungsberechtigten. Die 
Auseinandersetzung zwischen dem Eigentümer und den dinglich 
Berechtigten berührt den Unternehmer nicht (RGEntsch. vom 
11. Juli 1894, Eisenbahnr., Entsch. Bd. XI, S. 236). 

8. Für den Wert, für dessen Abschätzung bestimmte Taxvorschrif- 
ten nicht bestehen, der vielmehr nach dem Gutachten Sachverständiger 
nach freier Überzeugung festgestellt wird, ist der Zeitpunkt 
des Entschädigungsf es tstellungsbeschluss es maßgebend 
(Eger I, S. 349, und derselbe, Enteignungsges., Anm. 59 zu § 7, 
S. 195 ff.). 

f) Teilenteignung. Während bei der Enteignung eines 
ganzen Grundstückes der Wert lediglich nach objektiven Gesichts- 
punkten zu bestimmen ist, kommt bei der Enteignung eines Grund- 
stücksteiles für die Wertbemessung auch ein subjektives 
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Moment zur Berücksichtigung. Es ist nämlich neben dem ob- 
jektiven vollen Wert der Mehrwert zu berechnen, den der ab- 
zutretende Teil durch seinen Zusammenhang mit dem Ganzen hat, 
sowie der Minderwert, welcher für den übrigen Grundbesitz durch 
die Abtrennung besteht. (§8Abs.2Ent.Ges.) In Betracht kommt hier- 
bei z.B. : die Abtrennung des Grundstückteiles, welches die Verbindung 
des ganzen Grundstücks mit einer öffentlichen Strasse herstellt: der 
abzutretende Teil war bisher als Bauplatz vorzüglich geeignet (Mehr- 
wert), mit dem Moment der Abtrennung von der öffentlichen Straße 
aber wird das ganze Grundstück als Bauplatz weniger oder gar 
nicht mehr geeignet (Minderwert). Auch die nachteiligen Folgen 
für den Restbesitz, die durch das Unternehmen entstehen, sind bei 
der Teilenteignung in Betracht zu ziehen, jedoch dagegen die Vorr 
teile in Rechnung zu stellen, die der Restbesitz durch das Eisen- 
bahnunternehmen erlangt. Die Zulässigkeit dieser Anrechnung 
der Nachteile und Vorteile ist aber bestritten (vgl. Eger, Ent- 
eignungsges., S. 133 ff.). Wenn durch die Abtretung eines Teiles 
des Grundstückes das Grundstück, d. h. der zusammenhängende 
Grundbesitz desselben Eigentümers so zerstückelt werden würde, 
daß das Restgrundstück nach seiner bisherigen Bestimmung nicht 
mehr zweckmäßig benutzt werden kann, so kann der Eigentümer 
spätestens im Termine über die entgültige Planfeststellung die Über- 
nahme des ganzen Grundstückes verlangen. (§9Ent.Ges.) WennTeile 
von Gebäuden enteignet werden, ist dies stets der Fall. Auch be- 
züglich des für das Unternehmen an sich nicht gebrauchten Rest- 
stückes liegt Enteignung vor, so daß auch die an ihm bestehenden 
Rechte erlöschen. Eine Werterhöhung, welche das Grundstück erst 
infolge der Neuanlage erhält, kommt bei der Abmessung des Wertes 
nicht in Betracht; ebensowenig auch eine Wertverminderung (§ 10 
Abs. 2 Ent. G^., Eger, Enteignungsges., S. 353, Seydel, S. 70). 

g) Nebenberechtigte: Der Wert des Grundstückes wird an 
sich nicht dadurch beeinflußt, daß an dem Grundstück privatrecht- 
liche Lasten bestehen. Die dinglich Berechtigten werden zumeist 
ihre Befriedigung aus der Entschädigungssumme finden. Es ist aber 
auch leicht möglich, daß der Wert eines besonderen dinglichen 
Nutzungsrechtes an einem Grundstück größer ist, als die Wert- 
verringerung, welche das Grundstück durch das Bestehen dieser 
Belastung erleidet. Daher bestimmt das Gesetz (§11), daß der Schaden, 
den Nutzungs-, Gebrauchs- und Servitutberechtigte, Pächter und 
Mieter durch die Enteignung erleiden, soweit er nicht in der Ent- 
schädigung inbegriffen ist, besonders zu berechnen ist. Es ist also 
einmal der volle Wert des Grundstückes für den Eigentümer und 
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sodann der Wert des Rechtes an dem Grundstücke für den ding- 
lich Berechtigten zu berechnen. In Betracht kommen nach dem 
Bürgerlichen Gesetzbuch: die Grundgerechtigkeiten, der Nieß- 
brauch, die beschränkten persönlichen Dienstbarkeiten (z. B. Wohn- 
recht), das Vorkaufsrecht, die Reallasten, ferner die durch das EGBGB. 
in Kraft gebliebenen landesrechtlich zulässigen Belastungen (z. B. 
Erbpachtrecht). Bei den persönlichen Dienstbarkeiten und bei dem 
Nießbrauch wird allerdings in der Regel an Stelle der Nutzxmg 
des Grundstückes die Nutzung des Entschädigungskapitals oder an 
einem Teile desselben treten. Ob auch, wenn öffentliche Wege ent- 
eignet oder zu öffentlichen Zwecken verändert oder verlegt werden, 
die Anlieger ein Recht auf Entschädigung haben, ist bestritten; 
nach den Grundsätzen des preußischen Rechts ist es bejaht, 
nach denen des gemeinen (d. h. des in einigen Teilen Deutschlands 
bis zum 1. Januar 1900 in Kraft gewesenen, auf den römischen Rechts- 
quellen beruhenden) Rechtes verneint worden. Für das BGB. 
muß angenommen werden, daß die öffentlichen Wege nicht dem 
Verkehre entzogen sind, daß daher Privatrechte an ihnen erworben 
werden können. Soweit sie bestehen, erlangt der Anlieger daher 
ebenfalls einen Anspruch auf Entschädigung. Ist dem Pächter oder 
Mieter Ersatz zu leisten — bestritten ist hierbei, ob dieser Ersatz 
nur stattfindet, wenn die Miete und Pacht dingliche Wirkung 
haben, d. h. Rechte an Grundstücken sind, nicht wie nach neuem 
deutschem Recht nur Rechte gegen den Grundstückseigentümer 
(obligatorische Rechte) sind — , so ist die Summe zu gewähren, 
welche den Betroffenen in den Stand setzt, ein dem entzogenen 
Rechte gleichwertiges Recht zu erwerben. 

Wenn das Eigentum nur beschränkt, nicht entzogen wird, 
so ist, wenn die Höhe der Benachteiligung sich nicht alsbald schätzen 
läßt, von dem Unternehmer (nicht aber, wenn es der Fiskus ist) 
eine Sicherheit zu leisten und die Entschädigung halbjährlich fest- 
zusetzen. (§ 12 Ent. Ges.) 

h) Schutzanlagen. Neben der Pflicht der Entschädigung des 
Eigentümers, aber nicht etwa als ein Teil, sondern abgesehen 
und unabhängig von ihr, besteht die öffentlich-rechtliche Pflicht des 
Unternehmers, gewisse Schutzanlagen herzustellen. § 14, Abs. 1 
des Eisenbahngesetzes vom 3. November 1838 bestimmt nämlich: 

„Außer der Geldentschädigung ist die Gesellschaft auch zur 
Einrichtung und Unterhaltung aller Anlagen verpflichtet, welche 
die Regierung an Wegen, Überfahrten, Triften, Einfriedungen, Be- 
wässerungs- oder Vorflutanlagen usw. nötig findet, damit die be- 
nachbarten Grundeigentümer gegen Gefahren und Nachteile in Be- 
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nntzung ihrer Grundstücke gesichert sind." Und ähnlich bestimmt 
§ 14 des Enteignungsgesetzes: 

„Der Unternehmer ist zugleich zur Einrichtung derjenigen An- 
lagen an Wegen, Überfahrten, Triften, Einfriedungen, Bewässer 
rungs- und Vorflutanstalten usw. verpflichtet, welche für die be- 
nachbarten Grundstücke oder im öffentlichen Interesse zur Siche- 
rung gegen Gefahren und Nachteile notwendig werden Auch die Unter- 
haltung dieser Anlagen liegt ihm ob, insoweit dieselbe über den 
Umfang der bestehenden Verpflichtungen zur Unterhaltung vorhan- 
dener, demselben Zwecke dienender Anlagen hinausgeht." 

Ober diese Obliegenheiten des Unternehmers entscheidet der Be- 
zirksausschuß (im Stadtkreise Berlin diel. Abt. des Polizeipräsidiums). 

Die Anlagen, von denen in beiden Gesetzen die Rede ist, sind 
an sich die gleichen. Die Bestimmungen des Enteignungsgesetzes; 
sind darin enger, daß die Verpflichtung eben nur während des Ent- 
eignungsverfahrens auferlegt werden kann. Sie gehen aber darin 
weiter, als dem Unternehmer auch Auflagen zum Schutze öffent- 
licher Interessen, nicht nur für benachbarte Grundstücke gemacht 
werden können. Ferner liegt die Unterhaltung der außerhalb des 
Enteignungsverfahrens nach § 14 des Eisenbahngesetzes vor der 
Eröffnung der Bahn verlangten und errichteten Anlagen unbedingt 
dem Unternehmer ob, die Unterhaltung der Anlagen nach § 14 des 
Enteignungsgesetzes aber insoweit nicht, als einem anderen die Ver- 
pflichtung, eine demselben Zwecke dienende Anlage zu unterhalten, 
obliegt. Ist das Enteignungsverfahren beendet, so kann nach § 14 
des Enteignungsgesetzes eine Verpflichtung zur Anlage nicht mehr 
auferlegt werden. Die Sonderbestimmung für Eisenbahnuntemeh- 
mungen dagegen läßt noch nachträglich, nach der Eröffnung der 
Bahn, zu, daß dem Unternehmer die Verpflichtung zur Herstellung 
und Unterhaltung von Sicherungsanlagen auferlegt wird, legt jedoch 
die Kosten dann den beteiligten Grundbesitzern auf, wenn die Not- 
wendigkeit der Anlage durch eine mit dem benachbarten Grundstücke 
vorgegajQgene Veränderung entstanden ist. Bei der Anordnung der letz- 
teren Art kann der Landespolizeibehörde die Entscheidung nur vor- 
behaltlich der Entscheidung über die Kostentragungspflicht im ordent- 
lichen Rechtswege treffen. Ober die Frage der Verpflichtung zur 
Herstellung solcher Anlagen ist aber der Rechtsweg ausgeschlossen. 
Es kann also nicht auf Herstellung einer Sicherungsanlage im gericht- 
lichen Verfahren geklagt werden. Wird die Verpflichtung zur Anlage 
verneint, so kann der geschädigte Grundeigentümer nur Schadenersatz 
nach allgemeinen rechtlichen Gesichtspunkten verlangen. Während 
aber wegen unzulässiger Einwirkung auf ein Grundstück durch ein 
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Nachbargrundstück gemeinhin der belästigte Eigentümer Beseitigung. 
der Ursachen der Schädigung verlangen kann, ist es bei Eisenbahn- 
unternehmungen unzulässig, auf Einstellung des Betriebes zu klagen. 
Dieser Grundsatz gilt nach § 26 Gew. 0. für alle genehmigungspflich- 
tigen und genehmigten Unternehmungen und, wenn auch Eisen- 
bahnuntemehmungen nach § 6 Gew. 0. nicht unter das Gesetz fallen, 
in Preußen doch auch für Eisenbahnen, weil Art. 125 des EGBGB. 
die Anwendung des § 26 auch auf Eisenbahnuntemehmungen ge- 
stattet, wenn dies landesgesetzlich angeordnet wird. In Preußen ist 
dieser Grundsatz auch ohne ausdrückliche Bestimmung nach dem 
Wesen und dem Inhalt des Eisenbahngesetzes stets in Geltung 
gewesen. 

Welche Anlagen gefordert werden können, ist Tatfrage. Die 
Aufzählung in dem § 14 der erwähnten Gesetze gibt nur Beispiele. 
Namentlich werden Anlagen zum Schutze gegen Feuersgefahr 
(Lokomotivfunken usw.) in Betracht kommen. 

Für die Anordnung nach § 14 des Enteignungsgesetzes ist 
die Enteignungsbehörde, d. h. der Bezirksausschuß oder (in Berlin) 
die erste Abteilung des Polizeipräsidiums zuständig. Gegen die Ent- 
scheidung ist binnen 2 Wochen die Beschwerde an den Minister 
der öffentlichen Arbeiten zulässig. Die Anordnungen nach § 14 
des Eisenbahngesetzes, welche nach dem Gesetze selbst die 
„Regierung" zu treffen hat, wird jetzt von dem Minister der öffent- 
lichen Arbeiten als Landespolizeibehörde getroffen. Zwar ist der 
Regierungspräsident sonst grundsätzlich Inhaber der landespolizei- 
lichen Befugnisse, jedoch sind mit Rücksicht auf die ausdrückliche 
Bestimmtmg d^ § 4 EG., welcher die Genehmigung der Bahn- 
linie ausschließlich in die Hand des Ministers legt, auch die obersten 
landespolizeilichen Befugnisse in der Hand des Ministers vereinigt. 
Dem Regierungspräsidenten liegt nur die Vorbereitung der Ent- 
scheidung ob (ME. vom 12. Oktober 1892, EVBl. S. 347). 

Die Ortspolizeibehörde (Wege-, Wasserpolizei) kann 
von dem Eisenbahnuntemehmer die Errichtung von Anlagen und 
die Unterhaltung von Wegen inbetreff der privaten Anlagen der 
Eisenbahn nur wie von jedem Privateigentümer fordern. Ihre Zu- 
ständigkeit beschränkt sich auf die Beseitigung von GefsJiren (§ 10 
ALR. II, 17). Bei öffentlichen Anlagen entscheidet über Her- 
stellung und Unterhaltung, soweit die Anlage in das landespolizei- 
lich genehmigte Bauprojekt fällt, ausschließlich der Minister der 
öffentlichen Arbeiten (§§ 4, 14 EG., § 150, 158 des Zuständig- 
keitsgesetzes). Die Ortspolizeibehörde wacht nur über die Aus- 
führung der dem Unternehmer durch die Landespolizeibehörde ge- 
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machten Auflagen. Für die Entscheidung über die Unterhaitangs- 
pflicht betreffs einer nicht in das genehmigte Projekt fallenden 
Anlage ist die Wege- und Wasserpolizeibehörde dagegen zuständig. 
(^Näheres siehe bei Eger, Enteignungsgesetz I, S. 591 ff.) 

§ 31. Bas Enteignungsrerfalireii. Wirkung der Enteignimg. 

Man unterscheidet zwischen dem gewöhnlichen und dem 
dringlichen Enteignungsverfahren. Das Enteignungsver- 
fahren zerfällt in folgende fünf Abschnitte: 1. die vorläufige Fest- 
stellung des Plans, 2. die definitive Feststellung des Plans, 3. Fest- 
stellung der Entschädigung im Verwaltungswege, 4 Feststellung der 
Entschädigung im Rechtswege, ö. die Vollziehung der Enteignung 
(Besitzeinweisung). Bei dem dringlichen Verfahren folgt der fünfte 
Abschnitt unmittelbar nach dem dritten, und sodann erst die Fest- 
stellung der Entschädigung im Rechtswege. 

In der königlichen Verordnung, welche das Enteignungsrecht 
verleiht, ist das Unternehmen und der Unternehmer nur allgemein 
bezeichnet. Die Grundlage der Enteignung muß aber ein genauer 
Plan bilden, welcher der Enteignungsbehörde vorzulegen und von 
dieser zu prüfen ist. Bei der Enteignung zugunsten von Eisenbahnen 
erübrigt ein besonderer Plan. Die Vorarbeiten sind dazu aus- 
reichend. Wenn eine gütliche Einigung (§ 16 Enteignungsges.) nicht 
erreicht wird, so folgt auf Antrag des Unternehmers die definitiv 
Feststellung des Plans. (§§ 18 — 22). Zu diesem Behufe ist in 
jeder Gemeinde, die in Betracht kommt, ein Auszug aus dem Plane, 
soweit er die Gemeinde betrifft, nebst Beilagen, enthaltend die genaue 
Bezeichnung der zu enteignenden Grundstücke und die Sicherungsan- 
anlagen (§ 14), 14 Tage lang öffentlich auszulegen. Etwaige Ein- 
sprüche der Interessenten, welche sich weder gegen das Eisenbahn- 
unternehmen selbst, noch gegen die königliche Verordnung, die die 
Enteignung genehmigt, richten dürfen, sind an einer zu bestimmen- 
den Stelle anzubringen. Nach Ablauf der Frist wird von einem 
Kommissar der Enteignungsbehörde, nötigenfalls unter Zuziehung 
von Sachverständigen, über den Plan verhandelt, ohne die Entschä- 
digungsfrage zu berühren. Zu diesem Termine werden der Unter- 
nehmer, die Reklamanten, die Gemeindevorsteher und der Eisenbahn- 
kommissar vorgeladen und gehört. Auch bei Abwesenheit der Inter- 
essenten wird verhandelt. Die Verhandlungen werden der zuständigen 
Spruchbehörde vorgelegt. Diese beschließt über die Einwendungen, 
stellt den Gegenstand der Enteignung, seine Größe und Grenzen und 
die Zeit fest, innerhalb deren längstens von dem Enteignungsrecht Ge- 
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brauch zu machen ist^ ferner auch, welche Anlagen nach § 14 
des Enteignungsgesetzes von dem Unternehmer errichtet werden 
müssen. Änderungen der Bahnlinie und der Bau- und Betriebs- 
verhältnisse der Bahn sind nur mit ministerieller Genehmigung 
statthaft. Gegen den Beschluß ist die Beschwerde an den Minister 
der öffentlichen Arbeiten binnen 2 Wochen nach der Zustellung 
zulässig. Ist die Entscheidung rechtskräftig, so folgt auf Antrag des 
Unternehmers das VerfahrenzurFeststellungderEntschä- 
digung (§§ 24 — 31). Dem Antrag sind genaue Bezeichnungen der 
Grundstücke, der Eigentümer, Auszüge aus dem Grundbuch usw. bei- 
zufügen. Das Grundbuchamt hat, wenn es den Auszug für die zu ent- 
eignenden Grundstücke erteilt, gleichzeitig von Amts wegen einen 
Vermerk über die Einleitung des Enteignungsverfahrens in das Grund- 
buch einzutragen. Ferner hat das Grundbuchamt von jeder Veränderung 
der Rechte an den Grundstücken der Enteignungsbehörde Nach- 
richt zu geben. In der dann folgenden kommissarischen Ver- 
handlung hat der Eigentümer, wenn ein Teil des Grundstücks 
enteignet wird, spätestens seinen Anspruch auf Übernahme des 
ganzen Grundstücks anzubringen. Erfolgt in dieser Verhandlung 
eine Einigung, so nimmt sie der Kommissar zum Protokoll. 
Die Urkunde hat die Kraft einer gerichtlichen und notariellen Be- 
urkundung. Auch hier sind Sachverständige zuzuziehen, jedoch ist 
die Enteignungsbehörde an ihr Gutachten nicht gebunden. 

Gegen die Entschädigungsfeststellung findet binnen 6 Monaten 
von der Zustellung ab der Rechtsweg statt (§ 30). Ausschließlich zu- 
ständig ist das Gericht, in dessen Bezirk das Grundstück gelegen ist. 
Klagberechtigt ist sowohl der Eigentümer, wie der Unternehmer. 
Klagt der Unternehmer, so hat er jedenfalls die Kosten der ersten 
Instanz zu tragen, mag er obsiegen oder nicht. Bei Teilenteignung 
gilt die Sonderbestimmung, daß wegen solcher nachteiliger Folgen 
der Enteignung, welche erst nach dem Entschädigungsfeststellimgs- 
termin erkennbar werden, dem Entschädigungsberechtigten bis zum 
Ablauf von 3 Jahren nach der Ausführung des Teils der Anlage, 
durch welche er benachteiligt wird, ein im Rechtswege verfolgbarer 
Anspruch gegen den Unternehmer vorbehalten ist (§ 31). 

Wenn über die Feststellung der Entschädigung rechtskräftig ent- 
schieden ist, sei es ohne Anfechtung im Rechtswege durch Rechts- 
kraft des im Verwaltungswege getroffenen Beschlusses, sei es nach 
Rechtskraft des gerichtlichen Urteils, so bedarf es, bevor die Voll- 
ziehung der Enteignung erfolgt, der Zahlung oder Hinterlegung 
der Entschädigungssumme (§§ 36, 37). Sie wird an denjenigen gezahlt, 
für den die Entschädigungsfeststellung stattgefunden hat Sie wird in 
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£rmangeliiiig abweichender Vertragsbestimmmigen von dem Unter- 
nehmer mit 4 o/o von dem Tage der Enteignung ab verzinst, soweit 
sie zu dieser Zeit nicht bezahlt oder hinterlegt ist. Wird durch Be- 
schluß der Spruchbehörde die festgesetzte Entschädigtmgssumme 
durch die gerichtliche Entscheidung herabgesetzt, so erhält der Unter- 
nehmer den gezahlten Mehrbetrag ohne Zinsen, den hinter- 
legten Mehrbetrag aber mit den aufgelaufenen Zinsen zurück. 

Die Entschädigtmgssumme ist zu hinterlegen und nicht aus- 
zuzahlen, wenn Entschädigungsberechtigte vorhanden sind, deren 
Ansprüche an die Entschädigungssumme zurzeit nicht feststehen, 
wenn das betreffende Grundstück Fideikommis- oder Stammgut ist 
oder im Lehens- und Leiheverbande steht, oder wenn es mit Real- 
lasten, Hypotheken und Grundschulden belastet ist. Wenn nur ein 
Teil eines Grundstücks enteignet wird, so kann die Entschädigung 
ungeachtet der Belastung des Grundstücks ausgezahlt werden, wenn 
die Gesamtsumme der Hypotheken und Grundschulden den fünf- 
zehnfachen Betrag des Grundsteuerreinertrages des Restgrundbesitzes 
nicht übersteigt. Die Belastung mit Reallasten und die Eigenschaft 
eines Grundstücks als Fideikommißgut usw. steht der Auszahlung 
dann nicht entgegen, wenn die Entschädigungssumme den fünffachen 
Betrag des Grundsteuerreinertrages des gesamten Grundbesitzes und 
auch die Summe von 300 M, nicht übersteigt (§§ 37, 38). 

Bei dem dringlichen Enteignungsverfatiren ergeht der 
Enteignungsbeschluß vor Beendigung des Rechtsweges, sobald die 
Entschädigungssumme, wie sie im Beschluß festgestellt ist, bezahlt 
oder hinterlegt ist. Dringlichkeit liegt vor, wenn die gerichtliche Ent- 
scheidung über die Entschädigung im öffentlichen Interesse nicht ab- 
gewartet werden kann. Die Anordnung, daß Dringlichkeit vorliegt, 
kann binnen 3 Tagen durch Beschwerde bei dem Minister ange- 
fochten werden. Binnen 7 Tagen kann jeder Beteiligte eine Sicherung 
des Beweises über den Zustand des Grundstücks bei dem Amts- 
gerichte der belegenen Sache beantragen. Dann ergeht der Ent- 
eignungsbeschluß (§§ 34, 35), 

Die Vollziehung der Enteignung erfolgt durch Beschluß 
der Enteignungsbehörde, der einer Anfechtung nicht unterliegt (§ 32). 
Mit der Zustellung des Beschlusses geht das Eigentum an dem Grund- 
stücke auf den Unternehmer über. Einer Auflassung oder einer 
Eintragung in das Grundbuch bedarf es nicht (§ 44). 

Zu den besonderen Wirkungen der Enteignung gehört, daß 
das enteignete Grundstück mit der Enteignung von allen privat- 
rechtlichen Lasten frei wird. An Stelle des Anspruchs der ding- 
lich Berechtigten, sowie für sie nicht eine besondere Entschädigung 
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(sieiie oben S. 88) festgestellt ist, tritt der Anspruch an die Ent- 
schädigungssumme (§45). Im Falle der freiwilligen Einigung zwischen 
dem Unternehmer und dem Eigentümer können die dinglich Be- 
rechtigten ihre Ansprüche, falls die Entschädigungssumme zu 
ihrer Befriedigung nicht ausreicht, direkt gegen den Unternehmer 
im Rechtswege geltend machen. Ist wegen der Belastung des 
Grundstücks . mit Hypotheken, Grund- und Rentenschulden und 
Reallasten die Entschädigungssumme hinterlegt, so darf der Eigen- 
tümer darüber nur verfügen, wenn die Realberechtigten ein- 
willigen (§ 48). Um die Schwierigkeiten, die aus dieser Bestimmung 
sich ergeben, zu beseitigen, hat das Ausführungsgesetz zu dem Reichs- 
gesetz über die Zwaugsversteigerung und Zwangsverwaltung vom 
23. September 1899 (GS. 291) ein besonderes Verteilungsverfahren 
eingeführt (Art. 35 ff. d. Ges.), das sich in den Formen des Verteilungs- 
verfahrens bei der Zwangsversteigerung abspielt, aber nur subsidiär 
gilt, wenn die Beteiligten nicht die Vermittlung der Auseinander- 
setzungsbehörde in Anspruch nehmen (§ 49). 

Vorkaufsrecht, An den auf Grund des Enteignungsrechts 
zwangsweise oder freihändig erworbenen Grundstücksteilen steht dem 
Eigentümer des Grundstücks ein Vorkaufsrecht zu, wenn sie für 
den Betrieb der Eisenbahn entbehrlich werden und veräußert werden 
sollen. Der Unternehmer muß dem berechtigten Eigentümer die Ab- 
sicht des Verkaufs und den Kaufpreis anzeigen. Erklärt der Eigen- 
tümer sich hinnen 2 Monaten nicht, so erlischt das Vorkaufsrecht, 
anderenfalls kann der Berechtigte das Grundstück von jedem Er- 
werber heraus verlangen (§ 57). Diese Bestimmung ist auch jetzt noch 
gültig, obwohl das BGB. die Dinglichkeit des Vorkaufsrechts, d. h. 
die Zulässigkeit seiner Geltendmachung gegen jeden Besitzer nur 
bei eingetragenen Vorkaufsrechten kennt, weil für das Enteignungs- 
verfahren und seine Wirkungen nach Art. 109 EGBGB. die Landes« 
gesetze in Kraft geblieben sind. 

Erlöschen des Enteignungsrechts und Rücktritt 
des Unternehmers. Ist dem Unternehmer entweder in der Kon- 
zession oder in dem Plaofeststellungsbeschluß eine Frist gesetzt, 
binnen während er von der Enteignung Gebrauch machen muß, und 
wird die Frist nicht eingehalten oder tritt der Unternehmer von dem 
Unternehmen zurück, so wird er dem Entschädigungsberechtigten 
für die Nachteile, die sich daraus ergeben, ersatzpflichtig. Erfolgt 
der Rücktritt erst nach Feststellung der Entschädigung, so kann 
der Eigentümer entweder Entschädigung oder Übemaiime des Grund- 
stücks gegen Zahlung der Entschädigungssumme im Rechtswege 
verlangen (§ 42). 
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Die Kosten des Verwaltungsverfahrens trägt der Unter- 
nehmer. Hier werden aber Stempel und Gebühren nicht berechnet. 
Dies gilt auch für den Fall des freiwilligen Erwerbes im Enteig- 
nungsverfahren, so daß auch der sonst zu zahlende Kaufsvertrags.- 
stempel nicht zu entrichten ist. Das gerichtliche Verfahren ist weder 
gebühren noch stempelfrei (§ 43). 



VII. Abschnitt. 

Der Eisenbahnban. 

Literatur zum Tu. Abselmitt. 

Die im §3 genannten Handbücher des Eisenbahnrechts. 

$ 32. Allgemeines. 

Zum Eisenbahnbau gehört der Unterbau: die Herstel- 
lung des Bahnkörpers, Bahndammes mit seinem Zubehör, ferner 
Brücken, Unterführungen, Oberführungen; der Oberbau: der 
eigentliche Schienenweg nebst den zur Schienenbettung, Befesti- 
gung und Verbindung gehörigen Arbeiten; der Hochbau: die Her- 
stellung der nötigen Gebäude; und schließlich die Beschaffung der 
Betriebsmittel: Lokomotiven, Wagen, Signale, Eisenbahn tele- 
graphen, Krähne, Hebewerke. 

Der Eisenbahnbau kann von dem Eisenbahnuntemehmer im 
vollen Umfange selbst ausgeführt werden, indem er die Arbeiter 
annimmt, die Materialien beschafft, den Bau leitet usw.: System 
des Regiebaues; der Bau kann aber auch ganz oder in seinen 
Teilen zur Ausführung auf einen anderen (Bauunternehmer) über- 
tragen werden: Entreprise, und zwar Generalentreprise, wenn der 
Bau als Ganzes, oder Spezialentreprise, wenn ein bestimmter Teil 
des Baues auf den Bauunternehmer übertragen wird, z. B. der Unter- 
bau oder einzelne seiner Teile, z. B. die Planierung von Boden- 
erhebungen, Wegschaffen von Gesteinsmassen. Die Entreprise 
ist stets ein Werkvertrag (BGB. § 631 ff.), weil stets auch bei der 
Spezialentreprise eine Leistung (Werk) im ganzen verlangt wird. 
Beim Regiebau kann der Unternehmer die verschiedensten Ge- 
schäfte schließen; in der Regel Käufe (Beschaffung von Materialien) 
und Dienstverträge (Anstellung der Arbeiter), daneben auch Werk- 
verträge. 

Die Eisenbahnbauuntemehmer sind Gewerbetreibende, die die 
zur Herstellung des Baues nötigen Verträge im eigenen Namen und 
für eigene Rechnung schließen. In der Regel ist der Eisenbahn- 
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bauunternehmer Kaufmann^ mit allen Rechten und Pflichten, 
welche das Handelsgesetzbuch den Kaufleuten auferlegt. Er ist es 
jedoch nur dann, wenn das Unternehmen in kaufmännischer Weise 
eingerichtet und betrieben wird, und die Firma in das Handels- 
register eingetragen ist. Die Eintragung kann aber vom Register- 
richter durch Ordnungsstrafen erzwungen werden (§ 2 HGB.). Die 
Frage, ob einer der erwähnten Eisenbahnbauverträge Han- 
delsgeschäft ist, hat nicht mehr dieselbe Bedeutung wie vor 
dem Inkrafttreten des BGB., weil die wesentlichsten Erleichterungen, 
welche für Handelsgeschäfte galten, jetzt Gemeingut aller Verträge 
geworden sind. Immerhin ergeben sich noch einige Besonderheiten 
aus der Eigenschaft eines Geschäftes als Handelsgeschäft, z. B. 
die Unzulässigkeit der Herabsetzung einer Vertragsstrafe durch den 
Richter, die Zulässigkeit der mündlichen Bürgschaft und eines 
höheren gesetzlichen Zinsfußes bei beiderseitigen Handelsgeschäften. 
Handelsgeschäfte sind aber nach § 343 HGB. alle Geschäfte eines 
Kaufmanns, die zum Betriebe seines Handelsgewerbes gehören. Be- 
stimmte Geschäfte (Warenanschaffungen, Veräußerungen, Über- 
nahme zur Verarbeitung, Prämienversicherungen, Bankgeschäfte, 
Fracht, Kommissions-, Speditions-, Agenturgeschäfte, Verlags- und 
Druckereigeschäfte) auch dann, wenn sie von einem Kaufmann in 
seinem sonst auf andere Geschäfte gerichteten Betriebe vorge- 
nommen werden. Die Eisenbahnentreprise ist also auf 
Seiten des Eisenbahnunternehmers (Gesellschaft, Fiskus) 
kein Handelsgeschäft. Zwar ist die Aktiengesellschaft immer, 
der Fiskus als Frachtunternehmer Kaufmann. Aber der Gewerbe- 
betrieb richtet sich nicht auf Herstellung der Eisenbahn, so daß also 
die Entreprise nicht im Handelsgewerbe vorgenommen wird. Zu den 
stets als Handelsgeschäft geltenden Geschäften eines Kaufmanns 
gehört sie aber nicht. Auf Seiten des Eisenbahnbauunternehmers 
ist sie dann Handelsgeschäft, wenn der Eisenbahnbauunternehmer 
den Betrieb kaufmännisch eingerichtet hat, und infolgedessen ein- 
getragener Kaufmann ist. Die Obergabe des ganzen Bahnbaues in 
Generalentreprise ist selten und bei Staatsbauten grundsätzlich aus- 
geschlossen. Es wird in der Regel ein gemischtes System befolgt, 
in dem teils die Bahn in eigener Regie gebaut wird, teils einzelne 
Arbeiten im Wege der Spezialentreprise vergeben werden. 

§ 88. Yergebung toh Arbeiten und Lieferungen. 

Die Vergebung der Arbeiten (Werkverträge), ebenso wie 
die Beschaffung der Materialien usw. kann in der Weise erfcrfgen, 

Eger, Eisenbahnrecht. 7 
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daß der Eisenbahnunternehmer (Fiskus, Gesellschaftsvorstand) und 
bei der Entreprise der Entrepreneur mit einem ihm yertrauens- 
würdig erscheinenden Lieferanten freihändig Verträge abschließt. 
In der Regel werden jedoch Arbeiten und Lieferungen im Wege 
der Verdingung vergeben. Die Verdingung (Submission) dient nicht 
nur dazu, ein möglichst billiges Gebot zu erzielen, sondern liegt 
auch im Interesse der Arbeitsunternehmer und Lieferanten, weil 
dadurch eine unparteiische Berücksichtigung auch kleiner und un- 
bekannter Gewerbetreibender erzielt und der Verdacht ausgeschlossen 
wird, daß unzulässige Beeinflussungen bei der Vergebung von Ar- 
beiten und Lieferungen unterlaufen. Aus diesem Grunde gilt auch 
für Staatsarbeiten und Lieferungen die Vergebung im W^ege der 
Verdingung als Regel. Das Gesetz über den Staatshaushalt vom 
11. Mai 1898 (GS. S. 77) bestimmt im, § 37 ; „Alle Verträge für Rech- 
nung des Staates müssen auf voraufgegangene öffentliche Aus- 
bietung gegründet sein, sofern nicht Ausnahmen durch die Natur 
des Geschäfts gerechtfertigt oder vom zuständigen Minister zugelassen 
werden." Hiernach ist durch Erlaß vom 17. Juli 1885 bestimmt, 
daß von einer öff etlichen Ausschreibung abgesehen werden kann bei 
Gegenständen unter 1000 M., bei Dringlichkeit des Bedarfs, bei 
Leistungen und Lieferungen, deren Ausführung besondere Kunst- 
fertigkeit erfordert, bei Nachbestellungen zur Ergänzung des Gesamt- 
bedarfs für einen bestimmten Zweck zu dem gleichen Preise, wie bei 
der Vergebung. Für die Vergebung von Arbeiten und Lieferungen für den 
preußischen Staat gelten jetzt die Grundsätze der Erlasse vom 17. Juli 
1885, 13. Dezember 1899 (EVBl. S. 412), 20. Dezember 1899 (EVBL S. 
431), 23, Dezember 1903 (EVBL S. 322), 29. März 1906 (EVBl. S. 253), 
10. Mai 1907 (EVBl. S. 179). Die Verdingung kann allgemein 
und öffentlich geschehen oder sich an einen beschränkten 
Kreis von Unternehmern richten (beschränkte oder engere 
Verdingungen). In letzterer Weise können vergeben werden 
Lieferungen und Leistungen, welche nur ein beschränkter Kreig 
von Unternehmern ausführen kann, oder wenn bei der öffent* 
liehen Verdingung ein Ergebnis nicht erzielt worden ist. Bei der 
Verdingung müssen die Gegenstände der Ausschreibung (Arbeit, 
Lieferung) genau bestimmt und besondere Bedingungen, wie z. B. 
über die Art der Ausführung und etwaige Vorschriften über be- 
stimmte Bezugsquellen, genau aufgestellt werden, auch muß die 
Frist angegeben werden, welche bei der Arbeit oder Lieferung ein- 
zuhalten ist. Die Ausschreibung ist bekannt zu machen und hierbei 
ein Termin für die Eröffnung der einzureichenden Angebote zu 
bestimmen. Für die Form der Angebote sind in den Bedingimgei^ 
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für die Bewerbung um Lieferungen und Leistungen Besonderheiten 
vorgeschrieben. Häufig wird die Benutzung besonderer Formu- 
lare verlangt. Der Zuschlag kann im Termin erteilt werden, oder 
es kann eine bestimmte Zuschlagsfrist bestimmt werden, die keines- 
falls über 4 Wochen hinausgerückt werden darf. Zu, dem Eröff- 
nungstermin haben die Bewerber imd deren Bevollmächtigte Zu- 
tritt. Die Zuschlagserteilung erfolgt durchaus nicht immer für das 
geringste Gebot, weil alsdann die Gefahr vorläge, daß unzuver- 
lässige tJnternehmer sich durch eine schlechte Ausführung der 
Arbeit für ihre Unterbietung schadlos halten würden, vielmehr 
ist neben der Billigkeit zu berücksichtigen, daß das Gebot auch aus 
anderen Gründen ein annehmbares sein muß. Aus diesem Grunde 
ist schon durch Erlaß des preußischen Handelsministers vom 
10. Januar 1861 vorgeschrieben worden, daß unter einer be- 
stimmten Zahl von Mindestf ordernden (jetzt 3) die Auswahl zu 
treffen ist. Auch darf der geforderte Preis nicht in offenbarem 
Mißverhältnis zu der geforderten Leistung stehen, es sei denn, 
daß besondere Gründe vorliegen, welche die Berücksichtigung eines 
so niedrigen Gebots rechtfertigen könnten. Die Arbeiten und Liefe- 
rungen sind in so kleinen Teilen zu vergeben, daß möglichst 
auch kleinere Gewerbetreibende und Handwerker sich 
an der Bewerbung beteiligen können. 

Der Vertrag wird durch Zuschlag perfekt. Die Ausschreibung 
ist nicht ein Vertragsantrag, sondern eine Aufforderung, Offerten zu 
machen, dagegen ist der Unternehmer Offerent und an seine Offerte 
gebunden, es sei denn, daß dies ausgeschlossen ist. In der Aus- 
schreibung kann bestimmt werden, wie lange sich der Antragende 
als gebunden betrachten muß. Es finden, soweit nicht in der Aus- 
schreibung bestimmte Bedingungen angegeben sind, die Grundsätze 
über den Vertragsschluß (§ 145 ff. BGB.) Anwendung. Soweit für 
den Vertragsschluß, sowie für die Vertragsabreden gesetzliche Be- 
stimmungen gegeben sind, welche durch Parteivereinbarung abge- 
ändert werden können (sog. dispositive Vorschriften), gelten die 
Ausschreibungsbedingungen und die damit verbundenen Vertrags- 
bedingungen als Normen. Nach Erteilung des Zuschlags gilt der 
Vertrag als so vereinbart, wie er in den Vertragsbedingimgen zu- 
sammengestellt ist. Schriftlichkeit ist für den Vertragsschluß ge- 
setzlich nicht vorgeschrieben. In der Regel wird jedoch unbeschadet 
der Gültigkeit des Abschlusses durch den Zuschlag schriftlicher 
Vertragsabschluß vereinbart und vorbehalten. 

Aus den allgemeinen Vertragsbedingungen, wie sie die S. 98 
erwähnten Erlasse vorschreiben, wird noch folgendes hervorgehoben : 
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Die Vergütung umfaßt die Arbeit in ihrem gesamten Um- 
fange; eine besondere Vergütung für Nebenleistungen ist aus- 
geschlossen. Vertragswidrige Abweichungen von dem Plan 
berechtigen den Fiskus, die Beseitigung der etwa mehr geleisteten 
Arbeit zu verlangen und Schadenersatz zu fordern. Bleiben die 
Arbeiten oder Lieferungen hinter dem Anschlag dagegen zurück, 
so hat der Unternehmer nur Anspruch auf Ersatz des wirklichen 
Schadens, nicht etwa des entgangenen Gewinnes. Für die Ausfüh- 
rung der Arbeit wird eine Frist, und für deren Einhaltung und für 
die Güte der. Arbeit eine Vertragsstrafe verabredet. Die 
Gründe, unter denen eine Unterbrechung der Arbeit statt- 
finden darf, sind besonders aufgeführt, auch wird dem Bauunter- 
nehmer die Verantwortung für die Einhaltung der polizeilichen 
Vorschriften, die Haftung für die Angestellten und gegenüber den 
Angestellten (Kranken-, Unfall-, Invalidenversicherung) auferlegt. 
Weitere Vereinbarungen betreffen die Abrechnungen (Abschlagszah- 
lung und Schlußzahlung), sowie die zu bestellende Sicherheit. 
Die vertragsmäßigen Verpflichtungen darf der Unternehmer nicht 
ohne weiteres auf einen anderen übertragen. Zur Auflösung 
des Vertrages ist der Fiskus berechtigt, wenn der Unternehmer 
in Konkurs verfällt, wenn das Guthaben des Unternehmers mit 
Arrest belegt oder gepfändet wird und wenn der Unternehmer stirbt. 
Streitigkeiten werden zunächst von der vergebenden Behörde 
entschieden. Dagegen kann der Unternehmer binnen 4 Wochen den 
Weg des Schiedsgerichts beschreiten. Die Verwaltung und der Unter- 
nehmer benennen je einen Schiedsrichter; diese wählen einen Ob- 
mann. Briefe und Depeschen, betreffend den Vertragsschluß, werden 
beiderseitig freigemacht. Postsendungen im Interesse des Unter- 
nehmers und der Vertragsstempel gehen zu seinen Lasten, andere 
Kosten zu gleichen Teilen. 

§ 34. Die Aasfdhrang des Eisenbahnbaues* 

Leitende Behörde bei den Eisenbahnbauten ist die Eisen ba hn- 
direktion, sofern nicht besondere Baukommissionen bestellt 
werden. Die spezielle Aufsicht führt die Bauabteilung der Eisen- 
bahndirektion (siehe oben S. 54). Bei Privatunternehmungen ist der 
Unternehmer (Einzelperson, Gesellschaftsvorstand) Bauherr. 

Vorbedingungen für den Beginn des Baues ist die Genehmigung 
des Bauplanes nach § 4 des Eisenbahngesetzes durch den Minister, 
bei Kleinbahnen durch die Genehmigungsbehörde. Allgemein ist in 
Preußen die Genehmigung eines jeden Baues durch die Baupolizei- 
behörde vorgeschrieben (§ 65ff. ALR. I, 88). Baupolizei- 
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behörde ist aber die Ortspolizeibehörde, das sind in den Städten 
die Bürgermeister oder (in Hannover) die Magistrate, soweit nicht 
besondere königliche Polizeibehörden (Polizeidirektionen, Polizei- 
präsidenten) eingesetzt sind (§ 2 des Gesetzes über die Polizeiver- 
waltung vom 11. März 1850, Städteordnung für die älteren Provinzen 
vom 30. Mai 1853 § 62, Städteordnung für Schleswig-Holstein § 89, 
für Hannover § 78, für Hessen-Nassau § 67). In den Landgemeinden 
ist in den älteren Provinzen und in Schleswig-Holstein der Amts- 
vorsteher, in Posen der Distriktskommissar, in Westfalen der Amt- 
mann, in der Rheinprovinz der Landbürgermeister Ortspolizei- 
behörde. Darüber, ob und inwieweit auch bei den Bauten der Eisen- 
bahnen, ungeachtet der dem Minister nach § 4 des Eisen- 
bahngesetzes übertragenen Feststellung des Bauplans, eine bau- 
polizeiliche Genehmigung einzuholen ist, herrschen Zweifel. Daß die 
Ortspolizeibehörde unbeschränkt für die Genehmigung der Bauten 
und Anlagen zuständig ist, über deren Genehmigung sich der end- 
gültig festgestellte Plan nicht ausläßt, ist unbestritten. Dagegen 
ist bestritten, inwieweit die in das Projekt fallenden Bauten 
dem Konsense der Ortspolizeibehörde unterworfen sind. Das Ober- 
verwaltungsgericht hat trotz abweichender Ansicht der zuständigen 
Staatsbehörden den Grundsatz festgehalten, daß auch die in das 
Projekt fallenden Bauten dem Konsense der Ortspolizeibehörden 
unterlägen. Freilich dürfen Änderungen des Bahnprojektes nicht 
verlangt werden, und wenn die Genehmigung für Bauten versagt wird, 
so darf die Versagung sich nur auf polizeiliche Gesichtspunkte 
stützen und nicht etwa bahnpolizeiliche Interessen wahrnehmen, 
deren Wahrnehmung allein dem Minister der öffentlichen Arbeiten 
obliegt (OVG. Bd. XXXII, S. 342). Soweit also eine ortspolizei- 
lichc Baugenehmigung nötig ist, richtet sich die Entscheidung 
nach den örtlichen Baupolizeiverordnungen; denn allgemeine Bau- 
verordnungen gibt es in Preußen nicht. Gegen die Versagung der 
Genehmigung finden die Rechtsbehelfe des § 127 ff. LVG. statt. 
Willkürliche Abweichungen von dem baupolizeihch genehmigten Bau- 
plan ist mit öffentlicher Strafe bedroht; ebenso die Bauausführung 
ohne polizeiliche Genehmigung. (§ 367, Ziff. 15 StGB.: Geldstrafe 
bis zu 150 M. oder Haft.) Dem Baukonsens zuwider ausgeführte^ 
Bauten können, wenn sie den baupolizeilichen Vorschriften wider- 
sprechen, abgeändert oder beseitigt werden. Die Baupolizeibehördea 
können ihre Anforderungen durch Strafandrohung erzwingen. Bei 
Bauten des Fiskus finden in diesem Fall die besonderen Bestim- 
mungen über Zwangsvollstreckung gegen den Fiskus Anwendung. 
Wie bei der Genehmigung des Bauplans, so ist auch bei der Aus- 
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führung des Baues die Ortspolizeibehörde zur Aufsicht über 
die Befolgung der allgemein bestehenden gesetzlichen 
und verordneten Sicherheitsvorschriften zuständig, aber 
auch hier mit der Maßgabe, daß Auflagen, welche eine Veränderung 
des Bauprojektes enthalten, nicht gemacht werden dürfen, daß viel- 
mehr solche Änderungen der Entscheidung des Ministers unterliegen. 
In Frage kommen namentlich die Vorschriften über die Verhütung 
der Feuers- und Explosionsgefahr, der Wassergefahr (Verlegung von 
Flußläufen, Deichen, Anlagen von Wasserleitungen usw.), Verkehrs- 
gefahren (Wegesperrungen, Verlegungen usw.). 

Gewisse Beschränkungen im Bau sind durch Reichs- und Lan< 
desgesetze, wie jedem Bauherrn so auch dem Eisenbahnunternehmer 
auferlegt. Hier kommen vornehmlich in Betracht: 

a) die Bestimmungen über die Anlagen an der Straßen- 
front der Gebäude, die Benutzung und Unterhaltung des Bürger- 
steiges, namentlich aber die Einhaltung der sog. Fluchtlinien, 
das sind die Linien, über die hinaus in Städten die Be- 
bauung nicht erstreckt werden darf (Gesetz vom 2. Juli 1875, GS. 
S. 561). Danach wird die Fluchtlinie durch den Gemeindevorstand 
unter Zustimmung der Ortspolizeibehörde, die aber ihre Zu- 
stimmung nur aus polizeilichen Gründen versagen darf, fest- 
gestellt. Der Fluchtlinienplan wird ausgelegt und nach Ablauf der 
bestimmten Frist über die erhobenen Einwendungen von dem Kreis- 
ausschuß, in Stadtkreisen und Städten über 10000 Einwohner von 
dem Bezirksausschuß, in Berlin von dem Minister der öffentlichen 
Arbeiten entschieden. Wie bei der Enteignung wird dem Eigentümer, 
der durch die festgelegte Fluchtlinie Grundstücksteile abtreten muß, 
eine Entschädigung gewährt (§ 13 des Gesetzes). Das Interesse der 
Eisenbahnuntemehmungen ist noch dadurch besonders gewahrt, daß 
der § 6 des Gesetzes vom 2. Juli 1875 vorschreibt, daß vor der Offen- 
legung des Plans die Ortspolizeibehörde dafür zu sorgen hat, daß 
der betreffenden Behörde, soweit die Festsetzung das Unternehmen 
berührt, rechtzeitig zur Wahrung ihrer Interessen Gelegenheit zu 
geben ist Demgemäß bestimmt ein Erlaß vom 23. Dezember 1896, 
daß die Ortspolizeibehörde ihre, die Fluchtlinienfestsetzung geneh- 
migende Äußerung nicht vor der Herbeiführung einer Einigung mit 
der Eisenbahnbehörde abgeben darf. Dies wird aber durch Erlaß vom 
29. Juni 1902 (ENBl. S. 332) dahin eingeschränkt, daß die Orts- 
polizeibehörde ihre Äußerung lediglich auf polizeiliche Gründe stützen 
darf, jedoch den Gemeindevorstand auf eine etwaige Verletzung der 
Bestimmungen des § 6 aufmerksam machen muß; 

b) die schon oben (S. 9) erwähnten, auf Reichsgesetz beruhen- 
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den Baubeschränkungen zugunsten der Landesverteidigung (An- 
lage von Festungen); 

c) die Vorschriften, betreffend die Errichtung von Wohn- 
häusern oder Kolonien außerhalb einer im Zusammenhang 
gebauten Ortschaft (Ges. vom 26. August 1876 und 10. August 1904). 
Hiernach -bedarf es zu Neuansiedlungen in Städten der Genehmigung 
der Ortspolizeibehörde, in ländlichen Ortschaften des Kreisaus- 
schusses. Einzelne Gründe, aus denen die Genehmigung versagt 
werden muß oder versagt werden kann, sind im Gesetze vorge- 
schrieben. Von dem Antrage auf Erteilung von Genehmigung wird 
den beteiligten Gemeinden und Gutsvorstehern Gelegenheit zur 
Äußerung gegeben. Gegen die Entscheidung über die Genehmigung 
steht die Klage im Verwaltungsstreitverfahren (Kreisausschuß, Be- 
zirksausschuß) offen; 

d) die Vorschriften des Feld- und Forstpolizeigesetzes vom 
1. April 1880 (GS. S. 230), welche das Errichten von Feuer- 
stellenin geringerer Entfernung von Wäldern von der Genehmigimg 
der zuständigen Behörde und polizeilicher Bauerlaubnis abhängig 
macht. Das Verfahren ist hier ähnlich wie bei der Ansiedlungsge- 
nehmigung geregelt. 

Zu den Ausführungen zu a, c, d ist zu bemerken, daß ent- 
sprechend den S. 101 für die Baugenehmigung im allgemeinen ge- 
machten Ausführungen die Notwendigkeit der Genehmigung für die 
in das Projekt fallenden Bauten bestritten ist, während das Oberver- 
waltungsgericht auch hier eine Genehmigtmg für erforderlich erachtet 
(Eger I, S. 522, Anm. 147 und S. 524); 

e) die Vorschriften, die das Verhältnis des Eisenbahnbaues zum 
Bergbau regeln. Diese enthalten nicht eigentlich eine Beschränkung 
des Eisenbahnbaues, vielmehr gewähren sie nur dem Bergbauberech- 
tigten ein Anhörungsrecht, und, wenn der Bergbautreibende zu dem 
Bergbau früher berechtigt war, als der Unternehmer zum Eisenbahn- 
bau, einen Anspruch auf Schadenersatz, über den mangels gütlicher 
Einigung und vorbehaltlich des Rechtsweges das Oberbergamt vor- 
läufig entscheidet; 

f) auch für Bauten in der Nähe von Pulvermagazinen und 
an Chausseen bestehen landespolizeiliche Beschränkungen (Eger I, 
S. 548, 525). 

Die Ausführung des Baues selbst erfolgt nach den technischen 
Vorschriften der Eisenbahn-Bau- und -Betriebsordnung, und für Klein- 
bahnen nach den Ausführungsbestimmimgen vom 13, August 1898 
tmd ihren Anlagen; für elektrische Straßenbahnen insbesondere 
nach den Vorschriften des Erlasses vom 26. September 1906 (EVBl. 
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S. 563). Bei Vollbahnen ist namentlich auch die Bekanntmachung des 
Reichskanzlers, betreffend die technische Einheit im Eisen- 
bahnwesen, zu beachten, welche das Deutsche Reich, Belgien, 
Bulgarien, Dänemark, Frankreich, Griechenland, Italien, Luxemburg, 
die Niederlande, Norwegen, Österreich-Ungarn, Rumänien, Rußland, 
Schweden, die Schweiz und Serbien vereinbart haben (Erl. des RK. 
vom 25. Mai 1908, RGBl. S. 361). 

§ 35. Das Baapcrsonal. 

Die Ausführung des Baues muß durch dazu geeignetes Per- 
sonal erfolgen. Man muß unterscheiden zwischen Bauherren, Bau- 
verwaltung, Bauleitung und Bauausführungsorganen. Bauherr ist 
der Unternehmer. Die Bauverwaltung liegt, wie alle Geschäfte 
der Eisenbahnverwaltung, bei den Privateisenbahnen bei dem Gesell- 
schaftsvorstand, bei den Staatsbahnen bei den Eisenbahndirektionen, 
sofern nicht besondere Baukommissionen bestellt sind. Die Bau- 
leitung führt bei den Staatsbahnen die Bauabteilung der Eisenbahn- 
direktion, auch hier, sofern nicht Baukommissionen bestellt sind. 
Für die technischen Mitglieder der Eisenbahndirektionen gilt als 
Grundsatz, daß sie die höheren Staatsprüfungen für das Baufach ab- 
gelegt haben müssen (Verwaltungsordnung § 17), bei den Privat- 
bahnen ist für ein geeignetes, höheres, fachmännisch gebildetes Per- 
sonal dadurch Sorge getragen, daß in der Regel in den Konzessions- 
urkunden die Bestätigung der Wahl der technischen Mitglieder des 
Vorstandes dem Minister vorbehalten bleiben. Die Bauleitung ist für 
größere Strecken dezentralisiert, ferner sind nicht nur etatmäßig 
angestellte Baubeamte, sondern in der Regel auch Hilfsarbeiter (Re- 
gierungsbaumeister, Regierungsbauführer) dabei beschäftigt. Dazu 
kommen noch als Bauausführungsorgane das weitere tech- 
nische Personal (Bauzeichner usw.), sowie die nötigen Bureau- 
beamten und Schreiber. 

Für die Arbeiter wird ein bestimmter Befähigungsnachweis nicht 
gefordert. Für die Kranken-, Unfall- und Invalidenversicherung gelten 
die allgemeinen gesetzlichen Bestimmungen, nämlich 

a) das Krankenversicherungsgesetz vom 15. Juni 1883, 10. April 
1892 (RGBl. 92 S. 417), Versicherung auf 26 Wochen nach der Novelle 
vom 25. Mai 1903 (RGBl. S. 232, Beitragszahlung der Arbeiter zu 2/3; 
des Arbeitsherm zu Y3 1 der Abzug vom Lohn ist zulässig). Allgemein 
ist die Errichtung von Betriebs-, Fabrikkrankenkassen gestattet und 
dementsprechend für den Eisenbahnbau die Errichtung von Bau- 
krankenkassen. Während als Auf Sichtsbehörde in Städten über 10000 
Einwohner der Magistrat, sonst der Landrat und in höherer Instanz der 
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Regierungspräsident fungiert^ kann bei Staatsbahnen die Aufsicht 
den vorgesetzten Dienstbehörden übertragen werden. Für die Eisen- 
bahnen bestimmt die Bekanntmachung vom 18. März 1895 (EVBl. 
S. 304), daß als Aufsichtsbehörde für die Eisenbahnbau-Krankenkassen 
als höhere Verwaltungsbehörde die Eisenbahndirektion, als Aufsichts- 
behörde erster Instanz die Eisenbahndirektion, wenn sie unmittel- 
bar den Bau ausführt, sonst der Vorstand der Bauabteilung oder der 
bauleitende Betriebsinspektor fungiert; 

b) das Invalidenversicherungsgesetz vom 13. Juli 1899 (RGBl, 
S. 463), Rente bei Invalidität und Alter (70 Jahre); Höhe abhängig 
von der Zahl der Beitragswochen; Beitragsentrichtung durch Marken, 
wobei Arbeitsherr und Arbeitnehmer je die Hälfte zahlen; 

c) das Unfallversicherungsgesetz, insbesondere das Bauunfall- 
versicherungsgesetz vom 11. Juni 1887, in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 5. Juni 1900 auf Grund des Gesetzes vom 30. Juni 
1900 (RGBl. S. 335, 573), Zahlung von Unfallrente durch die aus 
dem Zusammenschluß der Arbeitgeber gebildeten Berufsgenossen- 
schaft; der Arbeiter zahlt keine Beiträge. Ausführungsbehörde im 
Sinne des § 128 des GewUnfVersGes. ist das Eisenbahnzentralamt 
(ME. 15. Juni 1907. EVBl. S. 219). 

Bei Streitigkeiten entscheidet zu b und c in erster Instanz ein 
Schiedsgericht, in zweiter Instanz das Reichsversicherungsamt. 

Besondere Bestimmungen über die bei dem Bauen von Eisen- 
bahnen beschäftigten Handarbeiter enthält die königliche Verordnung 
vom 21. Dezember 1846 (GS. S. 47). Diese gilt für Privat- und Staats- 
bauten in gleicher Weise. Die Verordnung hat polizeiliche Natur. 
Danach muß bei jedem Bau der Landespolizeibehörde (Regierungs- 
präsident) von der zuständigen Eisenbahndirektion ein Aufsichts- 
beamter bezeichnet werden, der, wenn er noch keinen Diensteid ge- 
leistet hat, mittels Handschlag an Eidesstatt verpflichtet wird. Für 
die Annahme der Arbeiter ist ein Mindestalter von 17 Jahren (Söhne, 
die mit ihrem Vater zusammen arbeiten, 15 Jahre) vorgeschrieben. 
Den Arbeitern wird eine besondere Arbeitskarte in Form des Wander- 
buchs mit näheren Personalangaben von dem Aufsichtsbeamten 
ausgestellt, welche nach Visierung durch die Polizeibehörde die 
Vorbedingung für die Annahme zur Arbeit ist. Die Arbeiter müssen 
über ihre Lohnverhältnisse genau in Kenntnis gesetzt werden. Der 
Schachtmeister führt die Lohnzettel bei Akkordarbeit. Dem Arbeiter 
ist täglich die Einsicht gestattet. Für die Zahlungen sind bestimmte 
Vorschriften gegeben, welche sich zum großen Teil mit den Vor- 
schriften der Gewerbeordnung decken (Verbot der Kreditierung von 
Waren, der Auszahlung des Lohnes in Wirtshäusern usw.). Um die 
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Rechte der Arbeiter gegenüber den Axifsichtsinstanzen zu wahren, 
wählt jede Schicht aus ihrer Mitte 2 Mann, welche mit dem Schacht- 
meister zusammen die Verhandlungen mit der Aufsichtsbehörde 
führen. Weiter enthält die Verordnung nähere Bestimmungen über 
die Aufrechterhaltung der Disziplin (Verbot des Hazardspiels, Trunk 
usw.). Übertretungen können mit Ordnungsstrafe bis zu 3 M. oder 
durch Entlassung gerügt werden. Zur Förderung der Sparsamkeit 
ist vorgeschrieben, daß ein Baurendant zu bestellen ist, der Lohn- 
ersparnisse von den Arbeitern anzunehmen und sie gegebenenfalls 
auf Antrag nach der Heimat an die Familie des Arbeiters zu senden 
hat. Die Sonntagsruhe, welche die Verordnung gleichfalls regelt, 
ist jetzt durch § 105 a bis 106 i der Gewerbeordnung geordnet. Hier- 
nach (§ 105 b, „Bauten aller Art", vergl. Ausführungsanweisung zur 
Gewerbeordnung vom 1. Mai 1904, Ziff. 143, Abs. 3) ist grundsätzlich 
jede Beschäftigung der Arbeiter an Sonn- und Festtagen ausge- 
schlossen. Ausnahmen (Notfälle, Bewachung der Betriebsanlagen) 
sind zugelassen. Die eben erwähnten Normen der Verordnung vom 
21. Dezember 1846 sind* als Vertragsnormen anzusehen und 
gelten nur soweit, als nicht* besondere gesetzliche Bestimmungen 
entgegenstehen. Dies ist bei Bauten, welche von Eisenbahnbauunter- 
nehmern ausgeführt werden, und bei denen die Annahme der Arbeiter 
durch die Bauunternehmer erfolgt, in den Bestimmungen der Ge- 
werbeordnung der Fall. Denn § 6 der Gewerbeordnung, welcher den 
Gewerbebetrieb der Eisenbahnunternehmer von dem Geltungsbereich 
der Gewerbeordnung ausschließt, gilt nicht für ^en Eisenbahn bau. 
Dagegen sind für das Rechtsverhältnis der Bauarbeiter zu dem Eisen- 
bahnunternehmer (Fiskus oder Gesellschaft), der den Bau in eigener 
Regie ausführt, die Bestimmungen der Gewerbeordnung nicht maß- 
gebend, zwar nicht deswegen, weil § 6 der Gewerbeordnung entgegen- 
steht, sondern weil der Eisenbahnunternehmer, der selbst baut, den 
Eisenbahnbau nicht gewerbsmäßig betreibt, also ein Gewerbebetrieb 
überhaupt nicht vorliegt. 

$ 86* Eisenbahnnachbarrecht und Wegerecht. 

In betreff der Rechtsverhältnisse, welche sich aus dem Eisen- 
bahnbau gegenüber den Nachbarn entwickeln, sind zu unterscheiden 
die Rechte der Anlieger gegenüber dem Eisenbahn- 
unternehmen und die Beschränkungen polizeilicher Natur, 
welche die Nachbarn sich zur Abwendung von Gefahren, 
die durch die Eisenbahn eintreten können, gefallen lassen 
müssen. 
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Es ist S. 89 ff. erwähnt, daß zum Schutze der Nachbargrundstücke 
sowohl vor wie nach der Betriebseröffnung der Bahn dem Unter- 
nehmer die Anlage gewisser Schutzanlagen zur Pflicht gemacht 
werden kann, und daß dem Nachbarn auf keinen Fall die Erzwingung 
der Errichtang jener Anlagen im Rechtswege möglich ist. Er kann nur 
sein Verlangen auf Entschädigung richten, demgegenüber allerdings 
der Eisenbahnuntemehmer sich nicht lediglich darauf berufen darf, 
daß er die ihm auferlegten Anlagen vorschriftsmäßig errichtet habe. 
Inwieweit der Nachbar aus der Einwirkung der Eisenbahn und des 
Baues aus seinem Grundstück Entschädigung fordern kann, richtet 
sich nach § 906 ff. BGB. Bei den Ansprüchen wegen Störung durch 
die Anlagen, die mit dem Eisenbahnbau zusammenhängen, ist zu 
unterscheiden zwischen den projektmäßigen und nichtpro- 
jektmäßigen Anlagen. Bezüglich der ersteren kann lediglich 
Schadloshaltung verlangt werden. Bezüglich der letzteren ist bei den 
Anlagen, welche einer polizeilichen Genehmigung nicht unterliegen, 
bei Störung sowohl Beseitigung wie Schadenersatz zu verlangen. 
Verschieden von dem Anspruch des Nachbarn wegen Verletzung 
oder Störung seines Eigentums ist der Anspruch auf Entschädigung 
wegen der Entziehung von Rechten an dem Grundstück, das den 
Gegenstand des Eisenbahnbaues bildet. Diese Rechte können ent- 
weder in gesetzlichen Rechten (Nachbarrechten, § 102 ALR. I, 12) 
oder privatrechtlich begründeten Rechten (Grunddienstbarkeiten) be- 
stehen. Sollen diese beschränkt oder beseitigt werden, so kann es 
nur im Wege des Enteignungsverfahrens geschehen. 

Aus polizeilichen Rücksichten beschränkt sind die An- 
lieger der Eisenbahn wegen der mit dem Betriebe der Eisenbahn 
verbundenen Feuersgefahr in der Errichtung von Gebäuden und 
der Lagerang von Materialien. Hierüber ist der gemeinschaftliche 
Erlaß des Ministers des Innern und der öffentlichen Arbeiten vom 
23. Juli 1892 (EVBl. 93, S. 152) ergangen, der den Regierungspräsi- 
denten den Entwurf einer von ihnen zu erlassenden Polizeiverordnung 
mitteilt. Danach' sind für die Errichtung von Gebäuden je nach der 
Feuersicherheit verschiedene Entfernungen von den Gleisen vorge- 
schrieben. Ebenso für die Lagerung feuergefährlicher Stoffe. 
Dispense sind zulässig, wenn nach Lage der Verhältnisse auch bei ge- 
ringerer Entfernung von der Mitte des nächsten Gleises die Feuersge- 
fahr ausgeschlossen erscheint. Ober den Dispens beschließt der Kreis- 
ausschuß, in Stadtkreisen und Städten über 10000 Einwohner der Be- 
zirksausschuß. Wegen der bei dem Eisenbahnbau bereits vorhandenen 
Gebäude sind Bestimmungen nicht ergangen. Ober die zur Sicherung 
gegen Feuersgefahr hier zu treffenden Maßregeln bestimmt der Regie- 



Digitized by VjOOQIC 



108 VIL Abschnitt. 

rungspräsident. Zum Schutz bestehender Gebäude kann der Eisen- 
bahn auch auf Grund des § 14 des Enteignungsgesetzes und § 14 
des Eisenbahngesetzes die Herstellung von Schutzanlagen auferlegt 
werden, (S. 89 ff.) Die Polizeibehörde kann auch die Fortschaffung 
feuergefährlicher Materialien aus der Nähe des Funkenbereichs der 
Eisenbahn fordern und durch Zwangsmittel durchsetzen. Die Lagerung 
feuergefährlichen Materials an Orten, an denen es leicht Feuer 
fangen kann, wird überdies bestraft (StGB. § 367, Zif. 6). 

Den Schutz der W^aldungen gegen die mit dem Betrieb der 
Eisenbahn verbundene Feuersgefahr hat der Erlaß vom 3. Oktober 
1905, betreffend Unterhaltung und Bewirtschaftung der Feuerschutzan- 
lagen an Eisenbahnen und Waldungen durch die Forstverwaltimg zum 
Gegenstand. Für Kleinbahnen gilt der Erlaß vom 5. Februar 1906 
(ENBl. S. 3ö), betreffend Feuerschutzanlagen bei Kleinbahnen. 

Schließlich kommen noch die Beziehungen des Eisen- 
bahnbaurechts zu dem Wege- und Wasserrecht und 
der Wege- und Wasserpolizei in Betracht. Als Grund- 
satzes ist festzuhalten, daß najch Maßgabe der Konzession der 
Eisenbahnunternehmer befugt ist, öffentliche und private Wege 
und Gewässer einzuziehen, zu verlegen und abzuändern. Hier- 
gegen kann von den Interessenten ein Widerspruch nicht erhoben 
werden. Doch kann, abgesehen von der Entschädigung im Enteig- 
nungsverfahren, auch hier die Herstellung von Schutzanlagen nach 
§ 14 Enteignungsgesetz verlangt werden. Was die Unterhaltungs- 
pflicht und namentlich die Rechte der örtlichen Wege- und Wasser- 
polizei an den in das Interessengebiet der Eisenbahn fallenden Wegen 
und Wasserstraßen betrifft, so herrscht über die Einzelheiten Streit; 
vergl. hierzu Eger, Eisenbahnrecht I, S. 554 ff., Enteignungsges. I, 
S. 573 ff., Fritsch S. 53 ff. (Zusammenstellungen von Entscheidungen). 
Erwähnt sei aus der Rechtsprechung des Oberverwaltungs- 
gerichts: 

1. Der Eisenbahnunternehmer muß die Wege unterhalten^ 
die als Teil der Bahnanlage zu gelten haben, andere Wege nur inso- 
weit, als die Pflicht nach § 14 Enteignungsgesetz ihm auferlegt ist, 
oder durch die Verlegung oder Abänderung des Weges die Wegebau- 
last vergrößert wird. 

2. Der Aufsicht der Wegepolizeibehörde unterliegen alle öffent- 
lichen Wege, die nicht in das festgestellte Projekt fallen, und von 
denen in das Projekt fallenden Wegen die Eisenbahnzufuhr- 
wege (abweichend Eger I, S. 5öö). 

3. Bezüglich der Eisenbahnprivatwege obliegt der ört- 
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liehen Polizei nur die sicherheitspolizeiliche Aufsicht, nicht die Ver- 
kehrspolizei und nicht die Aufsicht über die Unterhaltung. 

4. Sollen öffentliche Wege von Eisenbahnen überschritten 
oder in der Längsrichtung benutzt werden, so bedarf es der 
Zustimmung des Wegebaupflichtigen und des Wegeeigentümers. Wird 
sie versagt, so muß das Enteignungsverfahren eingeleitet werden. Für 
Kleinbahnen gilt ein besonderes Ergänzungsverfahren (§§ 6, 7 Klb.G.). 

5. Der Eisenbahnuntemehmer ist verpflichtet, die Verbindung 
der Bahnhofsanlage mit den öffentlichen Wegen herzu- 
stellen. 

6. Legt die Wegepolizeibehörde einem angeblich Unterhaltungs- 
pflichtigen eine Auflage auf, so muß dieser, wenn er seine Pflicht be- 
streitet, im Verwaltungsstreitverfahren seine Klage sowohl gegen die 
Wegepolizeibehörde, wie gegen den nach seiner Ansicht W e g e - 
Unterhaltungspflichtigen richten. 

§ S7. Yollendung des Baues und BetriebserOfflaung. 

Zur vollständigen Fertigstellung eines Eisenbahnunternehmens 
gehört noch neben der Herstellung des Unterbaues, des Hochbaues 
und des Oberbaues die Beschaffung der Betriebsmittel. 
Sie können gleichfalls in eigener Regie oder in Entreprise herge- 
stellt werden. Der Entreprisevertrag richtet sich dann, wenn der 
Unternehmer das Material dazu gibt, größtenteils nach den Regeln 
des Kaufes, und zwar mit Rücksicht auf die Kaufmannseigenschaft 
des Lieferanten (§ 1, 2 HOB.) nach den Regeln des Handelskaufs 
(§ 878 HOB.). Die Einrichtung der Betriebsmittel muß 
den Vorschriften der internationalen Vereinbarung über die tech- 
nische Einheit im Eisenbahnwesen (Bekanntmachung des Reichskanz- 
lers vom 25. Mai 1908 (RGBl. S. 362) und der Eisenbahn-Bau und -Be- 
triebsordnung vom 4. November 1904 § 27 ff.) entsprechen. Für 
Kleinbahnen sind die entsprechenden Festsetzungen in der Ausfüh- 
rungsanweisung vom 13. August 1898 zu § 9 a, Ziff. 2 und ins- 
besondere für Kleinbahnen mit Maschinenbetrieb in den betreffenden 
Vorschriften (Anlage 3 zu § 22, Abs. 4 der Ausführungsanweisung 
vom 13. August 1898, Ziff. 2 § 9 ff.) gegeben. 

Für die Fertigstellung des Baues wird bei Vollbahnen in der 
Konzession, bei Kleinbahnen in der Genehmigungsurkunde in der 
Regel eine Frist bestimmt, binnen der der Unternehmer verpflichtet 
ist, die Eisenbahn betriebsfertig herzustellen. Für Eisenbahnen ist 
auch, wenn die Konzessionsurkunde eine Frist nicht stellt, dem 
Minister gestattet, Fristen zu setzen, binnen deren die Anlage fort- 
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gesetzt und vollendet werden soll, und für die Einhaltung der 
Fristen Bürgschalt zu verlangen. Werden die Fristen nicht ein- 
gehalten, so ist die Versteigerung der Anlage zulässig. Die 
Verlängerung der in der Konzession gesetzten Frist 
ist nur durch königliche Entschließung zulässig. Ähnliches gilt 
nach § 23 des Kleinbahngesetzes für Kleinbahnen. Im Falle der 
Nichteinhaltung der in der Genehmigung gesetzten oder verlängerten 
Fristen kann die Aufsichtsbehörde die Genehmigung für erloschen 
erklären. 

Ist der Bau vollendet und sind die Betriebsmittel be- 
schafft, so daß die Bahn zur Eröffnung reif ist, so beantragt bei den 
Privatbahnen (Vollbahnen oder Kleinbahnen) der Vorstand des 
Unternehmens die Abnahme (Revision). Für Eisenbahnen im eigent- 
lichen Sinne ist im § 22 des Eisenbahngesetzes vom 3. November 
1838 bestimmt, daß die Bahn nicht eher den Verkehr eröffnen darf, 
als nach vorgängiger Revision der Anlage durch die Regierung (jetzt 
den Minister der öffentlichen Arbeiten § 159, Abs. 1 Zuständig- 
keitsgesetz vom 1. August 1883) die Genehmigung dazu erteilt worden 
ist. Die Revision wird bei Staatsbahnen durch die Eisenbahndirektion 
und die Landespolizeibehörde (Regierungspräsident), bei Privatbahnen 
von dem Eisenbahnkommissar (Eisenbahndirektionspräsidenten) 
(siehe oben S, 21) und dem Regierungspräsidenten vorgenommen. 
Zur Entscheidung, die auf Grund des von den revidierenden Beamten 
aufgenommenen Eröffnungsprotokolls erfolgt, ist allein der Minister 
zuständig. Der Regierungspräsident hat bei der Revision die landes- 
polizeilichen Interessen zu vertreten. Er ist jedoch, wie durch mehr- 
fache Ministerialerlasse festgestellt ist, nicht selbständig Partei in dem 
Verfahren, sondern lediglich Kommissar des Ministers (Erlaß vom 
12. Oktober 1892, EVBl. S. 347). 

Kleinbahnen bedürfen zur Betriebseröffnung der Ge- 
nehmigung der für die Genehmigung des Unternehmens zu- 
ständigen Behörde. Die Erlaubnis ist zu versagen, sofern wesent- 
liche, in der Bau- und Betriebsgenehmigung gestellte Bedingungen 
nicht erfüllt sind. Bei den mit Maschinen betriebenen Klein- 
bahnen erfolgt die Revision der Betriebsmaschinen vor der Einstel- 
lung in den Betrieb durch die zur Aufsicht zuständige Eisenbalm- 
behörde (Eisenbahndirektion). §§ 19, 20 Kleinb. Ges. 

Für die Genehmigung der Betriebseröffnung durch die zu- 
ständige Behörde (Minister bei Eisenbahnen, Genehmigungsbehörde 
bei Kleinbahnen) ist eine bestimmte Form nicht vorgeschrieben. Die 
Betriebseröffnung der Eisenbahnen wird mit Angabe des Tages 
der Eröffnung im Reichsanzeiger und anderen geeigneten Blättern 
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bekannt gemacht. Für die Genehmigung zur Betriebseröffnung ist 
außer der Abnahme der Anlage, die Feststellung und Publikation der 
Beförderungspreise und des Fahrplans, sowie der Nachweis der ge- 
hörigen Besetzung der für den Betrieb nötigen Beamtenstellen er- 
forderlich. Die Genehmigung zur Betriebseröffnung von Haupt- und 
Nebenbahnen ist dem Reichseisenbahnamt anzuzeigen. 



VIII, Abschnitt. 

Der Eisenbahnbetrieb. 

Literatur zum Tm. Abschnitt. 

Die Handbücher von Eger und Endemann (§3). 

Cauer, Betrieb und Verkehr der preußischen Staatseisenbahnen. 1897, 1903. 

§88. Allgemeines. 

Betriebsrecht und Transportrecht. Unter ,^Eisen- 
bahnbetriebsrecht" werden die Grundsätze zusammengefaßt, 
welche den Eisenbahnbetrieb regeln. Sie sind zu trennen von den- 
jenigen Grundsätzen, welche sich auf die Erledigung des Beförde- 
rungsgeschäfts der Eisenbahnen, den Transport, beziehen. Der 
Eisenbahnbetrieb ist die Voraussetzung und Grund- 
lage des Eisenbahntransports. Er hat die Betriebssicher- 
heit, Einrichtung, Instandhaltung der Bahnanlage und Betriebsmittel, 
die Ordnung und den Schutz der Eisenbahnen und ihrer Funktionen 
zum Gegenstande. Die Normen des Betriebsrechts sind öffent« 
lich-rechtlicher Natur, die Normen des Eisenbahntrans- 
portrechts zum größten Teil privatrechtlicher Natur, 
und soweit sie öffentlich-rechtlicher Natur sind, dienen sie jedenfalls^ 
nur der Sicherung privatrechtlicher Verhältnisse, welche im öffent- 
lichen Interesse als schutzbedürftig anerkannt sind (Güterumsatz). 
Die Normen des Betriebsrechts erfassen die Eisenbahn um ihrer 
technischen Eigenschaften, die Normen des Transport- 
rechts um ihrer wirtschaftlichen Bedeutung willen. 

Die Rechtsnormen des Eisenbahnbetriebs zerfallen in solche, 
welche dem Schutze vor der Bahn und dem Schutze d erBahn dienen, 
oder mit anderen Worten: in solche zum Schutze gegen die Ge- 
fährlichkeit des Betriebs xmd solche zum Schutze gegen die 
Gefährdung des Betriebs. Sie betreffen 1. die Anordnung für 
die betriebssichere Einrichtung der Bahn, 2. die Eisenbahnpolizei 
im eigentlichen Sinne, 3. die eisenbahnstrafrechtlichen Vorschriften, 
Eine möglichst scharfe Scheidung zwischen den Rechtsgebieten des 
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Betriebs und des Transports ist erforderlich. Es darf hierbei nicht 
außer acht gelassen werden, daß in der Gesetzgebung beide Gebiete 
nicht immer genau geschieden sind. So spricht das StGB. § 315 ff. 
von „Eisenbahntransportgefährdung", während es richtig heißen muß : 
Betriebsgefährdung; denn ersichtlich kam es dem Gesetzgeber nicht 
sowohl darauf an, gerade die im Einzelfall mit der Eisenbahn zu be- 
fördernden Güter zu schützen, als vielmehr den Betrieb im allge- 
meinen, so daß es zum Tatbestand der erwähnten Strafbestim- 
mungen nicht etwa gehört, daß der gefährdete Eisenbahnzug wirk- 
lich einen Transport mit sich führt. Auch gegen eine rangierende 
Lokomotive ist das Verbrechen der Transportgefährdung möglich. 
Ebenso spricht die Reichsverfassung im Art. 45 vom Betriebsregle- 
ment, wo es sich um die Herstellung der Einheitlichkeit des Ver- 
kehrs handelt. Gegenwärtig ist im speziellen Eisenbahnrecht 
dieser unrichtige Sprachgebrauch verlassen, und die Bezeich- 
nung Betriebsreglement ist dem richtigen Ausdruck „Verkehrs- 
ordnung" gewichen. Freilich lassen sich nicht bei allen Be- 
stimmungen die Grenzen, ob sie zum Transport oder Betrieb ge- 
hören, sofort trennen. Insbesondere läßt sich bei den sicherheits- 
polizeilichen Anordnungen häufig nicht unterscheiden, ob sie zum 
Schutze der zu befördernden Güter und Personen oder zum Schutze 
des Betriebs als solchen gegeben sind. Es kann z. B. die unbefugte 
oder unvorschriftsmäßige Mitführung von Explosivstoffen gefährlich 
sowohl für den Betrieb als solchen, wie für den Transport der anderen 
Güter sein. 

Sodann werden unter Betriebsrecht nur die auf den Betrieb im 
engeren Sinne bezüglichen Normen verstanden, nicht die für Neben- 
betriebe gegebenen Bestimmungen, z. B. für Gasbereitungsanstalten, 
Reparaturwerkstätten usw. Die Frage, inwieweit diese Nebenbetriebe 
aber im übrigen Teile des Eisenbahnuntemehmens selbst sind, oder 
inwieweit sie selbständige, der Gewerbeordnung unterstehende Be- 
triebe darstellen, ist bestritten. Unseres Erachtens finden auf sie die 
Bestimmungen des § 6 der Gewerbeordnung Anwendung, so daß sie 
den übrigen Regeln der Gewerbeordnung selbst dann nicht unterstellt 
sind, wenn sie in den hauptsächlich dem eigenen Unternehmen ge- 
widmeten Betriebe zuweilen auch die Beschaffung von Betriebs- 
mitteln für andere Bahnen übernehmen. Vergl. hierzu Österlen 
in der Zeitimg des Vereins deutscher Eisenbahnverwaltungen von 
1901, S. 485 ff. und dort zitierte, ferner Gordan in den Eisenbahn- 
rechtlichen Entscheidungen, Jahrgang 25, S. 337 f. 

Quelle des Eisenbahnbetriebsrechts sind für Preußen die §§ 23, 
24 des Eisenbahngesetzes, von denen § 23 von der Bahnpolizei im 
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engeren Sinne (d. h. im Verhältnis zum Publikum), während § 24 
von den der Eisenbahn obliegenden Pflichten im Interesse der 
Sicherheit des Verkehrs handelt. Auf Grund dieser gesetzlichen Be- 
stimmungen wurden zunächst im Einzelfalle, später aber generelle 
Sicherungsbestimmungen erlassen, bis mit dem Inkrafttreten der 
Reichsverfassung auch das Eisenbahnbetriebsrecht von Reichs wegen 
geordnet wurde, und zwar früher durch sogenannte Bahnpolizeiregle- 
ments und Bahnordnungen für die Nebenbahnen, während gegen- 
wärtig namentlich die Eisenbahn-Bau- und -Betriebsordnung nebst 
ihren Ergänzungen Quelle des Eisenbahnbetriebsrechts ist. Sie 
gilt für Haupt- und Nebenbahnen, daneben ist das Signalwesen durch 
die Signalordnung vom 24. Juni 1907 (RGBl. S. 377) geordnet. Die 
Bestimmungen über die Befähigung der Eisenbahnbetriebsbeamten sind 
in der Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 8. März 1906 (RGBl. 
S. 391) gegeben. Zahlreiche betriebsrechtliche Vorschriften ent- 
halten ferner die sanitätspolizeilichen Gesetze und Verordnungen. 
Alle die genannten Quellen sind reichsrechtliche Verordnungen, weil 
dem Reiche das Recht zum Erlaß gemeinschaftlicher Polizei-(Be- 
triebs-)reglements verfassungsmäßig gewährt ist. Den Landes- 
behörden steht ein ergänzendes Verordnungsrecht nur insoweit zu, 
als das Reichsrecht auf dieses verweist. Allein zuständig für das 
landesrechtliche Eisenbahnpolizeiverordnungsrecht ist in Preußen der 
Minister der öffentlichen Arbeiten (§ 136 LVG.), er hat auch die all- 
gemeinen polizeilichen Interessen wahrzunehmen, so daß in Bahn- 
angelegenheiten das allgemeine Landespolizeiverordnungsrccht auf- 
gehoben ist. Die sonst zum Erlasse von polizeilichen Vorschriften 
zuständigen Instanzen können, wenn sie polizeiliche Interessen wahr- 
nehmen wollen, dies nur durch Vermittlung des Ministers der öffent- 
lichen Arbeiten tun. Zuweilen — so im § 18, Ziff. 6 der Bau- 
und Betriebsordnung — ist eine Mitwirkung der Landespolizeibehörde 
ausdrücklich vorgeschrieben. Ergänzend sei hierbei bemerkt, daß 
das Polizeiverordnungsrecht in Preußen ausgeübt wird a) von dem 
Minister für die ganze Monarchie, b) dem Oberpräsidenten (mit 
Zustimmung des Provinzialrats) für die Provinz oder mehrere Re- 
gierungsbezirke, c) dem Regierungspräsidenten (mit Zustimmung des 
Bezirksausschusses) für den Regierungsbezirk oder mehrere Kreise, 
d) dem Landrat (mit Zustimmung des Kreisausschusses) für den 
Kreis oder Teile davon, e) der Ortspolizeibehörde (mit Zustimmung 
des Gemeindevorstandes, soweit die Verordnungen nicht zum Gebiete 
der Sicherheitspolizei gehören). 

Was insbesondere die Eisenbahnpolizei anlangt, so ge- 
hören dazu einmal die Normen für die Regelung und Sicherung der 

Eger, Eisenbahnrecht. 8 
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Betriebslührung, d. h. die Normen, welche sich an die Eisen- 
bahnunterneh.mer richten, und sodann die eigentliche Eisen- 
bahnpolizei, welche von dem Unternehmer gegenüber 
dem Publikum ausgeübt wird. Die beiden Gebiete unter- 
scheiden sich ganz besonders dadurch, daß im ersteren Falle der 
Eisenbahnunternehmer Objekt der staatlichen Polizeigewalt, im 
letzteren Falle Vertreter der polizeilichen Gewalt, also deren Subjekt 
ist. Das Eisenbahngesetz vom 3. November 1838 spricht ebenso wie 
die Bau- und Betriebsordnung von Eisenbahnpolizei nur im letzteren 
Sinne, 

§ 39, Die Yorschriften zur Sichenmg des Betriebes 
(objektive Bahnpolizei). 

Die Darstellung des Eisenbahnbetriebsrechts muß sich namentlich 
bei der hier zu behandelnden Rechtsmaterie lediglich auf einen allge- 
meinen Hinweis auf die einschlägigen Normen beschränken. Die Bau- 
und Betriebsordnung nebst Erläuterungen enthält eine vollständige Dar- 
stellung der für den Bau und Betrieb geltenden technischen Grund- 
sätze. Derjenige, der die technische Seite des Eisenbahnbetriebs in 
theoretischer Darstellung kennen lernen will, wird auf die eingehenden 
Ausführungen von Cauer, Betrieb und Verkehr der preußischen 
Staatsbahnen, Berlin 1897, dessen zweiter Teil den Eisenbahnverkehr 
unter dem Titel: Personen- und Güterverkehr der vereinigten preu- 
ßischen und hessischen Staatsbahnen (Berlin 1903) behandelt, ver- 
wiesen. 

Vorausgeschickt wird, daß die Betriebsordnung nachstehende 
Begriffserklärung gibt: 

1. Bahnanlagen sind alle beim Bau der Bahnen vorkom- 
menden Anlagen und Betriebseinrichtungen, nicht aber die Fahrzeuge. 

2. Stationen sind regelmäßige Haltestellen. Wenn sie min- 
destens eine Weiche für den öffentlichen Verkehr haben, heißen sie 
Bahnhöfe, sonst Haltepunkte. 

3. Die Strecke der Bahn ist in Abschnitte geteilt, in welche 
die Züge nicht einfahren dürfen, bevor sie der vorausfahrende 
Zug verlassen hat. Die Grenzen dieser Abschnitte heißen: Zug- 
folgestellen. Gehört ^ne solche Stelle nicht zu einem Bahnhof, 
sobeißt sie Blockstelle. 

4. Hauptgl eise sind alle Gleise, die von geschlossenen Zügen 
im regelmäßigen Betrieb befahren werden, alle anderen sind Neben- 
gleise. 

L.Die Vorsichriftpnider Betriebsordnung über die 
Neubauten sind bereits erwähnt. Sie betreffen die Richtungs- und 
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Neigungsverhältnisse, die Spurweite und Gleislage, die Umgrenzung 
des lichten Raums, den Gleisabstand, die Anlagen der Bahn- 
kreuzungen u. a. m. Alle diese Vorschriften betreffen, insoweit es 
sich um die Aufrechterhaltung bestehender Einrichtungen handelt, 
auch den Betrieb und nicht nur den Neubau der Eisen- 
bahnen, wenngleich die Betriebsordnung von diesen Neubauvor- 
schriften die Bestimmungen über den Betrieb trennt. Insbesondere gilt 
dies für die Vorschriften über die Anlage und Unterhaltung der 
Wasserstationen und Wasserkrähne (§15), welche für Vollbahnen 
in der Minute mindestens 1 cbm Wasser liefern müssen, femer für 
die Vorschriften über Einfriedungen, Schranken und Warnungs- 
tafeln. Hier sind für Hauptbahnen eingehende Vorschriften über An- 
lagen, Maße und Bedienung gegeben, während für Nebenbahnen be- 
stimmt ist, daß die Anlage von Schutzwehren und Schranken von 
der Aufsichtsbehörde angeordnet werden kann. Die Betriebsanlagen 
betreffen weiter: 

a) die Vorschriften über die Verbindung der Zug^ 
folgestellen (bei Hauptbahnen stets Telegraph, bei Strecken- 
blockung [Ministerialerlaß vom 11. Juli 1902, Cauer H, S. 811], d. h. 
bei einer Blockung, bei der das Signal für die Einfahrt in einen 
Streckenabschnitt unter Verschluß der nächsten Zugfolgestelle liegt: 
Femsprecher; bei Nebenbahnen Telegraph oder Fernsprecher); 

b) die Vorschriften über Signale und Signalsiche- 
rung. Hier enthält die Bau- und Betriebsordnung nur die Vor- 
schriften, wie die Signale einzurichten sind, während die formellen 
Vorschriften über die Signalisierung in der Signalordnung vom 
24. Juni 1907 enthalten sind. Die Bahnhöfe der Hauptbahnen müssen 
mit Einfahrtssignalen versehen sein; bei Nebenbahnen nur Kreu- 
zungsstationen, von Bahnstrecken, die mit einer 40 km übersteigen- 
den Fahrgeschwindigkeit befahren werden. Mit Ausfahrtssignalen 
sind nuT bei Hauptbahnen die Bahnhöfe mit Ausweichgleisen zu 
versehen. Hauptsignale sind bei beweglichen Brücken und imver- 
schlossenen Weichen der Hauptbahnen vorgeschrieben.. 

n. Wie bei den oben erwähnten Vorschriften für die Bahnanlage 
enthält auch für die Fahrzeuge die Bau- und Betriebsordnung 
in ihrem dritten Teil eingehende Bestimmungen über die Neubau- 
anlage (Umgrenzung, Raddrack, Radstand, Räder, Bremsen u. a. m.) 
Im einzelnen sind hier zu erwähnen: 

a) die Vorschriften über Verschlußi, Beleuchtung 
und Heizeinrichtung der Personenwagen;. Jede Tür der 
Personenwagen muß doppelt verschlosse^i Tverden können^ Die alte 
Bestimmung, daß die Türen im Innern keine- öffiw^ngsvorrichtung 
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haben dürfen^ so daB sie von den Reisenden nicht selbst geöffnet 
werden können, ist als unpraktisch und den Verkehr erschwerend 
aufgehoben worden. Die Türöffnungen müssen Einrichtungen zur 
Vermeidung des Einklemmens der Finger haben. Bei Wagen von 
mehr als 2900 m äußerer Breite müssen Warnungen vor dem 
Hinauslehnen angebracht sein. 

b) Ober Signalstützen und Laternen (Anbringung an 
der Stirnseite aller dafür geeigneten Wagen). 

c) Untersuchung der Lokomotiven, Tender und 
Wagen: neue Dampfkessel dürfen nicht ohne Untersuchung in Be- 
trieb genommen werden. Lokomotiv- und Triebwagen sind min- 
destens alle 3 Jahre zu untersuchen, Dampfkessel auch nach jeder 
umfangreichen Ausbesserung. Spätestens 8 Jahre nach der ersten 
Inbetriebnahme, sodann alle 6 Jahre müssen die Kessel der Loko- 
motiven im Innern eingehend untersucht werden. Neue Wagen und 
Tender sind vor der Inbetriebnahme, sodann bei Nebenbahnen alle 
3 Jahre zu untersuchen, bei Hauptbahnen schwanken die Unter- 
suchungsfristen zwischen 6 Monaten (Schnellzugswagen), 1 Jahr 
(Wagen der Personenzüge), 3 Jahre (Güterwagen). 

III. Die eigentlichen Vorschriften für den Bahnbetrieb 
(4. Teil der Bau- und Betriebsordnung): 

a) Unter Betriebsbeamten werden nachstehende Personen 
verstanden : 1. die die Unterhaltung und den Betrieb der Bahn leiten- 
den und beaufsichtigenden Beamten; 2. Bahn- und Betriebskontrol- 
leure; 3. Stationsvorsteher, Aufseher, Fahrdienstleiter; 4. Bahn- und 
Telegraphenmeister; 5. Rottenführer; 6. Weichensteller; 7. Block-, 
Bahn- und Schrankenwärter; 8. die Zugbegleitungsbeamten; 9. Be- 
triebswerkmeister; 10. Lokomotivführer und Heizer; 11. Rangier- 
und Wagenmeister. Die Betriebsbeamten müssen mindestens 21 Jahre 
alt und unbescholten sein. Ihre Befähigung muß den mehrfach er- 
wähnten Vorschriften über die Befähigung von Eisenbahnbetriebs- 
und -polizeibeamten vom 8. März 1906 entsprechen. Sie erhalten 
schriftliche oder gedruckte Anweisungen. Es werden über alle Be- 
triebsbeamte Personalakten geführt. Die mit der Zug- und Strecken- 
bedienung betrauten Beamten müssen im Dienste eine richtig gehende 
Uhr tragen. 

b) Die Bahn muß im ordnungsmäßigen Zustande er- 
halten und innerhalb 24 Stunden bei Hauptbahnen dreimal, bei Neben- 
bahnen einmal — stets nur durch männliches Personal — unter- 
sucht werden. Schranken müssen bewacht werden, und zwar bei 
Hauptbahnen immer, bei Nebenbahnen, wenn die Züge eine Ge- 
schwindigkeit von 20 km überschreiten. 
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c) Die Fahrstraßen sind auch über die Gleise hinaas bis 
zu einer bestimmt bezeichneten Grenze von lagernden Gegenständen 
freizuhalten. 

d) Mangelhafte Bahnstrecken sind durch Signale zu kenn- 
zeichnen, unfahrbare abzuschließen. 

e) Die Obergänge der verkehrsreichen Wege, die Anfahrten 
der Stationen, die Uhren größerer Bahnhöfe müssen bei Dunkelheit, 
die Hauptsignale bei dieser und bei unsichtigem Wetter auch am 

<rage beleuchtet sein. 

f) Auf zweigleisigen Bahnen ist in der Regel rechts zu fahren, 
einige Ausnahmen sind zugelassen (§ 53 BO.). 

g) Die Züge dürfen eine bestimmte Länge nicht überschreiten. 
Sie richtet sich nach der Geschwindigkeit. Unter Übergebung der 
Einzelheiten mag hervorgehoben werden, daß bei Hauptbahnen, die 
bis zu 50 km in der Stunde fahren, 80 und die mehr als 80 km 
durchlaufen, höchstens 44 Wagenachsen zulässig sind. Für jeden 
6 achsigen Wagen kann die Länge um 2 Achsen überschritten werden, 
bis zum höchsten Maß von 60 Wagenachsen bei einer Geschwindig- 
keit bis zu 80, und von 52 Achsen bei einer 80 km übersteigenden 
Geschwindigkeit. Bei Nebenbahnen schwankt die Länge zwischen 
60 (bei mehr als 40 km) und 80 Achsen (bis zu 30 km). 

h) Eingehende Vorschriften nebst Brems tafeln regeln die Zahl 
der Bremsen, die Art und Häufigkeit ihrer Anwendung (§ 55 BO.). 

i) Für die Zusammenstellung der Züge bestehen Vor- 
schriften, von denen zu erwähnen ist, daß Wagen mit feuerfangen- 
den Gegenständen nicht in die Nähe der Lokomotiven oder Wagen 
mit Ofenheizung gestellt werden dürfen. Bei Zügen, die mit mehr 
als 40 km Geschwindigkeit fahren, ist die vorderste Abteilung des 
ersten Wagens als Schutzwagen freizulassen; bei Hauptbahnen mit 
über 50 km Geschwindigkeit der erste Wagen (mit einer die Züge 
bis zu 60 km betreffenden Einschränkung). 

k) Die Züge müssen Signale führen, die bei Tage den Schluß, 
bei Dunkelheit die Spitze und den Schluß erkennen lassen. 

1) Die Züge müssen gewisse Gerätschaften zur Aus- 
besserung entstehender Schäden, Werkzeuge und Mittel 
zur Hilfeleistung bei Unfällen mit sich führen. 

m) Das Zugpersonal besteht aus dem Lokomotiv- und Zug- 
begleitungspersonal. Ein Beamter führt die Aufsicht (Zugführer). Die 
Lokomotiven müssen mit dem Führer und dem Heizer besetzt sein. 
Der Zugführer erstattet einen Fahrbericht (Abfahrts-, Ankunftszeit, 
außergewöhnliche Vorkommnisse). Außer den dienstlich berechtigten 
Personen darf niemand auf der Lokomotive mitfahren. 
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n) Die Ein- und Ausfahrt der Züge aus den Stationen leitet der 
Fahrdienstleiter, der unter gewissenhafter Benutzung und Beach- 
tung der Signale für die Sicherheit der Züge in dieser Hinsicht ver- 
antwortlich ist. Er darf diesen Dienst nicht generell einem anderen 
übertragen. Er muß, wenn er einen anderen Beamten mit der Er- 
ledigung der Signalstellung betraut, für jeden Einzelfall seine Auf- 
träge und Anweisungen geben. 

o) Die höchst zulässige Geschwindigkeit wird für die ein- 
zelnen Lokomotiven festgesetzt und richtet sich nach der Stärke 
der Züge, der Anzahl der Bremsen, den Verhältnissen der Bahn- 
strecke. Abgesehen hiervon beträgt die Größe der zulässigen Ge- 
schwindigkeit für Personenzüge ohne durchgehende Bremse 60 km, 
mit durchgehender Bremse 100 km in der Stunde. (Bei Nebenbahnen 
zwischen 30 und 50 km.) Die zulässige Geschwindigkeit bei Ge- 
fällen und Krümmungen ist besonders geregelt. 

p) Das Schieben der Züge ist bei Hauptbahnen nur aus- 
nahmsweise (langsame Vorwärtsbewegung, Arbeitszüge, Dienst- 
sonderzüge, Züge nach gewerblichen Anlagen) zulässig, bei Neben- 
bahnen, wenn sie nicht mehr als 50 Achsen stark sind. 

q) Sonderzüge sind die nicht regelmäßig verkehrenden Züge 
(Vor- und Nachzüge, Bedarfszüge, Arbeiterzüge, Probefahrten). Für 
diese ist ein Fahrplan aufzustellen und den davon zu berührenden 
Stationen mitzuteilen, ebenso den Schrankenwärtern, andernfalls die 
Geschwindigkeit unter 30 km verringert werden muß. 

r) In der Rangordnung der Züge stehen an erster Stelle 
dringliche Hilfszüge. Sie gehen allen Zügen vor. Demnächst kommen 
die Sonderzüge der allerhöchsten und höchsten Herrschaften, die 
Schnellzüge, Personenzüge imd die Güterzüge. 

s) Von Menschen oder Tieren bewegte Bahn- und Kleinwagen 
dürfen bei Hauptbahnen nur mit Vorwissen der nächsten Bahnhöfe 
auf die freie Strecke gebracht werden und sind spätestens 15 Minuten 
vor der Ankunft eines Zuges aus dem Gleise zu entfernen. 

t) Betriebsstörungen und Unfälle. Ein auf freier Strecke 
liegender Zug muß gegen andere Züge gesichert werden. Die näheren 
Bestimmungen über die Art der Sicherung hat die Landesaufsichts- 
behörde (in Preußen der Minister der öffentlichen Arbeiten) zu geben 
(vergl. hierüber Cauer, S. 239 ff.). Von den preußischen landes- 
rechtlichen Vorschriften über ünfallmeldungen ist hervorzuheben, 
daß die Eisenbahndirektion verpflichtet ist, von jeder Betriebs- 
störung, welche länger als 24 Stunden voraussichtlich dauert, den 
Nachbarverwaltungen Nachricht zu geben. Von allen Unfällen, bei 
denen Menschen getötet oder verletzt sind, oder der Verdacht einer 
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strafbaren Handlung vorliegt, ist der Staatsanwaltschaft, der Orts- 
polizeibehörde und in wichtigen Fällen auch der Kreispolizeibehörde 
(Landrat) Nachricht zu geben. Aufsehen erregende Unfälle (z. B. von 
Zügen fürstlicher Personen, Betriebsstörungen über 12 Stunden, 
bedeutende Zerstörungen von Bahneigentum usw.) sind dem Mi- 
nister der öffentlichen Arbeiten telegraphisch zu melden. Des 
weiteren ist vorgeschrieben, daß zur Vermeidung von Irreleitung 
des Publikums durch falsche Zeitungsberichte bei dergleichen wich- 
tigen Vorkommnissen durch das Wolffsche Telegraphenbureau in 
Berlin ein Bericht zu veröffentlichen ist und etwa doch vorkommende 
unrichtige Zeitungsnachrichten zu berichtigen sind. Den oben er- 
wähnten telegraphischen Anzeigen haben schriftliche Berichte als- 
bald nachzufolgen. 

§ 40* Die sanitätspolizeilichen Yorschriften. 

Die sanitätspolizeilichen Vorschriften gehören sowohl zum Eisen- 
bahnbetriebe, insofern die durch die Eigenart des Betriebes der Eisen- 
bahn (Schnelligkeit der Ortsveränderung) entstehenden Gefahren der 
Übertragung von Krankheiten verhütet werden sollen, wie auch zum 
Eisenbahntransport, insofern sie den Schutz der mit der Eisen- 
bahn zu befördernden Personen und Güter betreffen. Es werden, 
um den Zusammenhang nicht zu stören, an dieser Stelle die wesent- 
lichsten Bestimmungen wiedergegeben. 

1. Ohne Rücksichtnahme auf bestimmte Krank- 
heiten und Seuchen ist in Preußen durch Erlaß des Ministers der 
öffentlichen Arbeiten die Reinigung, Desinfektion der Personen- 
wagen, der Wartesäle und Bahnsteige vorgeschrieben (Erlaß vom 
1. April 1898, EVBl. S. 81), (Aufwischen der Fußböden und Warte- 
säle, Bahnsteige und der Wände, Reinigung der Wagen auf Zug- 
reinigungsstationen). Wagen, die zur Beförderung von Kranken ge- 
dient haben, sind zu desinfizieren; dies gilt für alle Wagen bei der 
bahnamtlichen Untersuchung. Die Läufer, Matten, Teppiche sind 
jährlich zu desinfizieren. Für die Viehbeförderung gilt das 
Reichsgesetz vom 25. Februar 1876, betreffend die Beseitigung von 
Ansteckungsstoffen bei Viehbeförderungen auf Eisenbahnen (RGBl. 
S. 163). Hier müssen die Wagen und die zur Besorgung des Viehes 
benutzten Gerätschalten jedesmal nach dem Gebrauch desinfiziert 
werden. Die Verpflichtung zur Desinfektion obliegt der Verwaltung, 
in deren Bereich die Entladung erfolgt. Eisenbahnbedienstete, welche 
die Desinfektion vernachlässigen, werden mit Geldstrafe, und wenn 
Vieh dadurch von einer Seuche ergriffen wird, auch mit Gefängnis 
bestraft. Die näheren Bestimmungen über die Art der Ausführung der 
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Desinfektion hat auf Grund der ihm durch das Gesetz erteilten Er- 
mächtigung der Bundesrat in den Erlassen vom 16. und 17. Juli 

1904 (RGBl. S. 311 und 317) festgesetzt. Für Preußen ist hierzu die 
Verordnung des Ministers der öffentlichen Arbeiten vom 30. Sep- 
tember 1904 (EVBl. S. 311) und 5. Oktober 1907 (EVBl. S. 349) er- 
gangen. Auch für den Transport von Leichen bestehen Sonder- 
vorschriften (EVO. § 44 ff.). 

Besondere Vorschriften sind für den Fall des Eintretens von 
Krankheiten oder des Verdachtes ihres Eintretens gegeben. 

A. Das Reichsgesetz über die Bekämpfung gemein- 
gefährlicher Krankheiten vom 30. Juni 1900 (RGBl. S. 306) 
betrifft: Lepra, Cholera, Fleckfieber, Gelbfieber, Pest und Pocken. 
Maßregeln: bei Pest: Ausschluß von der Beförderung; bei den an- 
deren vorbezeichneten Krankheiten : Bescheinigung derZulässigkeitder 
Beförderung durch den zuständigen beamteten Arzt und Beförderung 
in besonderem Wagen, bei Aussatz in abgeschlossenem Abteil mit be- 
sonderem Abort, ebenso auch bei Typhus, Diphtherie, Ruhr, Schar- 
lach, Masern und Keuchhusten (§ 11 EVO.); Anordnung der Des- 
infektion der Wagen, Beschränkung des Einlasses der Wagen, Aus- 
schluß von Fahrzeugen aus verseuchten Gegenden. Die Anordnung 
trifft die Landesaufsichtsbehörde (in Preußen Eisenbahndirektion, 
Eisenbahnkommissar). Hierzu sind ergangen a) die vorläufigen Aus- 
führungsbestimmungen vom 4. Oktober 1900 (RGBl. S. 849). Anlage 3 
dieses Erlasses betrifft die Maßregeln im Eisenbahnverkehr zu Pest- 
zeiten; b) die Ausführungsbestimmungen vom 28. Januar 1904 (RGBl. 
S. 67), sie betreffen die Bekämpfung der Cholera, Pocken, Fleck- 
fieber und Aussatz. Die Bestimmungen schreiben die nach dem 
gegenwärtigen Stande der Wissenschaft zur Bekämpfung der er- 
wähnten Krankheiten dienlichen Maßregeln vor. Allen Vorschriften 
gemeinsam ist die Anordnung einer sorgfältigen Desinfektion, be- 
sonders der Schlafwagen, wenn ein Verdacht der Infektion vorliegt. 
Unter Umständen ist auf bestimmten gefährdeten Strecken bei Pest- 
gefahr der Schlafwagenverkehr völlig einzustellen. 

B. Für Preußen gilt daneben das Gesetz, betreffend die Be- 
kämpfung übertragbarer Krankheiten vom 28. August 

1905 (GS. S. 373). Es betriff t : Diphtherie, Genickstarre, Kindbettfieber, 
Körnerkrankheit, Rückfallfieber, Scharlach, Typhus, Milzbrand, Rotz, 
Tollwut, Fleisch- und Wurstvergiftung, Trichinose, Lungen- und Kehl- 
kopftuberkulose, Syphilis, Schanker, Tripper. Für den Eisenbahn- 
betrieb ist von Bedeutung, daß auf Anordnung des Ministers die Ver- 
kehrsbeschränkungen des Reichsgesetzes auch bei Körnerkrankheit, 
Rückfallfieber und Typhus angeordnet werden können. 
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C. Zum Schutze des internationalen Eisenbahnver- 
kehrs sind internationale Sanitätsübereinkommen ge- 
schlossen worden, sie betreffen namentlich die Verbreitung der Pest, 
der Cholera und des Gelbfiebers. Die letzte ist vom 3. Dezember 
1903 (RGBL S. 425). 

D. Dem Schutz des Viehbestandes dient 

a) das Reichsgesetz, betreffend die Abwehr und Unterdrückung 
von Viehseuchen vom 23. Juni 1880, 1. Mai 1894 (RGBl. 1894, S. 410). 
Es betrifft, vorbehaltlich der Ausdehnung durch Bestimmung des 
Reichskanzlers auf andere Seuchen: Milzbrand, Tollwut, Rotz, 
Maul- und Klauenseuche, Lungenseuche, Pocken, Beschälseuche, 
Räude. Maßregeln: Desinfektion von Ställen, Standorten, Rampen, 
Eisenbahnwagen, Transportbeschränkungen. Dazu ist ergangen: die 
Bekanntmachung des Reichskanzlers, betreffend die Instruktion zur 
Ausführung der §§ 19 bis 29 des Gesetzes vom 27. Juni 1895 
(RGBl. S. 357). Die Zuständigkeit der einzelnen Amtsstellen regelt 
in Preußen das Ausführungsgesetz vom 12. März 1881 (GS. S. 128). 
Hierher gehört auch das Desinfektions- und Viehseuchenüberein- 
kommen mit Österreich vom 25. Januar 1905 (RGBl. 1906, S. 287); 

b) das Reichsgesetz vom 7. April 1869 (Bundesgesetzblatt S. 105), 
betreffend Maßregeln gegen die Rinderpest und Instruktion hierzu 
(Erlaß vom 9. Juni 1873 RGBl. S. 147). Maßregeln: Einfuhr- und 
Transportverbote, Desinfektion, nötigenfalls Vernichtung von Trans- 
portmitteln; beim Auf treten der Seuche in der Nähe: Verkehrssperren; 
beim Auftreten der Seuche an bestimmten Orten des Inlandes ist 
die Absperrung eines Ortes zulässig (Durchfahren sämtlicher Eisen- 
bahnzüge). 

§ 41. Die Eisenbahnpolizei im engeren Sinne. 

Während das Eisenbahnverordnungsrecht nur den Reichs- oder 
staatlichen Aufsichtsbehörden (in Preußen dem Minister) zusteht, und 
auch, soweit die allgemeine Landespolizei in Betracht kommt, das 
Verordnungsrecht nur den staatlichen oder kommunalen Instanzen 
gegeben ist, ist die eigentliche Eisenbahnpolizei (Exekutive) an den 
Eisenbahnbetrieb geknüpft. Erwähnt ist bereits, daß die Eisen- 
bahnpolizei in diesem Sinne die Beziehungen des Publikums zum 
Eisenbahnbetriebe zum Gegenstande hat, so daß der Eisenbahn- 
betriebsunternehmer, mag er auch ein Privatmann sein, gegenüber 
dem Publikum als ein mit staatlicher Machtvollkommenheit aus- 
gestattetes Organ erscheint. Wenn das Eigentum und der Betrieb der 
Eisenbahn in einer Hand vereinigt sind, so ist der Eigentümer auch 
Inhaber der Bahnpolizei. Wenn Eigentum und Betrieb getrennt sind. 
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ist derjenige, der die Bahn betreibt, Inhaber der Polizei, weil die 
Bahnpolizei untrennbar vom Betriebe ist, und es nicht sowohl darauf 
ankommt, wer den Gewinn und Verlust der Bahn trägt, als vielmehr 
darauf, wer die Bahn betreibt. 

Der Bereich der Bahnpolizei umfaßt örtlich das ge- 
samte Bahngebiet der Verwaltung und sachlich die Maßnahmen, die 
zur Handhabung der für den Eisenbahnbetrieb geltenden Polizei- 
verordnungen erforderlich sind. Kraft der Polizeigewalt können all- 
gemeine Anordnungen zur Aufrechterhaltung der Sicherheit 
und Ordnung im Bahngebiete gegeben (§ 77 BO.) und es kann 
femer die Übertretung gesetzlicher und bahnpolizeilicher Vorschrif- 
ten durch Geldstrafe (polizeiliche Strafverfügung) geahndet werden. 

Die unmittelbare Handhabung der Eisenbahnver- 
kehrs- und Sicherheitspolizei liegt in den Händen der Eisenbahn- 
polizeibeamten. Zur Wahrnehmung der polizeilichen Befugnis 
bedürfen die Eisenbahnverwaltungen zahlreicher Hilfsorgane. Es ist 
daher außer den den Bahnbetrieb leitenden und beaufsichtigenden 
Beamten auch anderen Organen der Eisenbahn die Eigenschaft 
der Bahnpolizeibeamten verliehen worden. Als solche sind zu 
betrachten die oben § 39, III. S. 116 genannten Betriebsbeamten, 
ferner Pförtner, Bahnsteigschaffner und Wächter. Diese Angestellten 
sind, gleichviel, ob sie Beamte im eigentlichen Sinne oder Privat- 
angestellte sind, für ihre bahnpolizeilichen Funktionen als öffentliche 
Beamte zu betrachten und genießen den Schutz und die Rechte sol- 
cher Beamten. Sie sind als öffentliche Polizeibeamte zu vereidigen 
oder durch Handschlag an Eidesstatt zu verpflichten. Sie sind aber 
nur in dieser einen Eigenschaft Beamte, soweit sie Privatangestellte 
der Eisenbahnunternehmer sin8 und nicht auch sonst Beamtenqualität 
besitzen, und haben daher in ihren anderen dienstlichen Verhältnissen 
nicht die Rechte von Staatsbeamten (z. B. hinsichtlich der Pensions- 
berechtigung, etwaigen Steuerprivilegien usw.). Die Vorschriften 
über die Befähigung der Bahnpolizeibeamten sind 
von Reichs wegen erlassen. Die Bahnpolizeibeamten müssen 
im Dienste Uniform oder ein sonstiges Abzeichen tragen oder mit 
einem anderweiten Ausweise über ihre Amtseigenschaft versehen 
sein. Sie sind befugt, jede Person vorläufig festzunehmen, die bei 
einer strafbaren Handlung oder einer Übertretung der bahnpolizei- 
lichen Bestimmungen der Betriebsordnung betroffen oder unmittel- 
bar danach verfolgt wird und sich entweder über ihre Person nicht 
auszuweisen vermag oder der Flucht verdächtig ist. Die Fest- 
nahme kann in der Regel, außer wenn die Fortsetzung der straf- 
baren Handlung zu befürchten ist, durch Sicherheitsleistung ver- 
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mieden werden. Der Festgenommene ist, wenn er nicht wieder in 
Freiheit gesetzt wird, unverzüglich dem Amtsrichter oder der Polizei- 
behörde des Festnahmeortes vorzuführen. Die Beamten der Eisen- 
bahn- und der allgemeinen Polizei müssen sich gegenseitig unter- 
stützen. 

§ 42. Die eisenbahnpolizellichen Yorschrifteii fBr das 

Publikum. 

Auch sonst strafbare Übertretungen, wenn sie im Gebiete der 
Bahn und mit Beziehung auf den Bahnbetrieb begangen werden, kom- 
men als Bahnpolizeiübertretungen in Betracht. Um die Sicherheit, 
Ruhe und Ordnung gerade mit Rücksicht auf die Gefahren des Bahn- 
betriebs zu wahren, genügen jedoch die allgemeinen Sicherheits- 
polizeivorschriften (z. B. gegen groben Unfug, Verbot des Werfens von 
Steinen usw.) nicht. Es sind daher in der Betriebsordnung noch be- 
sondere Sicherungsvorschriften gegeben, deren Übertretung mit Strafe 
bedroht ist. Sie betreffen: 

1. Das Betreten der Bahnanlage. Dies ist ohne Erlaubnis- 
karten nur gestattet: a) den Vertretern der Aufsichtsbehörde und 
den zur Besichtigung der Bahn dienstlich entsandten deutschen Offi- 
zieren, b) den Beamten der Staatsanwaltschaft, der Gerichte, des 
Fortschutzes, der Polizei-, des Telegraphen-, Zoll- und Steuerwesens, 
und zwar mit Ausnahme der zu a) genannten nur, wenn sie dienst- 
lich auf dem Bahngebiete zu tun haben. Ein beschränktes Zutritts- 
recht haben die Postbeamten und die Offiziere und Beamten der 
deutschen Festungsbehörden (§ 78, 2. 3 BO.). Wenn die Bahnanlag© 
als Weg benutzt wird, fällt die Einschränkung weg. 

2. Das Überschreiten der Bahn. Der Obergang ist nur 
an den hierzu bestimmten Stellen gestattet, wenn die Schranke ge- 
öffnet ist oder kein Zug sich nähert. Unnötiger Aufenthalt ist zu ver- 
meiden. Pflüge und Eggen, Baumstämme und andere schwere Gegen- 
stände dürfen nur auf Wagen oder Schleifen über die Bahn geschleift 
oder getragen werden. Das eigenmächtige öffnen von Schranken 
ist verboten. Größere Viehherden dürfen innerhalb 10 Minuten 
vor dem mutmaßlichen Eintreffen eines Zuges nicht mehr über 
die Bahn getrieben werden. 

3. Bahnbeschädigungen und Betriebsstörungen. Es 
ist, was übrigens unter Umständen als Versuch des Verbrechens 
der Eisenbahntransportgefährdung anzusehen ist, verboten, Hinder- 
nisse auf der Fahrbahn zu bereiten, Weichen umzustellen, falschen 
Alarm zu erregen, Signale nachzuahmen, Fahrzeuge zu be- 
schädigen usw. 
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4. Das Verhalten der Reisenden. Das Ein- und Aus- 
steigen darf nur an den dazu bestimmten Stellen nach den dazu 
bestimmten Seiten (Bahnsteigen) und nicht während der Fahrt ge- 
schehen. Das Herauswerfen von Gegenständen, durch die Personen 
oder Sachen beschädigt werden können, . ist verboten. 

Als Strafmaximum für derartige Eisenbahnpolizeiübertretungen 
ist eine Geldstrafe von 100 M. festgesetzt, wenn nicht nach den ' 
allgemeinen Strafbestimmungen eine härtere Strafe verwirkt ist, 
d. h. wenn eine Handlung z. B. sich als Versuch des Verbrechens 
der Transportgefährdung, der verbotene Aufenthalt in dem dem 
Publikum verschlossenen Stationsraum als Hausfriedensbruch darstellt. 

Zuständig für die gerichtliche Aburteilung der Bahnpolizei- 
übertretungen sind die Schöffengerichte. Die Verfolgung übernimmt 
der Amtsanwalt. Daneben ist, wie dies ja auch für die gewöhnlichen 
Übertretungen durch die Strafprozeßordnung festgesetzt ist, die 
Polizei, hier also die Bahnpolizeibehörde, nicht aber etwa der ein- 
zelne Bahnpolizeibeamte befugt, eine Polizeistrafe durch Verfügung 
festzusetzen. Nach der Strafprozeßordnung darf die Strafe nur in 
Geld oder Haft bis zu 2 Wochen bestehen. In Preußen ist das Recht 
der Polizeibehörde durch Gesetz vom 23. April 1883 dahin geregelt, 
daß höchstens 30 M. Geldstrafe oder 3 Tage Haft festgesetzt werden 
kann. Für die Bahnpolizeiübertretungen der Bau- und Betriebsord- 
nung darf auf Haft an erster Stelle nicht erkannt werden, sondern 
nur an Stelle einer uneintreibbaren Geldstraf«. Gegen die dem Be- 
schuldigten zugestellte polizeiliche Strafverfügung findet binnen einer 
Woche die Beschreitung des Rechtsweges statt. Die vom Schöffen- 
gericht erkannte Strafe wird durch den Amtsrichter, die durch die 
Bahnpolizeibehörde bei Unterlassung der Beschreitung des Rechts- 
weges festgesetzte Strafe, sofern die Einziehung der Geldstrafe durch 
die damit beauftragten Kassen erfolglos bleibt, und daher die 
substituierte Haftstrafe eintreten soll, durch Vermittlung der Orts- 
polizeibehörde vollstreckt. 

§ 43. Eleinibalin-Betrieb und -Polizei. 

Die Kleinbalinen unterliegen nicht der Bau- und Betriebsordnung, 
der Signalordnung und den anderen reichsrechtlichen Betriebsver- 
ordnungen. Für Kleinbahnen gilt in Preußen die Ausführungsver- 
ordnung vom 13. August 1898. Hiernach gliedern sich die Klein- 
bahnen, welche mit Maschinenkraft betrieben werden, in solche 
im engeren Sinne (Straßenbalinen und die dem Personenverkehr 
zwischen Nachbarorten gewidmeten Bahnen) und nebenbahnähnliche 
Kleinbalinen, welche auch den Güterverkehr von Ort zu Ort ver- 
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mittein und sich den Nebenbahnen nähern. Für die Kleinbahnen 
im engeren Sinne wird der Betrieb durch ortspolizeiliche Verord- 
nung geregelt und die Befolgung der Anordnung durch Straffest- 
setzung gesichert. Bei Kleinbahnen mit Maschinenbetrieb sind mit 
Rücksicht darauf, daß ihre Beaufsichtigung durch die Eisenbahn- 
behörde stattfindet, derartige Verordnungen nicht ohne Einverständnis 
der Aufsichtsbehörde zu erlassen. Für nebenbahnähnliche 
Kleinbahnen sind in Anlage 3 der Ausführungsverordnung besondere 
Betriebsvorschriften gegeben. Für die Straßenbahnen mit Maschinen- 
betrieb, namentlich elektrische Straßenbahnen, sind durch den Er- 
laß vom 26. September 1906 (EVBl. S. 559) Formulare zu Polizei- 
verordnungen aufgestellt worden. Der Erlaß hat durch den ME. 
vom 22. Oktober 1908 (EVBl. S. 309) eine geringe Änderung er- 
fahren. Die Kleinbahnvorschriften unterscheiden sich von der Bau- 
und Betriebsordnung der Haupt- und Nebenbahnen darin, daß sie 
lediglich Bestimmungen für die Kleinbahnverwaltungen, nicht aber 
Bestimmungen für das Publikum enthalten. 

Die Betriebsvorschriften stellen entsprechend der geringeren Be- 
deutung und geringeren Gefährlichkeit der Kleinbahnen minder 
große Anforderungen. So braucht z. B. eine Sicherung gegen die An- 
näherung an die Bahn durch Einfriedungen, Schranken usw. nur aus- 
nahmsweise, wenn besondere Gründe vorliegen, zu erfolgen. Dafür 
ist vorgeschrieben, daß der Maschinenführer bei der Annäherung eines 
Zuges an einem unbewachten Übergang ein Läutewerk in Tätigkeit 
zu halten oder ein anderes besonderes Zeichen zu geben hat (§ 7 
der Betriebsvorschriften). Die Untersuchung der Lokomotiven und 
Wagen erfolgt regelmäßig nur alle drei Jahre. Für die Lokomotiven 
ist außerdem noch nach jeder umfangreichen Ausbesserung eine 
Untersuchung vorgeschrieben. Die Untersuchung der Balmstrecke 
erfolgt bei nebenbahnähnlichen Kleinbahnen an jedem Tage nur, 
wenn die Fahrgeschwindigkeit der Züge mehr als 20 km in der Stunde 
beträgt, sonst an jedem dritten Tage. Die Fahrgeschwindigkeit ist 
bei Kleinbahnen nach der Spurweite geregelt. Sie beträgt im Höchst- 
maß bei Zahnradbahnen 15 km in der Stunde; bei anderen Bahnen 
20 km (600 mm Spurweite) bis 30 km (1435 mm) (Vollspurbahn). 
Größere Geschwindigkeiten können mit ministerieller Erlaubnis zuge- 
lassen werden. Abweichend von den Haupt- und Nebenbahnen kann 
die Tätigkeit des Maschinen- und Zugführers in einer Hand vereinigt 
sein, wenn die Betriebsmittel einen Obergang zwischen Maschine und 
Wagen gestatten und sich auf dem Zuge ein Zugsbediensteter be- 
findet, welcher versteht, den Zug zum Stehen zu bringen. 

Die für die Bahnen des allgemeinen Verkehrs geltenden sanitäts- 
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polizeilichen Vorschriften (oben § 40) gelten für Kleinbahnen inso- 
weit, als sie lediglich allgemeine Vorschriften oder solche über den 
Transport geben, wie z. B. das Gesetz, betreffend die Bekämpfung 
gemeingefährlicher Krankheiten, soweit es der Natur der Sache nach 
Anwendung finden kann, ebenso das Viehseuchengeseiz und das 
preußische Gesetz, betreffend die Bekämpfung übertragbarer Krank- 
heiten. Ferner ist das Gesetz über die Beseitigung von Ansteckungs- 
stoffen bei der Viehbeförderung vom 25. Februar 1876 (oben S. 119) 
auf nebenbahnähnliche Kleinbahnen anzuwenden (Erlaß vom 29. Mai 
1901, EVBl. S. 206). Die Vorschriften über die Beseitigung von An- 
steckungsstoffen bei der Geflügelbeförderung vom 2. Februar 1899 
gelten nicht für Kleinbahnen, weil sie auf Grund des Art 42/43 RV* 
erlassen sind, und die Kleinbahnen der Zuständigkeit des Reichs 
nicht unterliegen. 

Eine eigentliche Bahnpolizei gibt es bei den Kleinbahnen nicht. 
Bahnpolizei und Ortspolizei sind hier vereinigt, jedoch kann die 
Ortspolizeibehörde Angestellten des äußeren Betriebsdienstes der 
Kleinbahnen, wenn es erforderlich ist, innerhalb ihrer Zuständigkeit 
für die Dauer ihrer Beschäftigung die Eigenschaft von Polizeiexe- 
kutivbeamten verleihen., Die Angestellten müssen den Staatsdiener- 
eid leisten und erhalten eine Bestallung, die jederzeit widerruflich 
ist. Für diese Kleinbahnpolizeibeamten gelten die Bestimmungen 
der Bau- und Betriebsordnung, soweit sie sich beziehen: auf die 
Verpflichtung des Uniformtragens, die vorläufige Festnahme (siehe 
oben S. 122), die gegenseitige Unterstützungspflicht der Polizei und 
Bahnpolizei, das Alter und die Eigenschaft der Betriebsbeamten 
(§ . 45 BO.). Erstreckt sich die Bahn über mehrere Ortspolizei- 
bezirke, so bestimmt die allen beteiligten Ortspolizeibehörden ge- 
meinsame höhere Instanz, di^ zur Bestellung und Vereidigung zu- 
ständige Behörde, z. B. wenn zwei Orte desselben Kreises in Frage 
kommen, der Landrat, wenn mehrere Kreise berührt werden, der 
Regierungspräsident usw. 

$ 44. Das Eisenbalinstrafireelit. 

Literatur zu { 44. . 

Die Kommentare zum Strafgesetzbuch von Olshausen, 7. Aufl. 1905 und 
Oppenhoff, 14. Aufl. 1901. Kade 1908, Frank 1908, Rüdorff 1907, 
Daude 1904, Dalcke (Strafrecht und Strafprozeß) 1905. 

Liszt, Lehrbuch des deutschen Strafrechts, 16. Aufl. 1908. 

ätenglein, Lexikon des Strafrechts. 1900. 

Die besondere Natur des Eisenbahnbetriebs erfordert, über die 
polizeilichen Bestimmungen hinaus die Festsetzung -^b^sonderer 
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strafrechtlicher Normen, und zwar beruhen sämtliche straf- 
rechtlichen Vorschriften auf reichsrechtlicher Anordnung. Das Eisen- 
bahnstrafrecht als Teil des allgemeinen Strafrechts gehört ausschließ- 
lich zur Zuständigkeit der Reichsgesetzgebung (Art. 4, Ziff. 13 RV.). 
Soweit nicht besondere Gesetze und Einzelbestimmungen gegeben 
sind, finden die allgemeinen Strafgesetze auch auf den Eisenbahn- 
betrieb Anwendung. So z. B. soweit die Betriebsgefährdung durch 
Anwendung von Sprengstoffen in Frage kommt, das Sprengstoff- 
gesetz vom 9. Juni 1884 (RGBl. S. 61). 

Die eisenbahnstrafrechtlichen. Normen zerfallen in 
solche, die von jedermann gegen die Eisenbahn begangen werden 
können, und in solche, die nur von Eisenbahnangestellten begangen 
werden können (allgemeine und besondere Eisenbahndelikte). 

A. Unter den allgemeinen Eisenbahnverfehlungen 
sind wieder zu unterscheiden diejenigen, die nur gegen die Eisenbahn 
begangen werden können, und solche, die auch anderweit begangen 
werden können, aber strenger bestraft werden, wenn sie gegen die 
Eisenbahn gerichtet sind. Die Verfehlungen der ersteren Art sind 
die sogenannten vorsätzlichen imd fahrlässigen Eisenbahntransport- 
gefährdungen (§ 315, 316 StGB.) und die Telegraphenbetriebsgefähr- 
dung (§ 317 ff.). 

I. a) Eisenbahntransportgefährdung oder richtiger -Be- 
triebsgefährdung liegt vor, wenn der Täter Eisenbahnanlagen, Be- 
förderungsmittel oder sonstiges Zubehör derartig beschädigt, oder auf 
der Fahrbahn durch falsche Signale oder Zeichen oder auf andere 
Weise solche Hindernisse bereitet, daß dadurch der Transport in Gefahr 
gesetzt wird. Strafe bei Vorsatz : Zuchthaus bis zu 10 Jahren, wenn 
eine schwere Körperverletzung verursacht ist, nicht unter 5 Jahren, 
wenn der Tod eines Menschen verursacht wurde, nicht unter 
10 Jahren oder lebenslänglich. Bei Fahrlässigkeit Gefängnis bis zu 
1 Jahr, oder Geldstrafe bis zu 900 M., wenn der Tod eines Menschen 
verursacht wurde, Gefängnis von 1 Monat bis zu 3 Jahren. In 
ständiger Rechtsprechung hat das Reichsgericht angenommen, daß 
unter Eisenbahn im Sinne der erwähnten Bestimmungen auch jede 
mechanisch betriebene Kleinbahn fällt, nicht aber eine Pferdebahn 
(Entsch. des RG. in Strafs., Bd. XII, S. 205). Es kann dahin- 
gestellt bleiben, ob die Absicht des Gesetzgebers auf die Einbeziehung 
der Kleinbahnen unter die Strafrechtsnonnen gerichtet war, jeden- 
falls hat die Reichsgesetzgebung der Rechtsprechung des Reichs- 
gerichts Rechnung getragen, indem gerade mit Rücksicht auf die 
Straßenbahnen und die bei diesen häufig vorkommenden Trans- 
portgefährdungen durch Führer anderer Wagen, die ursprünglich nur 
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auf Gefängnis lautende Strafandrohung auch bei Fahrlässigkeit durch 
Einfügen der Worte: oder mit Geldstrafe bis zu 900 M. gemildert 
worden ist (RG. vom 27. Dezember 1899). Art. 4 des EinfG. z. StGB, 
bedroht das Verbrechen der vorsätzlichen Transportgefährdung statt 
mit lebenslänglichem Zuchthaus mit dem Tode, wenn es auf dem 
Kriegsschauplatze oder in einem Teile des Reichs erfolgt, welcher 
in Kriegszustand erklärt worden ist. 

b) Telegraphenbetriebsgefährdung wird begangen 
durch Beschädigung und Veränderung von Telegraphenanlagen, deren 
Teile und Zubehörungen. Unter Telegraphenanlagen sind auch Rohr- 
post und Fernsprechleitungen zu verstehen (§ 318 a StGB.). Die Straf- 
bestimmungen decken auch die Gefährdung der Bahntelegraphen, 
der elektrischen und optischen Signalbetriebe. Strafe bei Vorsatz: 
Gefängnis von einem Monat bis zu einem Jahr, bei Fahrlässigkeit 
Gefängnis bis zu einem Jahr oder Geldstrafe bis 900 M. Richtet sich 
das 'Vergehen gegen die Eisenbahntelegraphen- und Signalapparate, 
so kann es den Tatbestand der Transportgefährdung erfüllen. 

IL Strafbare Handlungen, bei denen, wenn sie sich gegen Eisen- 
bahnen richten, eine strengere Strafe eintritt, sind: 

1. Die Sachbeschädigung im Falle des § 305 HGB: Vorsätz- 
liche Beschädigung eines Gebäudes, Schiffes, einer Brücke, eines 
Dammes, einer Eisenbahn (sog. qualifizierte Sachbeschädigung): 
Gefängnis nicht unter einem Monat. Unter Eisenbahnen sind nur die 
eigentlichen baulichen Anlagen, nicht die Betriebsmittel zu verstehen. 

2. Kriegsverrat, d. h. Unterstützung einer fremden und 
Schädigung der eigenen Kriegsmacht im Kriege, wird mit lebensläng- 
lichem Zuchthaus bestraft: „wenn Festungswerke, Brücken, Eisen- 
bahnen, Telegraphen, Transportmittel in feindliche Gewalt gebracht 
oder zum Vorteil des Feindes unbrauchbar gemacht werden" (§ 90 
StGB.). 

3. Diebstahl (§ 242) wird als schwerer Diebstahl mit Zucht- 
haus bis zu 10 Jahren bestraft: „wenn auf einer Eisenbahn, einem 
Bahnhofe, eine zum Reisegepäck oder anderen Gegenständen der Be- 
förderung gehörende Sache mittels Abschneidens oder Ablösens der 
Befestigungsmittel oder durch Anwendung falscher Schlüssel, oder 
anderer zur ordnungsmäßigen Eröffnung nicht bestimmter Werk- 
zeuge gestohlen wird" (§ 243 StGB.). 

4. Der Raub, d. h. Wegnahme einer Sache mit Gewalt oder 
Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib und Leben, wird mit 
Zuchthaus nicht unter 5 Jahren bestraft, wenn er auf einem öffent- 
lichen Wege, einer Straße, einer Eisenbahn oder einem öffent- 
lichen Platze begangen wird. Immer ist erforderlich, daß die be- 
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raubte Person in Beziehung zum Eisenbahnbetriebe oder -transport 
steht, sei es als Angestellter oder Fahrgast. Ist dies nicht der Fall, 
so kann der etwa auf einem Bahnhof stattfindende Raub unter Um- 
ständen als auf einem öffentlichen Platze begangen, in gleicher Weise 
bestraft werden, ein eigentlicher Raub bei einer Eisenbahn liegt aber 
nicht vor. 

B. Die besonderen Eisenbahnverfehlungen. 1. Fahr- 
lässige Transportgefährdung liegt vor, wenn ein zur Auf- 
sicht über die Bahn oder den Beförderungsbetrieb Angestellter 
durch Vernachlässigung der ihm obliegenden Pflich- 
ten einen Transport in Gefahr setzt Hier ist also nicht be- 
sondere Bereitung von Hindernissen erforderlich, sondern lediglich 
Vernachlässigung der Pflichten. Auch des Nachweises einer Fahr- 
lässigkeit bedarf es nicht. Eine Fahrlässigkeit hat zur Voraus- 
setzung, daß der Täter bei Anwendung gewöhnlicher Aufmerksamkeit 
einen bestimmten Erfolg (also z. B. die Zugentgleisung) voraussehen 
konnte. Dies ist aber nicht erforderlich. Für den Begriff des An- 
gestellten kommt nicht die Amtsbezeichnung, sondern die Verrich- 
tung in Betracht. Die Anstellung muß von der hierzu befugten 
Stelle erfolgt, kann aber vorübergehend sein. 

2. Für den Telegraphenbetrieb ist der zu B. 1 genannten 
Bestimmung entsprechend die Gefährdung des Betriebs durch die 
zur Beaufsichtigung und Bedienung angestellten Personen mit der 
Strafe der fahrlässigen Betriebsgefährdung bedroht. 

3. Wird ein Angestellter wegen vorsätzlicher oder fahrlässiger 
Transport- oder Telegraphen-Betriebsgefährdung verurteilt, so kann 
er zugleich für unfähig zur Beschäftigung im Eisenbahn- 
und Telegraphendienste erklärt werden (§ 319 StGB,). 

4. Vorsteher von Eisenbahngesellschaften — auch Leiter von 
Staatsbahnbetrieben (Eger H, S. 145 und Anm. 210) — , wenn 
sie einen nach Ziff. 3 verurteilten Angestellten nicht sofort nach 
amtlicher Mitteilung des rechtskräftigen Erkenntnisses entlassen oder 
eine solche Person anstellen oder ein entsprechend Verurteilter, 
der sich wieder anstellen läßt, werden mit Geldstrafe bis zu 300 M. 
oder mit Gefängnis bis zu 3 Monaten bestraft (§ 320 StGB.). 

C. Unter den allgemeinen strafgesetzlichen Bestimmungen haben 
noch besondere Beziehungen auf den Eisenbahnbetrieb: 

1. der § 139 StGB., welcher das Unterlassen der An- 
zeige eines gemeingefährlichen Verbrechens (§ 306 ff. StGB.), also 
auch einer vorsätzlichen Transportgefährdung (§ 315 StGB.), mit 
Gefängnis bedroht; 

Eger, Bisenbahnrecht. 9 
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2. eine Anzahl mit Geldstrafe oder Haft bedrohten Ober- 
tretungen, von denen hervorgehoben werden: 

a) § 366, Ziff. 10, Zuwiderhandlung gegen die zur Erhaltung 
der Sicherheit, Bequemlichkeit, Reinlichkeit und Ruhe auf öffent- 
lichen Wegen usw. erlassenen Polizeiverordnungen (also auch Zu- 
widerhandlungen gegen die Bestimmungen der Eisenbahnverkehrs- 
und Bau- und Betriebsordnung [Strafe bis 60 M. oder 14 Tagen Haft]). 

b) § 367, Ziff. 5, Zuwiderhandlung gegen die über die Be- 
förderung von Giftwaren, Schießpulver, Feuerwerk, Sprengstoffen ge- 
gebenen Verordnungen (z. B. Anlage C. zur Eisenbahnverkehrsord- 
nung). 

c) § 367, Ziff. 6, Aufbewahrung von Waren und Materialien 
usw. an Orten, wo sie sich leicht entzünden können, oder ihre Ent- 
zündung gefährlich werden kann (Kohlenlager). 

d) § 368, Ziff. 3, Errichtung oder Verlegung einer Feuerstelle 
ohne polizeiliche Erlaubnis. 

$ 45. Die Haftpflicht der Eisenbahn. 

Literatur zu {45. * 

Eger, Das Reichshaftpflichtgesetz, 6. Aufl. 1906, und die daselbst S.XIX bis 
XXIV angeführten Werke. 

In den vorigen Paragraphen ist von den Maßnahmen gesprochen 
worden, welche eine Beschädigung der mit dem Eisenbahnbetrieb 
in Berührung kommenden Personen und Sachen verhüten sollen; 
gleichwohl werden selbst die schärfsten polizeilichen Sicherheits- 
und Schutzmaßnahmen nicht verhüten, daß durch den Eisenbahn- 
betrieb bei weitem mehr, als durch sonstige Fahrunternehmungen 
derartige Schäden entstehen. Es liegt dies in der besonders gefähr- 
lichen Natur des Betriebs unter Anwendung schwerer Wagen, außer- 
ordentlicher Schnelligkeit und der Nutzbarmachung von Naturkräften 
(Dampf, Elektrizität, eigene Schwere, Wasserkraft usw.). Die Er- 
wägung, daß entsprechend der großen Gefährdung des Publikums 
ihm auch erleichtert werden müßte, von dem Eisenbahnunternehmer 
Ersatz für Schaden zu erlangen, hat schon das preußische Eisen- 
bahngesetz vom 3. November 1838 dazu geführt, im § 25 zu be- 
stimmen, daß die Gesellschaft zum Ersätze für allen Schaden ver- 
pflichtet sein soll, welcher bei der Beförderung auf der Bahn an 
den auf derselben beförderten Personen und Gütern oder auch an 
anderen Personen und deren Sachen entsteht, und daß sie sich 
von dieser Verpflichtung nur durch den Nachweis befreien kann, 
daß der Schaden entweder durch die eigene Schuld des Beschädigten, 
oder durch einen unabwendbaren äußeren Zufall bewirkt worden 
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sei. Die gefährliche Natur der Unternehmung selbst soll hierbei als 
ein solcher von dem Schadenersatz befreiender Zufall nicht be- 
trachtet werden. 

Wie aus den Worten „an den auf der Bahn beförderten Personen 
und Gütern** oder „auch an anderen Personen und deren Sachen** sich 
ergibt, trifft die Bestimmung sowohl die vertragsmäßige wie die außer- 
vertragsmäßige Haftpflicht, d. h. sowohl die Haftung für Personen und 
Güter, deren Beförderung auf Grund eines Frachtvertrags oder Per- 
sonenbeförderungsvertrags erfolgt, wie die Haftung für Schäden, welche 
den ao dem Eisenbahnbetrieb unbeteiligten Personen oder Sachen 
zugefügt werden (z. B. Überfahren von Spaziergängern usw.). Die Haf- 
tung der Eisenbahn für Schäden an den zu befördernden Personen 
und Gütern gehört in das Eisenbahntransportrecht, und gelangt, so- 
weit es die Güterhaftpfücht betrifft, dort §58 f. zur Darstellung. Im 
voraus soll nur bemerkt werden, daß das Haftpflichtrecht für die zur 
Beförderung übernommenen Güter jetzt für das Reich ausschließlich 
durch das Handelsgesetzbuch geregelt ist und § 25 des Eisenbahn- 
gesetzes auch für Preußen in dieser Beziehung keine Anwendung mehr 
findet. Die Haftpflicht für Schädigung von Personen soll hier dar- 
gestellt werden, weil die Gesetzgebung einen Unterschied zwischen 
vertragsmäßiger und außervertragsmäßiger Beschädigung nicht macht. 

I. Für die außervertragsmäßige Haftung der Eisen- 
bahn für Sachschaden (z. B. Entzündung durch Funkenflug) 
hat das Reichsrecht besondere Bestimmungen nicht getroffen. Art. 105 
EGBGB. bestimmt, daß die landesgesetzlichen Vorschriften, welche 
den Unternehmer eines Eisenbahnbetriebs im weiteren Umfange als 
nach Bürgerlichem Gesetzbuch haften lassen, unberührt bleiben. 
Da hiernach für die Haftung die allgemeinen Bestimmungen Anwen- 
dung finden, so würde nach Bürgerlichem Gesetzbuch die Eisenbahn 
für außervertragsmäßigen Schaden an Sachen nur dann haften, wenn 
ein Verschulden der Eisenbahn sich nachweisen läßt (§ 823ff. BGB.). 
Der Eisenbahnünternehmer haftet hiebei für Verschulden seiner 
verantwortlichen Organe (Vorstandsmitglieder, Eisenbahndirektion) 
nach § 31 BGB. unbedingt, für Verschulden anderer Angestellter mit 
der Maßgabe, daß er sich durch den Nachweis befreien kann, er 
habe bei der Auswahl der Personen die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt beobachtet, oder der Schaden würde auch bei Anwendung 
dieser Sorgfalt entstanden sein (§ 831 BGB.). 

Nach preußischem Recht kommt für die Haftung der Eisen- 
bahn für außervertragsmäßigen Sachschaden in Betracht, daß, wie 
oben S. 107 dargelegt ist, die Anlieger der Eisenbahn für die nach- 
teilige Einwirkung auf ihre Grundstücke (Rauch, Ruß, Gase, Funken) 
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nur Schadensersatz fordern können, während ihnen unter analoger 
Anwendung des § 26 der Gewerbeordnunjg; j^emäß Art 125 EGBGB. 
ein Recht, die Einstellung des Eisenbahnbetriebs zu verlangen, 
nicht zusteht und ebensowenig ihnen das Recht gegeben ist, die 
Einrichtung von Schutzmaßregeln gemäß § 14 des Enteignungs- und 
des Eisenbahngesetzes im Klagewege zu fordern (siehe oben S. 89 ff.). 
Sodann gibt der erwähnte § 25 des Eisenbahngesetzes jedem 
Beschädigten das Recht, Ersatz des Sachschadens zu fordern, der 
ihm durch die Eisenbahn zugefügt ist, ohne daß er ein Verschulden 
der Bahn nachzuweisen braucht. Die Bahn wird überhaupt nur dann 
befreit, wenn sie nachweist, daß der Beschädigte selbst die 
Schuld trägt, oder der Schaden durch einen unabwendbaren äußeren 
Zufall bewirkt worden ist. Wann eigenes Verschulden des Be- 
schädigten vorliegt, ist Tatfrage. Die Schuld kann im Tun oder 
Unterlassen bestehen. Der Begriff unabwendbarer, äußerer Zufall 
bedarf der Erläuterung: er ist gleichbedeutend mit dem später 
noch zu erwähnenden Begriff der höheren Gewalt. Man versteht 
darunter Naturereignisse und Handlungen, welche trotz Anwendung 
der denkbar größten Vorsicht und Sorgfalt, die nach Lage der Sache 
und vernünftiger Verkehrsanschauung dem Eisenbahnuntemehmer 
zugemutet werden kann, weder in ihrem Eintritt noch in ihren 
Folgen zu vermeiden sind. Wann ein solcher unabwendbarer Zu- 
fall vorliegt, muß nach Lage des Falles beurteilt werden. Nicht jedes 
Naturereignis ist als höhere Gewalt aufzufassen, z. B. kann ein 
infolge anhaltenden Regens eintretender Dammbruch durch geeignete 
Fürsorge für den Ablauf des Wassers vermieden werden. Unab- 
wendbarer Zufall oder höhere Gewalt liegt aber z. B. vor, wenn 
ein Wagen dadurch zerstört wird, daß das Pferd (nicht durch den 
herannahenden Zug) scheut und auf die Gleise gerät oder ein 
Wahnsinniger Gegenstände auf die Schienen legt, die der heran- 
nahende Zug zerstört. Liegt aber eine solche höhere Gewalt nicht vor, 
so muß der Eisenbahnunternehmer, d. h. derjenige, für dessen Rech- 
nung und Gefahr die Eisenbahn betrieben wird, dem Beschädigten 
den Schaden ersetzen. Auf das Eigentum an der Bahn kommt es 
hierbei nicht an. Wenn mehrere Betriebsuntemehmer den Betrieb 
gemeinschaftlich betreiben, so haftet, wenn sich sondern läßt, in 
wessen Betriebe der Unfall eingetreten ist, jeder Betriebsunternehmer 
für seine Strecke, andernfalls haften sie gemeinschaftlich (soli- 
darisch). Bei der preußisch-hessischen Eisenbahngemeinschaft haften 
für die gemeinschaftlichen Strecken beide Staaten. Da sich das Eisen- 
bahngesetz vom 3. November 1838 nur auf Eisenbahnen im eigent- 
lichen Sinne bezieht, so gilt der § 25 des Gesetzes nicht für Klein- 
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bahnen, diese haften für Sachschaden außervertragsmäßig nur nach 
Reichsrecht, also bei Verschulden. 

Gesetze über die Haftung für Sachschäden sind in neuerer 
Zeit auch von Bayern (AGBGB. vom 9. Juni 1899 §58), Braun- 
schweig, Anhalt, Hessen, Lübeck, den sächsischen Herzogtümern, 
Württemberg, Reuß erlassen worden. 

n. Die Haftung für Beschädigung von Personen ist 
von Reichs wegen und einheitlich geregelt, mag es sich um Be- 
schädigung von Reisenden (vertragsmäßiger Schaden) oder um die 
Beschädigung anderer Personen handeln. In Preußen galt auch hier 
ursprünglich § 25 des Eisenbahngesetzes, dessen Bestimmung zu- 
gunsten der Beschädigten durch das Gesetz vom 3. Mai 1869 (GS. 
S. 665) dahin erweitert worden war, daß die Eisenbahn nicht für 
befugt erachtet wurde, ihre Haftung vertragsmäßig vor der Ent- 
stehung eines Schadens auszuschließen oder zu mindern. Jetzt gilt 
für das ganze Reich das Haftpflichtgesetz vom 7. Juni 
1871 (RGBl. S. 207). Das Gesetz findet Anwendung auf vertrags- 
und außervertragsmäßige Schadenshaftung und bezieht sich nach der 
Rechtsprechung des Reichsgerichts im Gegensatz zum § 25 des Eisen- 
bahngesetzes auf jede Art von Eisenbahnuntemehmungen, auch 
auf Kleinbahnen, und zwar einerlei, durch welche Kraft sie be- 
trieben werden, also auch auf Pferdebahnen. 

Nach dem Haftpflichtgesetz haftet der Betriebsunternehmer, wenn 
bei dem Betriebe einer Eisenbahn ein Mensch getötet oder körper- 
lich verletzt worden ist, für den dadurch entstandenen Schaden, so- 
fern er nicht beweist, daß der Unfall durch höhere Gewalt oder 
durch eigenes Verschulden des Getöteten oder Verletzten verur- 
sacht ist. Der Schaden muß bei dem „Betriebe** entstanden sein, 
d. h. bei einem Vorgang, der die eigentümlichen Merkmale des Eisen- 
bahnbetriebs xmd seiner eigenartigen Gefahren aufweist. Betriebs- 
handlungen, die diese Merkmale nicht tragen, fallen nicht unter das 
Haftpflichtgesetz, z. B. nicht ein Unfall beim Entladen von still- 
stehenden Wagen, es sei denn, daß dies in besonderer, durch den 
Eisenbahnbetrieb gebotener Eile geschieht. Auch Unfälle bei Bahn- 
bauten, durch Arbeitszüge, stellt das Reichsgericht unter das 
Gesetz, obwohl sie begrifflich nicht zum Eisenbahnbetriebe gehören. 
Was unter höherer Gewalt und eigenem Verschulden zu verstehen 
ist, ferner wer Betriebsunternehmer ist, ist bereits ohen S. 132 bei 
Besprechung des § 25 des preußischen Eisenbahngesetzes Gegenstand 
der Erörterung gewesen. Wenn ein Unfall zwar nicht beim Betriebe 
der Eisenbahn unmittelbar, wohl aber bei einem Nebenbetriebe, der 
sich als Bergwerk, Steinbruch, Gräberei oder Fabrik (Werkstatt) 



Digitized by VjOOQIC 



134 Vin. Abschnitt. 

darstellt, erfolgt, so tritt zwar keine unbedingte Haftung ein, wohl 
aber findet § 2 des Haltpflichtgesetzes Anwendung. Hiernach 
haftet derjenige, der einen der genannten Betriebe betreibt, wenn; 
ein Bevollmächtigter oder ein Repräsentant oder eine zur Leitung 
oder Beaufsichtigung des Betriebs oder der Arbeiter angenommene 
Person durch ein Verschulden in Ansehung der Dienstverrichtungen 
den Tod oder eine Körperverletzung herbeigeführt hat, für den 
entstandenen Schaden. Im Gegensatz zu den eigentlichen Eisenbahn- 
betriebsunfällen ist also nach §2 stets ein Verschulden Vor- 
bedingung der Schadenersatzpflicht. Anders als bei der gewöhnlichen 
Haftung für außervertragsmäßiges Verschulden der Angestellten nach 
§ 831 BGB. kann sich aber der Betriebsunternehmer hier nicht von 
der Haftung durch den Nachweis befreien, daß er bei der Auswahl 
der zu bestellenden Aufsichtspersonen die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt angewendet habe, oder daß der Schade auch bei Anwendung 
dieser Sorgfalt eingetreten sein würde. Als Schadenersatz ist im 
Falle der Tötung der Ersatz der Kosten einer versuchten Heilung, 
sowie des Vermögensnachteils, der durch aufgehobene oder ver- 
minderte Erwerbsfähigkeit oder Vermehnmg der Bedürfnisse während 
der Krankheit entstanden ist, ferner der Kosten der Beerdigung zu 
leisten. (HaftpflG. § 3.) Einer Person, die gegen den Getöteten 
zur Zeit des Unfalls Unterhaltsansprüche kraft Gesetzes hatte 
oder haben konnte (Ehegatten, Kinder, Voreltern, uneheliche Kinder) 
ist Ersatz für das zu leisten, was sie während der vermutlichen 
Dauer des Lebens des Getöteten als Unterhalt bezogen hätte. Im 
Falle der Körperverletzung ist für Heilungskosten xmd ferner 
dafür Ersatz zu leisten, daß die Erwerbstätigkeit des Verletzten 
aufgehoben oder vermindert worden ist oder seine Bedürfnisse ge- 
stiegen sind (kostspielige Pflege, Fahrstuhl, Bedienung, Bäder Haft- 
pflicht-Ges. § 3 a). Der Schadensersatz ist in Form einer Leibrente zu 
leisten (Geldrente, vierteljährlich im voraus). Hat der Berechtigte 
den Anfang des Vierteljahrs erlebt, so kommt ihm die ganze Rente 
für dasselbe zu. Wenn wichtige Gründe vorliegen, kann der Ver- 
letzte statt der Rente eine Abfindung durch Kapital verlangen. Da- 
gegen ist die Eisenbahn nicht berechtigt, den Verletzten durch ein 
Kapital abzufinden. ([HaftpflG. § 7 BGB. § 843 Abs. 2—4.] Über 
die Sicherheitsstellung der Rente : HaftpflG. § 7 Abs. 3 und über die 
Wandlungsklage: ZPO. §323.) Die zu gewährende Rente ist nur pfänd- 
bar, soweit sie den Betrag von 1500 M. jährlich übersteigt (§ 850, 
Ziff. 3 ZPO.). Der Betriebsunternehmer der Eisenbahn haftet dem 
Schadensersatzberechtigten unbedingt und unmittelbar, auch wenn 
der Schaden durch eine andere Person nachweisbar verschuldet ist. 



Digitized by VjOOQIC 



Der Eisenbahnbetrieb. 135 

jedoch haftet auch diese nach den Vorschriften des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs über unerlaubte Handlungen, denn § 9 des Haftpflicht- 
gesetzes läßt ausdrücklich die reichsgesetzlichen Vorschriften über 
die Haftung anderer Personen für Verschulden unberührt. Dem Ver- 
letzten gegenüber haftet die Eisenbahn und der eigentliche Ersatz- 
pflichtige als Gesamtschuldner nebeneinander auf das Ganze. Er 
kann jeden einzeln und beide zusammen in Anspruch nehmen und 
gegen jeden das etwa ergehende Urteil vollstrecken lassen. Hat 
aber der eine gezahlt, so erlischt die Forderung gegen beide. Im Ver- 
hältnis des Eisenbahnbetriebsunternehmers zu anderweit Verpflich- 
teten ist, wenn einen Dritten ein Verschulden an dem Unfall trifft, 
der Betriebsunternehmer berechtigt, im Regreßwege Ersatz der von 
ihm auf Grund des Haftpflichtgesetzes zu machenden Aufwen- 
dungen zu verlangen. Dies ist nicht ausdrücklich im Haftpflicht- 
gesetz gesagt, dagegen ergibt es sich aus der analogen Anwendung 
des § 840, Ziff. 2, 3 BGB. Hiernach ist, wenn neben dem wirk- 
lich Schuldigen ein anderer kraft Gesetzes ohne eigentliches Ver- 
schulden für einen Schaden haftet, im Verhältnis zu einander der 
eigentliche Schuldige allein verpflichtet. Wenn der Eisenbahnunter- 
nehmer den Getöteten oder Verletzten unter Zahlung von mindestens 
Vs der Prämie bei einer Versicherung, Kasse usw. gegen den Unfall 
versichert hatte, so ist die Leistung der Versicherungsanstalt an den 
Ersatzberechtigten auf die Entschädigung anzurechnen. Hatte sich 
der Beschädigte allein versichert, so hat dies auf die Verpflichtung 
des Betriebsunternehmers keinen Einfluß. 

Gelangen der Verletzte oder die Hinterbliebenen eines Getöteten 
in den Genuß einer Pension, so ist nach richtiger Ansicht der 
Pensionsbetrag auf die aus dem Haftpflichtgesetze geschuldete Rente 
nur dann in Anrechnung zu bringen, wenn die Pension nicht aus- 
schließlich auf Grund eigener Beiträge oder Dienste (Gehaltskompe- 
tenz) erworben ist, sondern andere, namentlich der Unternehmer, 
Beiträge zu der Pensionskasse geleistet haben. Betragen die Beiträge 
des Unternehmers weniger als Vs (§ 4 des Gesetzes), so geschieht die 
Einrechnung nur im Verhältnis der geleisteten Beiträge. Die Pensions- 
kasse kann sich dem Pensionsberechtigten gegenüber niemals darauf 
berufen, daß ihm ein Recht auf die Rente aus dem Haftpflichtgesetze 
zustehe; ebensowenig kann der Pensionsschuldner von dem Haft- 
pflichtigen oder umgekehrt Ersatz verlangen (Eger, Haftpflichtgesetz 
S. 402 ff.). Das Reichsgericht vertritt den Standpunkt, daß die Pension 
der Beamten stets auf die Haftpflichtsumme anzurechnen ist, und 
nur die Erträge freiwilliger Versicherungen außer Betracht bleiben 
(RG. in ZS. Bd. LXIV S. 350 ff.). 
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Werden infolge des Unfalls an den Verletzten oder seine Hinter- 
bliebenen von Seiten der Berufsgenossenschaiten, Krankenkassen^ 
Landesversicherungsanstalten, Armenverbände Unterstützungen ge- 
zahlt, so können diese Korporationen und Anstalten von dem Unter- 
nehmer in Anrechnung auf die Haftpflichtrente Ersatz fordern. Der 
Anspruch des Verletzten gegen die Unternehmer geht in Höhe der 
gewährten Unterstützungen auf die genannten Anstalten über. Wegen 
des Verhältnisses des Haftpflichtgesetzes zu dem Beamtenfürsorge- 
gesetz (s. § 47, S. 143). 

Die Forderung auf Schadensersatz verjährt in zwei Jahren 
von dem Tage des Unfalls, und wenn die Hinterbliebenen Ansprüche 
erheben, von dem Tode an. Die Verjährung wird, wenn der Berech- 
tigte Klage erhebt, nach den allgemeinen Vorschriften über die Ver- 
jährung nicht von Amts wegen vom Richter beachtet, sondern der 
Beklagte (Prozeßgegner) muß die Verjährung im Wege der Einrede 
gegen den Anspruch geltend machen, wenn er die Klage zur Ab- 
weisung bringen will. Charakteristisch ist dem Gesetze, daß es in 
seinen Hauptbestimmungen zwingendes Recht ist, d. h. seine Gel- 
tung durch Parteivereinbarung (Reglements, besondere Verträge) im 
voraus; nicht ausgeschlossen werden kann. Ist der Schaden ent- 
standen, so kann über die Frage, ob und wieviel zu leisten ist, freie 
Vereinbarung getroffen werden. 



IX. Abschnitt. 

Das Recht der Eisenbahnangestellteii im Reiche 
nnd in Preußen. 

Literatur zum IX, Absclmitt. 

Außer den im §3 erwähnten staatsrechtlichen Werken: 
Die Kommentare zum Reichsbeamtengesetz von Brand, Pieper, Schulze, 

Perels-Spilling. 
Die Kommentare zu: * 

den Unfallversicherungsgesetzen von Graef, Hahn, Piloty, Woedtke, 

Caspar; 
dem Invaliden Versicherungsgesetze von Weymann, Isenbart, Spiel- 
hagen; 
dem Krankenversicherungsgesetze von Woedtke, Piloty, Petersen, 
Hoffmann, Hahn. 
Pfafferoth, Die preußische Beamtengesetzgebung. 1904!. 
Albrecht, Rangverhältnisse, Tagegelder, Reise- und Umzugskosten der Reichs- 
beamten, preußischen Staatsbeamten usw., 5. Aufl. 1904 
Rheinbaben, v.. Die preußischen Disziplinargesetze. Berlin 1904 
Witte, Die Ordnung der Rechts- und Dienstverhältnisse der Beamten und 
Arbeiter im Bereiche der Staatseisenbahnverwaltung. 
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§46. Allgemeines. 

Unter den bei der Verwaltung der Eisenbahn tätigen Personen 
ist zu unterscheiden zwischen dem Personal der Privatbahnen 
und dem der Staatsbahnen. Bei jeder dieser Kategorien gelten 
wiederum verschiedene Normen, soweit es sich um Angestellte der 
Verwaltung oder technische Angestellte oder um Arbeiter handelt. 
Während die Normen für die Eisenbahnarbeiter für Privateisenbahnen 
und Staatsbahnen, abgesehen von einigen besonderen Bestimmun- 
gen für Staatsbahnarbeiter,' im wesentlichen die gleichen sind, ist 
das Dienstverhältnis der mit höheren Dienstleistungen betrauten An- 
gestellten der Staatsbahnen abweichend dadurch geregelt, daß der 
größte Teil dieser Angestellten nicht in einem Privatdienstverhältnis 
zur Staatsbahnverwaltung steht, sondern ihr Dienstverhältnis den 
öffentlich-rechtlichen Normen des Staatsdienerrechts unterstellt ist. 
Bei den Privatbahnen haben zwar einige Angestellte, nämlich 
die Eisenbahnpolizeibeamten, in manchen Beziehungen die Rechte 
und Pflichten öffentlicher Beamten (S. 122), jedoch erstreckt sich die 
Beamteneigenschaft nicht über ihre eigentlichen polizeilichen Funk- 
tionen hinaus und macht das Dienstverhältnis nicht zu einem öffent- 
lich-rechtlichen Staatsdienerverhältnis. Abgesehen von dieser Aus- 
nahme sind alle Angestellten der Privatbahnen, mögen es höhere oder 
niedere Angestellte sein, den gewöhnlichen privatrechtlichen Normen 
des Dienstvertrags unterworfen. Soweit diese Angestellten mit dem 
eigentlichen Transportgewerbe befaßt sind, sind sie Handlungs- 
gehilfen, weil die Privatbahnen sowohl mit dem Frachtgeschäft wie 
mit der Personenbeförderung ein Handelsgewerbe betreiben. Soweit 
es sich nicht um kaufmännische Angestellte handelt, sondern um so- 
genannte gewerbliche Angestellte im engeren Sinne (technische An- 
gestellte und Arbeiter), gelten die Vorschriften des Dienstvertrags 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs, nicht aber die Vorschriften der Ge- 
werbeordnung, weil § 6 dieses Gesetzes die Eisenbahnuntemeh- 
mungen in allen Beziehungen von dem Geltungsbereich der Gewerbe- 
ordnung ausnimmt, sowohl was die Entstehung und den Betrieb der 
Eisenbahn angeht, wie auch das Dienstverhältnis der Eisenbahn- 
angestellten. Da also im wesentlichen Vertragsfreiheit in diesen Rich- 
tungen besteht, so ist es im allgemeinen den Konzessionen über- 
lassen geblieben, die Pflichten zu normieren, welche die Eisenbahn- 
gesellschaften hinsichtlich der Behandlung ihrer Angestellten einzu- 
halten haben. 

1. In der Regel wird in den Konzessionen zur Bedingung ge- 
macht, dii£ die Mitglieder des Vorstands, des Aufsichts- 
rats und sämtliche Beamte der Gesellschaft Angehörige 
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des Deutschen Reichs sein und, soweit nicht der Minister 
Ausnahmen zuläßt, ihren Wohnsitz im Inlande haben müssen. 

2. Die Wahl der Vorsteher, bei mehrgliedrigem Vorstande die 
der technischen Mitglieder, bedarf der Genehmigung des Mi- 
nisters der öffentlichen Arbeiten. 

3. Für die Eisenbahnbetriebs- und Polizeibeamten 
sind die Vorschriften der Bekanntmachung des Reichskanzlers über 
die Befähigung dieser Beamten maßgebend. 

Bei den Staatsbahnen wird unterschieden: zwischen Be- 
amten und durch Privatdienstvertrag angestellten Personen. Als 
Grundsatz gilt hier, daß in der Regel als Beamte nur Personen an- 
gestellt werden, welche in ihrer Stellung obrigkeitliche Funktionen 
auszuüben haben, während die lediglich mit mechanischen Dienst- 
leistungen im Betriebe beschäftigten Personen der Regel nach durch 
Privatdienstvertrag angestellt werden. Jedoch wird dies nicht streng 
eingehalten, z. B. worden Nachtwächter, wenn auch kündbar, als 
Beamte angestellt, dagegen Gepäckträger als Arbeiter angesehen. 

$ 47. Die Eisenbalinlbeaiiiteii. 

Unter den Beamten sind zu unterscheiden: die probeweis© 
(außeretatmäßig) beschäftigten, die auf Kündigung angestellten und die 
unkündbar angestellten Beamten. Die Anstellung der Beamten erfolgt 
in der Regel zunächst auf Probe, für die Folgezeit auf Kündigung, zu- 
letzt, soweit zulässig, lebenslänglich. Auf die etatmäßig angestellten 
Beamten findet die allgemeine Beamtengesetzgebung (Bestimmung 
über die Anstellung, Zahlung des Gehalts, Zulässigkeit des Rechts- 
weges, Gewährung von Wohnungsgeldzuschüssen, Pension) Anwen- 
dung. Gemeinsam gilt für alle Beamten, daß sie bei der Anstellung das 
40. Lebensjahr nicht überschritten haben dürfen. Der Minister kann 
aber bei höheren, die Eisenbahndirektion bei mittleren und unteren 
Beamten von dem Hindernis der Überschreitung der Altersgrenze 
Befreiung gewähren. Die höheren Beamten werden nach erfolgter 
Übernahme in den Eisenbahnverwaltungsdienst lebenslänglich an- 
gestellt. Für die Mitglieder der Eisenbahndirektionen und der Vor- 
stände der Betriebs-, Maschinen- und Werkstätteninspektionen (siehe 
S. 52 f.) ist die Ablegung der höheren Staatsprüfung in der Regel er- 
forderlich, die mittleren und unteren Beamten werden zunächst auf 
Kündigung angestellt und, soweit dies nicht ausdrücklich ausge- 
schlossen ist, erst nach fünfjähriger befriedigender Amtstätigkeit 
unkündbar. Ein großer Teil der unteren Beamten, die sich dem 
Arbeiterpersonal nähern, wird nur auf Kündigung angestellt (z. B. 
Fahrkartenausgeber und -ausgeberinnen, Diener, Heizer, Pförtner, 
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Bahnsteigschaffner, Bremser, Schaffner usw., § 16, Ziff. 3 der Verwal- 
tungsordnung). Ausnahmen gelten für die Besetzung der Stellen 
der unteren und mittleren Beamten mit Militäranwärtern (d. h. den 
mit Zivilversorgungsschein wegen einer dienstlich erlittenen Beschädi- 
gung (Invalidität), nach 8 jähriger und ohne solche nach 12 jähriger 
Dienstzeit entlassenen Militärpersonen). Diese werden etatmäßig stets 
unkündbar angestellt. Den Militäranwärtern wird, wie bei jeder 
Staats- und Kommunalverwaltung, eine große Zahl der Stellen vor- 
behalten. Es gilt für die Besetzung der Stellen die Bekanntmachung 
vom 25. März 1882 (EVBl. S. 263). Soweit für Beamte technische 
oder wissenschaftliche Vorbildung erforderlich ist, ist das Prüfungs- 
wesen besonders geregelt. Für die Anstellungsverhältnisse der Be- 
amten der preußisch-hessischen Eisenbahngemeinschaft gilt der 
Staatsvertrag vom 23. Juni 1896 (siehe oben § 22). 

Für die Eisenbahnbetriebsbeamten, mag es sich um Beamte 
der Staats- oder Privatbahnen handeln, gelten die besonderen Be- 
stimmungen über die Befähigung von Eisenbahnbetriebs- und Polizei- 
beamten vom 8. März 1906 (RGBL S. 391). Die Betriebsbeamtea 
müssen bei der ersten Zulassung zur selbständigen Wahrnehmung 
des Dienstes mindestens 21 Jahre alt sein und dürfen das 40. Lebens- 
jahr nicht überschritten haben. Ausnahmen sind zugelassen bei 
Eisenbahninvaliden, die als Bahnsteigschaffner, Schrankenwärter, 
Wächter und Pförtner auch später zugelassen werden können. Ebenso 
können über 40 Jahre alte Frauen als Schranken- und Haltepunkt- 
wärter angestellt werden. 

Die Betriebsbeamten müssen unbescholten sein, die für den 
Dienst nötige körperliche Rüstigkeit und Gewandtheit und ein aus- 
reichendes Hör-, Seh- und Farbenunterscheidungsvermögen besitzen. 
Sie müssen fertig lesen, schreiben und mit dem Fernsprecher um- 
gehen können. Mit den Dienstvorschriften müssen sie vertraut sein. 
Die Bekanntmachung vom 8. März 1906 gibt des näheren für die 
einzelnen Beamtenkategorien spezielle Vorschriften über die Be- 
fähigung. 

Die dienstlichen Verhältnisse der Staatsbahnbeamten sind in 
Preußen generell durch Erlaß des Ministers der öffentlichen Ar- 
beiten vom 17. Dezember 1894, der später mehrfach ergänzt worden 
ist, zuletzt durch Erlaß vom 5. Januar 1907 (EVBl. S. 3) geregelt. 
Dieser Erlaß, betreffend gemeinsame Bestimmungen für alle Be- 
amten im Staatseisenbahndienst, setzt zunächst allgemeine Beamten- 
pflichten fest, z. B. die Forderung untadeligen Betragens, der Amts- 
verschwiegenheit, des Gehorsams gegen die Vorgesetzten. Er regelt 
das Beschwerdewesen, ferner die Urlaubsverhältnisse, das Verhalten 
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bei Erkrankungen (Untersuchung durch den Bahnarzt), und gibt weiter 
spezielle Vorschriften, den Eisenbahndienst betreffend, z. B. Verbot 
des Tabakrauchens im Dienst und des Besuchens der Bahnhofs- 
wirtschaften. Bezüglich des auch in der Regel bei allen öffentlichen 
Beamten wiederkehrenden Verbots der Übernahme von Neben- 
beschäftigungen ohne Genehmigung und der Mitgliedschaft in einem 
Vorstande oder Aufsichtsrat von Aktien-, Kommandit- oder Berg- 
werksgesellschaften ist noch besonders vorgeschrieben, daß Neben- 
beschäftigungen im Interesse von Kleinbahnen den höheren Beamten 
verboten sind, die in dem Bezirke der zur Aufsicht über die Klein- 
bahn berufenen Eisenbahndirektion tätig sind. Ausnahmen sind nur 
mit Genehmigung des Präsidenten dann zulässig, wenn es sich um 
ein Geschäft handelt, das sonst nur mit unverhältnismäßigen Schwie- 
rigkeiten von der Kleinbahnverwaltung erledigt werden kann. Von 
den als Dienstvergehen bezeichneten Verletzungen der Pflichten ist 
namentlich die Trunkenheit im Dienste und außer Dienst, üngebühr- 
lichkeiten gegen das Publikum, Annahme von Geschenken und Trink- 
geldern hervorzuheben. Das Verfahren wegen Bestrafung von Dienst- 
vergehen regelt das für alle nicht richterlichen Beamten erlassene 
Disziplinargesetz vom 21. Juli 1852 (GS. S. 465). Als Disziplinar- 
gericht fungiert bei den von dem König oder dem Minister ge- 
nannten Beamten der Disziplinarhof zu Berlin, für die anderen die 
Eisenbahndirektion. Die Berufung geht in beiden Fällen an das 
Staatsministerium. In beiden Fällen ist bei den vom König ernannten 
oder bestätigten Beamten die Bestätigung des auf Dienstentlassung 
lautenden Urteils durch den König erforderlich. Daneben steht dem 
Vorgesetzten das Recht zu, dem Untergebenen Warnungen und Ver- 
weise zu erteilen. Geldbuße kann verhängt werden bis 90 M. von 
der Eisenbahndirektion an die ihr untergeordneten Beamten, bei 
Besoldeten jedoch nur bis zum Betrag des monatlichen Dienst- 
einkommens. Den Vorständen der Betriebs-, Maschinen-, Werk- 
stätten- und Verkehrsinspektionen steht das Recht zu, gegen die ihnen 
unmittelbar unterstellten Beamten Geldstrafe bis zu 9 M. festzu- 
setzen. Schließlich ist zu erwähnen das Verbot, Eisenbahnarbeiter im 
Privatinteresse der Beamten zu beschäftigen, wenn nicht solches 
schriftlich von dem Inspektions- oder Bauabteilungsvorstand aus- 
nahmsweise genehmigt ist. 

Wie alle Beamten, erhalten die Eisenbahnbeamten bei Dienst- 
reisen Tagegelder, deren Höhe je nach dem Range zwischen 22 M. 
(Präsident) und 15 M. (höhere Beamte und Subalterne in leitender 
Stellung) und 4 M. (Kassendiener, Heizer, Pförtner usw.) schwankt, 
und Reisekosten (Kilometergelder) 5 — 9 Pf. für das Kilometer. In der 
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Regel tritt jedoch an die Stelle der Kilometergelder das Recht zur 
freien Fahrte und zwar immer, wenn Bahnen benutzt werden können, 
die unter der Verwaltung des Ministers der öffentlichen Arbeiten 
stehen und bei fremden Bahnen dann, wenn den Beamten freie Fahr- 
karten überwiesen werden können. Bei Reisen von Beamten inner- 
halb ihres Amtsbezirks werden nur Tagegelder nach ermäßigtem Satz 
gezahlt. Abweichungen von den allgemeinen gesetzlichen Bestim- 
mungen über die Umzugskosten gelten für Eisenbahnen insofern, 
als bei Versetzungen statt der Transportkosten freie Beförderung 
für die Personen und die Effekten gewährt wird, falls die Reise auf 
Staatsbahnen zurückgelegt werden kann. 

Für die im Betriebe der Eisenbahn beschäftigten Beamten (etat- 
mäßigen und nichtetatmäßigen Staatsbeamten) und Angestellten der 
Privatbahnen gelten gemeinschaftlich die Bestimmungen über die 
planmäßige Dienst- und Ruhezeit der Eisenbahnbetriebsbeamten vom 
3. Juli 1909 (EVBl. S. 193 ff.). Sie beruhen auf Vereinbarungen der 
Bundesregierungen und finden auf alle Angestellten Anwendung, 
auf welche sich die Bestimmungen über die Befähigung als Eisen- 
bahnbetriebsbeamter erstrecken. Nach diesen Bestimmungen soll der 
Dienst der Stationsbeamten (Vorsteher, Aufseher, Assistenten usw.) 
täglich 8 Stunden bei angestrengtem Dienst, sonst 12 Stunden nicht 
überschreiten. Das Bahnbewachungspersonal darf 14 Stunden hinter- 
einander beschäftigt werden, das Zugbegleitungspersonal im monat- 
lichen Durchschnitt täglich 11 Stunden (einzelne Dienstschicht nicht 
mehr als 16 Stunden), Lokomotivpersonal durchschnittlich 10, im 
einzelnen nicht mehr als 16 Stunden. Die Länge der Ruhepause 
ist für die einzelnen Kategorien entsprechend geregelt. Jedenfalls 
müssen jedem Beamten mindestens zwei Ruhetage (je 24 zusammen- 
hängende Stunden) im Monat gewährt werden. Die Dienst- und 
Ruhezeit der Beamten der preußisch-hessischen Staatsbahn ist durch 
Ministerialerlaß vom 1. Juli 1908 (EVBl. S. 233) geregelt. 

Nicht durch dieselben Gesetze, aber durch übereinstimmende 
Vorschriften ist die Unfallfürsorge der Betriebsbeamtea 
(Privat- und Staatsbahnbeamten) geordnet. Zugrunde liegt allen Un- 
fallfürsorgebestimmungen das Gewerbeunfallversicherungsgesetz (ur- 
sprünglich vom 6. Juni 1884, jetzt in der Fassung vom 30. Juni. 
1900). Nach diesem Muster sind eine große Anzahl anderer Unfall- 
versicherungsgesetze für andere Kategorien Betriebsangestellter er- 
lassen worden: sogenannte Mantelgesetze. Zu den im Sinne des. 
Gewerbeunfallversicherungsgesetzes versicherungspflichtigen Betrie- 
ben gehört unter anderen: der gesamte Betrieb der Eisenbahnunter- 
nehmungen. Das Gesetz bezieht sich aber nur auf Arbeiter und 
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auf Betriebsbeamte mit weniger als 3000 M. Gehalt, aber nicht auf 
pensionsberechtigte Beamte der Bundesstaaten oder eines Kommunal- 
verbands und auf nicht pensionsberechtigte Beamte, wenn ihre 
Unfallfürsorge hinreichend besonders geregelt ist; ferner nicht auf 
Reichsbeamte, deren Unfallfürsorge durch das Unfallfürsorgegesetz 
für Reichsbeamte vom 18. Juni 1906 (RGBl. S. 211) geordnet ist. 
In Preußen ist die Unfallfürsorge der Betriebsbeamten, welche in 
reichsgesetzlich der Unfallversicherung unterliegenden Betrieben 
(also auch der Eisenbahn) beschäftigt sind, durch das Gesetz vom 
2. Juni 1902 (GS. S. 153) geregelt worden. 

Es sind also von den Betriebsbeamten gegen Unfall versichert: 
die Reichsbeamten und die preußischen Staatsbeamten, wenn sie im 
Eisenbahnbetriebe beschäftigt sind, unbedingt; die Betriebs- 
beamten der Privatbahnen nur dann, wenn sie weniger als 3000 M. 
jährliches Diensteinkommen haben. Die Ansprüche der Privatbetriebs- 
beamten aus dem Gewerbeunfallversicherungsgesetze sind die gleichen 
wie die der Arbeiter (s. unten § 48). Beamte der Reichszivilverwal- 
tung,, des Reichsheeres und der Marine und Personen des Soldaten- 
standes beziehen, wenn sie durch einen Betriebsunfall völlig er- 
werbsunfähig werden, zwei Drittel des Diensteinkommens als Pension. 
Diese Personen beziehen, wenn sie bei ihrer Dienstentlassung infolge 
eines Betriebsunfalls vorübergehend völlig erwerbsunfähig sind, wäh- 
rend dieser Zeit dieselbe Pension, wenn sie teilweise erwerbsunfähig 
sind, für die Dauer dieses Zustandes eine nach Prozenten der Er- 
werbsfähigkeit abgestufte Pension. Die Hinterbliebenen eines ge- 
töteten Beamten bekommen einmal ein Sterbegeld im Betrage des ein- 
monatigen Diensteinkommens oder der einmonatigen Pension des 
Getöteten, mindestens aber 50 M. Die Witwe und die Kinder bis 
zum 18. Lebensjahre erhalten eine Rente von 20 o/o des Dienst- 
einkommens (zusammen höchstens 60 o/o) und dem Betrage nach 
die Witwe nicht weniger als 216 und nicht mehr als 3000 M. ; jedes 
Kind nicht weniger als 160 und nicht mehr als 1600 M. Verwandte 
aufsteigender Linie und elternlose Enkel, wenn ihr Unterhalt durch 
den Verstorbenen ganz oder überwiegend bestritten worden ist, 
erhalten zusammen soviel, wie ein Kind unter Einhaltung der- 
selben Grenzsummen. 

Der Anspruch fällt fort, wenn der Unfall vorsätzlich oder durch 
ein Verschulden herbeigeführt worden ist, wegen dessen auf Dienst- 
entlassung oder Verlust des Titels und der Pension gegen den Ver- 
letzten erkannt ist oder erkannt worden wäre, wenn das Verfahren 
nicht durch den Tod oder Abwesenheit unterbleiben müßte. Der An- 
spruch erlischt, sofern die Feststellung nicht von Amtswegen er- 
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folgt, wenn er nicht bis zum Ablauf von zwei Jahren nach dem 
Unfall bei der vorgesetzten Dienstbehörde angemeldet ist. 

Die auf Grund des Reichsbeamten-Fürsorgegesetzes versicherten 
Personen können wegen des Unfalls Ansprüche auf Schadensersatz 
über die Leistungen des Gesetzes hinaus gegen die Betriebsver- 
waltung, in deren Dienst sich der Unfall zugetragen hat, unter 
keinen Umständen geltend machen (also auch nicht aus dem Haft- 
pflichtgesetze oder wegen Verschuldens eines Angestellten), wohl 
aber gegen Betriebsleiter, Repräsentanten, Aufseher usw., wenn diese 
den Unfall vorsätzlich verschuldet haben und dies durch strafrichter- 
liches Urteil festgestellt ist oder festgestellt worden wäre, wenn nicht 
das Verfahren durch den Tod oder durch Abwesenheit unterbrochen 
worden wäre. Der Anspruch aus dem Haftpflichtgesetz gegen den 
Betriebsunternehmer geht aber nicht so völlig unter, daß der Be- 
triebsunternehmer ganz frei wird. Vielmehr geht der Atispruch 
kraft Gesetzes auf die Betriebsverwaltung über, insoweit sie Rente 
zu zahlen hat. Soweit das Reich oder ein Bundesstaat aus dem 
Haftpflichtgesetze haftet, also wenn der Unfall nicht in einem Be- 
triebe geschehen ist, dessen Verwaltung die Rente zu zahlen hat 
(z. B. es verunglückt ein Reichseisenbahnbeamter bei dem Betriebe 
einer Staatsbahn), kann der Beamte seinen ihm aus dem Haftpflicht- 
gesetze zustehenden Anspruch nur in Höhe der ihm nach dem Unfall- 
fürsorgegesetze zustehenden Rente geltend machen. 

Im wesentlichen gleichartige Bestimmungen gelten nach preußi- 
schem Rechte (Gesetz vom 2. Juni 1902, GS. S. 153) für die un- 
mittelbaren Staatsbeamten, welche in reichsgesetzlich der Unfall- 
versicherung unterliegenden Betrieben beschäftigt sind. Die Fest- 
setzung der Entschädigung (Rente, Sterbegeld) erfolgt durch die 
Eisenbahndirektion, durch die die Beamten angestellt worden waren, 
für die höheren Beamten durch den Minister der öffentlichen Ar- 
beiten. 

Der Anspruch der Beamten auf Pension oder Rente kann so- 
wohl von Reichsbeamten nach dem Reichsbeamtengesetze wie für 
preußische Beamte (nach dem Gesetze über die Erweiterung des 
Rechtswegs vom 24. Mai 1861 (GS. S. 241) im Rechtswege geltend 
gemacht werden. 

Die Krankenversicherungspflicht erstreckt sich auf An- 
gestellte der Privateisenbahnen, die nicht Arbeiter, sondern Be- 
triebsbeamte oder Handlungsgehilfen sind, nur dann, wenn sie 
weniger als 62/3 M. täglich oder 2000 M. jährlich an Bezügen erhalten. 
Die in Staatsbetrieben beschäftigten Personen, also alle bei dem Be- 
triebe der preußischen Staatsbahn angestellten Personen, sind von 
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der Versicherung befreit, wenn sie in Krankheitsfällen Anspruch 
auf Gehalt oder Lohn oder eine dem Gesetze entsprechende Kranken- 
unterstützung mindestens für dreizehn Wochen haben und, wenn 
sie darüber hinaus krank sind, für fernere 13 Wochen Anspruch 
auf Krankenunterstützung oder Lohn oder Gehalt oder Wartegeld 
im mindestens einundeinhalbfachen Betrage des Krankengeldes haben. 
Es ist aber durch Erlaß vom 13. Dezember 1892 (EVBl. S. 604), 
30. September 1903 (EVBl. S. 295) für die Beamten, die nicht mehr 
als 2000 M. beziehen — auf andere erstreckt sich die Krankenver- 
sicherung überhaupt nicht — vorgeschrieben, daß sie mindestens die 
durch obige Bestimmung des Krankenversicherungsgesetzes vorge- 
schriebenen Leistungen erhalten sollen, sofern sie nicht ihr Ge- 
halt überhaupt fortbeziehen, was in der Regel der Fall ist. Der ge- 
nannte Erlaß weist aber noch darauf hin, daß für den Fall, daß das 
Gehalt für die zweiten 13 Wochen der Krankheit nicht «/i des orts- 
üblichen Tagelohns der gewöhnlichen Tagearbeiter erreicht, eine 
Zulage bis zur Erreichung dieser Höhe erfolgen muß. 

Der Invalidenversicherungspflicht sind Staatseisen- 
bahnbeamte nicht unterworfen, wenn sie Anspruch auf Pension im 
Mindestbetrage der Invalidenrente nach dem Satze der ersten Lohn- 
klasse haben. Betriebsbeamte der Privatbahnen sind nur dann befreit, 
wenn sie mehr als 2000 M. Gehält oder Lohn beziehen. 

§ 48. Die Eisenbahnarbelter. 

Während die Grundlage der Beamtenverhältnisse bei den Staats- 
und Privatbahnen verschiedenartig ist, bei den Staatsbahnen eine öffent- 
lich-rechtliche, bei den Privatbahnen der zivilrechtliche Dienstvertrag, 
steht das Dienstverhältnis der Arbeiter bei Privat- und Staatsbahnen 
einheitlich auf privatrechtlicher Basis, es beruht aber nicht 
auf dem gewerblichen Dienstvertrag des 7. Titels der Gewerbeordnung; 
denn die Gewerbeordnung findet, wie bereits oben (S. 112) erwähnt ist, 
nach § 6 dieses Gesetzes auf keinen Teil des Eisenbahnbetriebs An- 
wendung, und zwar weder auf den Hauptbetrieb — Transport- 
gewerbe — noch auf die Nebenbetriebe (Werkstätten, Gasberei- 
tungsanstalten usw. [vergl. hierüber Gordan in den Eisenbahnrecht- 
lichen Entscheidungen XXV, Heft 1, 2, 3. S. 83 ff., 221 ff., 336 ff]). Für 
das Dienstverhältnis zwischen Arbeiter und Eisenbahnuntemehmer 
besteht hiernach, soweit das Bürgerliche Gesetzbuch keine zwin- 
genden Normen enthält, Vertragsfreiheit. Es kann freilich in den 
Konzessionsbedingungen der Privateisenbahnunternehmer verpflichtet 
werden, bestimmte anerkannte Grundsätze dem Dienstvertrage zu- 
grunde zu legen. Für das Dienstverhältnis der Staatseisenbahnarbeiter 
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gelten als Vßrtragsnormen die gemeinsamen Bestimmungen 
für die Arbeiter aller Dienstzweige der Staatseisen- 
bahnverwaltung vom 14. Juli 1888, deren Bestimmungen in 
den Einzelheiten später mehrfach ergänzt und abgeändert worden sind. 
Neben diesen, nicht an ihrer Stelle, gelten für die Handarbeiter 
bei Neubauten die Grundsätze der Verordnung vom 21. Dezember 
1846 (GS. 1847, S. 21), welche bereits oben (§ 35, S. 106) dargestellt 
worden sind. Aus den gemeinsamen Bestimmungen ist als wesentlich 
hervorzuheben : Sie erstrecken sich auf alle Klassen von Arbeitern, 
d. h. auf die Arbeiter der Nebenbetriebe und die eigentlichen Eisen- 
bahnarbeiter (Streckenarbeiter, Gepäckträger, Arbeiter des inneren 
Verwaltungsdienstes). Die Voraussetzung der Annahme ist die für 
das Amt erforderliche Gesundheit, Rüstigkeit und Bildung. Sie 
dürfen sich nicht an ordnungsfeindlichen Bestrebungen beteiligt 
haben, müssen unbescholten sein und ihr letztes Dienstverhältnis 
ordnungsmäßig verlassen haben. Die Vorschriften über die Führung 
und das Betragen der Arbeiter heben gleichfalls .als verboten die Be- 
teiligung an ordnungsfeindlichen Bestrebungen und Vereinen hervor. 
Femer darf der Arbeiter ohne schriftliche Erlaubnis der Inspektion, 
Bauabteilung oder der Eisenbahndirektion kein Schankgewerbe oder 
das Gewerbe, in dem er als Handwerker beschäftigt ist, selbständig 
betreiben oder durch Angehörige betreiben lassen. Verboten ist 
dem 4rbeiter, während der Arbeitszeit in den Höfen, Plätzen, 
Arbeitsräumen der Verwaltung gemeinschaftliche Besprechungen ab- 
zuhalten, Drucksachen auszubieten oder vorzulesen. Sammlungen zu 
Ehrengeschenken für Vorgesetzte sind nicht erlaubt, für Mitarbeiter 
nur mit Genehmigung der Eisenbahndirektion gestattet. Die Vor- 
schriften enthalten weiter Bestimmungen über die Behandlung der 
Materialien, das Fernbleiben vom Dienst, Unfallanzeigen, die Vor- 
gesetzten, die Arbeitszeit (Bekanntmachung je nach der Art der 
Arbeit, in den fabrikähnlichen Betrieben durch Arbeitsordnung wie 
nach der Gewerbeordnung), Erholungsurlaub (MErl. vom 20. De- 
zember 1906, EVBl. S. 673). Der Lohn wird dem Arbeiter nur für 
die Zeit bezahlt, in der er tätig gewesen ist; in welchen Teilbeträgen 
und wann die Zahlung erfolgt, wird ihm bei dem Eintritt mitgeteilt, 
in den fabrikähnlichen Betrieben gelten auch hier wiederum die Be- 
stimmungen der Arbeitsordnung. Für bestimmte Fälle (Teilnahme an 
kurzen militärischen Übungen, d. h. bis zu 14 Tagen, Kontroll- 
versammlungen, Versäumung infolge der Erfüllung staatsbürgerlicher 
Pflichten u. a. m.) wird der Lohn weitergezahlt, bei Übungen jedoch 
nur % und dann, wenn der Arbeiter Familienvater und sonst über- 
wiegend Ernährer von Familienmitgliedern ist. In anderen Fällen der 

Eger, Eisenbahnreoht. 10 
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Versäumung kann, muß aber nicht der Lohn fortgezahlt werden. 
Vom Lohn können einbehalten werden 1. die statutenmäßigen Kassen- 
beiträge, 2. Arzneikosten, welche die Krankenkasse für Familienmit- 
glieder ausgelegt hat und die der Arbeiter zu erstatten hat, 3. rück- 
ständige Steuern, 4. Strafen für Pflichtversäumnisse (die zulässige 
Höhe wird in den fabrikähnlichen Betrieben durch die Arbeitsord- 
nung bestimmt, im übrigen darf die Beschäftigungsstelle selbst keine 
höhere Strafe als 1 M. verhängen, die höhere Stelle, Inspektion, 
Bauabteilung, Eisenbahndirektion bis 5M.). Beschwerde an die nächst- 
vorgesetzte Stelle ist zulässig. Die Arbeiter sind verpflichtet, den von 
der Verwaltung gegründeten Pensions-, Krankenkassen usw. beizu- 
treten. Für die Arbeiter der preußisch-hessischen Eisenbahngemein- 
schaft besteht eine gemeinschaftliche Pensionskasse. Sie 
dient zum Ersätze der sonst durch das Invalidenversicherungsgesetz 
für Arbeiter eingerichteten Fürsorge (zulässig nach § 8, Abs. 1 
des Gesetzes vom 13. Juli 1899), und ferner gewährt sie darüber 
hinaus Rentenzuschüsse, Witwen-, Waisengelder und Sterbegelder. 
Während der ersten vier Wochen der Arbeit kann das Dienstver- 
hältnis jederzeit aufgelöst werden, später ist eine 14tägige Kündi- 
gung einzuhalten. Die Gründe, welche die Verwaltung berechtigten, 
den Arbeiter zu entlassen und dem Arbeiter das Recht gewähren, 
die Arbeit niederzulegen, sind dieselben, wie sie die §§ 123, 124 GewO. 
für alle Arbeiter festsetzen. Ebenso entspricht die Vorschrift, daß der 
kontraktbrüchige Arbeiter auch ohne Nachweis eines Schadens einen 
Ersatz in Höhe des durchschnittlichen Wochenlohnes der Tage- 
arbeiter leisten muß, der Vorschrift des § 129 b GewO. Dieser Abzug 
verfällt jedoch zugunsten der erwähnten Pensionskasse. 

Über eine angeblich ungerechtfertigte Entlassung kann sich der 
Arbeiter bei der höheren Stelle beschweren. War eine Entlassung 
ohne Kündigung ungerechtfertigt, so wird der Lohn für die Dauer 
der Kündigungsfrist nachgezahlt. Für die Streitigkeiten der Eisen- 
bahnarbeiter und der Unternehmer ist ausschließlich das ordentliche 
Gericht, nicht das Gewerbegericht zuständig, weil der 7. Titel der 
Gewerbeordnung, wie mehrfach erwähnt, auf die Arbeiter der Eisen- 
bahnuntemehmungen keine Anwendung findet und die Gewerbe- 
gerichte nur für die unter den Titel 7 fallenden Arbeiter zuständig 
sind (vergl. Eisenbahnrechtl. Entsch. XXV, S. 83 ff, 221 ff., 336 ff.). 

Die Kranken-, Invaliden- und Unfallversicherung 
der Eisenbahnarbeiter ist bei Staats- und privaten Arbeitern reichs- 
rechtlich gleichmäßig geregelt. 

Die Krankenversicherung ordnet das Gesetz vom 15. Juni 
1883, 10. April 1892 (letzte Novelle vom 25. Mai 1903, Ausdehnung 
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der Fürsorge auf 26 Wochen). Die Versicherung erfolgt durch Orts- 
krankenkassen, jedocH kann ein Unternehmer, der mehr als 60 dem 
Versicherungszwange unterliegende Personen beschäftigt, eine Be- 
triebs (Fabriks)krankenkasse errichten. Dies ist bei der preußischen 
Staatsbahnverwaltung geschehen. Es besteht für jeden Direktions- 
bezirk eine Betriebskrankenkasse. Die Aufsicht führt die Eisen- 
bahndirektion. Über die Baukrankenkasse siehe S. 104. Die Leistungen 
der Krankenkassen bestehen, vorbehaltlich besonderer statutarischer 
Festsetzungen, in freier Behandlung, Gewährung von Heilmitteln, 
Krankengeld bis zur halben Höhe des Lohns gewöhnlicher Tage- 
arbeiter auf 26 Wochen. 

Die Invalidenversicherung (Reichsgesetz vom 13. Juli 
1899) gewährt, nach der Zahl und der Höhe der Beitragsmarken, 
zu denen der Arbeitgeber und Arbeitnehmer je die Hälfte zahlt, 
Invaliden- und Altersrente. Für die Arbeiter der preußisch-hessir 
sehen Eisenbahngemeinschaft besteht als besondere Kasseneinrich- 
tung die S. 146 erwähnte Pensionskasse. Über die Rentengewäh- 
rung entscheidet der Vorstand der Versicherungsanstalt, gegen 
dessen Entscheidung binnen Monatsfrist Berufung an das Schieds- 
gericht für die Arbeiterversicherung zulässig ist. Dieses besteht aus 
einem Staatsbeamten als Vorsitzenden, zwei von den Arbeitgebern, 
zwei von den Arbeitern erwählten Beisitzern. Für die Staatsbahn- 
arbeiter der preußisch-hessischen Gemeinschaft besteht ein beson- 
deres Schiedsgericht für jeden Direktionsbezirk. Der Vorsitzende und 
sein Vertreter wird hier aus der Zahl der höheren Beamten, die aber 
nicht Eisenbahnbeamte sind, von dem Minister ernannt. Dys Bei- 
sitzer aus den Kreisen der Arbeitgeber werden von der Eisen- 
bahndirektion berufen, die beiden Vertreter der Arbeitnehmer werden 
von den für die Generalversammlung der Betriebskrankenkassen ge- 
wählten Vertretern der Kassenmitglieder gewählt. Die Wahlordnung 
erläßt der Minister der öffentlichen Arbeiten. Die Arbeitnehmer- 
beisitzer und nur diese erhalten eine Vergütung für ihre Tätigkeit aus 
der Pensionskasse. Gegen die Entscheidung des Schiedsgerichts ist 
binnen vier Wochen wegen Gesetzesverletzung der Rekurs an das 
Reichsversicherungsamt zulässig. 

Durch das ünfallversicherungsgesetz sind alle Kate- 
gorien von Eisenbahnarbeitern gegen Betriebsunfälle ver- 
sichert. Im Gegensatze zur Kranken- und Invalidenversicherung 
zahlt hier der Arbeiter keine Beiträge. Die Privateisenbahngesell- 
schaften sind zu Berufsgenossenschaften (Privatbahnberufsgenossen- 
schaft für Haupt- und Nebenbahnen, Straßen- und Kleinbahnberufs- 
genossenschaft) zusammengeschlossen. Bei den Reichseisenbahnen 
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und den Staatsbahnen tritt an Stelle der Berufsgenossenschaft das 
Reich oder der Staat. Die BerufsgenossenscRaft übl; ihre Rechte 
in der Genossenschaitsversammlung aus. Ihre Geschäfte besorgt 
ein Vorstand. Bei den Reichs- und Staatsbetrieben tritt an Stelle der 
Versammlung und des Vorstandes die zuständige Behörde (§ 128 
ÜVG.), in Preußen die Eisenbahndirektion oder das Eisenbahnzentral- 
amt (für letzteres : ME. 15. Juni 1907 [EVBl. S. 219]). Bei Betriebs- 
unfällen wird dem Arbeiter, falls nicht der Unfall vorsätzlich 
herbeigeführt ist, eine Rente gewährt, die bei völliger Erwerbs- 
unfähigkeit 2/3 des Durchschnittsverdienstes beträgt, bei teilweiser 
Erwerbsunfähigkeit ist die Rente prozentual entsprechend abgestuft. 
Die Rente beginnt mit der 14. Woche. Im Todesfalle wird als Ersatz 
der Beerdigungskosten der 20 fache Betrag des Tagesverdienstes ge- 
zahlt. Die Witwe erhält 20 0/0, jedes Kind bis zum 15. Lebensjahre 
150/0, bedürftige Aszendenten 20 0/0 des Jahresarbeitsverdienstes des 
Getöteten. Die Unfallentschädigimg stellt der Vorstand der Genossen- 
schaft, bei der preußischen Staatsbahnverwaltung die Eisenbahn- 
direktion bezw. das Eisenbahnzentralamt fest. Gegen die Entschei- 
dung geht binnen eines Monats die Berufung an das Schiedsgericht 
für die Arbeiterversicherung (bei Staatsbahnen an das erwähnte 
besondere Schiedsgericht). Gegen dessen Entscheidung steht der 
Rekurs an das Reichsversicherungsamt binnen Monatsfrist offen. 
Was das Verhältnis des Verletzten zu anderweit Verpflichteten 
anbetrifft, so gilt hier ähnliches wie oben S. 143 bereits für die 
Beamten bei der Erörterung des für sie geltenden Unfallversiche- 
rungsgesetzes dargestellt ist : 

1. Die Arbeiter können Schadensersatzansprüche (aus dem 
Haftpflichtgesetz siehe oben § 45) gegen den Betriebsunternehmer 
oder seine Vertreter nur dann geltend machen, wenn festgestellt 
ist, daß der in Anspruch genommene wegen vorsätzlicher Herbei- 
führung des Unfalls strafrechtlich verantwortlich ist. Undurchführ- 
barkeit des Strafverfahrens wegen Todes oder Abwesenheit steht 
der Durchführung des Verfahrens gleich. Der Anspruch beschränkt 
sich auf den Betrag, um welchen die nach anderen Gesetzen zu 
leistende Entschädigung die nach dem Unfallversicherungsgesetze 
dem Arbeiter zukommende Rente übersteigt. 

2. Gegen Dritte an dem Unfall schuldige Personen richtet sich 
der Anspruch des Geschädigten nach den gewöhnlichen gesetzlichen 
Vorschriften (Haftung für Verschulden). 

In beiden Fällen geht der Anspruch in Höhe der Leistung der 
Berufsgenossenschaft oder des Staates auf diese über. 
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Grundlage nnd Entwicklang des Eisenbahntransportrechtes. 

Literatur zum X. Abschnitt. 

Die in §3 angeführten Handbücher des Eisenbahnrechts. 
Eger . Die gescliichtliche Entwicklung des Eisenbahntransportrechts in Preußen. 
G. Hirths Verlag München und Leipzig 1895. 

§49. Allgemeines. 

Der Eisenbahntransport umfaßt den Güter- und Personen- 
verkehr. Die Geschäfte der Eisenbahn sind, soweit der Güter- 
transport in Frage steht, Frachtgeschäfte und, soweit es sich um 
den Personenverkehr handelt, Werkverträge, und zwar ist auch hier, 
weil ein gewerbsmäßiger Betrieb durch eine Verkehrsanstalt in 
Betracht kommt, der Transportbetrieb ein Handelsgewerbe (§ 1, Ziff. 5 
HGB.). Als ein Handelsgewerbe ist dem Eisenbahntransport mit 
allen gleichartigen Geschäften gemeinsam, daß die allgemeinen Regeln 
des Handelsgesetzbuches über Handelsgeschäfte Anwendung finden. 
Dagegen können die speziell frachtrechtlichen Bestimmungen — 
die Beförderung von Personen ist im Handelsgesetzbuche überhaupt 
nicht geregelt — nicht ausreichen, um der umfassenden Bedeutung 
der Eisenbahn gerecht zu werden. Während die Bestimmungen 
des Frachtrechts sich lediglich auf die Regelung des Verhältnisses des 
Frachtführers zum Absender und Empfänger und dieser beiden Per- 
sonen untereinander beziehen, begreift das Eisenbahntransportrecht 
mannigfache, im Interesse der Allgemeinheit den Eisenbahnen auf- 
erlegte Pflichten, die nur zum Teil unmittelbar privatrechtliche Wir- 
kungen zwischen den an der Versendung beteiligten Parteien äußern, 
in der Hauptsache aber den Unternehmer zum Staate als dem 
Wahrer des öffentlichen Interesses in Beziehung setzen. Teilweise 
sind dies Pflichten, die den Eisenbahnen lediglich im Interesse 
des Staatswohls auferlegt sind, wie z. B. die im Interesse der Landes- 
verteidigung den Bahnen auferlegten Verbindlichkeiten (S. 9f). 

Aber auch über den Rahmen dieser Slaatsinteressen hinaus 
mußte das Eisenbahntransportrecht auf eine andere Grundlage als 
das gewöhnliche Fracht- und Personentransportrecht gestellt werden. 

1. Zunächst ist aus der außerordentlichen Bedeutung der 
Eisenbahnen für den öffentlichen Verkehr und ihrem Transport- 
monopol, welches sowohl den Staat (Militär-, Post-, usw. Trans- 
port) wie das Publikum zur Inanspruchnahme der Eisenbahnen 
zwingt, die Notwendigkeit erwachsen, von ihrem freien Willen die 
Übernahme und Ausführung von Transporten unabhängig zu machen^ 
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Im Gegensatze zum gewöhnlichen Frachtführer ist daher den Eisen- 
bahnen die gesetzliche Verpflichtung auferlegt worden, die ihnen an- 
gebotenen Transportgeschäfte, soweit nicht besondere, vom Gesetze 
selbst bestimmte Ablehnungsgründe vorliegen, einzugehen: die 
Transportpflicht. 

Schon das preußische Eisenbahngesetz vom 3. November 1838 
legte den Eisenbahnen die Verpflichtung auf, für die angesetzten 
Preise alle zur Fortschaffung aufgegebenen Waren ohne Unterschied 
der Interessenten zu befördern, mit Ausnahme solcher Waren, deren 
Transport auf der Bahn durch das Bahnreglement oder sonst polizei- 
lich für unzulässig erklärt ist (§ 27, Ziff. 2, § 32, Ziff. 2 des Gesetzes). 
Diese Transportpflicht bezog sich also nur auf Güter und auf die 
eigene Bahnstrecke. Für das ganze Geltungsgebiet des „All- 
gemeinen deutschen Handelsgesetzbuchs", welches Ende der fünf- 
ziger und Anfang der sechziger Jahre im Gebiete des damaligen 
Deutschen Bundes, d. h. des jetzigen Deutschen Reichs, Luxem- 
burg, Österreich, Lichtenstein, eingeführt und später zum Reichs- 
gesetz des neuen Deutschen Reichs erklärt wurde, wurde durch 
Art. 422 derselbe Grundsatz angenommen. Das neue Handelsgesetz- 
buch vom 10. Mai 1897 (in Kraft getreten am 1. Januar 1900) hat 
diese Transportpflicht der Eisenbahn nicht nur aufrecht erhalten, 
sondern erheblich dadurch erweitert, daß die Eisenbahn die Güter 
sowohl zur Beförderung auf ihrer Bahnstrecke, wie auch zur Be- 
förderung nach jeder für den Güterverkehr eingerichteten Station 
innerhalb des Deutschen Reichs annehmen muß. Diese Transport- 
pflicht gilt auch nach der Eisenbahnverkehrsordnung (§ 3) für den 
Personenverkehr. Sie ist sodann über die Reichsgrenzen hinaus da- 
durch ausgedehnt worden, daß das am 1. Januar 1893 in Kraft ge- 
tretene internationale Übereinkommen über den Eisenbahnfrachtver- 
kehr vom 14. Oktober 1890 die Verpflichtung der den Bestim- 
mungen des Übereinkommens unterworfenen Eisenbahnen, die Be- 
förderung von Gütern im internationalen Verkehr zu übernehmen, 
festsetzt, sofern der Absender sich den Bestimmungen des Überein- 
kommens unterwirft, ^ie Beförderung mit den regelmäßigen Trans- 
portmitteln möglich ist, und nicht Umstände, die als höhere Gewalt 
zu betrachten sind, die Beförderung hindern. Eine internationale 
Personentransportpflicht besteht nicht. 

2. Sodann hat sich die Erwägung geltend gemacht, daß der 
Transportpreis der Eisenbahnen einen wesentlichen Teil der 
Herstellungskosten der meisten Waren bildet, so daß für die Ent- 
wicklung sehr vieler Produktions- und Industriezweige fast aus- 
schließlich die Höhe det Transportpreise der Eisenbahnen — der 
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Tarife — maßgebend ist. Während gewöhnlichen Frachtführern 
die freie Normierung und Vereinbarung ihrer Transportpreise über- 
lassen werden kann, muß der Staat, damit das faktische Transport- 
monopol der Eisenbahnen nicht in eine Ausbeutung des auf sie an- 
gewiesenen Verkehrs ausarte, das Recht für sich fordern, bei der 
Feststellung der Transportpreise seinen Einfluß auf die Eisenbahnen 
geltend zu machen, insbesondere die Höhe der Eisenbahntarife in 
angemessener Weise begrenzen und ihre willkürliche Erhöhung ver- 
hindern können. Daraus ist die Verpflichtung der Eisenbahnen ent- 
standen, sich in Bezug auf das Tarifwesen der Aufsicht und 
Einwirkung des Staates zu unterwerfen: die Tarifpflicht. 

3. Von gleichen Erwägungen aus erschien es aber auch ge- 
boten, die Eisenbahnen, damit sie nicht kraft ihres Monopols durch 
die 'Verschiedenartigkeit und Lästigkeit ihrer Transportbedingungen 
in Hinsicht namentlich auf die Eingehung des Transportgeschäfts, 
die Annahme der Güter, die Haftpflicht für Verlust, Beschädigung 
und Verspätung wie den gesamten Inhalt der Transportverträge den 
öffentlichen Verkehr erschweren und beeinträchtigen, gleichmäßigen 
Transportbedingungen zu unterwerfen und ihnen die Pflicht zur 
Einführung einheitlicher Transportbedingungen für 
die Eingehung, Ausführung und Erfüllung der Eisenbahntransport- 
geschäfte aufzuerlegen. 

4. Der Gesichtspunkt, daß der Transportverkehr nur durch das 
möglichst ununterbrochene, einheitliche, gleichmäßige und beschleu- 
nigte Zusammenwirken der Eisenbahnen die im öffentlichen Interesse 
gebotene Stetigkeit und Förderung erfährt, hat weiter darauf hin- 
geleitet, den Eisenbahnen auch die Pflicht zur Einführung 
einheitlicher Transporteinrichtungen aufzuerlegen. Da- 
hin gehört vornehmlich die Einführung ineinandergreifender Fahr- 
pläne, durchgehender Frachtbriefe, direkter Tarife, einheitlicher Ex- 
peditionen (Abfertigung), Kartierung und Abrechnung im Personen- 
und Güterverkehr, direkten Wagendurchgangs (d. h. Übergangs der 
Transportmittel von einer Bahn auf die andere) und in enger Verbin- 
dung damit die gleichmäßige Konstruktion der Transportmittel und 
der zugehörigen technischen Vorkehrungen. 

Nicht jedes dieser der Sicherung des Verkehrs dienenden Mo- 
mente hat dazu geführt, von Reichs wegen zwingende Normen aufzu- 
stellen. Es ist zum größten Teile nur im Wege des Vertrags ge- 
lungen, die Sicherung der Einheitlichkeit des Verkehrs herbeizu- 
führen. Anderseits hat, da der Eisenbahnverkehr nicht an den 
Grenzen des Reichsgebiets Halt macht, sondern dem internationalen 
Verkehr genau so, wie dem nationalen zu dienen bestimmt ist, sich das 
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Bedürfnis herausgestellt, auch über die Reichsgrenzen hinaus den 
Eisenbahnverkehr möglichst nach einheitlichen Grundsätzen zu 
regeln. Die Gesetzgebung — und zwar in der Form des Staatsver- 
trags — hat sich hierbei auf die Schaffung einheitlicher Normen; 
für den Gütertransport beschränkt, alle anderen Maßnahmen der 
privaten Regelung unter den Eisenbahnunternehmern überlassend. 

§ 50. Die gesetzlielie und reglementarlselie Regelung des 
Elsenbahntransportreelites. 

Solange der Eisenbahnverkehr seine jetzige Bedeutung noch 
nicht erlangt hatte, waren die Eisenbahnen wie alle anderen Fracht- 
führer lediglich den allgemeinen Normen der einzelnen deutschen 
Landesrechte über das Frachtrecht unterworfen. Wenn nicht zwin- 
gende Rechtssätze hiernach eine Abänderung der frachtrechtlichen 
Bestimmungen ausschlössen, setzte die Eisenbahn selbständig die 
Bedingungen fest, unter denen sie die Frachtgeschäfte abzuschließen 
gewillt war, und zwar alsbald in der Weise, daß jede Verwaltung 
für ihren Bezirk und Betrieb allgemeine Grundsätze aufstellte, auf 
Grund deren sie sich zum Kontrahieren bereit erklärt. Diese Lokal- 
reglements reichten aber nicht aus, um dem Bedürfnisse des Ver- 
kehrs gerecht zu werden. Der Absender war genötigt, sobald bei 
einem weiteren Transport die Bahnstrecke der ersten Eisenbahn über- 
schritten wurde, mit der anschließenden Eisenbahn einen neuen 
Frachtvertrag zu schließen. Die damit verbundene Umladung ver- 
zögerte den Verkehr. Es machte sich daher das Bestreben geltend, 
die direkte Abfertigung zu ermöglichen. Dahin gehörte die Beförde- 
rung mittels durchgehenden Frachtbriefs, beim Personenverkehr die 
Einführung direkter Fahrkarten, direkter Tarife usw. Das end- 
liche Ziel dieser Entwicklung war die Aufstellung ein- 
heitlicher Transportbedingungen durch Herausgabe 
gleichartiger Betriebs reglements (Verbandsreglements). 
Die Entwicklung war eine schnelle. Bereits im Jahre 1847 traten die 
deutschen Eisenbahnen zu einem „Verein Deutscher Eisenbahnver- 
waltungen" zusammen. Der Verein gab ein Güter- und ein Personen- 
vereinsreglement heraus. Die erste gesetzliche Regelung des Eisön- 
bahntransportrechts erfolgte durch das ADHGB., welches in gemein- 
samer Beratung der deutschen Bundesregierungen ausgearbeitet wurde 
und in den einzelnen Staaten mangels einer Kompetenz der Zentral- 
^ewalt zur Gesetzgebung als Landesgesetz eingeführt wurde (in 
Preußen am 24. Juni 1861). Das ADHGB. regelte sowohl das Fracht- 
recht, wie auch im besonderen das Eisenbahnfrachtrecht dahin, daß 
^s die Transportpflicht einheitlich ordnete und ferner die bis dahin 
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unbeschränkte Befugnis der Eisenbahnen, mittels besonderer Verein- 
barung und Reglements ihre Haftpflicht einzuschränken oder auszu- 
schließen, beseitigte. Namentlich wurde die Haftung für das Gut 
(Haftung bis zur höheren Gewalt), für Verschulden der Angestellten, 
für die Einhaltung der Lieferzeit, für den nachfolgenden Fracht- 
führer bei gemeinsamem Transporte zwingend geregelt und im 
einzelnen festgesetzt, in welcher Hinsicht eine vertragliche Aus- 
schließung der Haftung zulässig sei. Soweit zwingende Rechtssätze 
nicht geschaffen wurden, blieben die Reglements Grundlage der 
Frachtverträge, nur mußten sie den zwingenden Bestimmungen 
des ADHGB. angepaßt werden. Demzufolge veröffentlichte der Verein 
Deutscher Eisenbahnverwaltungen am 1. März 1865 neue Vereinsregle- 
ments für den Güter- und Personenverkehr. Durch die Gründung des 
Norddeutschen Bundes und später des Deutschen Reichs wurde das 
ADHGB. gemeines Recht des Deutschen Reichs (Bundesgesetz vom 
5. Juni 1869 und Reichsverfassung vom 16. April 1871). Ferner er- 
hielt das Reich eine weitgehende Zuständigkeit auf dem Gebiete des 
Eisenbahnwesens (siehe § 5). Die Forderung nach Aufstellung ge- 
meinschaftlicher Betriebsreglements wurde dadurch erfüllt, daß der 
Bundesrat (für den Norddeutschen Bund) am 10. Juni 1870 ein Be- 
triebsreglement für die Eisenbahnen im Norddeutschen Bunde ein- 
führte und nach der Gründung des Reichs mit dem 1. Januar 1872 
auf alle Eisenbahnen im Reiche ausdehnte. In Bayern, für dessen 
Eisenbahnwesen nach Vorschrift der Reichsverfassung die Zustän- 
digkeit des Reichs nicht begründet ist (Reservatrecht), wurde das 
Betriebsreglement -als Landesverordnung mit Geltung vom 1. Januar 
1872 eingeführt. Das Betriebsreglement wurde im Jahre 1874 zu- 
gleich auch, um seine Übereinstimmung mit dem Betriebsreglement 
für Österreich-Ungarn herbeizuführen, einer Revision unterzogen und 
mit dem 1. Juli 1874 als Betriebsreglement für die Eisenbahnen 
Deutschlands vom 11. Mai 1874 in Kraft gesetzt. 

Durch das Inkrafttreten des deutschen und des österreichisch- 
ungajischen Betriebsreglements von 1874 wurden viele Bestimmun- 
gen des Vereinsreglements hinfällig, und es trat daher die Not- 
wendigkeit einer umfassenden Änderung zu Tage. Aus den 
Beratungen des Vereins ging das Betriebsreglement des Vereins 
Deutscher Eisenbahnverwaltungen, gültig vom 1. Juni 1876, hervor. 

Gleichzeitig erließ der Verein ein „Übereinkommen zum Be- 
triebsreglement". Während das Betriebsreglement selbst auch die 
Vertragsbeziehungen zwischen Bahn und Publikum regelt, betrifft 
das Übereinkommen ausschließlich die Regelung der transportrecht- 
lichen Beziehungen zwischen den Vereinsbahnen. Das Betriebs- 
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reglement des Vereins war freilich für den innerdeutschen Verkehr 
von geringerer Bedeutung geworden. Dagegen behielt es seine Be- 
deutung für die internationalen Beziehungen zwischen den Vereins- 
bahnen. Denn der Verein hat sich allmählich durch den Hinzutritt 
außerdeutscher Bahnen über die Grenzen Deutschlands und Öster- 
reich-Ungarns hinaus erweitert. Er umfaßt auch die Bahnen Belgiens, 
Hollands, Luxemburgs und einige russische Bahnen. 

Ein ausreichendes Fundament für die internationalen Verkehrs- 
beziehungen konnte aber das Vereinsreglement doch nich bilden. 
Einmal war es Vertragsrecht und jederzeit seitens der einzelnen 
Verwaltungen kündbar, und sodann ging das Geltungsgebiet des Regle- 
ments nicht weit genug. Die Zunahme des Verkehrs drängte allmäh- 
lich zu einer Regelung des internationalen Güterverkehrs auf der 
Grundlage eines Staatsvertrags. Diese Regelung erfolgte auf An- 
regung der Schweiz (1876), nach drei Konferenzen im Jahre 1890 
durch die Berner Konferenz. Die Konferenz, an der Deutschland, 
Belgien, Frankreich, Italien, Luxemburg, die Niederlande, Öster- 
reich-Ungarn, Rußland und die Schweiz beteiligt waren, beschloß am 
14. Oktober 1890 das internationale Übereinkommen über 
den Eisenbahnfrachtverkehr, welches im wesentlichen auf 
den eisenbahnfrachtrechtlichen Normen des deutschen und fran- 
zösischen Rechts beruht. Das Obereinkommen trat am 1. Januar 1893 
in Kraft. Art. 59 des Obereinkommens bestimmte, daß je nach Bedarf 
außerordentliche und alle drei Jahre ordentliche Revisionskonferenzen 
stattfinden sollten. In der ersten außerordentlichen Revisions- 
konferenz 1893 wurde eine seit dem 21. September 1896 geltende Zu- 
satzerklärung angenommen, wonach der Beitritt neuer Staaten durch 
Anmeldung bei der schweizerischen Regierung zu erfolgen hat. 
Eine zweite in demselben Jahre stattfindende Konferenz führte zu 
dem Zusatzübereinkommen vom 16. Juli 1895, über die vom inter- 
nationalen Transport ausgeschlossenen oder nur bedingungsweise 
zugelassenen Gegenstände, in Kraft seit dem 23. November 1896. 
Die erste ordentliche Revisionskonferenz fand im Jahre 1896 statt. 
Sie führte nach einer erneuten Konferenz in Paris zu dem Zusatz- 
übereinkommen vom 16. Juni 1898, gültig seit dem 10. Oktober 1901. 
Das letzte Zusatzübereinkommen datiert vom 19. September 1906. 
Es enthält eine Reihe wesentlicher Abänderungen der Vereinbarung 
imd ist am 22. Dezember 1908 in Kraft getreten. Die Revision erfolgt 
danach alle fünf Jahre. 

Seit dem Jahre 1902 besteht das internationale Transport- 
komitee, das für den internationalen Verkehr dieselbe Tätigkeit aus- 
übt, wie die Generalkonferenz im Geltungsgebiete der Verkehrsord- 
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nung (S. 162). Dieses Komitee hat einheitliche Zusatzbestimmungen 
zu dem Übereinkommen ausgearbeitet, welche von sämtlichen Eisen^ 
bahnen — mit Ausnahme der russischen — eingeführt sind. 

Gleichzeitig mit dem Inkrafttreten des internationalen Überein- 
kommens veröffentlichte auch der Verein Deutscher Eisenbahnver- 
waltungen ein neues Vereinsbetriebsreglement unter Berücksichtigung 
der nunmehr auch im internationalen Verkehr als Rechtssätze gültigen 
Regeln des Übereinkommens. Ebenso wurde auch, um die Normen 
für das nationale Frachtrecht mit denen des internationalen möglichst 
in Einklang zu bringen, für den inneren deutschen Verkehr eine 
naue Verkehrsordnung für die Eisenbahnen Deutschlands am 15. No- 
vember 1892, mit Geltung vom 1. Januar 1893, eingeführt. Eine 
neue Regelung des Eisenbahnfrachtrechts erfolgte endlich infolge 
der Änderung des deutschen Handelsrechts (HGB. vom 10. Mai 1897, 
in Kraft getreten am 1. Januar 1900). Das dritte Buch, Abschn.6HGB. 
regelt das Frachtgeschäft im allgemeinen, und Abschnitt 7 das Eisen- 
bahnfrachtgeschäft. Dem HGB., dessen Bestimmungen das Frachtrecht 
in wesentlichen Punkten umgestaltete, folgte am 26. Oktober 1899 eine 
neue Eisenbahnverkehrsordnung (RGBl. 99, S. 557 ff.), mit Geltung 
vom 1. Januar 1900, die jetzt wiederum durch die am 1. April 1909 
in Kraft getretene EVO. vom 23. Dezember 1908 (RGBl. 1909, S. 93) 
ersetzt worden ist. Die neuen Verordnungen unterscheiden sich, ab- 
gesehen von den sonstigen Änderungen, von der früheren Verkehrs- 
ordnung darin, daß sie nicht mehr lediglich die Bedeutung einer 
Verwaltungsverordnung haben, durch welche den Eisenbahnverwal- 
tungen die Vertragsbedingungen einheitlich vorgeschrieben werden 
und die nur dadurch, daß die Verträge auf Grund der Bestimmungen 
abgeschlossen wurden, zu Bestandteilen der Frachtvei?träge werden. 
Sie ist vielmehr dadurch, daß das HGB. selbst die Regelung be- 
stimmter Gegenstände der Verkehrsordnung überweist, eine ge- 
setzesgleiche Rechtsverordnung geworden. Die erheb- 
lichste Rechtsfolge dieser Änderung ist die, daß die Verletzung von 
Normen der EVO. als Verletzung eines Gesetzes durch die Revision 
angefochten werden kann (vergl. hierzu Eger, Verkehrsordnung, 
2. Aufl. Einleitung S. XXXIV). Die Grundlagen des Frachtvertrages 
bilden auch ferner die von den Eisenbahnverwaltungen und Ver- 
bänden ausgegebenen Reglements. Diese enthalten, soweit ein Gegen- 
stand gesetzlich durch Rechtsverordnung (EVO,) oder Staatsver- 
trag (Int. Üb.) zwingend geregelt ist, eine wörtliche Wiedergabe der 
Bestimmungen. Soweit nicht zwingende Normen in Frage stehen 
oder soweit ein Gegenstand nicht geregelt ist, setzen sie die geeigneten 
Bedingungen ergänzend fest. Die EVO. bestimmt, daß Ausführungs- 
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bestimmungen zur EVO. von den Eisenbahnen, mit Genehmigung 
der Landesaufsichtsbehörde, getroffen werden können. Abweichungen 
dürfen nur in Berücksichtigung besonderer Verhältnisse für kürzere 
Bahnstrecken, Stationen, Fahrzeuge, Züge, Zuggattungen und ge- 
wisse Abfertigungsarten nach Zustimmung des Reichseisenbahnamts 
von der Landesaufsichtsbehörde genehmigt werden. Für den inter- 
nationalen Transport bestimmt Art. 4 Int. Üb., daß gemeinsame 
Tarife der Eisenbahnverbände oder Tarife der einzelnen Verwal- 
tungen soweit Geltung haben sollen, als sie dem Int. Üb. nicht 
widersprechen, andernfalls sind sie nichtig. 

Die tarifarischen Bestimmungen der Verwaltungen zu den beiden 
Rechtsverordnungen haben nur reglementarische und keine gesetzes- 
ähnliche Kraft. Änderungen der EVO. können nur endgültig vom 
Bundesrat, des internationalen Übereinkommens nur durch ein 
gleiches Übereinkommen erfolgen; jedoch kann das Reichseisen- 
bahnamt vorläufige oder vorübergehende Änderungen einzelner Vor- 
schriften der EVO. allgemein oder für bestimmte Bahnstrecken oder 
Verkehrsbeziehungen im Einverständnis mit der Landesaufsichts- 
behörde verfügen. Derartige Verfügungen werden im Reichsgesetz- 
blatt veröffentlicht und im Reichsanzeiger bekannt gemacht. 

Man muß hiernach unterscheiden zwischen den Quellen des 
Eisenbahnbeförderungs rechts: Handelsgesetzbuch, Eisenbahn- 
verkehrsordnung, internationales Übereinkommen, und den Grund- 
lagen des Eisenbahnbeförderungsvertrags, welche in den 
reglementarischen Bestimmungen der Verwaltungen (Tarife) be- 
stehen. Als solche kommen in Betracht das Betriebsreglement des 
Vereins Deutscher Eisenbahnverwaltungen, die Zusatzbestimmungen 
dazu und das Übereinkommen zum Vereinsbetriebsreglement. Das 
Vereinsbetriebsreglement ist maßgebend für den internationalen Ver- 
kehr und ergänzt das internationale Übereinkommen zumeist auf 
der Grundlage der EVO. Ferner erläßt der Verein Zusatzbestimmun- 
gen zum Vereinsbetriebsreglement. Während das Vereinsbetriebs- 
reglement für den internationalen Verkehr maßgebend ist, enthalten 
reglementarische Bestimmungen für den innerdeutschen Verkehr ein- 
mal die von der Generalkonferenz der deutschen Eisenbahnen (S. 162) 
erlassenen allgemeinen Ausführungsbestimmungen zur Verkehrsord- 
nung. In Betracht kommt ferner der deutsche Eisenbahnverkehrs- 
verband; er hat allgemeine Abfertigungsvorschriften herausgegeben; 
sie finden auf den innerdeutschen und internationalen Verkehr An- 
wendung, sofern nicht für letzteren besondere Bestimmungen ge- 
troffen sind. 

Was das Geltungsgebiet der gesetzlichen und reglementarischen 
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Vorschriften anbetrifft, so gilt die EVO. im inneren deutschen und 
im internationalen Verkehr, soweit dieser nicht besonders geregelt 
ist. Für die Anwendung des Int. Üb. ist aber erforderlich, daß 
ein Transport von einem Vertragsstaat nach dem anderen Vertrags- 
staat ohne Berührung (Transitierung) von Nichtvertragsstaaten 
erfolgt. Endet aber ein Transport, der von einem Vertragsstaat aus- 
geht, schon an dem Grenzbahnhofe, in dem die Zollbehandlung er- 
folgt oder an einem zwischen diesem Bahnhofe und der Grenze 
belegenen Ort, so findet das Int. Ob. nur Anwendung, wenn der Ab- 
sender dies ausdrücklich gewollt hat, z. B. durch Aufgabe mittels inter- 
nationalen Frachtbriefs. Das bloße Transitieren eines anderen Ver- 
tragsstaats durch die Sendung, wenn Anfangs- und Endstationen in 
demselben Staate liegen, macht den Transport gleichfalls nicht zu 
einem internationalen. Die Ausführungsbestimmungen zur EVO. be- 
stimmen, daß, soweit in diesen Fällen eine Versendung nach oder von 
Deutschland in Frage kommt, die EVO. Anwendung finden solle, 
im letzteren Falle aber nur, wenn die Eisenbahnlinie, die über 
fremdes Vertragsgebiet geht, einer deutschen Eisenbahnverwaltung ge- 
hört. Die Normen des Int. Ob. finden aber dann Anwendung, wenn 
eine als Sendung ins Vertragsausland aufgegebene Sendung nach- 
träglich schon im Inlande endigt, z. B. durch Anhalten von Seiten 
des Absenders. Der Vertrag ist nach dem Willen der Parteien als 
internationaler geschlossen und unterliegt daher den für das inter- 
nationale Recht gegebenen Normen. Er verwandelt sich nicht in einen 
nationalen, wenn der Transport durch Zufall vor der Oberschreitung 
der Grenzen endigt (vergl. hierzu Eger, Das Int. Ob., Kommentar, 
3. Aufl., Berlin 1909, Art. 1 Anm. 5 Ziff. IV). 

§ 51. Die gemeinsamen Yerkehrselnrlehtnngen. 

Mit der Regelung der Vertragsbedingungen geht Hand in Hand 
die Einführung gemeinschaftlicher Beförderungseinrichtungen, ent- 
sprechend der Vorschrift der Reichsverfassung Art. 44: 

„Die Eisenbahnverwaltungen sind verpflichtet, die für den 
durchgehenden Verkehr und zur Herstellung ineinandergreifender 
Fahrpläne nötigen Personenzüge mit entsprechender Fahrgeschwin- 
digkeit, desgleichen die zur Bewältigung des Güterverkehrs nötigen 
Güterzüge einzuführen, auch direkte Expeditionen im Personen- und 
Güterverkehr, unter Gestattung des Obergangs der Transportmittel 
von einer Bahn auf die andere gegen die übliche Vergütung ein- 
zurichten." 

Solche sind zum Teil schon durch die erwähnten gesetzesähn- 
lichen Verordnungen geschaffen, wie z. B. die Einrichtung der 
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direkten Expeditionen durch die EVO. und das Int. Üb., die die Grund- 
lage der direkten Beförderung bildende Einheit der Bau- und Be- 
triebsart der Eisenbahnen durch die BO. In der Hauptsache beruht 
aber die Einrichtung einheitlicher Transporteinrichtungen auf regle- 
mentarischer Grundlage. Namentlich bilden die Grundlage der di- 
rekten Abfertigung im Güter-, Personen- und Gepäckverkehr die 
Abfertigungsvorschriften des deutschen Verkehrsverbands. Die Fahr- 
pläne werden auf Fahrplankonferenzen festgestellt Der Obergang 
von Eisenbahntransportmitteln (Lokomotiven, Wagen) von einer Bahn 
auf die andere ist gleichfalls nur im Vertragswege im Deutschen. 
Reiche geregelt. Schon im Jahre 1855 wurde durch den Vereiu 
Deutscher Eisenbahnverwaltungen für das Vereinsgebiet ein Vereins- 
Wagenübereinkommen (Regulativ) beschlossen. Die Bemühungen, 
eine allgemeine deutsche Betriebsmittelgemeinschaft zu begründen, 
sind bisher gescheitert. Jedoch ist es gelungen, seit dem 1. April 
1909 alle Staatsbahnbetriebe im Reich in dem deutschen Staats- 
bahnwagenverband zu einigen (Güterwagengemeinschaft). Die Lei- 
tung liegt dem Eisenbahnzentralamt in Berlin ob. Zur Fortentwick- 
lung der Vorschriften für die Bauart, Unterhaltung und Ausmuste- 
rung der Güterwagen besteht nach § 13, 5 des Obereinkommens 
ein Güterwagen- und ein Werkstättenausschuß, in dem alle Ver- 
bandsverwaltungen vertreten sind. Die Möglichkeit, auch im 
internationalen Verkehr einen Obergang der Betriebsmittel der einen 
Bahn auf andere fremde Strecken herbeizuführen, ist dadurch ge- 
schaffen worden, daß der größte Teil der Staaten des europäischen 
Kontinents eine Vereinbarung über die technische Einheit im Eisen- 
bahnwesen getroffen hat (Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 
25. Mai 1908 (RGBl. S. 362). 

Die Aufsicht über die Durchführung und Aufrechterhaltung der 
direkten Expeditionen, Fahrpläne usw. führt im Reiche das Reichs- 
eisenbahnamt, in Preußen der Minister der öffentlichen Arbeiten. 
Dem Reichseisenbahnamt sind bezügliche Berichte von den Verwal- 
tungen vorzulegen, namentlich gilt das für die Beschlüsse der Fahr- 
plankonferenzen der Eisenbahnverwaltungen. 

Im Gebiete der preußischen Bahnen ist die Einheit der Trans- 
porteinrichtungen für die Staatsbahnen durch die Verwaltungsord- 
nung (siehe § 21), den Staatsvertrag mit Hessen vom 23. Juni 1896 
(preußisch-hessiche Eisenbahngemeinschaft (§ 22) und für die Privat- 
bahnen durch die Bestimmungen der einzelnen Konzessionen ge- 
sichert. 

Die Kleinbahnen gehören weder zu den dem internationalen 
Obereinkommen unterworfenen Bahnen, noch findet auf sie die 
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EVO. Anwendung. Wohl aber gelten für Kleinbahnen die eisenbahn- 
frachtrechtlichen Bestimmungen des HGB., und soweit dieses auf die 
EVO. verweist, treten an deren Stelle die Beförderungsbedingungen 
der Bahnunternehmungen. Das preußische Kleinbahngesetz hat die 
Einhaltung besonderer Frachtbedingungen außer der Vorschrift, daß 
im Interesse des öffentlichen Verkehrs bei der Genehmigung durch 
die zuständige Behörde über den Fahrplan und die Beförderungspreise 
das Erforderliche festzustellen ist, daß Fahrplan und Beförderungs- 
preise gehörig zu veröffentlichen sind und die Fahrpreise für jeder- 
mann gleichmäßig angewendet werden müssen, nicht angeordnet. 
Einen Einfluß auf die Beförderungsbedingungen kann sich die Staats- 
behörde hier nur im Wege der Auferlegung von Bedingungen bei 
der Konzessionierung sichern. Dies ist insbesondere geschehen hin- 
sichtlich der Anwendbarkeit der Bestimmungen der EVO. über den 
Ausschluß und die bedingungsweise Zulassung bestimmter Gegen- 
stände von der Beförderung (Erlaß vom 14. Mai 1903, EVBl. S. 133). 
Für die bereits genehmigten Kleinbahnen ist nach diesem Erlaß, 
soweit sich ein Einverständnis des Unternehmers mit der Einfühnmg 
dieser Bestimmungen in sein Reglement nicht herbeiführen läßt, 
die Einführung zu verlangen, sobald der Unternehmer mit dem An- 
trage auf Genehmigung von Änderungen oder Erweiterung des Unter- 
nehmens an die Genehmigungsbehörde herantritt. 

§ 53. Das EisenbahntarlfVeseii. 

Unter Eisenbahntarif wird im weiteren Sinne das Ver- 
zeichnis der Bedingungen verstanden, unter denen eine Eisenbahn 
ihre Transportgeschäfte abzuschließen sich bereit erklärt. Im 
engeren Sinne versteht man darunter das Verzeichnis der Beförde- 
rungspreise. Die Regelung der Beförderungspreise bildiet eine überaus 
wichtige Frage der Eisenbahnpolitik. Von der Höhe der Beförde- 
rungspreise ist zum großen Teile der Preis und Absatz der Waren 
und Fabrikate und somit die Entwicklung der Industrie, des Handels 
und der Landwirtschaft abhängig. Allzu hohe Beförderungspreise 
wirken wie Ausfuhrzölle und schädigen den Absatz inländischer Ware 
auf dem ausländischen Markte. Andei^eits muß bei der Abmessung 
der Preise darauf Rücksicht genommen werden, daß die Rentabilität 
und Leistungsfähigkeit der Bahnen gewahrt bleibt. Es gehört hier- 
nach zu den wichtigsten Aufgaben des Staats, das Tarifwesen der 
Eisenbahnen dem Bedürfnis des öffentlichen Verkehrs entsprechend 
zu regeln und zu beaufsichtigen. 

Den Beförderungspreis der Güter nennt man Fracht, bei der 
Personenbeförderung: Fahrpreis. Nebengebühren sind die neben 
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diesen Preisen erhobenen Gebühren (Wägegebühren, Gebühr für 
Aufladen, Abladen, Rollgeld usw.). Für die Personenbeförderung 
wird allgemein der Fahrpreis in der Weise bestimmt, daß für eine 
Person und eine Entfernungseinheit (Kilometer) ein bestimmter Be- 
trag (je nach der Qualität der Züge und der Klasse verschieden be- 
messen) ausgeworfen wird. Bei den Gütern unterscheidet man ver- 
schiedene Tarifsysteme: 1. Raumsystem (das ist Gliederung des 
Tarifs nach der Transportleistung der Bahn : bestimmter Einheitssatz 
für eine Gewichts -und Streckeneinheit, z. B. für 1 t und 1 km: 
X Pf.); 2. das Wertsystem (Bemessung nach dem Werte [Verkehrs- 
Handelswert] der Gegenstände); 3. das gemischte System, welches 
beide vereinigt. Man unterscheidet ferner: Normaltarife, d. h. 
Tarife, die nach normalen Einheitssätzen gebildet sind, und Aus- 
nahmetarife, die von dem allgemeinen Schema abweichen. Unter 
Differenzialtarifen versteht man Tarife, deren Einheitssätze sich 
je nach der Länge der Beförderungsstrecke verringern, z. B. : Fracht 
für 1 bis 300 km 2 Pf. pro km, über 300 km 1,5 Pf. (Zonen;, 
tarif). Diese Tarife begünstigen den Transport auf weite Ent- 
fernungen. Sie können, wenn die Fracht sich dahin differenziert, daß 
bei dem Oberschreiten einer Entfernungsgrenze sich die Ermäßigung 
der Frachteinheit auf die ganze Strecke bemißt, dahin führen, daß die 
Beförderung nach einer näheren Station teurer ist, als nach einer 
weiter gelegenen. Es entstehen dann die sog. Frachtdispari- 
täten. 

Im Deutschen Reiche besteht für den Güterverkehr eine 
formelle Tarifeinheit, d. h. die Tarife sind nach einem ein- 
heitlichen Schema gebildet, dagegen materielleTarifverschie- 
denheit, d. h. die Einheitssätze sind verschieden, so daß die 
Gütertransportpreise der einzelnen Eisenbahnen voneinander ab- 
weichen. Der Personentarif ist formell und seit dem 1. Mai 1907 auch 
im wesentlichen materiell einheitlich geregelt, eine Abweichung ist 
nur durch die Nichteinführung der vierten Wagenklasse in Süd- 
deutschland bestehen geblieben. Aber weder die Einheitlichkeit des 
Güter-, noch des Personentarifs besteht auf Grund gesetzlichem 
Zwangs, sie hat vielmehr nach beiden Richtungen eine lediglich ver- 
tragliche Grundlage. 

In Preußen und den anderen Staaten mit eigenem StaatsBahn- 
betrieb ist die materielle Tarifeinheit auch für Güter nahezu durch- 
geführt, da für die Staatsbahnen die Tarifsätze einheitlich fest- 
gestellt werden und für die zumeist nur als Nebenbahnen betriebenen 
Privatbahnen der Anschluß an die jeweilig geltenden Tarife der 
Staatsbahnen in den Konzessionen zur Pflicht gemacht wird. 
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Der Versuch, das Tarifwesen im Reiche gesetzlich zu regeln, 
ist bisher gescheitert. Das Reich begnügt sich daher mit der ihm 
durch die Reichsverfassung zugestandenen Aufsicht über das Tarif- 
wesen (RV. Art. 45). Das dem Kaiser verliehene Recht, auf Vor- 
schlag des Bundesratsausschusses für Eisenbahnen, Posten und Tele- 
graphen im Falle von Notständen einen dem Bedürfnis entsprechen- 
den niedrigen Spezialtarif für Getreide, Mehl, Hülsenfrüchte und 
Kartoffeln einzuführen (Art. 46 RV.), ist bisher nicht ausgeübt 
worden. Nur für die Militär- und Postzwecke hat die Gesetzgebung 
des Reichs in das Tarifwesen eingegriffen (siehe oben S. 11, 12). Das 
Reich übt die Kontrolle über das Tarifwesen durch das Reichs- 
eisenbahnamt (siehe S. 8) aus. Diesem haben die Eisenbahnen 
regelmäßig Berichte über ihre tarifarischen Maßnahmen vorzulegen. 

In den Staaten mit ausschließlichem oder überwiegendem Staats- 
bahnbetrieb ist der Einfluß des Staates auf die Bildung der Tarife 
leicht zu sichern, da Aufsicht und Verwaltung in einer Hand liegen. 
Schwieriger gestaltet sich dies bei den Privatbahnen. Das preußische 
Eisenbahngesetz suchte das Tarifwesen der Eisenbahnen durch die 
Bestimmung zu regeln, daß für die ersten drei Jahre der Tarif frei, 
später nur so hoch festgesetzt werden dürfe, daß der Reinertrag an 
Zinsen und Gewinn nicht mehr als 10 o/o des Anlagekapitals betrügen. 
Diese Bestimmung hat eine praktische Bedeutung nicht erlangt. Der 
Staat konnte sich daher einen Einfluß auf die Tarife lediglich durch 
entsprechende Vorbehalte in den Konzessionen sichern. Hierbei 
wurde aber namentlich durch den Erlaß vom 18. Februar 1863 den 
Privatbahnen ein großer Spielraum in der Ausgestaltung der Tarife 
gewährt und dadurch ermöglicht, daß die Bahnen sich mit fremden 
Bahnen zur Erstellung einheitlicher oder doch im wesentlichen 
einheitlicher Tarife vereinigen konnten (Tarifverbände). Diese Ver- 
bände haben sodann die Grundlage eines einheitlichen Tarifsystems 
für ganz Deutschland gebildet Die ersten Verbände umfaßten nicht 
einmal das gesamte jetzige Staatsbahnnetz Preußens. Sie schieden 
sich in den Nord-, Mittel- und Westdeutschen Tarifverband (Cauer 
a. a. 0. S. 532). Später vergrößerten sich die Verbände, ohne daß 
sich aber die süd- und ostdeutschen Balmen dem Verbände an- 
schlössen. Durch den Hinzutritt der elsaß-lothringischen Bahnen, 
welche ein besonderes Tarifsystem besaßen, zu den Bahnen des 
Deutschen Reichs wurden die Tarifverhältnisse noch verwickelter. 
Trotz dieses allseitig empfundenen Mißstandes. waren lange Zeit die 
Versuche vergeblich, einen formell und materiell einheitlichen Tarif 
herzustellen. Erst den Bemühungen Preußens in den Jahren 1874 
bis 1877 gelang es, die sämtlichen deutschen Eisenbahnen unter ein 

Eger, Eisenbahnrecht. 11 
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formell einheitliches Tarif s y s t e m zu bringen. Am 12. und 13. Februar 
1877 wurde der sogenannte Reformtarif endgültig in einer Konferenz 
der deutschen Eisenbahnverwaltungen festgestellt. Die Wahrung der 
Tarif einheit ist die Aufgabe der Generalkonferenz. Zur Vor- 
bereitung ihrer Beschlüsse dient die ständige Tarifkommission 
und der Ausschuß der Verkehrsinteressen. Die ständige 
Tarifkommission besteht aus Delegierten der Eisenbahnverwaltungen. 
Der Ausschuß der Verkehrsinteressenten setzt sich aus Angehörigen 
der Landwirtschaft (bezeichnet durch den deutschen Landwirtschafts- 
rat) und des Handels und Gewerbes (bezeichnet von dem deutschen 
Handelstage) zusammen. Ein Mitglied ernennt die bayerische Re- 
gierung. Beide Körperschaften beraten teils gemeinsam, teils ge- 
trennt. Die vorberatenen Anträge gelangen sodann an die Konferenz, 
die jährlich einmal durch den preußischen Minister der öffentlichen 
Arbeiten einberufen wird. Das Stimmrecht richtet sich nach der 
Länge der Bahnlinien (bis 50 km eine Stimme, 50 — 150 km zwei 
Stimmen, bis 300 km drei Stimmen, bis 500 km vier Stimmen, jede 
weiteren 200 km eine Stimme mehr). Die Beschlüsse bedürfen ein- 
facher Mehrheit. 

Die für die deutschen Eisenbahnverwaltungen maßgebenden 
Tarife enthalten : 

der deutsche Eisenbahn-, Personen- und Gepäck- 
tarif, 

der deutsche Eisenbahntarif für die Beförderung 
von lebenden Tieren, 

der deutsche Eisenbahngütertarif. 
Diese Tarife enthalten nicht bloße Preisangaben, sondern, ent- 
sprechend dem Betriebsreglement des Vereins Deutscher Eisenbahn- 
verwaltungen, auch reglementarische Bestimmungen und Beförde- 
rungsbedingungen. Die deutschen Tarife zerfallen in zwei Teile. 
Teil I enthält die EVO. und die von der Generalkonferenz be- 
schlossenen allgemeinen Zusatzbestimmungen, ferner die allgemeinen 
Tarifvorschriften und die Einteilung der Güter. Den Teil H bildet 
jeweilig der Spezialtarif der einzelnen Verwaltung. Er enthält be- 
sondere Bestimmungen für den engeren Bezirk, für den der Teil H 
herausgegeben wird. Bei dem Teil H des Gütertarifs sind dies vor- 
nehmlich Einheitssätze für die Frachtberechnung, Ausnahmetarife, 
Entfernungstabellen, Preisverzeichnisse usw. Die Tarife der einzelnen 
Bahnen haben dadurch eine besondere Bedeutung, daß sowohl die 
EVO. wie das Int. Üb. vorschreiben, daß Ergänzungen der Vor- 
schriften der genannten Rechtsverordnungen zu ihrer Gültigkeit der 
Aufnahme in die Tarife bedürfen. 
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Zur Änderung der Tarife der Privatbahnen bedarf es in 
Preußen der behördlichen Genehmigung, und zwar in der Regel des 
Ministers, nur in Fällen, in denen bei Staatsbahnen die Eisenbahn- 
direktionen der Genehmigung des Ministers nicht bedürfen, des Eisen- 
bahnkommissars (S. 21 f.). Bei den preußisch-hessischen Staatsbahnen 
ist dem preußischen Minister der öffentlichen Arbeiten die Feststellung 
und Änderung der Tarife vorbehalten, soweit sie nicht der Eisenbahn- 
direktion überlassen ist. Dies ist der Fall bei der Einführung von 
Tarifen für neu zu eröffnende Stationen und Haltestellen, wenn die 
Tarifsätze nach den für den Binnenverkehr gegebenen Sätzen gebildet 
sind, die Feststellung direkter Tarife mit anderen deutschen Eisen- 
bahnverwaltungen, wenn diese die für die Staatsbahn gültigen 
Grundtaxen auch ihrerseits annehmen, und die Änderung direkter 
Tarife im internationalen Verkehr, wenn die Änderung sich lediglich 
auf die Frachtsätze der außerpreußischen Bahnen bezieht. 

Nebenbahnen sind in Preußen in bezug auf die Tarif fest- 
Stellung in der Regel dadurch freier, daß ihnen für die ersten fünf • 
Jahre nach der Betriebseröffnung innerhalb eines von dem Minister 
festzusetzenden Maximalbetrages die Festsetzung der Tarife freisteht, 
wobei aber der Unternehmer verpflichtet ist, das auf den preu- 
ßischen Staatsbahnen geltende Tarifsystem anzunehmen. 

Für Kleinbahnen wird in Preußen von der Genehmigungs- 
behörde in der Genehmigungsurkunde das Erforderliche festgestellt 
(§ 14 Kleinbahngesetz). Zugleich werden die Zeiträume bestimmt, in 
denen die Festsetzungen geprüft und wiederholt werden. Für einen bei 
der G'effiehmigung festzusetzenden Zeitraum von mindestens fünf Jahren 
nach der Betriebseröffnung hat der Unternehmer freie Hand in der Fest- 
stellung der Beförderungspreise. Alsdann unterliegt die Festsetzung des 
Höchstbetrags der Preise der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. 

Bei der Feststellung der Tarife der Staatsbahnen ist in 
Preußen dem Landeseisenbahnrat ein Einfluß dadurch gesichert, 
daß ihm die allgemeinen Bestimmungen über die Anwendung der 
Tarife und die Anordnungen wegen Zulassung oder Versagung von 
Ausnahme- und Differenzialtarifen zur Äußerung vorzulegen sind. 
Auch dem Landtag kommt ein Anteil an der Feststellung der Fracht- 
gebühren zu, denn nach § 20 des Landeseisenbahnratsgesetzes 
können Erhöhungen der Normal (Maximal-)gebühren der einzelnen 
Klassen des Gütertarifschemas nur durch Gesetz erfolgen, soweit 
sie nicht zwecks Herstellung der Gleichmäßigkeit der Tarife oder 
infolge einer Änderung des Gütertarifschemas geschehen ß). 

•) In Bayern erfolgt die Festsetzung der Maximaltarife der Staatseisen- 
bahnen durch den Etat. Im übrigen ist in allen deutschen Staaten mit 
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Die Einführung der Tarife erfolgt nach der für alle deutschen 
Bahnen geltenden Bestimmungen des §6 EVO. durch Veröflent- 
lichung, Tariferhöhungen und sonstige Erschwerungen der Beförde- 
rungsbedingungen treten nicht vor Ablauf von zwei Monaten nach 
ihrer Veröffentlichung in Kraft, sofern nicht der Tarif nur für eine 
bestimmte Zeit in Geltung gesetzt war. Wie die Veröffentlichung zu 
erfolgen hat, ist nicht bestimmt. Sie geschieht in der Regel durch 
geeignete Blätter und jedenfalls im Deutschen Reichsanzeiger (REA. 
Erl. vom 10. Oktober 1874). 

Für den internationalen Verkehr schreibt Art. 11 Int. Ob. gleich- 
falls vor, daß die Tarife „gehörig" veröffentlicht werden müssen; das 
Nähere ist dem Landesrecht überlassen. 

Neben der Veröffentlichung in den Blättern dient zur Verbreitung 
der Kenntnis der Tarife in der Hauptsache der Aushang oder die 
Auslegung (Tarifbücher, Tabellen usw.). Füi* die Kleinbahnen in 
Preußen bestimmt die Genehmigungsurkunde das zur Veröffent- 
lichung dienende Blatt, außerdem hat die Veröffentlichung durch 
Aushang in den zum Personen- und Güterverkehr bestimmten 
Räumen zu erfolgen. Jedoch ist die Gültigkeit einer Tariferhöhung 
nicht von der Einhaltung einer Wartefrist abhängig. 

Was die Anwendung der Tarife anlangt, so gilt sowohl nach 
preußischem wie nach deutschem und internationalem Frachtrecht der 
Grundsatz, daß die Tarife für jedermann gleichmäßig anzuwenden 
sind. Jede Vergünstigung einzelner Personen ist unzulässig. So- 
genannte Refaktien (das sind: Frachtermäßigungen auf Grund be- 
isonderer Abreden) sind verboten. Streitigkeiten über die An- 
wendung der Tarife gehören vor den ordentlichen Richter (Amts- 
gericht, Landgericht, je nach der Höhe des Streitgegenstandes). 

Durch die Einführung des Reformtarifs und die Tätigkeit der 
Generalkonferenz sind die alten Tarifverbände überflüssig geworden. 
Sie bestehen mit alter Bedeutung nur noch im internationalen Ver- 
kehr. Aus dem norddeutschen Tarifverband ist 1886 der deutsche 
Verkehrsverband entstanden, dessen Tätigkeit sich namentlich auf 
die Herausgabe sog. Abfertigungs Vorschriften bezieht (siehe S. 156).- 

eigenem Eisenbahnnetze die Genehmigung der Tarife oder ihre Fest- 
setzung (Baden, Gesetz v. 23. 6. 1900, §8) der obersten Aufsichtsbehörde 
vorbehalten. 
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XI. Abschnitt. 

Das materielle Eisenbahntransportrecht/) 

Literatur zum XI. Abselinitt. 

Die zu § 16 und zum V. Abschnitt angeführten Kommentare zum Handels* 

gesetzbuch. 
Eger, Kommentar zur Eisenbahn Verkehrsordnung; Blume; Pietsch und 

Molson; Hertzer dasselbe. 
Gerstner, Rosenthal, Hilscher, Internationales Eisenbahnfrachtrecht. 

Eger, Das internationale Übereinkommen über d. Eisenbahnfrachtverkehr; 

Schwab dasselbe; 
Eger, Deutsches Frachtrecht; Rundnagel, Die Haftung der Eisenbahn usw. 

2. Aufl.; Senckpiehl, Eisenbahntransportgeschäft. 
Weitere Literatur siehe in den genannten Werken. 

§ 53. yerpflielitimg zum Transport 

Die Eisenbahnen, welche dem öffentlichen Güterverkehr dienen, 
dürfen die Übernahme von Gütern zur Beförderung nach einer für 
den Tjüterverkehr eingerichteten Station innerhalb des deutschen 
Reichs nicht verweigern (§ 453 HGB.). Die EVO. wiederholt diesen 
Grundsatz unter Ausdehnung auf den Personenverkehr und erstreckt 
ihn im § 53 dahin, daß die Eisenbahnen Güter zur Beförderung von 
und nach allen für den Güterverkehr eingerichteten Stationen und 
Güternebenstellen anzunehmen verpflichtet sind, ohne daß es für 
den Übergang von einer Bahn auf die andere einer Vermittlungs- 
adresse bedarf. Die direkte Beförderung hat auch dann zu erfolgen, 
wenn die Annahmebahn und die etwa anschließende Bahn nicht in 
einem ständigen Verbandsverhältnis zueinander stehen. Für die An- 
nahme zur Beförderung ist Bedingung: 

I. daß sich der Absender den geltenden Beförderungsbedingungen 
und den sonstigen allgemeinen Anordnungen der Eisenbahn unterwirft 
(d. h. der Eisenbahnverkehrsordnung — den Reglements — den 
Tarifen usw.); 

II. daß die Beförderung nicht nach gesetzlicher Vorschrift oder 
aus Gründen der öffentlichen Ordnung verboten ist. Dahin gehören : 

a) das Verbot des Reichsgesetzes gegen den verbrecherischen 
und gemeingefährlichen Gebrauch von Sprengstoffen vom 9. Juni 
1884 betreffend die Einführung von Sprengstoffen aus dem Aus- 
lande ohne Erlaubnisschein der zuständigen Behörde; 

^) Im folgenden kommt als Grundlage das innerdeutsche Eisenbahn- 
transportrecht zur Darstellung. Soweit sich das internationale Frachtrecht 
mit diesem deckt, sind zumeist die Vorschriften desselben nicht besonders er- 
wähnt. Die wesentlichen Bestimmungen des Int Üb. sind an den geeigneten 
Stellen eingefügt und durch lateinische Kursivschrift hervorgehoben. 
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b) das Verbot der internationalen Reblauskonvention (abge- 
schlossen am 3. November 1881 zwischen Deutschland, Österreich- 
Ungarn, Frankreich, Portugal, Spanien, Italien, der Schweiz, Belgien, 
den Niederlanden, Luxemburg, Serbien und Rumänien), betreffend die 
Ein- und Ausfuhr von ausgerissenen Weinstöcken, trockenem Reb- 
holz, gebrauchten Weinpfählen usw. und die nur bedingungsweise 
Zulassung der Ein- und Ausfuhr von Trauben usw., wobei die Ver- 
packung bestimmten Vorschriften genügen muß. Für den inneren Ver- 
kehr des Deutschen Reichs hat das Reichsgesetz, betreffend die 
Abwehr und die Unterdrückung der Reblauskrankheit vom 3. Juli 
1883 (RGBl. S. 142), die näheren Bestimmungen getroffen (Ein- 
teilung in bestimmte Weinbergbezirke, Verbot der Versendung und 
ffinführung bewurzelter Reben von einen in den anderen Bezirk); 

c) das Verbot der Kartoffeleinfuhr aus Amerika wegen der Ge- 
fahr der Einschleppung des Koloradokäfers (kaiserl. Verordn. vom 
26. Februar 1876); 

d) das Verbot der Einfuhr von Fleisch in luftdicht' ver- 
schlossenen Büchsen (Konserven) aus dem Auslande (Fleischbeschau- 
gesetz vom 3. Juni 1900, RGBl. S. 547); 

e) das Verbot der Einführung von Süßstoffen (Süßstoffgesetz vom 
7. Juli 1902, RGBl. S. 253); 

III. daß die Güter nach der EVO. oder den auf Grund ihrer 
Vorschriften erlassenen Vorschriften und, soweit diese keinen Anhalt 
gewähren, nach der Anlage und dem Betriebe der beteiligten Bahnen 
sich zur Beförderung eignen. Hiernach nicht geeignete Gegenstände 
braucht die Eisenbahn zur Beförderung nicht anzunehmen (EVO. 
§ 3, Abs. 2). Zu den von der Beförderung ausgeschlossenen Gegen- 
ständen gehören nach § 54 EVO.: 

1. die dem Postzwange unterliegenden Gegenstände; das sind 
alle verschlossenen Briefe, und die öfter als einmal wöchentlich er- 
scheinenden politischen Zeitungen; 

2. Sprengstoffe, Munition, Zündwaren, Feuerwerkskörper, ver- 
dichtete und verflüssigte Gase, Stoffe, die in Berührung mit Wasser 
entzündliche oder die Verbrennung unterstützende Gase entwickeln 
(explosionsgefährliche Gegenstände) und selbstentzündliche Stoffe. 

Die zu 2 genannten Gegenstände sind aber insoweit zugelassen, 
als das der EVO. beigegebene Verzeichnis der bedingt zugelassenen 
Gegenstände ihre Beförderung gestattet (Anlage C zur EVO.). Bedingt 
zugelassene Gegenstände sind ferner solche, deren Beförderung davon 
abhängig ist, daß die Sachen unter Vorsichtsmaßregeln (Verpackung, 
Versendungsart) aufgegeben werden. 
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Hierzu gehören: 

1. bestimmte explosionsgefährliche oder leicht entzündliche 
Stoffe (Anlage CI, II); 

2. bestimmte brennbare Flüssigkeiten, giftige, ätzende, fäulnis- 
fähige Stoffe; 

3. Gold- und Silberbarren, Piatina, Geld, Münzen und Papiere 
mit Geldwert (außer Postwertzeichen, Stempelbogen und Marken, 
sowie ähnliche amtliche Wertzeichen, z. B. Marken der Invalidenver- 
sicherung), Dokumente, Edelsteine, echte Perlen, Kostbarkeiten und 
Kunstgegenstände ; 

4. Gegenstände, deren Verladung oder Beförderung nach der 
Anlage oder dem Betriebe einer beteiligten Bahn außergewöhnliche 
Schwierigkeiten verursacht. 

Bei den zu 1 und 2 genannten Gegenständen sind die Be- 
dingungen der Zulassung in der Anlage C der EVO. gegeben. Für die 
Gegenstände unter 3 und 4 bestimmt der Tarif die Bedingungen. 

5. Eisenbahnfahrzeuge auf eigenen Kadern. Sie müssen sich 
in lauffähigem Zustande befinden. Lokomotiven, Tender, Dampf- und 
Kraftwagen müssen von einem sachverständigen Beauftragten des Ab- 
senders begleitet sein; 

IV. daß die Beförderung mit den regelmäßigen Beförderungs- 
mitteln möglich ist; 

V. daß die Beförderung nicht durch Umstände, die als höhere 
Gewalt zu betrachten sind, verhindert wird. Ober den Begriff „höhere 
Gewalt" siehe S. 132. 

Die Gründe zu IV und V berechtigen die Eisenbahn nur zur 
zeitweiligen Verweigerung der Beförderung. Ist der Hinderungsgrund?i 
behoben, z. B. stehen wieder Beförderungsmittel zur Verfügung oder 
ist die etwa durch Unwetter zerstörte Strecke wiederhergestellt, 
so muß die Beförderung erfolgen. Die Unmöglichkeit, die von der 
Eisenbahn bestimmten oder vom Absender vorgeschriebenen Wege 
innezuhalten, berechtigt die Bahn nicht zur Ablehnung des Transports. 
Sie muß in diesem Falle ohne Erhebung von Mehrfracht das Gut auf 
einem Hifsweg befördern (§ 74 Abs. 1 EVO.). 

Int Verk. (Art. 5): Der Transporfzwang besteht, sofern der Ab- 
sender den Anordnungen des Int. Üb, sich unterwirfty die Beförderung 
mit den regelmäßigen Transportmitteln möglich ist, und nicht Umstände, 
welche als höhere Gewalt zu betrachten sind, die Beförderung hindern. 
Hinsichtlich der Zulässigkeit der Zurückweisung bestimmter Gegenstände 
tmterscheidet das Int. Üb,: 

L Gegenstände, deren Beförderung dem Übereinkommen nicht unter- 
worfen sind: 1. diejenigen, welche auch nur in einem der am Trans- 
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porte beteiligten Gebiete dem Postzwange unterworfen sind; 2. diejenigen, 
die sich nach der Anlage und dem Betriebe einer beteiligten Bahn nicht 
zur Beförderung eignen; 3, diejenigen, deren Beförderung auch nur auf 
einem der am Transporte beteiligten Gebiete aus Gründen der öffent- 
lichen Ordnung verboten ist, 

IL Von der Beförderung ausgeschlossene Gegenstände, Das sind 
alle der Selbstentzündung oder Explosion unterworfenen Gegenstände und 
ekelerregende oder übelriechende Erzeugnisse, soweit sie nicht bedingungs- 
weise zur Beförderung zugelassen werden. Die früher im Int. Verk. 
nicht zugelassene Beförderung von bestimmten Kostbarkeiten ist jetzt 
bedingt zugelassen (Zusatzvereinbarung vom 16, Juni 1895). 

IIL Bedingt zugelassene Gegenstände (Anlage 1 zu § 1 der Ausf.- 
Best,) entsprechend der Anlage C zur EVO. Einzelne oder alle Ver- 
tragsstaaten können im Wege der Vereinbarung für ihren wechselseitigen 
Verkehr sonst ausgeschlossene Gegenstände zur Beförderung zulassen oder 
bedingungsweise zugelassene Gegenstände unter leichteren Bedingungen 
zulassen (Ausf-Best. § 1, Abs, 2 und 3), 

Sodann kann die Annahme der Güter zur Beförderung zeitweilig 
abgelehnt werden, wenn die Beförderung nicht sofort erfolgen kann 
(§ 453, Abs. 3 HGB., § 63 EVO.). § 64 EVO. bestimmt aber, daß 
die Eisenbahn in diesem Falle verpflichtet ist, die Güter, deren Be- 
förderung nicht sofort möglich ist, soweit ihre Räumlichkeiten es ge- 
statten, gegen Empfangsschein einstweilen in Verwahrung zu nehmen. 
Dabei kann sich die Eisenbahn vorbehalten, daß die Annahme zur Be- 
förderung erst erfolgt, wenn die Beförderung möglich ist. In diesem 
Falle wird der Frachtbrief, der mit entsprechendem Vermerk ver- 
sehen werden muß, der Bahn zwar übergeben, sie drückt aber den 
Abfertigungsstempel erst dann auf, wenn die Beförderung möglich 
ist. Bis zu diesem Moment haftet die Bahn nicht nach Eisenbahn- 
recht (siehe § 58), sondern als Verwahrer. Werden Wagenladungs- 
güter, deren Beförderung nicht sofort möglich ist, gleichwohl zur 
Beförderung angenommen, so kann mit Genehmigung der Landes- 
aufsichtsbehörde mit dem Absender vereinbart werden, daß die Liefer- 
frist erst von dem Tage der Absendung ab zu rechnen ist. Dieses Ver- 
fahren ist eingeführt, damit die Absender die Güter beleihen lassen 
können, was auf Grund eines Hinterlegungsscheins nicht möglich ist, 
vielmehr nur auf Grund eines regelrecht geschlossenen Frachtver- 
trags. Der Hauptunterschied besteht darin, daß die Eisenbahn schon 
für das verwahrte Gut nach Frachtrecht, nicht als Verwahrer 
haftet. 

Int, Verk,: Art. 5 Int. Üb. weicht insoweit ab, als die lyiicht 
jzur vorläufigen Verwahrung nicht vorgeschrieben, sondern den für die 
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VersaT^dstation geltenden besonderen Vorschriften die Bestimmung hier- 
über überlassen ist. 

Die Beförderung der Güter findet in der Reihenfolge der An- 
nahme zur Beförderung statt, wenn nicht zwingende. Gründe des Be- 
triebs (Ausschluß von Gegenständen von bestimmten Zügen u. a.) 
oder öffentliche Interessen (Militärtransporte, Hilfszüge) eine Aus- 
nahme rechtfertigen (§ 67, Ziff. 3 EVO.; ebenso Int. Üb. Art. 5, 
Abs. 3), Wird die Transportpflicht verletzt, so haftet die Eisenbahn 
für den daraus entstehenden Schaden. Zum Schaden gehört auch der 
entgangene Gewinn (§ 252 BGB.). 

§ 54. Der BefSrderangsvertrag. Der Frachtbriefl 

I. Begriff und Form des Vertrages. Der Vertrag der Eisen- 
bahn über die Güterbeförderung ist ein Frachtvertrag. Die Eisenbahn 
ist Frachtführer im Sinne des § 425 HGB. und Kaufmann im Sinne 
des § 1, Abs. 2, Ziff. 5 HGB. Der Frachtvertrag ist ein Vertrag über 
die Ausführung eines Transports, d. h. eine auszuführende Leistung. 
Er würde den Regeln des Werkvertrags unterstehen, wenn er nicht im 
Handelsgesetzbuche seine sonderrechtliche Regelung gefunden hätte. 
Der früher zwischen dem gewöhnlichen Fracht- und dem Werkver- 
trage bestehende Hauptunterschied, daß der Werkunternehmer nur 
für verschuldeten Schaden, der Frachtführer aber bis zur höheren 
Gewalt haftete, ist allerdings jetzt insofern verwischt, als die strengere 
Haftung für den gewöhnlichen Frachtführer beseitigt und nur für den 
Eisenbahnfrachtvertrag aufrecht erhalten ist. Der Frachtvertrag wird 
zwischen dem Absender und dem Frachtführer geschlossen. Ab- 
sender ist derjenige, der den Frachtvertrag im eigenen Namen schließt. 
Der Absender ist häufig nicht identisch mit der Person, für deren 
Rechnung der Transport geschieht (Versender), die also zumeist 
Eigentümer, Verkäufer usw. des Gutes ist. So ist bei allen durch 
Vermittlung eines Spediteurs erfolgenden Versendungen Absender 
der Spediteur, Versender der Auftraggeber des Spediteurs. Der Fracht- 
vertrag wird an sich formlos geschlossen. Jedoch bestimmt § 426 
HGB., daß der Frachtführer die Ausstellung eines sogenannten 
Frachtbriefs verlangen kann. 

Der Frachtbrief ist eine vom Absender ausgestellte, den 
Transport betreffende Mitteilung an den Empfänger in Form eines 
offenen Begleitschreibens (Begleitbriefs), das bis zur Ankunft des 
Gutes am Bestimmungsort in der Hand des Frachtführers ver- 
bleiben soll und sich auf den Inhalt des Frachtvertrags im all- 
gemeinen, sowie auch auf die besonderen Vereinbarungen der ver- 
tragschließenden Parteien erstreckt. 



Digitized by VjOOQIC • 



170 XL Abschnitt. 

II. Inhalt des Frachtbriefs. Der Frachtbrief ist nach dem 
Handelsgesetzbuch Beweismittel für den Frachtvertrag, nicht 
wesentlich für die Gültigkeit des Vertrags. Trotz Vorliegens eines 
Frachtbriefs ist der Gegenbeweis, daß ein Frachtvertrag nicht ge- 
schlossen oder wieder aufgehoben worden ist, zulässig. Wenn das 
Handelsgesetzbuch für den Frachtbrief einen Inhalt vorschreibt, so 
sind dies nicht zwingende Vorschriften, deren Nichtbeachtung den 
Frachtbrief und den Frachtvertrag nichtig macht. Vielmehr sind 
die Vorschriften nur instruktiver Natur. Nach § 426 HGB. soll der 
Frachtbrief enthalten: 

1. den Ort und den Tag der Ausstellung, 

2. den Namen und den Wohnort des Frachtführers, 

3. den Namen dessen, an den das Gut abgeliefert werden soll 
(Empfänger), 

4. den Ort der Ablieferung, 

5. die Bezeichnung des Gutes nach Beschaffenheit, Menge und 
Merkzeichen, 

6. die Bezeichnung der für eine zoll- und steueramtliche Be- 
handlung oder polizeiliche Prüfung nötigen Begleitpapiere, 

7. die Bestimmung über die Fracht, sowie im Falle ihrer Vor- 
ausbezahlung einen Vermerk hierüber, 

8. die besonderen Vereinbarungen, welche die Beteiligten über 
andere Punkte, namentlich über die Zeit, innerhalb welcher die Be- 
förderung bewirkt werden soll, über die Entschädigung wegen ver- 
späteter Ablieferung und über die auf dem Gute haftenden Nach- 
nahmen getroffen haben, 

9. die Unterschrift des Absenders (mechanische Vervielfälti- 
gung genügt). 

Für den Eisenbahnfrachtvertrag ist die Ausstellung eines 
Frachtbriefs nicht nur vorgeschrieben, sondern sogar zur Vertrags- 
form gemacht. Der Frachtvertrag ist abgeschlossen, sobald das Gut 
und der Frachtbrief von der Abfertigungsstelle zur Beförderung 
(nicht nur zur Verwahrung) angenommen worden ist (§ 61 EVO.). 
Als Annahmezeichen gilt der dem Frachtbrief aufzudrückende Tages- 
tetempel der Abfertigungsstelle. Dies ist aber nicht wesentliches Er- 
fordernis des Vertragsschlusses, sondern entbindet nur den Absender 
von der Schwierigkeit, andere Beweismittel für den Abschluß des 
Vertrags zu suchen. Die Annahmebahn ist zur Abstempelung unver- 
züglich nach vollständiger Auflieferung des Gutes und Entrichtung der 
vom Absender voraus zu zahlenden Beträge auf Verlangen in Gegen- 
wart des Absenders verpflichtet (EVO. § 61, Abs. 1—3; übereinstim- 
mend Art, 8 Int Üb., Abs. 1—3). 
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Für den Inhalt des Eisenbahnfrachtbriefs ist eine Reihe 
von Angaben vorgeschrieben, welche die Eisenbahn vom Absender ver- 
langen kann, jedoch nur insoweit, als sie für den vorliegenden Fall 
erforderlich sind. Die von dem Absender zu machenden Angaben 
bedürfen noch in mehreren Beziehungen der Ergänzung durch die 
Eisenbahn, so daß der vollständige Frachtbrief sich aus beiderlei An- 
gaben zusammensetzt. 

Der Absender hat in den Frachtbrief einzutragen (§ 66 EVO.): 
a) den Namen und Wohnort des Empfängers, b) die Bestimmungs- 
station (Eisenbahnstation oder Güternebenstelle, c) den Bestimmungs- 
ort, wenn er ein anderer ist als die Bestimmungsstation, d) die Be- 
zeichnung der Sendung nach ihrem Inhalte, bei Stückgut auch An- 
zahl, Art der Verpackung, Adresse (oder Zeichen [Signatur] und 
Nummer) der Frachtstücke, e) die Angabe des Gewichts (vgl. jedoch 
§ 58 Abs. 2 u. 3 EVO.), f) bei selbstverladenen Gütern die Nummer 
und die Eigentumsmerkmale des Wagens, g) den Freivermerk bei 
vorausbezahlter Fracht, h) den etwaigen Antrag auf Ausstellung eines 
Frachtbriefduplikats oder Aufnahmescheins, i) die etwaige Angabe 
des Interesses an der Lieferung und der Nachnahmen, k) das Ver- 
langen, daß das Gut bahnlagernd gestellt werden soll (unzulässig 
bei den in Anlage C der EVO. verzeichneten Gegenständen), 1) die 
genaue Bezeichnung der zur Erfüllung der Zoll-, Steuer- und Polizei- 
vorschriften beigegebenen Begleitpapiere (§ 65 Abs. 1 EVO.), m) die 
etwa für die Zoll- oder Steuerabfertigung gewünschte Abfertigungs- 
stelle (§ 67, Abs. 2 EVO.), n) den Ort und Tag der Ausstellung, o) die 
Unterschrift (Name der Firma und Wohnung; zulässig ist Beifügung 
der Telegrammadresse und Fernsprechnummer). 

Das im Anhange mitgeteilte Formular macht im einzelnen den 
Inhalt des Frachtbriefs ersichtlich. Die Frachtbriefformulare müssen 
zum Nachweise ihrer Übereinstimmung mit den Vorschriften der 
EVO. mit dem Prüfungsstempel einer inländischen Eisenbahn ver- 
sehen sein. Soweit die Formulare für Rechnung der Eisenbahn ge- 
druckt werden, geschieht der Aufdruck des Stempels beim Druck. 
Sonst erfolgt die Stempelung gegen eine Gebühr; die Eisenbahn kann 
aber verlangen, daß mindestens 100 Frachtbriefe gleichzeitig vor- 
gelegt werden (§ 55, 3 EVO.). Für Eilgüter wird das gleiche Formular 
verwendet, nur ist es rot umrändert. 

Int. Verk.: Art, 6 Int, Üb, enthält im wesentlichen gleichartige 
Bestimmungen, Auf die Formulare im Anhang wird verwiesen. Der 
Absender kann im internationalen Verkehr den Transportweg stets be- 
stimmen, während im innerdeutschen Verkehr die Bestimmung des 
Transportweges nur bei Eilgut dem Absender freisteht. Die Bestim- 
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mung des Absenders ist unbedingt maßgebend f soweit sie die Bestim- 
mung der zoll' oder steueramtlichen Abfertigungsstelle oder polizeiliche 
Prüfung betrifft. Von der Routenvorschrift kann die Bahn nach 
vorheriger Nachricht abweichen, wenn keine höhere Fracht entsteht 
und die Lieferfrist eingehalten wird. — Der Frachtbrief des inter- 
nationalen Verkehrs muß entweder deutsch oder franzosisch abge- 
faßt sein. 

Mehrere Gegenstände dürfen nur dann mit einem und dem- 
selben Frachtbriefe aufgegeben werden, wenn das Zusammenladen 
ohne Nachteil erfolgen kann und Zoll-, Steuer- und polizeiliche Vor- 
schriften nicht entgegenstehen (EVO. § 56, Abs. 3). Für die bedin- 
gungsweise zugelassenen Gegenstände (§ 54 EVO., Anlage C) sind be- 
sondere Frachtbriefe auszustellen; eine Ausnahme besteht nur, wenn 
dergleichen Güter zulässigerweise im innerdeutschen Verkehr in 
einem Wagen als Wagenladungsgüter versandt werden. Dann genügt 
ein Frachtbrief mit ausdrücklicher Bezeichnung der bedingungsweise 
zugelassenen Güter. Bei Wagenladungsgütern kann die Eisenbahn 
verlangen, daß für jeden Wagen ein besonderer Frachtbrief beige- 
geben wird (EVO. § 56, Abs. 2; Int. Üb. Ausf-Best, § 2, Abs. 6—8). 

Der Absender haftet der Eisenbahn für die Richtigkeit und Voll- 
ständigkeit der Angaben des Frachtbriefs (§ 426, Abs. 3 HGB., 
§ 57 EVO., ebenso Art. 7 Int. Üb.). 

111. Beweiskraft des Frachtbriefs. Der abgestempelte 
Frachtbrief dient als Beweis über den Frachtvertrag. Wenn also 
die Eisenbahn behauptet, die Angaben des Frachtbriefs über das 
Gut entsprächen nicht der Wirklichkeit, so muß sie das beweisen. 
Jedoch sieht § 61, Abs. 4 EVO. [und ebenso Int. Üb. Art. 8, Abs. 4] 
vor, daß bei Gütern, deren Aufladen der Absender besorgt, die An- 
gaben des Frachtbriefs über das Gewicht und die Anzahl der Stücke 
gegen die Eisenbahn keinen Beweis macht, es sei denn, daß sie die 
Nachzählung oder Nachwägung veranlaßt und dies auf dem Fracht- 
brief beurkundet hat. Aber nicht nur bei Verladung durch den Ab- 
sender,^ sondern in jedem Falle ist die Eisenbahn berechtigt, die 
Stückzahl und das Gewicht festzustellen. Bei Stückgütern ist sie zur 
Feststellung des Gewichts immer, bei Wagenladungsgütern auf An- 
trag des Absenders verpflichtet (s. jedoch § 58 Abs. 3 EVO.). Fehlt 
die Gewichtsangabe im Frachtbrief, so gilt dies als Antrag auf amt- 
liche Wägung. Außer bei den stets amtlich zu wägenden Stück- 
gütern, die die Bahn verladet, wird für die Wägung die tarifmäßige 
Gebühr erhoben. Die Versandstation bescheinigt das Gewicht durch 
den Wägestempel auf dem Frachtbrief (§ 58 EVO.). 
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InL Verk,: Das Int Üb. setzt eine Priifungspflicht nicht festj 
überläßt vielmehr die Bestimmung den Gesetzen und Reglements des 
betreffenden Staates (Art. 7, Abs. 3). 

IV. Haftung des Absenders für die Richtigkeit der 
Frachtbriefangaben. Auch die sonstigen Angaben des Fracht- 
briefes ist die Eisenbahn durch Untersuchung des Gutes nachzuprüfen 
berechtigt. Zur Prüfung ist der Absender und, wenn er auf Ladung 
nicht erscheint, sind zwei Zeugen zuzuziehen, es sei denn, daß die 
Nachprüfung auf Grund polizeilicher Sicherheitsmaßregeln erfolgt. 
Ergibt sich bei der Nachprüfung die Unrichtigkeit des Inhalts des 
Gewichts oder der Stückzahl einer Sendung, sowie Außerachtlassung 
der Sicherheitsvorschriften, so hat der Absender nach § 60 EVO. einen 
Frachtzuschlag zu zahlen (also als Vertragsstrafe), abgesehen von der 
Nachzahlung der etwa durch die unrichtige Angabe verminderten 
Fracht und abgesehen von dem etwaigen Schadensersatze und der 
Verwirkung öffentlicher Strafe bei Zuwiderhandlung gegen gesetz- 
liche und polizeiliche Vorschriften. Der Zuschlag beträgt, wenn 
die nach § 54 EVO. von der Beförderung ausgeschlossenen Spreng- 
stoffe usw. unter unrichtiger Angabe aufgegeben oder die bedingt 
nach Anlage C zur EVO. zugelassenen selbstentzündlichen und ex- 
plosionsgefährlichen Gegenstände unter Außerachtlassung der vor- 
geschriebenen Sicherheitsvorschriften aufgegeben werden, 12 M. für 
jedes Kilogramm Rohgewicht, bei den in der Anlage CHI, IV, V auf- 
geführten brennbaren Flüssigkeiten, giftigen und ätzenden Stoffen 
3 M., bei den fäulnisfähigen Stoffen nach Anlage CVI 1/2 M., in 
anderen Fällen, wenn die unrichtige Angabe eine Frachtverkürzung 
nicht zur Folge hatte, 1 M. für den Frachtbrief, sonst das Doppelte 
der hinterzogenen Fracht, sei es, daß der Inhalt (bei Tarifierung 
nach dem Wert), sei es, daß das Gewicht falsch angegeben ist. 
Überladet der Absender einen von ihm selbst zu beladenden Wagen, 
so hat -er das Sechsfache der für das Obergewicht fälligen Fracht zu 
zahlen. Vor der Gefahr, wegen unrichtiger Gewichtsangabe haftbar 
zu werden, kann sich der Absender dadurch schützen, daß er keine 
Gewichtsangabe macht. Dies gilt dann als Antrag an die Bahn, das 
Gewicht selbst festzustellen. Diesem Antrag muß stattgegeben werden 
(s. S. 172). Ein Frachtzuschlag wird selbst bei unrichtiger Gewichts- 
angabe nicht erhoben, wenn die Bahn zur Verwägung verpflichtet 
war, ferner wenn eine während der Beförderung eingetretene Gewichts- 
zunahme nachweislich auf Witterungseinflüsse zurückzuführen ist und 
wenn eine Überlastung des Wagens infolge von Witterungseinflüssea 
entstanden ist und der Absender nachweist, daß er beim Aufladen 
das auf dem Wagen vermerkte Ladegewicht nicht überschritten hat. 
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Int Verk.: Ein Frachtzuschlag wird erhohen hei unrichtiger An- 
gähe des Inhalts, zu niedriger Ängahe des Gewichts sowie Üherlastung 
eines vom Ähsender heladenen Wagens. Der Zuschlag wird nicht er- 
hohen, wenn nach den Bestimmungen der Versandstation die Bahn zur 
Verwiegung der Güter verpflichtet ist^ wenn die Verwiegung verlangt 
worden ist, wenn die üherlastung während des Transports durch Witte- 
rungseinflüsse erfolgt ist und der Ähsender nachweist, daß er hei der 
Beladung des Wagens die für die Versandstation geltenden Bestimmungen 
eingehalten hat, wenn auf dem Transport eine Gewichtszunahme ohne 
Üherlastung eintritt und der Ähsender die Verursachung durch Witte- 
rungseinflüsse nachweist (Art, 7, Abs, 4ff, Int Üh,), Üher die Höhe des 
Frachtzuschlags: Äusf.^Best. § 3. 

§ 55. Die Begleitpapiere. 

Außer dem Frachtbriefe hat der Absender der Eisenbahn auch 
die sog. Begleitpapiere zu übergeben, die zur Erfüllung der Zoll-, 
Steuer- und polizeilichen Vorschriften erforderlich sind (§ 427 HGB., 
§ 65 EVO.; Art. 10 Int Üh.). Sind die Papiere nicht vollständig oder 
unrichtig, so haftet der Absender der Eisenbahn, wenn nicht der 
Eisenbahn selbst ein Verschulden zur Last fällt. Ein solcher Schaden 
kann z. B. eintreten durch Konfiskation von Gütern, deren Ver- 
sendung verboten oder bedingt zugelassen ist (z. B. es fehlt bei der 
Einfuhr von Sprengstoffen der vorgeschriebene polizeiliche Erlaub- 
nisschein usw.). Tritt eine länger als 48 Stunden dauernde Ver- 
zögerung in der Beförderung durch Unvollständigkeit der Papiere 
ein, so hat der Absender das tarifmäßige Lager- oder Standgeld zu 
zahlen. Namentlich bezüglich der Zollvorschriften war es nötig, 
die Haftpflicht des Absenders besonders festzusetzen. Nach den 
meisten Zollgesetzen, so auch nach § 13 des Vereinszollgesetzes, 
ist dem Staat gegenüber zur Entrichtung des Zolles der Inhaber, 
nicht der Eigentümer des Gutes, also der Frachtführer, verpflichtet. 

Die Eisenbahn ist nicht verpflichtet, die Vollständigkeit und 
Richtigkeit der Papiere nachzuprüfen. Der Absender hat für die 
Mitgabe der nötigen Papiere zu sorgen. 

Die Verpflichtungen, die durch Zoll-, Steuer- und polizeiliche 
Vorschriften auferlegt sind, hat die Eisenbahn zu erfüllen. Sie hat 
hierbei die Stellung eines Spediteurs und kann auch einen Spediteur 
mit der Erledigung der Obliegenheiten beauftragen. 

Int. Üh, Art. 10 enthalt für den internationalen Verkehr üherein- 
stimmende Vorschriften. Statt Spediteur sagt das Int Üh, Kommissio- 
när, was eine rechtliche Ähweichung nicht hedeutet. 

Für die Art der Zollabfertigung ist in erster Reihe die Vorschrift 
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des Absenders maßgebend ; ist eine nach Lage der Sache unzulässige 
oder unausführbare Art der Abfertigung vorgeschrieben, so hat die 
Anders der Empfänger auf der Bestimmungsstation. Dieser kann, 
falls der Frachtbrief nicht etwas anderes bestimmt, die Zollab- 
fertigung selbst veranlassen (§ 65,5 EVO.). 

Die letztere Vorschrift findet sich nicht unmittelbar im Int, Üb., 
wohl aber in den Zusatzbestimmungen des internationalen Transport- 
komitees Ziff, 4 zu Art, 10 Int. Üb. 

Der Absender oder ein Bevollmächtigter kann auch der Zoll- 
behandlung beiwohnen, dagegen darf er nicht das Gut zur Zollbehand- 
lung in Besitz nehmen oder die Zollabfertigung selbst vornehmen. 
Anders der Empfanger auf der Bestimmungsstation. Dieser kann, 
falls der Frachtbrief nicht etwas anderes bestimmt, die Zollabfertigung 
selbst veranlassen (§ 65, 5 EVO.). 

Das Int. Üb, bestimmt das gleiche und setzt in Art. 10, Abs. 5 aus- 
drücklich fest, daß, wenn der Empfänger oder frachtbriefmäßig ein 
Dritter die zoll- und steueramtliche Behandlung nicht besorgt, die Eisen- 
bahn diese vornehmen muß. 

Nach der Novelle zum Reichsstempelgesetz vom 3. Juni 1906 wird 
für jede Frachturkunde im Eisenbahnverkehre, wenn die Urkunde 
über die Ladung eines ganzen Wagens lautet, bei einem Fracht- 
betrage bis 25 M. 20 Pf., darüber 50 Pf. als Stempelsteuer erhoben. 
Bei einem Gesamtladegewicht unter 5 t ist die Hafte, über 10 t bis 
15 t das Einundeinhalbfache zu zahlen. Für jede weiteren 5 t tritt 
die Hälfte des Satzes hinzu. Für die Entrichtung des Stempels ist 
die Annahmebahn verantwortlich. 

§ 56. Die Annahme des &ates. 

Der Pflicht der Eisenbahn, Güter im Rahmen des Beförderungs- 
zwanges zum Transport anzunehmen, steht die Verpflichtung des 
Absenders gegenüber, das Gut zur geeigneten Zeit, am geeigneten 
Orte und in einem geeigneten Zustande anzuliefern. Auflieferungs- 
ort wird in der Regel die Güterannahmestelle (Güterbahnhof, Güter- 
expedition) sein. Eine Verpflichtung der Eisenbahn, das Frachtgut 
abzuholen, besteht nicht, kann aber festgesetzt sein. Die Eisenbahn 
kann Rollfuhrunternehmer zum An- und Abfahren der Güter be- 
stellen, auch sog. Güternebenstellen für die Abfertigung der Güter 
einrichten. Die Rollfuhrunternehmer sind dann „Leute der Eisen- 
bahn" und die Bahn haftet für sie (§ 63, Abs. 8, und § 5 EVO.). 
Die Auflieferung muß in den von der Eisenbahn festzusetzenden 
Dienststunden erfolgen. An Sonntagen und allgemeinen Feiertagen 
wird nur Eilgut zu den besonders festgesetzten und bekannt ge- 
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machten Tageszeiten angenommen, wenn einer zoll- und steueramt- 
lichen Behandlung kein Hindernis entgegensteht (§ 63, 3 EVO.). 

Wird das Gut nicht im ganzen aufgeliefert, so wird, wenn es mit 
einem Frachtbrief versendet werden soll, erst mit der letzten Teil- 
lieferung der Frachtvertrag geschlossen. Für eine solche sukzessive 
Auflieferung ist bestimmt, daß sie innerhalb 24 Stunden geschehen 
muß. Bei Überschreiten dieser Zeit wird ein tarifmäßiges Lagergeld 
erhoben. Das gleiche gilt auch, wenn sich Beanstandungen des 
Frachtbriefs ergeben und die Berichtigung nicht innerhalb 24 Stunden 
erfolgt oder bei „frei" zu befördernder Sendung die Fracht usw. nicht 
binnen 24 Stunden gezahlt wird (§ 63, Abs. 4 EVO.). Ist das Gut 
von dem Absender selbst zu verladen, so muß die Bereitstellung der 
Wagen für einen bestimmten Tag nachgesucht und die Einladung 
binnen der von der Eisenbahn zu bestimmenden Frist vollendet 
werden. Die Verladung hat gleichfalls während der Dienststunden zu 
erfolgen. Wenn der Absender die bestellten Wagen nicht rechtzeitig 
beladet oder wenn er dies zwar tut, aber der Frachtbrief zu Be- 
anstandungen führt, die nicht innerhalb der Ladefrist berichtigt 
werden, so kann die Eisenbahn ein sogenanntes Wagenstandgeld 
erheben, für Sonn- und Feiertage aber nur, wenn die Ladefrist schon 
am Tage vorher um 2 Uhr nachmittags abgelaufen ist. Folgen 
mehrere Festtage aufeinander, so ist nur für einen Tag Wagenstand- 
geld zu erheben. Wird die Ladefrist um mehr als 24 Stunden über- 
schritten, so kann die Bahn den Wagen auf Kosten des Bestellers 
entladen und das Gut auf seine Kosten auf Lager nehmen oder einem 
Spediteur oder öffentlichem Lagerhause übergeben (§ 63, Abs. 6 EVO.). 
Die Ladefrist ruht während der Dauer einer zoll- und steueramtlichen 
Abfertigung, sofern diese nicht von dem Absender verzögert wird, und 
an Sonn- und Feiertagen. Umgekehrt haftet auch die Bahn, wenn 
sie schriftlich zugesagte Wagen nicht rechtzeitig stellt (§ 63, Abs. 5 
EVO.). 

Int. Verk.: Das Int. üb. enthält über das Vorstehende keine be- 
sonderen Vorschriften. Es sind die Bestimmungen der Versandbahn 
maßgebend. 

Der Absender muß das Gut in gehöriger Verfassung auf- 
liefern. Wenn die Natur des Frachtgutes zum Schutze gegen Ver- 
lust, Minderung oder Beschädigung eine Verpackung nötig macht, 
so muß der Absender die Verpackung besorgen (§ 62, Abs. 1 EVO.). 
Unterläßt er dies, so kann die Eisenbahn die Annahme des Gutes 
verweigern. Sie kann aber auch solche mangelhaft verpackten Güter 
annehmen, wenn der Absender das Fehlen oder die Mängel der Ver- 
packung auf dem Frachtbriefe unter spezieller Bezeichnung der 
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Mängel anerkennt. Wenn der Absender gleichartige Güter stets 
mangelhaft verpackt aufliefert, so kann er eine ein für allemal gültige 
formnlarmäßige Erklärung (Anlage F zur EVO.) abgeben. Im Fracht- 
briefe ist dann darauf hinzuweisen. Ist die Erklärung abgegeben, 
so haftet der Absender für jeden Schaden, der der Bahn aus der 
mangelhaften Verpackung erwächst. Unterbleibt die Erklärung, so 
haftet der Absender nur für jeden durch äußerlich nicht erkenn- 
bare Mängel entstehenden Schaden. Für äußerlich erkennbare 
Mängel der Verpackung haftet der Absender nur, wenn er arglistig 
gehandelt hat. (Ühereinstimmend Int Üb. Art. 9, AusfrBest. §4. Dock 
muß hier auch für den Einzelfall eine besondere formulamiäßige Erklä- 
rung neben der Erklärung im Frachtbriefe erfolgen. Anlage 8 und 3a 
zum Int Üb.). 

Der Absender muß ferner die Stückgüter (nicht die Wagen- 
ladungsgüter) in haltbarer deutlicher und Verwechslungen aus- 
schließender Weise mit den Angaben des Frachtbriefs übereinstim- 
mend bezeichnen (signieren), auch kann die Eisenbahn, wenn dies 
ohne Schwierigkeit möglich ist, die Angabe der Bestimmungsstation 
auf den Stückgütern (Adressierung) verlangen (§ 62, Abs. 7, 8 EVO.). 
Ältere ßeförderungszeichen (z. B. Stationsnamen usw.) sind zu ent- 
fernen. Bei kleinen Stückgütern (Kleineisenzeug usw.) kann Ver- 
bindung und Verpackung zu größeren Einheiten verlangt werden 
(§ 62, Abs. 5 EVO.). 

Ob die Güter in offenen oder bedeckten Wagen befördert 
werden, bestimmt allgemein der Tarif. Wenn der Absender Ab- 
weichungen wünscht, so muß er dies auf dem Frachtbrief schrift- 
lich vermerken. Wenn Steuer-, Zoll- oder polizeiliche Vorschriften 
oder die EVO. oder zwingende Gründe des Betriebs eine bestimmte 
Beförderungsart erfordern, so ist eine Abweichung unzulässig. Bei 
Beförderung von offen zu befördernden Gütern in bedeckten Wagen 
kann eine im Tarife festzusetzende höhere Fracht erhoben werden 
(§ 66 Abs. 2 EVO.). Ob und unter welchen Bedingungen für offene 
Wagen Decken mietsweise überlassen werden, bestimmt der Tarif. 
Das Int. Üb. enthält keine Bestimmungen hierüber. 

Bestehen keine Bedenken gegen die Annahme des Gutes zur 
Beförderung oder sind die vorhandenen Bedenken beseitigt, so erfolgt 
gegebenenfalls nach erfolgter Feststellung des Gewichts und der Stück- 
zahl die Annahme des Gutes und der Abschluß des Frachtvertrags. 
Wie erwähnt, geschieht dies durch Obergabe des Frachtbriefs mit dem 
Gute. Die Annahmestelle hat, wenn das Gut vollständig aufgeliefert 
ist, den Frachtbrief (auf Verlangen in Gegenwart des Absenders) 
mit dem Tagesstempel zu versehen (§ 455 HGB., § 61, Abs. 2 EVO.; 

Eger, Kisenbahnrecht. 12 
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Art 8 Int. Üb.). Als Quittung kann eine gewöhnliche Empfangs- 
bestätigung von dem Absender z. B. dadurch verlangt werden, 
daß der Empfang der aufgelieferten Ware durch UnterStempelung 
eines in einem Quittungsbuche gemachten Eintrags bescheinigt 
wird. Eine solche Bescheinigung hat nur die Bedeutung einer 
Quittung des allgemeinen Verkehrs. Eine weitergehende Bedeu- 
tung kommt aber dem sog. Frachtbriefduplikat zu. Dies 
ist die Bescheinigung der Annahme auf einer zweiten Ausfertigung 
des Frachtbriefs. Wird ein Duplikat verlangt, so muß es der 
Absender zugleich mit dem Frachtbriefe der Bahn vorlegen. Das 
Duplikat muß als solches bezeichnet sein. Die Ausstellung des 
Duplikats wird von der Bahn auf dem Frachtbriefe durch Auf- 
druck eines entsprechenden Stempels beurkundet. Bei Gütern, die 
nicht in ganzen Wagenladungen aufgegeben werden, kann statt des 
Duplikats ein sog. Aufnahmeschein gegeben werden, der die rechtliche 
Bedeutung des Duplikats hat (§ 61, Abs. 7 EVO.). Frachtbriefduplikat 
und Aufnahmeschein haben die Bedeutung, daß zur Verfügung über 
das Gut nach Abschluß des Frachtvertrags der Absender nur dann be- 
fugt ist, wenn er das Duplikat vorlegt (§ 73, Abs. 5 EVO.; Art. 15 
Int.Üb.). Befolgt die Eisenbahn Anweisungen des Absenders, ohne 
die Vorlegung des Duplikats zu verlangen, so ist sie, wenn der 
Empfänger im Besitze des Duplikats ist, ihm für den aus der 
Befolgung der Anweisung entstehenden Schaden haftbar. Das 
Frachtbriefduplikat hat aber nach ausdrücklicher Bestimmung nicht 
die Bedeutung des Frachtbriefs oder eines Ladescheins (§ 61, Abs. 6 
EVO.). Der Ladeschein ist eine im Eisenbahnverkehr nicht ge- 
bräuchliche Urkunde, die einen dem Frachtbrief ähnlichen Inhalt 
hat, vom Frachtführer ausgestellt ist und die Eigenschaft hat, daß er 
für das Rechtsverhältnis zwischen dem Frachtführer und dem Emp- 
fänger maßgebend ist, und der Frachtvertrag für beide nur insoweit 
Geltung hat, als der Ladeschein auf den Frachtbrief Bezug nimmt. 
Der Ladeschein verbrieft zugleich ein Recht auf das Gut. Wer die 
Rechte- aus dem Ladeschein rechtmäßig besitzt — das ist der im 
Ladeschein als berechtigt genannte oder der, an den der Ladeschein, 
wenn er an Order lautet, nach Art der Wechselübertragung durch 
Indossament (Giro) übertragen worden ist — ist zum Empfänge des 
Gutes allein legitimiert. Es dürfen weder Anweisungen des hiernach 
nicht Berechtigten von dem Frachtführer beachtet werden, noch darf 
er das Gut ausliefern, wenn nicht der Ladeschein zurückgegeben wird. 
Dem Ladeschein des Landfrachtverkehrs entspricht im Seefracht- 
verkehre das Konnossement. Beim Lagergeschäft hat der Lager- 
schein eine ähnliche Bedeutung. Während also der Ladeschein und 
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das Konnossement sog. Traditionspapiere (Wertpapiere) sind, die 
den Besitzer des Papiers zum Eigentümer der darin verbrieften Ware 
machen, hat das Frachtbriefduplikat diese Wirkung nicht. Wer im 
Besitze des Duplikats ist, ist darum noch nicht verfügungsberechtigt. 
Nur das Verfügungsrecht des Absenders ist rechtlich an den Besitz 
des Duplikats geknüpft (§ 73, Abs. 5 EVO.). 

Das Int. üb, Art. 8, Abs, 6 hat übereinstimmende Bestimmungen. 
Im internationalen Verkehr muß ein Frachtbriefduplikat ausgestellt 
werden. 

Nimmt die Eisenbahn das Gut ungeachtet der Erfüllung aller 
Vorschriften durch den Absender nicht an, so macht sie sich schadens- 
ersatzpflichtig (§ 453, Abs. 5 HGB., Art. 5 Abs. 4 Int. Üb.). Ob man 
diese Schadensersatzpflicht als eine Abart der Schadensersatzpflicht 
wegen Annahmeverzugs (§ 290 BGB.) auffassen kann, kann dahin- 
gestellt bleiben. Da nach ausdrücklicher Vorschrift des § 61 EVO., 
Art. 8 Abs. 1 Int Üb. der Frachtvertrag erst mit der Annahme des 
Gutes abgeschlossen wird, stellt sich die Weigerung der Annahme 
als eine Ablehnung oder Verzögerung des Vertragsschlusses, nicht 
aber als Zögerung in der Erfüllung einer vertraglichen Verpflich- 
tung dar. 

§ 57. Beginn der BefSrderang und Lieferzeit. 

Der Absender hat nicht nur ein Interesse daran, daß das Gut 
überhaupt an die richtige Adresse gelangt, sondern daß es recht- 
zeitig dahin gelangt. Es liegt daher nicht in der Willkür der 
Eisenbahn, wann sie die Reise beginnen und vollenden will. Für 
den Frachtführer ist im § 428 HGB. bestimmt, daß sich die Frist, 
binnen deren er die Reise anzutreten und zu vollenden hat, nach 
dem Ortsgebrauch richtet. Besteht ein solcher Ortsgebrauch nicht, 
so ist die Beförderung binnen einer den Umständen nach ange- 
messenen Zeit zu bewirken. Für die Eisenbahn ist diese allgemeine 
Bestimmung nicht verwendbar. Die EVO. setzt daher fest, daß die 
Lieferfristen durch die Tarife zu veröffentlichen sind und schreibt 
daneben die Einhaltung von Höchstfristen vor (§ 75 EOV.). Die 
Abfertigungsfrist für Eilgut beträgt einen Tag, für Frachtgut zwei 
Tage. Die Beförderungsfrist beträgt für Eilgut für jede angefangene 
300 km einen Tag, für Frachtgüter bei Entfernungen bis zu 100 km 
einen Tag, bei größeren Entfernungen für jede auch nur angefangenen 
200 km einen Tag. Die Beförderungsfristen erhöhen sich nicht, wenn 
auch die Beförderung durch die Bereiche mehrerer Eisenbahnver- 
waltungen geht. Auch wird hierbei die Abfertigungsfrist nur einmal 
gerechnet. 
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Int Verk.: Maßgehend ist Int. Üb. Art. 14, welches den Aus- 
führungshestimmungen die Festsetzungen über die Lieferfristen überläßt. 
§ 6 Ausf.'Best, setzt das Nähere fest. Die Expeditionsfristen sind da- 
nach dieselben wie im innerdeutschen Verkehr. Die Transportfrist beträgt 
für je 250 km bei Frachtgütern zwei Tage^ hei Eilgütern einen Tag. 

Mit Genehmigung der Aufsichtsbehörde können die Fristen durch 
Zuschlagsfri&ten verlängert werden, wenn Güter von Gütemeben- 
stellen (siehe S. 175) übernommen werden, beim Übergang auf Bahnen 
mit anderer Spurweite, bei außergewöhnlichen Ereignissen, hier auch 
ausnahmsweise vorbehaltlich der behördlichen Genehmigung (§ 75, 
Abs. 3 EVO.). Die Zuschlagsfristen sind gehörig zu veröffentlichen 
(bei der preußisch-hessischen Staatsbahn durch den Reichsanzeiger). 

Int. Verk.: Zuschlagsfristen können die Gesetze und Beglements 
der Vertragsstaaten festsetzen: für Messen^ für außergewöhnliche Ver- 
kehrsverhäUnisse, wenn das Gut einen nicht überbrückten Flußübergang 
oder eine Verbindungsbahn zu passieren hat, für Bahnen von unter- 
geordneter Bedeutung, sowie für den Übergang auf Bahnen mit anderer 
Spurweite. Die Bahn, welche die für sie zulässige Überschreitung der 
Lieferfrist in Anspruch nimmt, soll bei dem Übergang auf die nächste 
Bahn den Tag der Übergabe und die Ursache und Dauer der Fristüber- 
schreitung auf dem Frachtbrief vermerken (Ausf.Best. §6 Abs. 3,4). 

Die Lieferfrist beginnt für die im Laufe des Vormittags 
aufgelieferten Güter um 12 Uhr mittags, für die nachmittags aufge- 
lieferten Güter um Mitternacht, mit Ausnahme des Falles, daß aus- 
nahmsweise Wagenladungsgüter, bevor die Beförderung möglich ist, 
(angenommen werden (siehe oben S. 168). Hier ist der Tag der Ab- 
stempelung maßgebend. Ist der auf die Auflieferung des Gutes 
folgende Tag ein Sonntag oder Festtag, so beginnt die Lieferfrist bei 
nachmittags aufgeliefertem Frachtgut einen Tag später. Der Lauf der 
Frist ruht während der Dauer der zoll-, steueramtlichen oder polizei- 
lichen Abfertigung, einer durch nachträgliche Verfügung des Ab- 
senders verursachten Verzögerung und für die Dauer einer ohne 
Verschulden der Bahn eingetretenen Betriebsstörung, durch die der 
Beginn oder die Fortsetzung der Beförderung zeitweilig verhindert 
wird (§ 75, Abs. 7 EVO.). 

Die Lieferfrist ist gewahrt, wenn vor ihrem Ablauf das 
Gut dem Empfänger zugeführt ist oder, falls die Güter nach 
den Bestimmungen der Empfangsbahn oder einer Verfügung des Emp- 
fängers nicht zugeführt werden, wenn innerhalb der Frist der Emp- 
fänger von der Ankunft benachrichtigt und das Gut zur Ausliefe- 
rung bereitgestellt ist. Für bahnlagernde Güter, für die der Absender 
die Benachrichtigung des Empfängers nicht im Frachtbriefe vorge- 
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schrieben hat, und für Güter, deren Empfänger auf die Benachrichti- 
gung schriftlich verzichtet hat, ist die Frist gewahrt, wenn das Gut vor 
dem Ablaufe der Frist auf der Bestimmungsstation zur Abnahme be- 
reitgestellt ist. 

Während bei dem gewöhnlichen Werkvertrag eine Zögerung 
in der Herstellung des Werks den Rücktritt des Bestellers nur dann 
zulässig macht, wenn eine gesetzte Frist fruchtlos verlaufen ist, es sei 
denn, daß ein besonderes Interesse den sofortigen Rücktritt recht- 
fertigt, was der Besteller zu beweisen hat, ist beim Frachtvertrag 
dem Absender das Rücktrittsrecht in jedem Falle gegeben, wenn der 
•Antritt oder die Fortsetzung der Reise ohne sein Verschulden — 
im internaiionalen Verkehr „durch höhere Gewalt oder Zufall^ (Int Üb. 
Art, 18) — verhindert wird. Allerdings muß der Absender den 
Frachtführer, wenn diesem kein Verschulden zur Last fällt, .ent- 
schädigen (Kosten der Wiederausladung, Teilfracht, § 428, Abs. 2 
HGB.). 

Nach § 74 EVO. muß die Bahn, wenn die Beförderung des 
Gutes auf dem vorgeschriebenen oder von der Bahn bestimmten 
Wege nicht möglich ist, ohne Erhebung von Mehrfracht einen Hilfsweg 
benutzen. Ist kein Hilfsweg vorhanden, so hat die Bahn den Ab- 
sender um Verfügung zu ersuchen. Nur in diesem Falle kann der 
Absender unter Entrichtung der im § 74 Abs. 2 EVO. vorgesehenen 
Beträge (Teilfrachtgebühren, tarifmäßige Gebühren für die Vorberei- 
tung der Beförderung und für das Wiederausladen) vom Vertrage 
zurücktreten. 

Nach Int Üb, Art, 18 ist, wenn im Falle einer Betriebsstörung 
die Fortsetzung des Transports auf einem andern Wege stattfinden 
kann, die Entscheidung der Eisenbahn überlassen, ob es dem Interesse 
des Absenders entspricht, den Transport . auf einem anderen Wege dem 
Bestimmungsorte zuzuführen oder den Transport anzuhalten und den 
Absender um anderweitige Anweisung anzugehen. Falls das Gut auf 
einem anderen Wege dem Bestimmungsorte zugeführt toird, ist die 
Eisenbahn berechtigt, die Zahlung der Mehrgebühren zu fordern. 

Verfügt der Absender auf die Aufforderung der Eisenbahn über 
das Gut, legt er aber das Frachtbriefduplikat, wenn ein solches aus- 
gestellt ist, nicht vor, so darf er weder die Person des Empfängers 
noch den Bestimmungort ändern. 

Nach Int Üb,, nach dem das Duplikat obligatorisch ist, gilt diese 
Vorschrift stets. 

§ 58. Die Haftpflicht der Eisenhalin aas dem Frachtrertrage« 

A. Für Verlust oder Beschädigung des Gutes. Wäh- 
rend der gewöhnliche Frachtführer für den Schaden, der durch Ver- 
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lust oder Beschädigung des Gutes auf dem Transport entsteht, zwar 
haftet, sich aber durch den Beweis von der Haftung befreien kann, 
daß die Beschädigung auf Umständen beruht, die durch die Sorg- 
falt eines ordentlichen Frachtführers nicht abgewendet werden 
konnten (§ 429, Abs. 1 HGB.), geht die Haftung der Eisenbahn 
weiter. Sie haftet für den durch Verlust, Beschädigung oder Minde- 
rung des Gutes in der Zeit von der Annahme bis zur Ablieferung 
entstehenden Schaden, es sei denn, daß der Schaden durch ein Ver- 
schulden oder eine nicht von der Eisenbahn verschuldete Anweisung 
des Verfügungsberechtigten, durch höhere Gewalt, durch äußerlich 
nicht erkennbare Mängel der Verpackung oder durch die natürliche 
Beschaffenheit des Gutes (namentlich durch inneren Verderb, Schwin- 
den, gewöhnliche Leckage) verursacht ist (§ 456 HGB., § 84, Abs. 1 
EVO.; Art 30 Int. üb.). 

Die Haftung beginnt mit der Annahme des Gutes, das ist der 
Moment des Abschlusses des Vertrags durch Übergabe des ganzen 
Gutes mit dem Frachtbrief (§ 61 EVO.). Die Haftpflicht endet mit 
der Ablieferung des Gutes an den Empfänger und der ihr nach § 76 
EVO. gleichstehenden Ablieferung an die Zoll- und Steuerverwaltung 
und d-er nach der EVO. zulässigen Hinterlegung bei einem Spedi- 
teur oder einem öffentlichen Lagerhause; dies ist z. B. der Fall 
bei den S. 199 dargestellten Ablieferungshindernissen. Wenn auf 
dem Frachtbrief ein Ort als Bestimmungsstation angegeben ist, wo 
sich keine Güterabfertigungs- oder Nebenstelle befindet, so besteht 
die strenge Haftung nur bis zur letzten dafür eingerichteten Eisen- 
bahnstation oder Güternebenstelle, für die Weiterbeförderung haftet 
die Eisenbahn als Spediteur (§ 468 HGB., § 85, Abs. 1 EVO.). 

Im internationalen Verkehr endet in solchem Falle die strenge 
Haftung ebenfalls bei Erreichung der letzten Eisenbahnstation, für die 
weitere Haftung sind nach Art, 19, 30, Abs. 2 Int. Üb. die gesetzlichen 
oder reglementarischen Bestimmungen, welche für die in Betracht kom- 
mende Bahn gelten, maßgebend; das ist also im Gebiet des deutschen 
Beiches der vorerwähnte § 468 HGB. 

Hat die Eisenbahn Veranstaltungen für die Zuführung der Güter 
nach Orten, an denen sich keine Güterabfertigungs- oder Nebenstellen 
befinden, getroffen (§ 78 EVO.), so haftet sie weiter als Frachtführer. 

Verloren ist ein Gut, wenn die Eisenbahn außer stände ist, 
es bestimmungsgemäß auszuliefern. Vernichtung ist nicht erforder- 
lich. Es genügt, wenn es tatsächlich nicht abgeliefert werden kann, 
mag es nun entwendet, verwechselt, konfisziert usw. sein. 

Beschädigung und Minderung bewirken eine Wertver- 
minderung, nicht wie der Verlust eine Wertzerstörung. Sie unter- 
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scheiden sich dadurch, daß bei der Minderung ein Teil des Gutes ver- 
loren geht (Teilverlust), der Rest aber vollwertig bleibt, während 
bei der Beschädigung das ganze Gut substantiell Schaden leidet, 
also minderwertig wird. 

Der Beweis, daß ein Gut verloren ist, ist schwierig zu führen, 
weil es außer in dem Falle der nachgewiesenen Zerstörung mög- 
lich ist, daß es zeitweise unauffindbar ist. Die EVO. erleichtert den 
Beweis dadurch, daß sie (§ 90) die Vermutung aufstellt, daß ein Gut, 
das am 30. Tage nach Ablauf der Lieferfrist nicht geliefert ist, als 
verloren zu betrachten ist. Übereinstimmend Art 33 Int. üb. 

Will die Eisenbahn sich von der Haftung befreien, so muß sie 
nachweisen, daß einer der Ausnahmetatbestände des § 456 HGB., 
§ 86 EVO., Ärt.30 Int. üb. vorliegt. Die Einreden gegen die 
Haftung gliedern sich im wesentlichen nach drei Gesichtspunkten. 
Es kann nämlich erhoben werden 1. die Einrede der höheren Gewalt, 
2. der eigenen Verantwortlichkeit des Absenders (Verschulden oder 
Anweisung), 3. der mangelhaften Eigenschaften des Gutes oder der 
Verpackung. Inwieweit im einzelnen die Haftung der Bahn ausge- 
schlossen ist, ist Tatfrage. Die Befreiung tritt nur dann ein, wenn 
ein ursächlicher Zusammenhang zwischen einer der aufgeführten 
Tatsachen und dem Schaden nachgewiesen ist. Bei der Einrede der 
mangelhaften Beschaffenheit des Gutes ist der innere Verderb nur 
als Hauptbeispiel angeführt. Es fällt darunter aller Schaden, der nach 
der Natur des Gutes bei ordnungsmäßigem Transporte nicht zu ver- 
meiden ist. Unter „inneren Verderb" fällt daher das Gären, Faulen, 
Zersetzen, Explodieren. Unter den Begriff „Schwinden** fällt das Ein- 
trocknen, Verdunsten, Einrosten; unter „gewöhnliche Leckage** das 
nach der Natur einer Flüssigkeit und ihrer Verpackung nicht zu 
vermeidende geringe Auslaufen. 

Äußerlich nicht erkennbare Mängel der Verpackung befreien 
nicht nur die Bahn von der Haftpflicht, sondern geben sogar der 
Bahn einen Ersatzanspruch gegen den Absender (§ 62 Abs. 4 EVO. 
Art. 9, Abs. 3 Int. Üb.). Beruft sich die Eisenbahn auf Verschulden 
des Absenders, so genügt der Beweis jedes, auch des geringsten Ver- 
schuldens, beruft sie sich auf die Anweisung des Verfügungsberech- 
tigten, so muß sie außerdem nachweisen, daß sie die Anweisung nicht 
verschuldet hat. 

B. Für Versäumung der Lieferfrist. Wird die Liefer- 
frist versäumt, so haftet die Eisenbahn für den dadurch entstehenden 
Schaden. Sie kann sich aber durch den Nachweis befreien, daß die 
Verspätung von einem Ereignisse herrührt, das sie weder herbei- 
geführt, noch abzuwenden vermochte (§ 466, Abs. 1 HGB., §94, Abs. 4 
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EVO. ; Art, 39 Int. Üb.). Die Haftung geht weiter als die des ge- 
wöhnlichen Frachtführers, der für Versäumung der Lieferfrist wie 
für den Verlust oder die Beschädigung nur bei Verschulden (Mangel 
der Sorgfalt eines ordentlichen Frachtführers) haftet. Dagegen ist 
sie geringer als die Haftpflicht der Eisenbahn für Verlust oder Be- 
schädigung; denn bei dieser geht grundsätzlich die Haftung bis zur 
höheren Gewalt. Der Unterschied zwischen der Haftung bis zur 
höheren Gewalt und der Haftung nach § 466 HGB., § '94 EVO. liegt 
darin, daß bei der Einrede der höheren Gewalt nachgewiesen werden 
muß, daß ein äußerer Zufall vorliege, der unbedingt und unter allen 
Umständen unabwendbar war,, wenn anders nicht der Betrieb ge- 
fährdet werden soll, während bei der Einrede der Unabwendbairkeit 
des Schadens bei Versäumung der Lieferfrist nur nachgewiesen 
werden muß, daß im konkreten Falle (nach Lage der Sache) alles ge- 
schehen ist, was unter Anwendung größter Sorgfalt geschehen konnte, 
ohne daß der Schaden zu vermeiden war. 

Für alle Fälle der Haftung der Eisenbahn aus den Frachtverträgen 
ist festgesetzt, daß die Eisenbahn für ihre Leute und für andere Per- 
sonen (die ständigen und die vorübergehend angenommenen) haftet, 
deren sie sich bei der Ausführung der Beförderung bedient (§ 458 
HGB., § 5 EVO.). Ebenso auch Art. 29 Int. Üb. Es sind also alle 
Handlungen der mit dem Beförderungsbetrieb befaßten Personen, 
aber auch nur dieser als eigene Handlungen der Bahn anzusehen. Dies 
kann weittragende Bedeutung haben, wenn ein Schaden durch Vorsatz 
oder grobe Fahrlässigkeit entstanden ist. Liegt eine solche Handlung 
eines mit dem Beförderungsbetrieb befaßten Angestellten vor, so 
haftet die Eisenbahn in dem für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit 
festgesetzten Umfange. Entsteht aber der Schaden durch eine gleiche 
Verfehlung eines nicht mit dem Beförderungsbetrieb befaßten An- 
gestellten, z. B. Werkstattarbeiters usw., so haftet zwar die Eisen- 
bahn, aber nur im gewöhnlichen Umfange. 

§ 59. Beschränkung der Haftpflicht. 

Das alte ADHGB. ließ in zahlreichen Fällen entgegen dem 
Grundsatze der strengen Haftung zu, daß die Eisenbahn reglemen- 
tarisch bestimmte, daß sie für gewisse besonders leicht ein- 
tretende Gefahren nicht oder nur mit gewissen Beschrän- 
kungen haften wolle. Die Reglements nutzten diese Erlaubnis bis 
zur zulässigen Grenze aus und die Verkehrsordnung von 1892, deren 
Normen nicht Rechtsnormen waren (S. 155), machte den Ausschluß 
der Haftung in den zulässigen Fällen allgemein zu einer reglemen- 
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tarischen Vorschrift. Das jetzige HGß. § 459 ff. hat die llaftungs- 
freiheit der Bahn gesetzlich festgelegt (vergl. auch EVO. § 86), 
Die Haftung der Eisenbahn ist hiernach ausge- 
schlossen: 

A. Bei Gefahren, welche für die zu befördernden Güter ent- 
stehen : 

1. aus der Beförderung in offenen Wagen, sei es, daß die Be- 
förderung tarifmäßig vorgeschrieben oder vertragsmäßig verabredet 
ist. Hierunter fällt aber nicht eine auffallende Gewichtsabnahme 
oder der Verlust ganzer Stücke (EVO.); 

2. aus mangelnder oder mangelhafter Verpackung von Gütern, 
die ihrer Natur nach eine Verpackung erfordern, wenn über die 
mangelhafte Verpackung eine Erklärung auf dem Frachtbrief ent- 
halten ist (siehe S. 177); 

3. aus dem Aufladen, Abladen oder der mangelhaften Verladung, 
wenn der Absender tarif- oder vertragsmäßig das Aufladen, der 
Empfänger das Abladen besorgt hat; 

4. aus der besonderen Neigung der Güter, Verlust, Minderung 
oder Beschädigung, namentlich Bruch, Rost, inneren Verderb, außer- 
gewöhnliche Leckage, Austrocknung oder Verstreuung zu erleiden (Be- 
förderung zerbrechlicher Sachen, von Glas, Metallen, Obst, Eiern usw.) ; 

5. aus der Beförderung an sich: bei lebenden Tieren; 

6. aus der fehlenden oder unzuverlässigen Begleitung von Gütern 
und Tieren, wenn eine Begleitung tarifmäßig vorgeschrieben oder 
vertragsmäßig vereinbart ist. 

; Während bei den Ausnahmetatbeständen des § 456 HGB., § 84 
EVO., Art. 30 Int. Üb. (s. S. 182) die Eisenbahn deren Vorliegen be- 
weisen muß, z. B. daß ein Gewichtsverlust durch gewöhnliche 
Leckage eingetreten ist, ist bei den oben erwähnten, besonders 
gefährdeten Gütern die Beweislast umgekehrt. Der Absender muß be- 
weisen, daß der Schaden nicht aus der dem Gute besonders drohenden 
Gefahr entstanden ist; denn § 459, Abs. 2 HGB., § 86, Abs. 2 EVO., 
Int. Üb. Art. 81 stellen eine Vermutung dafür auf, daß ein Schaden, der 
bei den genannten Gütern aus der ihnen besonders drohenden Ge- 
fahr entstehen konnte, aus dieser entstanden ist. Aber auch, wenn 
dem Geschädigten der Gegenbeweis nicht gelingt, haftet die Eisen- 
bahn doch, wenn der Geschädigte den Beweis erbringt, daß der 
Schaden durch Verschulden der Eisenbahn entstanden ist (§ 459 
HGB., letzter Absatz, § 86, Abs. 3 EVO.). 

B. FürGewichtsverluste bei Gütern, die nach ihrer natürlichen 
Beschaffenheit bei der Beförderung regelmäßig einen Gewichtsverlust 
erleiden (§ 460 HGB., § 87 EVO.; Art, 82 Int. Üb.). Hier ist die Haf- 
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tung bis zu bestimmten im § 87 EVO. festgesetzten Normalsätzen 
ausgeschlossen. Der Normalsatz beträgt 2 o/o bei flüssigen, feuchten 
und im § 87 Abs. 1 bestimmten trockenen Gütern, z. B. Fellen, 
Seifen usw., sonst bei trockenen Gütern lo/o. Wenn mehrere Stücke 
auf denselben Frachtbrief aufgegeben sind, wird der Normalsatz, 
wenn das Gewicht der einzelnen Stücke im Frachtbriefe verzeichnet 
ist oder sonst festgestellt werden kann, für jedes Stück besonders 
berechnet. Die Eisenbahn haftet unbeschränkt für Gewichtsverlust, 
wenn der Geschädigte nachweist, daß der Verlust den Umständen 
nach nicht infolge der natürlichen Beschaffenheit des Gutes ent- 
standen ist, z. B.: es wird nachgewiesen, daß das Mindergewicht 
nicht eine Folge des Normalgewichtsverlustes, sondern eines Ver- 
lustes an der Substanz des Gutes ist. Das gleiche gilt, wenn dar- 
getan wird, daß der angenommene Normalsatz der Beschaffen- 
heit des Gutes oder den sonstigen Umständen nicht entspricht. Ist 
das Gut ganz verloren, so kann die Eisenbahn den Normalsatz bei der 
Entschädigung nicht unter dem Vorwfinde, das Gut hätte doch an 
Gewicht verloren, abziehen (§ 460 HGB., Abs. 4, § 87, Abs. 4 EVO. ; 
Art 82 Int. Üh. und Äusf.-Best. § 8). 

C. Für Gegenstände, die von der Beförderung ausgeschlossea 
oder nur bedingungsweise zugelassen sind, aber unter unrichtiger 
oder ungenauer Bezeichnung oder unter Vernachlässigung der vor- 
geschriebenen Sicherungsmaßregeln aufgegeben sind (§ 467 HGB., 
§ 96 EVO.; Art. 43 Int Üh). 

§ 60. Der Schadensersatz. 

I. Für Verlust, Beschädigung und Minderung. 
A. Allgemeines. Nach bürgerlichem Rechte hat der zum 
Schadensersatz Verpflichtete den Zustand herzustellen, der bestehen 
würde, wenn die zum Schadensersatze verpflichtende Handlung nicht 
eingetreten wäre (BGB. § 249), und der Schadensersatz umfaßt auch 
den entgangenen Gewinn (BGB. § 252). Wenn also z. B. jemand für 
die Zerstörung eines Verkaufsgutes Ersatz leisten muß, so kann der Er- 
satzberechtigte das verlangen, was er durch den Verkauf des Gutes in 
dem konkreten Falle verdient hätte. Die Haftung des Frachtführers 
undder Eisenbahn geht soweit nur, wenn der Schaden durch Vor- 
satz oder grobe Fahrlässigkeit verursacht worden ist (§ 457, Abs. 3 
HGB., § 95 EVO.; Art. 41 Int. üb.). Unter „Vorsatz" versteht man 
aber ein Handeln mit dem Bewußtsein der Verantwortlichkeit für den 
aus der vorzunehmenden Handlung entstehenden Erfolg. Fahrlässig 
handelt, wer die iiii Verkehre erforderliche Sorgfalt außer acht läßt 
Was grob fahrlässig ist, ist im Gesetze nicht definiert und nach 
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den Umständen des einzelnen Falles zu bestimmen. Liegt weder 
Vorsatz noch grobe Fahrlässigkeit vor, so hat die Eisenbahn nur 
den gemeinen Handelswert zu ersetzen und in dessen Er- 
mangelung den gemeinen Wert, den Güter derselben Art und Be- 
schaffenheit am Orte der Absendung in dem Zeitpunkt der 
AnnahmezurBeförderung hatten, unter Hinzurechnung dessen, 
was an Kosten, Zoll und Fracht bereits bezahlt ist (§ 457 HGB., 
§ 88 EVO.; Art.84: IntÜb,). Das Eisenbahnfrachtrecht weicht 
von dem gewöhnlichen Frachtrecht darin ab, daß nach letzterem 
der gemeine Wert am Orte und an dem Zeitpunkte der Abliefe- 
rung der Schadensberechnung zugrunde gelegt wird (§ 430 HGB.). 
Ist für die Beschädigung Ersatz zu leisten, so ist der Minder- 
wert des Gutes gegenüber dem Handelswerte oder gemeinen Werte 
am Orte der Absendung zu ersetzen (§ 457, Abs. 2 HGB., § 88, 
Abs. 2 EVO. ; Art 37 Int üb.). Die Eisenbahn darf in diesem Falle 
nicht das gesamte Gut ersetzen und sich zur Übernahme bereit er- 
klären, ebensowenig kann der Ersatzberechtigte die Übernahme des 
Ganzen verlangen. 

Will der Ersatzberechtigte den Schadensersatz fordern, so 
muß er die zum Schadensersatz berechtigende Tatsache (Verlust, 
Beschädigung, Minderung) und die Höhe des Schadens nachweisen. Es 
ist S. 183 erwähnt worden, daß für den Fall des Verlustes dem Er- 
satzberechtigten der Beweis des Verlustes erspart ist, wenn das Gut 
bis zum 30. Tage nach der regelmäßigen Ablieferungszeit nicht ab- 
geliefert worden ist. Erhält der Berechtigte in diesem Falle die Ent- 
schädigung, so kann er in der Quittung den Vorbehalt machen, daß er, 
wenn das Gut wieder aufgefunden wird, sofort benachrichtigt werde. 
Ergeht die Nachricht, so kann der Ersatzberechtigte binnen 30 Tagen 
danach verlangen, daß ihm das Gut nach seiner Wahl kostenfrei 
auf der im Frachtbriefe bezeichneten Versandt- oder Bestimmungs- 
station gegen Rückgabe der Entschädigung nach Abzug des ihm 
wegen Überschreitung der Lieferfrist zustehenden Schadensersatzes 
ausgeliefert werde. Wird der Vorbehalt nicht gemacht oder das 
Begehren der Rückgabe binnen 30 Tagen nicht gestellt, so kann 
die Eisenbahn frei über das Gut verfügen (§ 91 EVO.). 

Das Int Üb. weicht msofern ab, als nach Art 36 a, a, 0, die 
Eisenbahn nicht frei, sondern „nach den Gesetzen ihres Landes*' über 
das Gut verfugen kann. Auch kann die Benachrichtigung nur für 
den Fall der Wiederauffindung binnen vier Monaten verlangt werden., 

Zwecks Erleichterung des Nachweises eines Verlustes oder einer 
Beschädigung legt die EVO. (§ 82) der Eisenbahn die Pflicht auf, in 
allen Fällen des Verlustes der Beschädigung oder Minderung sofort 
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eine eingehende Untersuchung vorzunehmen, das Ergebnis schrift- 
lich festzustellen und dieses den Beteiligten auf ihr Verlangen mitzu- 
teilen. Zur Feststellung im Falle einer Minderung oder Beschädigung 
sind unbeteiligte Zeugen, nötigenfalls Sachverständige, wenn mög- 
lich auch der Verfügungsberechtigte zuzuziehen. 

Im int. Verkehr ist eine protokollarische Feststellung vorgeschrieben; 
die Feststellung der Minderung oder Beschädigung richtet sich nach den 
Gesetzen und Reglements des Landes, wo sie stattfindet (Art. 25 Int, Üb,). 
Die gerichtliche Feststellung des Zustandes kann verlangt werden. 

B.Beschränkung der Haftung. Die Eisenbahn ist be- 
rechtigt, in gewissen Fällen den von ihr zu leistenden Schadensersatz 
bis auf einen Höchstbetrag zu beschränken. Dies darf geschehen: 

a) in besonderen Bedingungen (Ausnahmetarifen), sofern diese 
veröffentlicht werden, eine Preisermäßigung gegenüber den gewöhn- 
lichen Tarifen enthalten und ferner der Höchstbetrag auf die ganze 
Strecke Anwendung findet (§ 461 HGB., § 89 EVO.; Art. 35 Int. Üb,). 
Das Verlangen des Absenders, derartige Ausnahmetarife unter Be- 
schränkung der Haftung zur Anwendung zu bringen, muß im Fracht- 
briefe enthalten sein (§ 89, Abs. 1, letzter Satz, EVO. Art. 6 eint. Üb,), 

b) bei dem Transport der im § 54 (2) B 1 genannten Kostbar- 
keiten (siehe oben S. 167). 

Im internationalen Verkehr werden Kostbarkeiten nach § 1 der 
Ausf.'Best. überhaupt nur auf (}rund besonderer Vereinbarung zmschen 
den Regierungen der beteiligten Staaten oder auf Grund von Tarif- 
bestimmungeu zugelassen , die von den dazu ermächtigten Bahnverwal- 
tungen aufgestellt und von allen zuständigen Aufsichtsbehörden genehmigt 
sind. Daraus ergibt sich von selbst die Zulässigkeit der tarifarischen 
Beschränkung der Ersatzpflicht. 

Die Beschränkung auf den Höchstbetrag kann in keinem Falle 
geltend gemacht werden, wenn der Schaden durch Vorsatz oder 
grobe Fahrlässigkeit der Eisenbahn herbeigeführt worden ist. 

C. Erhöhung der Haftung. Eine solche kann, abgesehen 
von den erwähnten Fällen des Vorsatzes und der groben Fahrlässig- 
keit, eintreten, wenn der Absender in dem Frachtbriefe das „Interesse 
an der Lieferung" (Betrag in Buchstaben!) angibt. Hierdurch tritt 
eine Versicherung des Gutes ein, und die Bahn haftet über den 
Betrag des gemeinen (Handels-) Wertes hinaus bis zur Höhe des ver- 
sicherten Betrags, jedoch wenn Höchstsätze vorgeschrieben sind, nur 
bis zu deren Höhe (§ 463 HGB., § 92, 93 EVO.; Art. 38 Int. Üb,), 
Hierfür ist ein tarifmäßiger Frachtzuschlag (Versicherungsprämie) zu 
entrichten, für den im § 92, Abs. 3 EVO. Höchstbeträge angegeben 
sind (Art, 38 Int. Üb. und Ausf-Best. § 9 [Maocimalsätze]). 
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Der Ersatzberechtigte muß, wenn er Ersatz verlangt, die Höhe 
seines Schadens nachweisen. Der Schadensbetrag darf den gemeinen 
Wert übersteigen und kann bis zu dem versicherten Betrage geltend 
gemacht werden. 

IL Schadensersatz für Versäumung der Lieferfrist. 

Die Höhe des Schadensersatzes für Versäumung der Lieferfrist 
ist sehr begrenzt. Ohne weiteres kann der Ersatz des vollen Schadens 
auch hier gefordert werden, wenn die Versäumung der Lieferfrist auf 
Vorsatz oder grober Fahrlässigkeit beruht (§ 466 HGB., §94, Abs. 5, 95 
EVO.; Art. 41 Int Üb.). Sonst ist das Maximum des Ersatzes der 
Betrag der Fracht. Ein höherer Betrag wird nur ersetzt, wenn 
das Interesse an der Lieferung versichert war (siehe S. 188). 
Grundsätzlich muß auch hier die Höhe des Schadens nachgewiesen 
werden. Doch gewährt die Eisenbahn auch dann einen Ersatz, 
wenn ein Schaden nicht entstanden ist oder nicht nachgewiesen 
werden kann, und zwar, wenn das Interesse an der Lieferung nicht 
versichert war, für jeden versäumten Tag — nach Int üb. für jede 
Verspätung um ^/^q der Lieferfrist, Art. 40 Int, üb. — ein Zehntel der 
Fracht. Der höchste Betrag ist hier Vio der Fracht. Bei versichertem 
Interesse wird für jeden Tag — nach Int. Üb. für jedes Zehntel der 
Lieferzeit — Vio ^^^ als Höchstbetrag nach 5 Tagen (Zehnteln) die 
ganze Fracht vergütet, sofern nicht ein geringeres Interesse deklariert 
war (§ 94 EVO.); . jedenfalls aber der bei NichtVersicherung be- 
stimmte Betrag. Werden Gegenstände unter falscher Deklaration auf- 
gegeben, so ist, wie die Haftung für Beschädigung auch die Haftung 
für Versäumung der Lieferfrist ausgeschlossen.. 

Das Int. Üb. enthält eine Abweichung von deni deutschen Fracht-- 
recht insofern, als es dem Entschädigungsberechtigten zugesteht, G^j^ 
Zinsen der als Entschädigung festgesetzten Summe vom Tage des Be- 
gehrens der Entschädigung zu fordern. Nach deutschem Recht sind 
4^Iq und, wenn der Absender Kaufmann ist und die Versendung in 
seinem Handelsgewerbe geschah, 5 ®/q Zinsen zu fordern (§ 353 HQB.), 
denn alsdann liegt, da die Eisenbahn Kaufmann ist, ein beiderseitiges 
Handelsgeschäft vor (§ 42 Int, Üb,), 

§ 61. Die Haftpflicht mehrerer Eisenhahnen. 

Geht ein Gut über die Bahnstrecken mehrerer Eisenbahnen, so 
würde an sich, wenn das Gut verloren oder beschädigt oder die 
Lieferfrist versäumt wird, der Ersatzberechtigte feststellen müssen^ 
auf welcher Strecke der Schaden entstanden ist, damit er die 
schuldige Verwaltung in Anspruch nehmen kann. Daß das den 



Google 



Digitized by VjOOQ 



190 XI. Abschnitt. 

Verkehr außerordentlich lähmen und häufig zum Verluste an sich 
berechtigter Ersatzansprüche führen würde, liegt auf der Hand. 
Das HGB. hat daher für den gewöhnlichen Frachtführer und die 
Eisenbahn eine eigentümliche Kollektivhaftung der Frachtführer ein- 
geführt. Mehrer Frachtführer bilden eine Zwangsgemeinschaft, wenn 
das Gut direkt expediert wird, d. h. wenn der Absender nicht etwa 
mit jedem nachfolgenden Frachtführer einen besonderen Frachtver- 
trag schließt. Übergibt aber der Frachtführer selbst das Gut einem 
anderen Frachtführer oder übernimmt im Bahnverkehr der nach- 
folgende Eisenbahnunternehmer das Gut mit dem ursprüng- 
lichen Frachtbrief, so tritt der nachfolgende Frachtführer im 
ganzen Umfange in den Frachtvertrag ein. Der erste Frachtführer 
bleibt aber gleichwohl für die Forderung haftbar, es liegt also eine 
Art gesetzlicher Schuldübernahme vor (§ 432 HGB., §100 EVO.; 
Art. 27, 28 InLÜb.). Der Ersatzberechtigte kann beim gewöhnlichen 
Frachtvertrage jeden Teilfrachtführer für den ganzen Schaden in 
Anspruch nehmen. Das Eisenbahnfrachtrecht weicht darin 
ab, daß der Ersatzberechtigte nur zwischen drei Bahnen das 
Wahlrecht hat. Er kann nämlich nur gegen die erste Bahn oder gegen 
die Bahn, welche das Gut zuletzt mit dem Frachtbriefe übernommen 
hat oder gegen die Bahn klagen, auf deren Strecke sich der Schaden 
ereignet hat. Das Wahlrecht erlischt mit der Erhebung der Klage. 
Nur wenn der Ersatzberechtigte etwa von einer anderen Bahn aus dem 
Frachtvertrage verklagt wird, z. B. auf die Fracht, so kann er auch 
gegen diese Forderung mit seinem Anspruch aufrechnen oder den Er- 
satzanspruch im Wege der Widerklage geltend machen (§ 469 HGB., 
§ 100, Abs. 4 EVO.). Hat der Unternehmer einer Teilstrecke Ersatz 
geleistet, so kann er den Rückgriff gegen die Bahnstrecke nehmen, 
auf der der Schaden entstanden ist. Läßt sich nicht nachweisen, wo 
der Schaden entstanden ist, so haften die Bahnstrecken nach dem 
Verhältnis ihrer Streckenlängen, mit der sie an der Beförderung be- 
teiligt sind, und nur die Strecke ist befreit, die nachzuweisen vermag, 
daß bei ihr der Schaden nicht entstanden ist (§ 432, Abs. 3 HGB., 
§ 100, Abs. 5 EVO.). 

Int. Verk.: Das Int Üb, regelt das eben besprochene Verhältnis im 
Art, 27, 28 in ähnlicher Weise und enthält im Art. 27, Abs. 4 noch 
die prozessuale Vorschrift, daß die Klage nur vor einem Gerichte des 
Staates anhängig gemacht werden kann, in welchem die beklagte Bahn 
ihren Wohnsitz hat und welches nach den Gesetzen dieses Landes zu- 
ständig ist. Was den Bückgriff der Bahnen untereinander anbetrifft, 
so haften für den Bückgriff die Bahnen nie solidarisch (Art. 49 Int. 
Üb.), vielmehr haftet, wenn nicht die Eisenbahnen vorher oder nach- 
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fraglich anderweite Vereinharungen getroffen haben (Art. 54 Int. Üb,), 
in erster Reihe die Bahn, die den Schaden verschuldet hat. Mehrere 
schuldige Bahnen haften für den von ihnen verschuldeten Schaden, und 
wenn dieser nicht feststellbar ist, nach Maßgabe der Anteile an der reinen 
Fracht. Läßt sich kein Verschulden einzelner feststellen, so haften alle 
Bahnen nach Maßgabe der Anteile an der reinen Fracht, sofern ein* 
zelne Bahnen nicht ihr Nichtverschulden nachweisen (Art. 47 Int. Üb.). 
Für Versäumung der Lieferfrist haften mehrere schuldige Bahnen nach 
dem Verhältnisse der Zeitdauer der auf ihren Strecken vorgekommenen 
Versäumnis, Zur Feststellung der Verzögerung unrd die Lieferzeit^ die 
auf mehrere Bahnen entfällt, nach Maßgzhe des § 10 der Ausf-Best. 
verteilt. (Bei zwei beteiligten Bahnen: Eocpeditionsfrist zur Hälfte, 
Transportfrist pro rata der Streckenlänge. Bei mehreren Bahnen er- 
hält die erste und letzte Bahn ein Voraus von 6 Stunden (Eilgut) oder 
12 Stunden (Frachtgut). Der Rest der Expeditionsfrist und ein Drittel 
der Transportfrist wird zu gleichen Teilen, der Rest pro rata verteilt). 
Für das Verfahren ist das Gericht des Wohnsitzes der Bahn, 
gegen die Regreß genommen wird, zuständig, bei mehreren der Wohn^ 
sitz jeder Bahn für alle. Das Rückgriffverfahren darf nicht mit dem 
Entschädigungsverfahren verbunden werden. Wenn mehrere Eisen- 
bahnen zu belangen sind, so müssen sie in einer und derselben Klage 
beklagt werden, sonst erlischt der Anspruch gegen die nicht Belangten. 
Für den im Wege des Rückgriffs geltend zu machenden Anspruch der 
Eisenbahnen gegeneinander ist die im Entschädigungsprozeß ergehende 
endgültige Entscheidung hinsichtlich der Verbindlichkeit und der Höhe 
des Schadensersatzes maßgebend, wenn der im Rückgriffswege zu be- 
langenden Bahn der Streit verkündet ist (über „Streitverkündung" 
siehe S. 202). Die ergehenden, nicht nur für vorläufig vollstreckbar 
erklärten Urteile sind in allen Vertragsstaaten vollstreckbar. Es kann 
von dem Kläger keine Sicherstellung wegen der Prozeßkosten (sog. Aus- 
ländervorschuß) gefordert werden (Art, 50ff. Int. Üb.), 

§ 62. Das Yerfüguiigsrecht über das Frachtgut. 

Der Frachtvertrag ist ein zweiseitiger Vertrag, der zwischen dem 
Absender und dem Frachtführer (der Eisenbahn) geschlossen wird. 
Der Vertrag verpflichtet den Frachtführer zur Beförderung, den Ab- 
sender zur Zahlung der Fracht. Der Frachtvertrag hat mit jedem 
Werkvertrag das gemein, daß der Absender nicht gezwungen werden 
kann, das Werk (hier den Transport) zu Ende führen zu lassen. Er 
kann vielmehr, wenn er nur die entstandenen Frachtkosten und die 
etwa entstehenden Mehrkosten (Umladung) (§ 433, Abs. 1 HGB.), 
30wie die etwa tarifmäßig zu entrichtende besondere Gebühr (§ 73, 
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Abs. 8 EVO.) zahlen will, den Frachtführer anweisen, das Gut anzu- 
halten und zurückzugeben. Ober die Rechte des Auftraggebers beim 
Werkvertrage hinausgehend, kann beim Frachtvertrage der Ab- 
sender auch eine andere Ausführung des Vertrags verlangen, d. h, 
er kann anordnen, daß das Gut einem anderen als dem ursprünglich 
bezeichneten Empfänger und auf einer anderen Station (mag sie 
weiter, näher oder seitwärts gelegen sein) ausgeliefert werde. Ferner 
ist — nach dem Int, Üb, Art 15 Abs. 1 y^nur nach dem Ermessen der 
Eisenbahn" — zulässig die nachträgliche Auflage, Erhöhung oder Min- 
derung von Nachnahmen und die nachträgliche Frankierung. Andere 
Verfügungen können durch den Tarif einheitlich zugelassen werden. 
Die Eisenbahn darf die Ausführung solcher Verfügungen nur dann ab- 
lehnen, hinausschieben oder in veränderter Weise vornehmen, wenn 
durch ihre Befolgung der regelmäßige Güterverkehr gestört werden 
würde. In diesem Falle ist der Absender unverzüglich zu benachrich- 
tigen (§ 73, Abs. 1 EVO.). Die Verfügungen müssen sich stets auf die 
ganze Sendung beziehen. Sie sind schriftlich auf bestimmten Formu- 
laren bei der Versandstation einzureichen. Die Versandstation gibt die 
Verfügung sobald als möglich weiter (auf Wunsch durch Telegramm, 
Fernsprecher). Auch einem bei der Bestimmungsstation gestellten An- 
trag kann stattgegeben werden. Der Betreffende hat aber die vorge- 
schriebene formularmäßige Verfügung binnen angemessener Frist 
beizubringen (§ 73, Abs. 3, 4 EVO.). Übereinstimmend Art. 15 Int. Üb. 

Die Frage, wer verfügungsberechtigt ist, ist aber nicht nur von 
Bedeutung für die Legitimation, die erwähnten Vertragsänderungen zu 
verlangen, sondern namentlich auch für die Geltendmachung jedes 
anderen Anspruchs aus dem Frachtvertrage, z. B. der im § 58 bis § 61 
besprochenen Schadensersatzansprüche. Nur der zu Verfügungen Be- 
rechtigte ist auch dazu legitimiert (§ 99, Abs. 1 EVO.; Art. 26 Int.Üb.). 

Grundsätzlich ist verfügungsberechtigt der Absender. Wenn 
ein Frachtbriefduplikat ausgestellt ist, so ist schon erwähnt, daß die 
Eisenbahn, wenn sie sich dem etwa schon legitimierten Empfjlnger 
nicht ersatzpflichtig machen will, der Anweisung des Absenders 
nur nachkommen darf, wenn er das Frachtbriefduplikat vorlegt. 
Kann er dies nicht, so kann er seinen Anspruch nur mit Zustimmung 
des Empfängers geltend machen, sofern er nicht naqhweist, daß der 
Empfänger die Annahme verweigert hat. 

Auch das Int. Üb., nach dessen Vorschriften das Frachtbriefduplikat 
obligatorisch ist, enthält über die Legitimation zu Verfügungen des Ab- 
senders die gleichen Bestimmungen (Art. 24, Abs. 1 — Art. 26, Abs. 2). 

Wenn ein Ladeschein (siehe oben S. 178) ausgestellt ist, so ist 
der Inhaber des Ladescheins zur Verfügung über das Gut berechtigt. 
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Ebenso kann wie die meisten Ansprüche auch der Anspruch aus 
dem Frachtvertrage an andere Personen abgetreten werden. 

Während in allen diesen Fällen der Absender sich durch Rechts- 
geschäft des Verfügungsrechts entäußert, tritt in einem bestimmten 
Zeitpunkte entsprechend dem Wesen des Frachtvertrags das Ver- 
fügungsrecht des Empfängers von Rechts wegen an seine Stelle. 
Normalerweise ist das der Zeitpunkt, in welchem dem Empfänger das 
Gut mit dem Frachtbriefe übergeben ist. Vor der Ankunft des 
Gutes am Orte der Ablieferung ist der Empfänger nur berechtigt, 
Maßregeln zur Sicherstellung des Gutes zu ergreifen und dem Fracht- 
führer die zu diesem Zwecke notwendigen Anweisungen zu erteilen. 
Die Auslieferung des Gutes kann er vor der Ankunft am Orte 
der Ablieferung nur verlangen, wenn der Absender die Eisenbahn 
dazu ermächtigt hat (§ 434 HGB.). Mit dem Zeitpunkte der An- 
kunft des Gutes am Orte der Ablieferung tritt das Verfügungsrecht des 
Empfängers gegenüber der Bahn neben das des Absenders. Der 
Empfänger kann die aus dem Frachtvertrage sich ergebenden Rechte 
gegen Erfüllung der entsprechenden Verpflichtungen alsdann im 
eigenen Namen geltend machen, namentlich kann er die Übergabe des 
Frachtbriefs und des Gutes verlangen (§ 76, Abs. 2 EVO.). 

Das Int Üb, Art, 16, Abs. 1 sagt: „gegen Erfüllung der im Fracht- 
briefe ersichtlich gemachten Beträge", verlangt also weniger, weil z. B. 
die Bezahlung der nicht aus dem Frachtbriefe ersichtlichen Entschädig 
gung (wegen Mängel der Verpackung, unrichtiger Deklaration usw.) nicht 
darunter fällt. Da jedoch auch das Int, Üb, der Eisenbahn wegen aller 
Ansprüche aus dem Frachtverträge ein Pfandrecht gewährt, so ist eine 
materielle Abweichung des internationalen von dem innerdeutschen Fracht' 
recht nicht vorhanden (vgl, Eger, Int. Üb. 3,Aufl, S. 284). 

Dem Anweisungsrecht des Empfängers gehen allerdings auch 
nach der Ankunft des Gutes zunächst die Anweisungen des Ab- 
senders vor. Liegt also zur Zeit der Geltendmachung seiner vermeint- 
lichen Rechte durch den Empfänger eine abweichende Verfügung 
des Absenders vor, so entsteht das Recht des Empfängers nicht. 
Besteht eine solche abweichende Anweisung des Absenders aber 
nicht, so erlischt jegliches Verfügungsrecht des Absenders, sobald der 
Empfänger die Klage auf Auslieferung des Gutes erhebt. Die Klage- 
erhebung erfolgt durch Zustellung, nicht durch Anbringung bei 
Gericht (§ 253 ZPO.). 

§ 63. Die Fracht. 

Die Grundsätze der Frachtberechnung sind in den Tarifen an- 
gegeben (§ 426, 436 HGB. § 6 EVO.; Art, 11 Int, Üb). Das gleiche gilt 
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von den sog. Nebengebühren (Wäge-, Lagergeld). Außer diesen Be- 
trägen darf nur die Erstattung barer Auslagen verlangt werden, z. B. 
Ein-, Aus- und Durchgangsabgaben, Kosten der Oberführung der 
Güter, Kosten der Ausbesserung an Gütern, wenn ihre Beschaffenheit 
zum Zwecke ihrer Erhaltung eine Ausbesserung nötig macht (§ 68 
Abs. 2 EVO.). Für bare Auslagen (außer für Rollgelder, Fracht, 
Nebengebühren, Porto, Frachturkundenstempel) darf von der Bahn 
eine Gebühr (Provision) erhoben werden (§ 68 Abs. 3 EVO.). 
Der Absender hat die Wahl, ob er die Fracht bei der Aufgabe 
des Gutes berichtigen oder auf den Empfänger überweisen will. 
In der Regel ist das letztere der Fall. Will er die Fracht bezahlen, 
feo muß er dies im Frachtbriefe (Freivermerk) erklären ») (§ 69, 
Abs. 3 EVO.). Es kann auch ein Teil der Fracht vorausbezahlt 
werden. Vorausbezahlung der Fracht kann von der Bahn nur bei 
leicht verderblichen Gütern imd dann gefordert werden, wenn die 
Güter von so geringem Werte sind, daß sie die Frachtkosten nicht 
sicher decken, sowie tarifmäßig bei Ausnahmetarifen (§ 436 HGB., 
§ 69, Abs. 1 EVO.; Art. 12 Int. Üb,). 

Ist der nach dem Freivermerk zu zahlende Frachtbetrag bei der 
Aufgabe nicht genau bestimmbar, so kann die Versandbahn die Hinter- 
legung einer dem Betrage voraussichtlich entsprechenden Sicherheit 
fordern, ebenso für Zollkosten usw. (§69, Abs. 7 EVO., Art, 12, Abs. 3 
lfd. Üb.). Wird durch falsche Anwendung des Tarifs oder durch einen 
Rechenfehler zuviel an Fracht oder Nebengebühren berechnet, so ist 
die Eisenbahn zur Zurückzahlung verpflichtet, und zwar ist forderungs- 
berechtigt derjenige, der die Fracht bezahlt hat. Umgekehrt kann die 
Eisenbahn, wenn irrigerweise zu wenig Fracht berechnet ist, die 
Fracht von dem Absender, wenn der Frachtbrief nicht eingelöst wird, 
sonst nur nach Maßgabe des Freivermerks nachfordern (§ 70, Abs. 2 
EVO.). Beide Ansprüche verjähren, wenn der Anspruch auf unrichtige 
Anwendung des Tarifs oder auf Fehler bei der Berechnung gestützt 
wird, in einem Jahre mit dem Ablaufe des Tages, an dem die Zah- 
lung erfolgt ist. (§ 71, Abs. 1 EVO.) 

Ebenso Art. 12, Abs. 4 Int. Üb., sofern der Anspruch nicht unter 
den Parteien durch Vergleich, Urteil, Anerkenntnis festgestellt ist. 



*) Fügt der Absender dem Freivermerke keine Einschränkung bei, so 
verpflichtet er sich zur Bezahlung der ganzen Fracht einschließlich aller 
Nebengebühren und Auslagen, die auf der Versandstation bis zur Annahme 
des Gutes erwachsen (unbeschränkter Freivermerk). Der Freivermerk bezieht 
sich aber nicht auf Nebengebühren und Auslagen, die erst nach der An- 
nahme des Gutes zur Beförderung erwachsen. Die Übernahme auch dieser 
Kosten muß besonders erklärt werden (§ 69 Abs. 4: u. 5 EVO.). 
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Die Verjährung des Anspruchs auf Rückzahlung überhobener 
Fracht und Gebühren wird gehemmt, d. h. der Lauf der Frist 
ruht, wenn der Anspruch auf Rückerstattung bei der Eisenbahn 
angemeldet ist, bis zum Ablaufe desjenigen Tages, an dem dem An- 
meldenden ein abschlägiger Bescheid schriftlich zugeht und ihm 
die der Anmeldung etwa beigegebenen Beweisstücke zurückgestellt 
werden (§ 71, Abs. 2 EVO.). 

Etwas anderes ist die Unterbrechung der Verjährung. Die 
Unterbrechung hat die Wirkung, daß die bis dahin verlaufene Frist 
auf die Verjährungsfrist nicht angerechnet wird und nach der Unter- 
brechung eine neue Verjährungsfrist zu laufen beginnt. Für die 
Unterbrechung der Verjährung hat das HGB. und die EVO. keine be- 
sonderen Vorschriften. Es. finden die allgemeinen Vorschriften des 
BGB. § 208 ff. Anwendung. Danach wird die Verjährung unter- 
brochen durch Anerkenntnis, Klage oder ihr gleichstehende Tat- 
bestände (Anmeldung im Konkurse, Zahlungsbefehl, Aufrechnung usw.). 

Das Int, Üb, enthält für die Hemmung der Verjährung die gleichen 
Vorschriften vrie das innerdeutsche Recht, Die Unterbrechung der Ver- 
jährung richtet sich nach den Gesetzen des Landes, wo die Klage an- 
gestellt ist, im Deutschen Reiche also nach § 208 ff, BGB. (Art. 45, 
Abs, 3 und 4 Int, Üb.). 

Die Verpflichtung des Empfängers zur Zahlung der Fracht und 
Gebühren wird der Eisenbahn gegenüber durch die Annahme des 
Frachtbriefs und des Gutes begründet (§ 76 EVO. ; Art. 17 Int, Üb.). 

§ 64. Die Naclmahme. 

Nachnahmen sind Geldbeträge, mit deren Einziehung vom Ab- 
sender gegen Aushändigung des Gutes die Eisenbahn beauftragt 
ist. Der Absender kann das Gut bis zur Höhe des Wertes mit 
Nachnahme nach Eingang belasten (§ 72, Abs. 1 EVO., Art. 13, 
Abs. 1 Int. Üb.). Zuweilen leistet auch die Bahn dem Absender Bar- 
vorschüsse; dies ist dann zulässig, wenn sie nach dem Ermessen 
des Abfertigungsbeamten durch den Wert des Gutes sicher gedeckt 
sind (§ 72, Abs. 5 EVO.). Dann liegt kein bloßes Inkassomandat vor, 
sondern ein Darlehnsgeschäft, verbunden mit einer Anweisung auf den 
Absender und seiner Sicherstellung durch Verpfändung des Gutes. 

Nach dem Art. 13, Abs. S Int. üb. sind Barvorschüsse nach den für 
die Versandbahn geltenden Bestimmungen zugelassen. 

Der Betrag der Nachnahme und des Barvorschusses ist mit 
Buchstaben in den Frachtbrief einzutragen (§ 72, Abs. 6 EVO.). Als 
Bescheinigung über die Belastung mit Nachnahme dient der ab- 
gestempelte Frachtbrief, das Duplikat oder die sonst zugelassene 



Digitized by VjOOQIC 



196 XL Abschnitt 

Bescheinigung über die Auflieferung des Gutes. Auf Verlangen 
sind außerdem besondere Aufnahmescheine gebührenfrei auszu- 
händigen (§ 72 Abs. 2 EVO.). 

Das Int Üb. schweigt über diesen Punkt. Art. 13, Int. Üb, setzt 
festj daß die Eisenbahn nicht verpflichtet ist, dem Absender die Nach- 
nahmen eher auszuzahlen, bis der Betrag vom Empfänger bezahlt ist. 
Dies gilt auch von Auslagen, welche vor der Aufgabe für das Fracht- 
gut gemacht worden sind. 

Die Bahn zieht die Nachnahmen vom Empfänger ein, benach- 
richtigt von dem Eingang den Absender und zahlt ihm das Geld aus, 
soweit es nicht zur Deckung der Barvorschüsse dient. Unterläßt 
die Eisenbahn die Einziehung, so haftet sie für den Schaden bis zum 
Betrage der Nachnahme vorbehaltlich ihres Anspruchs gegen den 
Empfänger. Für Nachnahme und Barvorschuß wird eine Provision 
berechnet. Provisionsfrei werden die Fracht- und Nebengebühren, 
Portoauslagen, Zollgebühren, Rollgelder, Frachturkundenstempel 
nachgenommen. 

§ 65. Die Yollendung der BefOl*derniig. 

Die Verpflichtung der Eisenbahn aus dem Frachtver- 
trage ist beendet mit der Ablieferung des Gutes an den 
Empfänger. Es ist S. 193 schon erwähnt, daß nach der Ankunft des 
Gutes am Bestimmungsorte der Empfänger einen Anspruch auf Aus- 
händigung des Gutes gegen die Eisenbahn gewinnt und das Verfügungs- 
recht des Absenders erlischt, sobald der Empfänger seinen Anspruch 
im Klagewege geltend macht oder ihm der Frachtbrief übergeben ist. 
Der Frachtvertrag ist aber ein gegenseitiger Vertrag. Auch die Eisen- 
bahn hat aus dem Vertrage einen Anspruch auf die Gegenleistung. 
Bei gegenseitigem Vertrage ist in der Regel die Leistung nur Zug um 
Zug gegen die Gegenleistung zu bewirken, wenn nicht eine Partei 
vorzuleisten hat (§ 320 BGB.). Beim Frachtgeschäft ist die Leistung 
und Gegenleistungspflicht derart geregelt, daß der Frachtführer (die 
Eisenbahn) dem Absender gegenüber vorzuleisten hat, d. h. die Fracht 
wird in der Regel erst nach der Vollendung der Beförderung gezahlt. 
Ist aber das Gut am Bestimmungsorte angekommen, so tritt dem 
Empfänger gegenüber das Recht ein, nur Zug um Zug gegen die 
aus dem Frachtvertrage sich ergebenden Pflichten das Gut auszu- 
händigen (§ 76, Abs. 1, 5 EVO.). Die Eisenbahn kann auch von 
dem Empfänger eine Empfangsbescheinigung verlangen (Art, 16, 
Abs. 1 Int. Üb,). Weitere Erklärungen namentlich über tadellosen 
oder rechtzeitigen Empfang, dürfen nicht gefordert werden. Die Bahn 
hat aber kein Recht, die Annahme des Gutes und Erfüllung der 
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Vertragspf lichten von dem Empfänger ohne weiteres zu fordern; 
dieses Recht erwächst ihr erst durch den Eintritt des Empfängers in 
den Frachtvertrag, sei es, daß sie das Gut und den Frachtbrief aus- 
händigt, sei es, daß der Empfänger Klage auf diese Aushändigung 
erhebt. Nimmt der Empfänger Gut und Frachtbrief an, so muß er 
nach Maßgabe des Frachtbriefs Zahlung leisten (§ 436 HGB., § 76, 
Abs. 4 EVO. ; Art 17 Int Üb.). Bei der Geltendmachung der Gegen- 
ansprüche der Bahn hat die Empfangsbahn entsprechend der Rege- 
lung der Zwangsgemeinschaft nicht nur ihre eigenen Rechte, sondern 
alle den vorher mit der Beförderung befaßten Bahnen erwachsenen 
Ansprüche geltend zu machen (§ 76 Abs. 5 EVO.; Art. 20 Int Üb.). 

Die Aushändigung des Gutes erfolgt entweder nach Zuführung 
an die Behausung des Empfängers (bei Stückgütern innerhalb des 
Stationsortes oder der Nachbarorte) (§ 76, Abs. 2, § 78 EVO.) oder auf 
der Ankunftsstation (Güterabfertigungsstelle). Die Zuführung kann 
die Eisenbahn entweder selbst besorgen oder Rollfuhrunternehmer 
dazu bestellen. Für diese Personen haftet die Bahn unbedingt. Sie 
gelten als „Leute der Eisenbahn" (§ 78, Abs. 1, § 5 EVO.). Ist am 
Bestimmungsorte weder eine Güterabf ertigungs- noch Güternebenstelle 
tmd ist auch die Zuführung durch die Eisenbahn nicht geregelt (§ 78 
EVO.), so hat sie, wenn weder der Absender noch der Empfänger 
für die Weiterbeförderung sorgt, die Pflichten eines Spediteurs (§ 76, 
Abs. 9 EVO.). Erfolgt keine Zuführung an die Behausung, so muß 
der Empfänger das Gut abholen. Dazu ist er auch, falls nicht im 
allgemeinen Verkehrsinteresse mit Genehmigung der Landesaufsichts- 
behörde das Recht vorübergehend oder (bei besonderen Verhältnissen) 
dauernd beschränkt ist, berechtigt, wenn die Zuführung sonst all- 
gemein vorgeschrieben ist (§ 78, Abs. 2 EVO.). Die Fristen, binnen 
deren die Güter dem Empfänger zugeführt werden, sind durch Aushang 
an den Abfertigungsstellen bekannt zu machen ; ebenso die Gebühren. 
Wenn keine Zuführung der Güter erfolgen soll, so muß die Bahn nach 
der Ankunft des Gutes den Empfänger benachrichtigen. Stets ist eine 
Nachricht nötig, wenn Güter von dem Empfänger selbst abgeholt 
werden müssen (§ 76, Abs. 7 EVO.); sie unterbleibt nur, wenn der 
Empfänger darauf verzichtet hat, oder bei bahnlagernd gestellten 
Gütern, wenn sie im Frachtbriefe nicht vorgeschrieben ist. Die Be- 
nachrichtigung muß alsbald nach Ankunft, spätestens aber sofort nach 
der Bereitstellung des Gutes, bei Eilgütern in der Regel binnen zwei 
Stunden erfolgen. Bei Eilgütern, die nach 6 Uhr abends, an Sonn- 
und Festtagen nach 12 Uhr mittags eingehen, kann die Benachrichti- 
gung erst am folgenden Morgen verlangt werden (§ 79 Ab's. 1, 2 EVO.). 

Die Benachrichtigung gilt als bewirkt: 
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1. bei Zustellung durch die Post vier Stunden, durch Tele- 
gramm eine Stunde nach der Aufgabe; 

2. bei Zustellung durch Fernsprecher mit der Aufgabe; 

3. bei anderer Zustellung mit der Aushändigung. 

Die Frist, binnen deren das Gut abzunehmen ist, wird durch den 
Tarif bestimmt; sie muß mindestens 24 Stunden betragen. Sind 
die Güter von dem Empfänger zu entladen, so werden die Fristen 
durch den Tarif oder durch Aushang auf den Stationen festgesetzt. 
Die Abnahme und Entladung muß auf Verlangen der Bahn während 
der Dienststunden erfolgen (§ 80 Abs. 1, 2 EVO.). 

Die Fristen beginnen mit der Benachrichtigung. Die Entlade- 
frist beginnt aber nicht vor der Bereitstellung der Wagen. Wenn 
keine Nachricht erfolgt, weil der Empfänger schriftlich darauf ver- 
zichtet hat, oder bei bahnlagernden Gütern beginnt die Entladefrist 
mit der Bereitstellung des Gutes. Der Lauf der Fristen ruht an Sonn- 
und Festtagen und während einer nicht durch den Absender oder 
Empfänger verzögerten zoll-, steueramtlichen und polizeilichen Ab- 
fertigung (§ 80, Abs. 5 EVO.). Wird die Entladefrist überschritten, 
SO' erhebt die Bahn das tarifmäßige Lagergeld (bei Stückgütern) 'oder 
Wagenstandgeld (bei Wagenladungsgütern). Bei Wagenladungen kann 
auch die Bahn die Ausladung auf Kosten und Gefahr des Emp- 
fängers bewirken. Umgekehrt ist die Eisenbahn ersatzpflichtig, wenn 
das Gut nicht binnen einer Stunde nach Eintreffen des Abholers 
zur Abnahme oder Entladung bereit liegt. Bei großen Güter- 
anhäufungen kann die Eisenbahn das Lagergeld und Wagenstand- 
geld erhöhen, auch die lagerzinsfreie Zeit verkürzen (§ 80, Abs. 8 
EVO.). Die Vorschriften des § 75, 4 EVO. über die Festsetzung, 
Genehmigung und Veröffentlichung der Zuschlagsfristen finden als- 
dann sinngemäß Anwendung. 

Nach Int. Vh. Art, 19 richtet sich das Verfahren hei der Abliefe- 
rung von Gütern nach den Gesetzen und reglementarischen Vorschriften 
der Ablieferungsbahn, Das Vereinsbetriebsreglement wiederholt im wesent- 
liehen die Bestimmungen der EVO. 

Der Empfänger kann bei der Ablieferung verlangen, daß die 
Güter in seiner Gegenwart auf dem Bahnhofe nachgezählt oder nach- 
gewogen werden. Hierfür hat er die tarifmäßige Gebühr zu zahlen. 
Bei Wagenladungsgütern kann die Nachwägung oder Nachzählung 
verweigert werden, wenn die Vorrichtungen nicht ausreichen oder 
die Beschaffenheit des Gutes oder die Betriebsverhältnisse die Fest- 
stellung der Stückzahl nicht gestatten. In diesem Falle kann der 
Empfänger das Gut auf der nächsten geeigneten Wage in Gegenwart 
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eines Bevollmächtigten der Bahn najchwägen. Die Kosten — auch für 
den Bevollmächtigten — trägt der Empfänger (§ 77, Abs. 1 u. 2 EVO.). 
Wird bei der Nachzählung oder Nachwägung eine Minderzahl 
oder ein Mindergewicht festgestellt, die von der Eisenbahn zu ver- 
treten, aber noch nicht anerkannt sind, so sind keine Wägegebühren 
zu erheben und dem Empfänger die ihm entstandenen Kosten zu 
ersetzen (§ 77 Abs. 4 EVO.). 

§66. Ablieferungsliiiidieiiilsse. 

Ist der Empfänger nicht zu eimitteln, verweigert er die Annahme, 
löst er den Frachtbnef nicht in der tarifmäßigen Frist ein, oder 
ist sonst die Ablieferung nicht möglich, dann darf doch das Gut, außer 
wenn der Absender dies im Frachtbriefe verlangt, nicht etwa dem 
Absender zurückgesendet werden, vielmehr ist er lediglich, und zwar 
unverzüglich, d. h. ohne schuldhaftes Zögern, zu benachrichtigen 
und seine Anweisung einzuholen (§ 437 HGB., § 81, Abs. 1 EVO.). 
Ist die Benachrichtigung des Absenders nicht tunlich, z. B. er ist 
nicht mehr zu ermitteln, oder er verzögert die Anweisung, so hat 
die Eisenbahn das Gut auf Lager zu nehmen und hierbei die Sorg- 
falt eines ordentlichen Kaufmanns (Lagerhalters) anzuwenden, auch 
kann sie unanbringliche Güter bei einem Spediteur oder in einem 
öffentlichen Lagerhause für Rechnung und Gefahr des Verfügungs- 
berechtigten hinterlegen (§ 81, Abs. 3 EVO.). Bezüglich des Selbst- 
hilfeverkaufs des hinterlegten Gutes bestimmt das HGB., daß der 
Frachtführer das Gut, wenn es dem Verderben ausgesetzt ist oder 
Gefahr im Verzuge ist, öffentlich versteigern lassen oder, wenn es 
einen Börsen- oder Marktpreis hat, durch einen Handelsmäkler ver- 
kaufen lassen kann. Diese Bestimmung ist aber nicht zwingend. Es 
können daher durch Verträge im einzelnen Falle dem Frachtführer 
weitere Rechte zugesichert werden. Die EVO. setzt demnach für 
die Eisenbahnen weitergehende Befugnisse fest. Die Güter können 
ohne weitere Förmlichkeit bestmöglich (also nach Belieben auch frei- 
händig) verkauft werden : 

1. Wenn sie schnellem Verderben ausgesetzt sind oder wenn 
nach den örtlichen Verhältnissen eine Einlagerung nicht möglich ist; 

2. in jedem Falle, wenn Güter binnen vier Wochen nach Ab- 
lauf der lagerzinsfreien Zeit weder abgenommen noch zurückgenommen 
sind. Verlieren Güter durch die Lagerung unverhältnismäßig an Wert, 
so kann der Verkauf schon früher erfolgen (§ 81, Abs. 4 EVO.). 

Soweit es tunlich ist, ist der Empfänger und Absender von der 
Hinterlegung, sowie von dem bevorstehenden und von dem voll- 
zogenen Verkauf unverzüglich zu benachrichtigen. Unterläßt die 
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Eisenbahn schuldhafterweise die Benachrichtigung von der Hinter- 
legung oder dem Vollzuge des Verkaufs, so haftet sie für den Schaden. 
Von dem Verkaufserlös sind die der Eisenbahn erwachsenen Kosten 
und die etwaige tarifmäßige Verkaufsgebühr zu decken, der Rest 
wird dem Absender zur Verfügung gestellt (§ 81 Abs. 5 EVC). 

Im internationalen Verkehr (Art, 24 Int, Üb,) muß gleichfalls der 
Absender durch Vermittlung der Versandbahn van dem Hindernis so- 
fort — auf Antrag im Frachtbrief telegraphisch — in Kenntnis gesetzt 
und seine Anweisung eingeholt werden (Satz 1 — 4). Das GhU darf ohne 
ausdrückliches Einverständnis des Absenders nicht zurückgesendet werden 
(Satz 5), Das weitere Verfahren ist den Landesgesetzen und Eisenbahn- 
reglements der Ablieferungsbahn überlassen (Abs. 2). Das Vereinsbetriebs' 
reglement schließt sich der EVO, im wesentlichen an, 

% 67. Bas Erloschen der Anaprttclie aus dem FraelitYertrage. 

Die Eisenbalin erfüllt ihre Verpflichtungen aus dem Frachtver- 
trage durch vertragsmäßige Ablieferung des Gutes. Wird die ver- 
tragsmäßige Leistung einer Partei aus einem gegenseitigen Vertrag 
von der anderen flJs vertragsmäßig anerkannt, so muß die an- 
erkennende Partei dieses Anerkenntnis dauernd gegen sich gelten 
lassen und kann weitere Ansprüche nicht erheben. Ein solches An- 
erkenntnis kann auch stillschweigend erfolgen. Beim Frachtvertrage 
bestimmt demgemäß § 438 HOB., § 97, Abs. 1 EVC, daß die An- 
nahme des Gutes und die Zahlung der Fracht und der sonst auf dem 
Gute lastenden Forderungen aller Ansprüche gegen den Frachtführer 
aus dem Frachtvertrage zum Erlöschen bringt {Art, 44, Abs. 1 Int. Üb.). 

Hiervon gibt es folgende Ausnahmen: 

1. Entschädigungsansprüche wegen vorsätzlich oder grob fahr- 
lässig herbeigeführter Schäden erlöschen nicht ohne weiteres (§ 97, 
Abs. 2, Ziff. 1 EVC, Art. 44, Abs. 2, Ziff, 1 Int. Üb.). 

2. Entschädigungsansprüche wegen Versäumung der Lieferzeit 
können auch nach der Annahme geltend gemacht werden, wenn 
sie spätestens am 14. Tage nach der Annahme (der Tag der An- 
nahme nicht mitgerechnet) bei einer der zum Ersatz verpflichteten 
Bahnen schriftlich angemeldet werden (§ 97, Abs. 2, Ziff. 2 EVC; 
Art. 44, Abs. 2, Ziff. 2 Int. Üb,). 

3. Hatte bereits vor der Ablieferung eine Untersuchung nach 
§ 82, 83 EVO. (oben S. 187) stattgefunden und sind dabei Fehler 
festgestellt worden, oder ist die Untersuchung durch Schuld der Eisen- 
bahn unterblieben, obwohl Mängel behauptet sind, so erlöschen gleich- 
falls die Rechte gegen die Eisenbahn durch die Annahme und Zah- 
lung nicht (§ 97, Abs. 2, Ziff. 3 EVO., Art.U, Abs. 2, Ziff. 3 Int. Üb.). 
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4. War eine Beschädigung oder Minderung des Gutes äußerlich 
nicht erkennbar, so kann auch nach der Annahme noch ein An- 
spruch gegen die Eisenbahn geltend gemacht werden. Jedoch muß 
sofort nach der Entdeckung des Mangels und spätestens binnen 
einer Woche nach der Annahme zur Feststellung des Mangels ent- 
weder bei dem Gerichte die Besichtigung des Gutes durch Sach- 
verständige oder schriftlich bei der Eisenbahn eine Untersuchung des 
Gutes nach § 82 EVO. (oben S. 187) beantragt und dargetan werden, 
daß der Mangel in der Zeit zwischen der Annahme und der Ablieferung 
des Gutes entstanden ist (§ 438, 464 HGB., § 97, Abs. 2, Ziff. 4 
EVO.). Ist der Eisenbahn der Mangel unverzüglich nach der Ent- 
deckung und binnen der bezeichneten Frist angezeigt worden, so ge- 
nügt es, wenn die Feststellung unverzüglich nach dem Zeitpunkte 
beantragt wird, bis zu dem der Eingang einer Antwort der Eisen- 
bahn unter regelmäßigen Umständen erwartet werden darf. 

Nach dem Int.Üh, Art 44 Abs. 2 Ziff. 4 letzter Satz finden diese Be- 
stimmungen keine Anwendung, wenn die Untersuchung auf der Empfangs- 
station möglich ist und die Eisenbahn zu ihrer Vornahme bereit war. 

ö. Ansprüche wegen zu Unrecht erhobener Frachtzuschläge 
und unrichtiger Berechnung von Fracht und Gebühren bleiben gleich- 
falls vorbehalten (§ 97 Abs. 2 Ziff. 5 EVO.; ebenso nach Int,Üb. Eger, 
3. Aufl. S. 446). 

Seine Rechte auf Entschädigung kann der Empfänger sich nicht 
dadurch vorbehalten, daß er das Gut unter Vorbehalt annimmt, es 
sei denn, daß die Eisenbahn zustimmt, vielmehr hat er nur das Recht, 
auch nach Annahme des Frachtbriefs und Zahlung der Fracht die 
Annahme des Gutes solange zu verweigern, bis die Feststellung des 
behaupteten Mangels erfolgt ist. Wenn von mehreren abzuliefernden 
Gegenständen einige fehlen, so kann der Empfänger die vorhandenen 
annehmen und die fehlenden in der Empfangsbescheinigung als 
fehlend bezeichnen (§ 97, Abs. 4 EVO.; Art. 44, Abs. 3, 4 Int. Üb.). 

Das Int. Üb. enthält die besondere Bestimmung, daß alle nachträg- 
lich erhobenen Ansprüche schriftlich gestellt werden müssen. 

Wie der Anspruch auf Zahlung zuviel gezahlter Fracht, er- 
löschen auch die Ansprüche gegen die Eisenbahn wegen Verlust, 
Minderung, Beschädigung oder Verspätung in einem Jahre. Die 
Verjährung beginnt bei der Minderung oder Beschädigung mit dem 
Ablauf des Tages der Ablieferung. Bei Verlust oder verspäteter Ab- 
lieferung mit dem Ablauf der Lieferfrist. Für die Hemmung und Unter- 
brechung der Verjährung gilt das oben S. 194, 195 über die Ver- 
jährung der Frachtansprüche Gesagte (Art. 45 Int. Üb.). Nach BGB. 
kann eine verjährte Forderung zwar nicht im Klagewege geltend 
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gemacht werden, wohl aber ist es zulässig, sie zur Aufrechnung 
zu benutzen, wenn die Forderung des Schuldners zu einer Zeit ent- 
standen ist, zu der die verjährte Forderung noch nicht verjährt war. 
§ 414 HGB., § 98, Abs. 5 EVO. schließen die Einrede der Auf- 
rechnung aber auch dann aus, wenn der Verlust, die Beschädigung, 
die Minderung oder die Versäumung der Lieferfrist xiicht vor Ab- 
lauf der Verjährungsfrist der Eisenbahn angezeigt war oder die An- 
zeige abgesendet worden ist. Die Anzeige wird durch eine Beweisauf- 
nahme zur Sicherung des Beweises >) oder durch eine Streitverkün- 
dung lö) an die Eisenbahn im Falle eines Rechtsstreits zwischen dem 
Absender und dem Empfänger oder einem späteren Erwerber des 
Gutes ersetzt. 

Nach Int Üb. können verjährte Ansprüche weder durch Wider- 
Ua^ noch durch Einrede geltend gemacht werden. Die Terjaknm§$' 
frist heträfft nac^ dem LU, Üb. Art. 45, Abs. i, § 44, Abs. 2 bei Tor- 
Satz und grober Fahrlässigkeit drei Jahre. 

Im innerdeutschen Verkehr findet, wenn die Eisenbahn den 
Schaden vorsätzlich herbeigeführt hat, die gewöhnliche Verjährungs- 
zeit von 30 Jahren (§ 195 BGB.) Anwendung, nicht aber schon bei 
grober Fahrlässigkeit. Die kurze Verjährungszeit gilt auch nicht für 
die Ansprüche der Eisenbahnen untereinander (§ 98, Abs. 6 EVO.). 



*) Unter Sicherang des Beweises versteht man die Einnahme des Augen- 
scheines und die Vernehmung von Zeugen oder Sachverständigen zur Fest- 
stellung des Sachverhalts, wenn Gefahr vorhanden ist, daß ein Beweismitte 
verloren gehen könnte oder wenn Mängel einer Sache oder eines Werkes 
oder der Zustand eines Gutes festzustellen ist, für den ein Spediteur, Lager- 
halter oder Frachtführer haftet. Die Beweisaufnahme erfolgt, wenn ein Rechts- 
streit schwebt, vor dem Prozeßgericht, sonst vor dem Amtsgericht, in dessen 
Bezirk sich die Sache befindet (§485 ff. ZPO.) 

*^) Streitverkündung ist die Hereinziehung einer dritten Person in den 
Rechtsstreit seitens der Partei, welche im Falle des ungünstigen Ausfalls 
einen Regreßansprach gegen den Dritten zu haben glaubt, oder den Anspruch 
dieses Dritten befürchtet. Die Streitverkündung erfolgt durch Zustellung eines 
Schriftsatzes, in dem der Grund der Streitverkündung anzugeben ist. Der 
Dritte hat dann die Möglichkeit als Nebenintervenient dem Rechtsstreite bei- 
zutreten und gewinnt dadurch das Recht, in den Prozeß (nur nicht im Wider- 
spruche mit der Hauptpartei) einzugreifen; er kann also z. B. Angriffs- und 
Verteidigungsmittel anführen, Rechtsmittel (Berufung, Revision) einlegen usw. 
Die Nebenintervention hat aber die Folge, daß der Beitretende die Entscheidung 
des Gerichts stets gegen sich gelten lassen muß. Er kann, wenn er nach 
Verlust des Prozesses durch die Hauptpartei in Anspruch genommen wird, 
nicht einwenden: der Rechtsstreit sei falsch entschieden oder schlecht geführt 
worden, es sei denn, daß er zur Zeit des Beitritts nicht mehr in der Lage war, 
selbst einzugreifen (§ 68 ZPO.). Im Falle der Streitverkündung tritt die gleiche 
Folge auch ein, wenn der Dritte nicht beitritt. 
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§ 68. Bas Pfandrecht der Eisenhalin. 

Die Eisenbahn ist für alle ihre Forderungen aus dem Fracht- 
vertrage, insbesondere für die Fracht- und Liegegelder, Zollgelder 
und andere Auslagen, sowie für die auf das Gut geleisteten Vorschüsse 
(§ 72 EVO.) durch ein gesetzliches Pfandrecht am Frachtgut ge- 
sichert (§ 440 HGB.; Art. 21 Int. Üb.), Pfandrecht ist das Recht wegen 
einer Forderung Befriedigung aus einer Sache zu suchen (§ 1204 
BGB.). „Gesetzlich" ist das Pfandrecht um deswillen, weil zu seiner 
Entstehung nicht ein Vertrag zwischen den Parteien gehört, vielmehr 
das Pfandrecht auch gegen den Willen des Absenders entsteht. Das 
BGB., dessen pfandrechtliche Bestimmungen nach § 1257 BGB. auf 
das gesetzliche Pfandrecht Anwendung finden, kennt ein Pfandrecht 
an beweglichen Sachen nur in der Form des sog. Faustpfands, d. h. 
der Pfandgläubiger muß das Pfand in seinem Gewahrsam haben, im 
Gegensatze zu der Hypothek, die einen Besitz des Grundstücks 
durch den Gläubiger nicht voraussetzt. Grundsätzlich folgt das HGB. 
§ 440 für das Pfandrecht des Frachtführers diesen Anschauungen 
(Art. 21 Int. üb. : Faustpfand). Das Pfandrecht besteht, solange der 
Frachtführer, also hier die Eisenbahn, das Gut noch im Besitz hat 
oder mittels Konnossements, Ladescheins oder Lagerscheins dar- 
über verfügen kann. Während aber nach BGB. § 1253 Vertragspfand- 
rechte unbedingt erlöschen, wenn das Pfandstück dem Schuldner zu- 
rückgegeben wird und ein Vorbehalt des Pfandrechts unwirksam ist, 
erlischt das Pfandrecht des Frachtführers im innerdeutschen Ver- 
kehre 'nicht sofort mit der Aushändigung des Gutes an ^en Emp- 
fänger, es dauert vielmehr noch drei Tage fort, sofern die Eisen- 
bahn ihr Pfandrecht binnen dieser Zeit gerichtlich geltend macht und 
das Gut noch im Besitze des Empfängers ist. Die Eisenbahn kann 
also während dieser dreitägigen Frist die Klage auf Rückgabe des 
Gutes anstrengen. Wird die Eisenbahn nicht befriedigt, so befriedigt 
sie sich durch Pfandverkauf, und zwar kann sie, wenn das Gut 
aus mehreren selbständigen Teilen besteht, nur soviel Stücke ver- 
kaufen, als zu ihrer Befriedigung nötig sind. Will sie zum Ver- 
kaufe schreiten, so muß sie dem Empfänger den Verkauf androhen 
und den Geldbetrag bezeichnen, durch dessen Zahlung der Ver- 
kauf abgewendet wird (§ 1234 BGB., § 440 BGB.). Nach einer 
Wartefri&t von einer Woche wird das Gut verkauft, und zwar am Auf- 
bewahrungsorte öffentlich oder bei markt- oder börsengängigen Waren 
durch einen Handelsmäkler. Beim öffentlichen Verkauf muß Verkaufs- 
zeit und -ort öffentlich bekannt gemacht werden. Von dem Verkaufs- 
termin und dem geschehenen Verkauf ist der Empfänger unverzüg- 
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lieh zu benachrichtigen (§ 1237, 1241 BGB., § 368 HGB.). Die An- 
drohung des Pfandverkaufs, sowie die Nachricht vom Verkaufstermin 
und vom geschehenen Verkauf hat, wenn der Empfänger nicht zu 
ermitteln ist oder er die Annahme verweigert, an den Absender zu ge- 
schehen. 

Das Int, Üb, Art. 22 überläßt die Bestimmung über die Wirkung 
des Pfandrechts dem Landesrechte, Das Pfandrecht besteht nur so- 
lange^ als die Eisenbahn oder ein Dritter für sie das Out in Verwah- 
rung hat. Das sog. Folgerecht (die dreitägige Frist) findet nicht statt. 

Wenn mehrere Eisenbahnen an der Beförderung des Gutes be- 
teiligt waren, so hat jede ein gesetzliches Pfandrecht gewonnen, und 
zwar besteht dieses solange, wie das Pfandrecht der Ablieferungs- 
bahn in Kraft bleibt. Die Ablieferungsbahn muß die sich aus dem 
Frachtbrief ergebenden Rechte der Vorbahn gegen den Empfänger 
geltend machen, und sie macht sich ersatzpflichtig, wenn sie das Gut 
ohne Bezahlung abliefert und das Pfandrecht nicht binnen drei Tagen 
geltend macht. Es liegt also hier eine Art gesetzlichen Mandats vor. 
Zulässig ist es auch, daß die nachfolgende Eisenbahn die vorher- 
gehende Balin wegen ihrer Forderung befriedigt, dann geht kraft Ge- 
setzes nicht nur der Anspruch der Vorbahn, sondern auch das Pfand- 
recht auf die nachfolgende Bahn über (§ 441 HGB.). 

Es können an dem Frachtgute verschiedene Pfandrechte be- 
stehen, und zwar nicht nur verschiedene gleichartige Pfandrechte 
(Frachtführerpfandrechte), sondern auch andere gesetzliche Pfand- 
rechte, nämlich des Kommissionärs, des Spediteurs, des Lager- 
halters. Während nach bürgerlichem Rechte grundsätzlich das ältere 
Pfandrecht dem jüngeren vorgeht, ist die Rangordnung der Pfand- 
rechte am Frachtgute besonders geordnet. Es sind zwei Klassen von 
Pfandrechten zu unterscheiden. Die erste Klasse bilden die Pfand- 
rechte, die aus der Versendung und Beförderung entstanden sind, die 
zweite die, die nicht aus der Versendung entstanden sind (Kom- 
missionär, Lagerhalter, Spediteur und das Pfandrecht des Fracht- 
führers für Vorschüsse). Innerhalb der ersten Klasse (Versendungs- 
pfandrecht) geht das später entstandene dem älteren vor, innerhalb 
der zweiten Klasse, wie nach bürgerlichem Rechte, das ältere dem 
jüngeren. 

Auch nach Art. 23 Int. Üb. ist die Ablieferungsbahn verpflichtet, bei 
Vermeidungen der Ersatzpflicht die Fracht usw. einzuziehen und den an- 
deren beteiligten Bahnen den ihnen gebührenden Anteil zu zahlen. Bei 
Übergabe des Gutes von einer Eisenbahn an die andere kann die erstere 
der letzteren den Betrag der Fracht und der sonstigen Forderungen, 
soweit sie sich aus dem Frachtbrief ergeben, vorbehaltlich der späteren 
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Berechnung im Kontokorrentverkehr zur Last schreiben. Es findet also 
Zwangskreditierung statt, 

Forderungen der Eisenbahn aus dem internationalen Transport- 
vertrag gegeneinander können, wenn Gläubiger und Schuldner tinem 
anderen Staate angehören^ nur gepfändet oder mit Arrest belegt werden, 
wenn die Gerichte des Staates, dem die forderungsberechtigte Bahn an- 
gehört, entschieden haben. Das rollende Material der Eisenbahnen mit 
Einschluß sämtlicher beweglicher Gegenstände ^ die sich darin befinden, 
kann in dem Gebiete eines anderen Staates als desjenigen, dem die be- 
treffende Eisenbahn angehört, weder mit Arrest belegt, noch gepfändet 
werden, außer in dem Falle, wenn eine Entscheidung der Gerichte des 
Staates vorliegt, dem. die betreffende Eisenbahn angehört. Nach deut- 
schem Rechte sind die Fahrbetriebsmittel der Eisenbahn nach dem Ge- 
setze vom 3, Mai 1886 BGBl, Ä 131 der Pfändung nicht unterworfen, 

§ 69. Bas SeisegepAck. Aufgabe zur Beförderung.^^) 

Reisegepäck ist in der Regel nur ein den persönlichen 
Bedürfnissen des Reisenden dienendes Gepäck (Koffer, kleine 
Kisten, Hutschachteln, Mäntel, Reisesäcke und ähnliches). Die 
Eisenbahn kann aber auch andere Gegenstände, wenn tunlich, 
z. B. größere Kisten, Fahrzeuge, kleine Tiere in Käfigen usw. als 
Reisegepäck befördern (§ 30 EVO.). Gegenstände, die nicht, oder 
nur unter besonderen Bedingungen als Frachtgut befördert werden 
(§ 54 EVO., vergl. auch § 29 EVO.), können auch als Reisegepäck 
nicht aufgegeben werden. Geschieht dies durch Hintergehung der 
Bahn doch, so tritt auch hier der erhebliche Frachtzuschlag (siehe 
oben S. 173J ein. Die wegen ihres besonderen Wertes nur bedingt 
zur Beförderung zugelassenen Gegenstände können, soweit der Tarif 
dies zuläßt, als Reisegepäck aufgegeben werden. 

Die Beförderung als Reisegepäck unterscheidet sich von der 
Beförderung als Frachtgut dadurch wesentlich, daß Reisegepäck 
ohne Frachtbrief und in der Regel mit allen Zügen befördert wird, 
daß es den Reisenden gleich zur Verfügung steht, und daß diei 
Abfertigung bedeutend vereinfacht ist. Die Annahme erfolgt ohne 
Rücksicht auf die Dienststunden vor Abgang jedes Zuges inner- 
halb der für den Fahrkartenverkauf bestimmten Zeit. (Beginn: 
1/2 — 1 Stunde vor der Abfahrt bis 15 Minuten vor Abgang.) Fahr- 
zeuge, die nicht im Packwagen untergebracht werden können, müssen 
auf der Anfangsstation mindestens zwei Stunden vor der Abfahrt, 
auf anderen Stationen mindestens 24 Stunden vor der Abfahrt an- 

") IHe Beförderung von Reisegepäck ist im Int, Üb, nicht geregelt. 
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gemeldet werden. Die Auflieferung muß spätestens eine Stunde vor 
der Abfahrt erfolgt sein. Für Fahrräder können die Tarife besonderes 
bestimmen. 

Ein Frachtbrief wird nicht ausgefertigt. Die Eisenbahn 
gibt lediglich eine Beweisurkunde in der Form des sog. Gepäck- 
scheins. Dieser ist nicht dem Frachtbrief, sondern eher dem Lade- 
schein gleichzustellen, jedoch ist er kein Wertpapier. Die Eisenbahn 
händigt zwar dem Vorzeiger ohne Legitimationsprüfung das Gepäck 
aus, sie ist jedoch dazu nicht verpflichtet Der Gepäckschein ist also 
ein sog. Legitimationspapier, kein Inhaberpapier (§ 34, Abs. 1 EVO.). 
Das zur Beförderung aufgegebene Reisegepäck muß ordentlich ver- 
packt sein. Ist es dies nicht, so kann die Eisenbahn die Beförderung 
ablehnen, nimmt sie es an, so kann sie auf dem Gepäckschein einen 
entsprechenden Vermerk machen. Durch Annahme des Gepäck- 
scheins mit dem Vermerke erkennt dann der Absender die verzeich- 
neten Mängel an (§ 31, Abs. 1 EVO.). 

§ 70. Die Haftung f ftr das BelsegepAck. 

A. Verlust, Beschädigung, Minderung. Es finden die 
für die Frachtgutbeförderung geltenden Bestimmungen Anwendung 
mit folgenden Abweichungen : 

I. Die Haftung für Verlust erlischt nach Ablauf von 14 Tagen nach 
der Ankunft des Zuges auf der Bestimmungsstation, wenn das Gepäck 
bis zu dieser Zeit nicht abgefordert wird (§ 465 HGB., § 36 EVO.). 

II. Der Betrag des Schadensersatzes kann bei besonderen Be- 
triebsverhältnissen durch den Tarif mit Genehmigung der Landes- 
aufsichtsbehörde nach Zustimmung des Reichseisenbahnamts auf 
einen Höchsbetrag beschränkt werden, es sei denn, daß der Verlust 
durch Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit geschehen ist (§ 35 EVO.). 

III. Die Angabe des Interesses an der Lieferung hat spätestens 
1/2 Stunde vor Abfahrt des Zuges an der Abfertigungsstelle gegen 
Zahlung des Frachtzuschlags zu erfolgen. Dies ist im Gepäckschein 
zu vermerken (§ 32, Abs, 2, 5 EVO.). 

IV. Der Verlust des Gepäckstücks wird nicht erst nach 30 Tagen, 
sondern schon nach drei Tagen vermutet. Der Reisende ist, wenn 
sich das Gut wiederfindet, zu benachrichtigen. Er kann dann binnen 
30 Tagen gegen Rückerstattung des Schadensersatzes das Gepäckstück 
kostenfrei und frachtfrei auf einer inländischen Station ausgehändigt 
verlangen. Bei der Rückgabe auf der Abgangsstation ist die Tracht 
zu erstatten (§ 36, Abs. 3 EVO.). 

Für Gegenstände, die in beförderten Fahrzeugen gelassen sind, 
haftet die Eisenbahn nur für Verschulden. Als aufgegebenes Ge- 
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pack gilt im Gegensatze zu der früheren EVO. auch das Gepäck, 
das in Ausnahmefällen ohne Abfertigung zunächst mit dem Vorbehalt 
späterer Abfertigung mitgenommen wird (§ 32, Abs. 6 EVO.). 

B. Haftung für Verspätung. Die Lieferfrist für Reise- 
gepäck bestimmt sich lediglich nach der Fahrzeit des Zuges zuzüglich 
der für die Ausladung und die Steuer- und Zollabfertigung aufzu- 
wendenden Zeit (§ 34, Abs. 2 EVO.). Wird die Frist nicht einge- 
halten, wobei der Reisende das Recht hat, die Bescheinigung der 
vergeblichen Abforderung auf dem Gepäckschein zu verlangen, so 
haftet die Eisenbahn für den Schaden, es sei denn, daß die Ver- 
spätung durch ein Ereignis verursacht ist, welches sie weder herbei- 
geführt hat, noch abzuwenden vermochte. Zu ersetzen ist bei An- 
gaJ}e des Interesses an der Lieferung höchstens der Betrag des 
Interesses, sonst für je 24 Stunden der Fristüberschreitung, höch- 
stens aber für drei Tage 20 Pf. für jedes angefangene Kilogramm, 
bei Fahrzeugen höchstens 30 M. für das Fahrzeug. Ist ein Schaden 
nicht entstanden oder nicht nachgewiesen, so hat die Eisenbahn, wenn 
das Interesse an der Lieferung angegeben ist, die eben genannten 
Beträge, höchstens aber den Betrag des Interesses, wenn das Interesse 
nicht versichert ist, die Hälfte (10 Pf., 15 M.), zu zahlen (§ 37 EVO.). 
Bei Vorsatz und grober Fahrlässigkeit ist die Haftung imbeschränkt. 

$ 71. Ble Auslieferung des Belsegepäcks. 

Die Auslieferung erfolgt nur an der Ausgabestelle. Zuführung 
zur Behausung ist nicht vorgesehen. Ablieferungsort ist in der Regel 
die Bestimmungsstation. Auf Verlangen des Reisenden kann das Ge- 
päck auch auf einer vorher gelegenen Station zurückgegeben 
werden, wenn die Umstände dies gestatten und keine Zoll-, Polizei- 
und Steuervorschriften entgegenstehen (§ 34, Abs. 4 EVO.). Die 
Auslieferung erfolgt gleich nach Ankunft des Zuges, die Gepäck- 
stücke müssen binnen 24 Stunden, Fahrzeuge binnen zwei Stunden 
abgeholt werden. Andernfalls ist ein Lagergeld oder Standgeld zu ent- 
richten (§ 34, Abs. 3 EVO.). Bei dem Verlangen der Auslieferung 
ist der Gepäckschein vorzuzeigen. Kann der Gepäckschein nicht bei- 
gebracht werden, so kann die Herausgabe nur verlangt werden, wenn 
die Empfangsberechtigung glaubhaft gemacht und auf Verlangen 
Sicherheit geleistet wird (§ 34, Abs. 5 EVO.). 

§ 72. Ble Beförderung ron ExpreBgut.^^) 

Expreßgüter sind solche Güter, welche, obwohl sie nicht 
Reisegepäck sind, doch auf Gepäckschein oder Beförderungs- 

^*) Im Int Üb. nicht geregelt. 
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schein befördert werden, weil sie sich zur Beförderung im Pack- 
wagen der Personenzüge eignen. Die nähere Bestimmung bleibt den 
Tarifen überlassen. Expreßgut wird wie Gepäck befördert. Die Sen- 
dung muß mit der vollen Adresse des Empfängers versehen sein. 
Soll das Gut dem Empfänger nicht zugeführt werden, so muß es die 
Bezeichnung „Zur Selbstabholung" oder „Bahnlagernd" tragen (§ 40, 
Abs. 2 EVO.). Die Einlieferung erfolgt während der Dienststunden. 
Der Empfänger ist berechtigt, auf der Bestimmungsstation die 
Auslieferung des Gutes von der Abfertigungsstelle zu verlangen, 
sobald nach Ankunft des Zuges, mit dem es zu befördern war, die zur 
ordnungsmäßigen Bereitstellung erforderliche Zeit verstrichen ist 
(§ 42, Abs. 1 EVO.). Wenn der Empfänger das Gut nicht abholt, 
so wird das nicht bahnlagernd gestellte Gut nach dem Tarife der 
Empfangsbahn dem Empfänger angemeldet oder zugeführt. Hierbei 
sind die für Eilgut vorgeschriebenen Fristen innezuhalten (§ 78, 
79 EVO. S. 197). 

$ 73. 6l^epäcktr&ger. Auf bewalirang. 

Zum Hin- und Herschaffen von Gepäck können Gepäck- 
träger von der Eisenbahn auf Stationen, wo ein Bedürfnis besteht, 
bestellt werden. Ihr Tarif wird von der Eisenbahn festgesetzt und 
ausgehängt. Auch haben die Gepäckträger, die mit einem Dienst- 
abzeichen versehen sein müssen, den Tarif bei sich zu führen. 
Für den Verlust und die Beschädigung des den Gepäckträgern zur 
Beförderung — nicht etwa zur Aufbewahrung — gegebenen Ge- 
päcks haftet die Eisenbahn wie für Reisegepäck (§ 38 EVO.). 

Zur Aufbewahrung von Reisegepäck dienen besondere 
Aufbewahrungsstellen. Die Verwahrung erfolgt gegen eine feste 
Gebühr (zumeist 10 Pf. für den Tag und das Stück). Die Eisenbahn 
haftet hier für die Sicherheit des Gepäcks als Verwahrer (§ 39 EVO.). 

§ 74. Beförderung ron Lelehen. 

Die Abfertigung von Leichen erfolgt auf Beförderungsschein, diei 
Beförderung der an Unterrichtsanstalten zu Lehrzwecken versandten 
Leichen auf Frachtbrief. Der Beförderungsschein ist dem Absender 
auszuhändigen (§ 44, Abs. 5 EVO.). Die Beförderung einer Leiche 
muß, wenn sie von einer Anfangsstation erfolgen soll, 6, sonst 12 Stun- 
den vorher angemeldet werden. Die Leiche muß in einem hinlänglich 
widerstandsfähigen Metallbehälter luftdicht verschlossen und ohne 
die Möglichkeit der Verschiebung von einer hölzernen Umhüllung um- 
schlossen sein. Der Transport erfolgt in allen der Personenbeförde- 
rung dienenden Zügen; Beförderung in Schnellzügen kann versagt 
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werden. Der Leiche ist ein Begleiter mitzugeben, der in demselben 
Zuge befördert wird. Ausnahmen sind nur zugelassen, wenn der 
Empfänger sich schriftlich oder telegraphisch verpflichtet, die Leiche 
in Empfang zu nehmen, bei Sendungen an Beerdigungsinstitute 
und Leichenverbrennungsanstalten, oder wenn es sich um den Trans- 
port von Leichen seitens der Polizeibehörde, Krankenanstalten, Straf- 
anstalten an höhere öffentliche Lehranstalten (Anatomien) handelt. 
In den letzteren Fällen genügt auch eine Beförderung in Kisten und 
in offenen Güterwagen zusammen mit anderen festen Gütern oder 
Gütern in festen Umhüllungen, mit Ausnahme von Lebensmitteln und 
Rohstoffen, aus denen Lebensmittel hergestellt werden, während ge- 
wöhnlich, soweit nicht die Leiche in rings umschlossenen Leichen- 
fuhrwerken aufgeliefert wird, nur ein gedeckter Güterwagen be- 
nutzt werden darf (§ 45, Abs. 1, § 47, Abs. 2 EVO.). 

Bei jeder Beförderung einer Leiche muß ein nach besonders 
vorgeschriebenem Formular ausgefertigter Leichenpaß der Eisenbahn 
übergeben werden. Die Behörden, diie zur Ausstellung von Leichen- 
pässen befügt sind, werden besonders bekannt gemacht. Diie tarif- 
mäßigen Gebühren sind vorher zu entrichten. Aufladung und Ab- 
ladung hat der Absender und Empfänger zu veranlassen. Von der 
Ankunft der Leiche ist der Empfänger telegraphisch, telephonisch oder 
durch Boten zu benachrichtigen. Die Entladefrist beträgt 6 Stunden. 
Sie beginnt, wenn die Leiche erst nach 6 Uhr abends ankommt, am 
nächsten Morgen um 8 Uhr. Wird die Leiche nicht rechtzeitig ab- 
geholt, so erhebt die Eisenbahn ein Wagenstandgeld. Sie kann ferner 
die Leiche der Ortspolizeibehörde überweisen. 

Im Int Üb. werden 4ie Leichen als Eilgut mit internationalem 
Frachtbrief zugelassen. Die Transportgebühren sind bei der Aufgabe 
zu entrichten. Begleitung ist notwendig, und^ die Beförderung unterliegt 
im Oebiete jedes Staates den geltenden Polizeigesetzen, soweit nicht be- 
sondere Äbmachungeti bestehen ( Aus f -Best. §1, Abs. 3 zu Art. 3 Int. Üb.). 

§ 75. Die BefSrdemiig von lebenden Tieren. 

Beim Transport von lebenden Tieren sind die oben 
(§ 40) besprochenen polizeilichen Sicherungsmaßregeln (Desinfektion, 
Ausschluß von der Beförderung) zu beachten. Die Transportpflicht 
für die Tiere ist insofern beschränkt, als 

1. wilde Tiere nur bei Beachtung der von der Eisenbahn im 
Tarif vorgeschriebenen Sicherheitsvorschriften zur Beförderung zu- 
gelassen zu werden brauchen, 

2. die Beförderung kranker Tiere (nicht nur an ansteckenden 
Krankheiten leidender) abgelehnt werden kann (§ 48, Abs. 3 EVO.), 

Eger, Eisenbahnreoht. 14 
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3. die Beförderung nur in bestimmten Zügen, die die Eisen- 
bahn bekannt zu machen hat, zu erfolgen braucht. Die Annahme 
einzelner Stücke kann abgelehnt werden, wenn kein geeigneter 
Raum vorhanden ist, es sei denn, daß die Anmeldung 24 Stunden 
vorher erfolgt ist. 

Die Annahme von Tieren zur Beförderung ist nach § 48, Abs. 2 
EVO. auf die Wochentage beschränkt, wenn nicht Ausnahmen durch 
Aushang bekannt gemacht sind. Das Einladen hat der Absender, das 
Ausladen der Empfänger zu besorgen (§ 48, Abs. 6, § 50 EVO.). Die 
Beförderung erfolgt auf Beförderungsschein, also ähnlich der Be- 
fördenmg von Reisegepäck oder auf Eilfrachtbrief. Bei der Beförde- 
rung auf Beförderungsschein erfolgt die Ausgabe der Tiere nur bei 
Vorlegung des Scheins. Das etwa angegebene Interesse an der 
Lieferung muß bei Vermeidung der Nichtigkeit im Beförderungsschein 
von der Abfertigungsstelle der Abgangsstation (§ 48, Abs. 10 EVO.) 
vermerkt werden. Bei der Viehbeförderung kann stets die Voraus- 
bezahlung der Fracht verlangt werden. Bei der Einladung müssen 
die Tiere eine Stunde vorher auf dem Bahnhofe sein. Die Ent- 
ladefrist beträgt zwei Stunden, beginnend von dem Momente der Be- 
reitstellung ab. Die Zeit der Steuer- und zollamtlichen Abfertigung, 
wenn sie von dem Absender oder Empfänger nicht verzögert wird, 
wird nicht eingerechnet. Wird die Entladefrist überschritten, so 
kann die Eisenbahn die Tiere auf Kosten des Absenders in Ver- 
pflegung geben oder bei Verbleiben in dem Wagen oder auf dem Bahn- 
hofe ein Standgeld erheben (§ 50, Abs. 1 EVO.). 

Daß die Haftung der Bahn . für die bei der Beförderung den 
Tieren zustehenden Schäden oder den Verlust gesetzlich beschränk- 
bar ist, ist obeir § 6p erwähnt. Die Eisenbahn haftet in Ansehung 
lebender Trere nicht für den Schaden, der aus der für sie mit der 
BeföB*erung verbundenen besonderen Gefahr entsteht (§ 459, Abs. 1, 
Zifi. 5 HOB., §86, Abs. 1, Ziff. 5 EVO.; AHM, Abs.l, Ziff.5 IntM). 

Im übrigen finden die B'estimmungen für die Güterbeförderung 
Anwendung. 

Die Lieferfrist darf bei einer Entfernung bis zu 150 Tarif- 
kilometer einen Tag, bei größeren Entfernungen für weitere ange- 
fangene je 300 Kilometer einen weiteren Tag nicht überschreiten. Sie 
beginnt bei den mit den vormittags vor \2 Uhr abgehenden ZügeA 
zu befördernden Sendungen um 12 ühr mittags, sonst mit der Mitter- 
nacht, die der Annahme folgt, ißid ist gewahrt, wenn die Tiere recht- 
zeitig auf der Bestimmtuirgsstation zur Abnahme bereit gestellt sind. 
Werden Pferde ua^ Hunde mit Personenzügen befördert, so ent- 
spricht die Transportzeit der für Reisegepäck verordneten (§ 34). 
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Der Lauf der Lieferfristen ruht auch während der Dauer der ärzt- 
lichen Viehbeschau und Tränkung auf besonders eingerichteten 
Stationen. Eine solche Tränkung ist immer erforderlich, wenn der 
Transport 36 Stunden überdauert (Anlage B zur EVO., II, § 6). Die 
Eisenbahn kann verlangen, daß jedem Viehtransport ein Begleiter 
beigegeben wird, mit Ausnahme der Beförderung kleiner Tiere, 
insbesondere Geflügel in tragbaren Käfigen. Die Begleiter werden 
in Packwagen oder in den Personenwagen untergebracht. Auf Ver- 
langen der Aufsichtsbeamten oder des Zugführers müssen sie sich, 
wenn ihre Gegenwart im Viehwagen zur Abwendung von Betriebs- 
gefahren nötig ist, dort aufhalten. 

Weitere Bestimmungen über die Beförderung von Vieh trifft 
die eben erwähnte Anlage B zur EVO. Sie enthält, abgesehen von 
den eingehenden Bestimmungen über die Maße der Viehwagen, die 
Einrichtxmgen der Stationen (Rampen), die Einrichtungen und die 
Vorschriften über die Behandlung der Tiere, folgende, besonders zu 
erwähnende Vorschriften: Für die Beförderung von Vieh sind be- 
sondere Viehzüge vorgesehen, soweit nicht die Beförderung in Per- 
sonen- und Güterzügen erfolgt. Solche sollen auf Strecken mit großem 
Viehverkehr regelmäßig nach einem von der Verwaltung bekannt zu 
machenden Plane verkehren. Wenn außerdem soviel Vieh zur Be- 
förderung steht, daß mindestens 20 Achsen nötig sind, so sind Vieh- 
sonderzüge abzulassen. Die Geschwindigkeit der Viehzüge soll miti- 
destens 25 km in der Stunde betragen, sofern nicht eine geringere 
Geschwindigkeit als Höchstmaß für die Bahn vorgeschriebe^ ist. 
Das Rangieren von Tierwagen ist auf das Geringste zu beschränken. 

Im internationalen Verkehr sind besondere Bestimmungen für die 
Beförderung lebender Tiere durch das Int. Üb., auf Grund dessen Tiere 
wie jedes Frachtgut befördert werden, nicht gegeben. Das Betriebs- 
regletnent des Vereins deutscher Eisenbahnverwaltungen hat für seinen 
Bereich der EVO. ähnliche Festsetzungen getroffen. 

§ 76. Das Zentralamt für den internationalen 
JEisenbahntransport. 

Zur Erleichterung der Ausführung des Int. Üb. ist durch Art. 57 
in Verbindung mit dem Beglement vom 14. Oktober 1890 (BGBl. 92, 
8. 870) ein Zentralamt in Bern errichtet worden. Dieses hat die 
Aufgäbe: 

1. Mitteilungen der beteiligten Staaten und Eisenbahnen entgegen 
zu nehmen und den anderen mitzuteilen, 

2. Nachrichten aller Art, welche für den internationalen Trans- 
port von Bedeutung sind, zu sammeln und zu veröffentlichen. 
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5. bei Begehren der Parteien Streitigkeiten zwischen den Eisen- 
hahnen (nicht zwischen den Eisenhahnen und dem Fuhlikum) zu ent- 
scheiden, 

4, Ähänderungsvorschläge betreffend das Übereinkommen entgegen 
zu nehmen und zu bearbeiten, gegebenenfalls den vertragschließenden 
Staaten den Zusammentritt einer neuen Konferenz vorzuschlagen, 

5. die finanziellen Beziehungen der beteiligten Bahnen und die 
Einziehung rückständiger Forderungen zu erleichtern. 

Zu diesem Zweck richtet das Amt, wenn es im Falle der 
Streitigkeit zwischen zwei Bahnen als Vermittler angegangen urird 
und die Forderung für begründet hält, an die schuldnerische 
Bahn die Aufforderung, Zahlung zu leisten. Wenn das Zentral- 
amt der Ansicht ist, daß die Forderung nicht begründet ist, so ver- 
weist es die Bahn an den zuständigen Bichter, andernfalls fordert es 
das Gutachten zweier Sachverständiger, die der schweizerische Bundes- 
rat zu bestellen hat, und spricht sich darüber aus, ob die Bahn das 
Geld ganz oder zum Teil bei dem Amte bis zur Entsclieidung des 
Bechtssfreits zu hinterlegen hat. Bei wiederholter Weigerung erfolgt 
die Mitteilung an den Staat, dem die Eisenbahn angehört, zur Ertcä- 
gung, ob die Eisenbahn von der Liste zu streichen sei. Wird die Auf- 
forderung nicht beantwortet, oder weigert der Staat die Streichung von 
der Liste, so wird angenommen, daß der Staat die Garantie für die 
Bahn übernimmt* Dem Zentralamt liegt die Führung der Liste der 
dem Übereinkommen unterworfenen Eisenbahnen ob. Die Bahn tritt 
in den Kreis der zugelassenen Bahnen einen Monat nach dem Datum 
des von dem Zentralamt an die Vertragsstaaten gerichteten Benach- 
richtigungssehreibens. Ebenso liegt dem Zentralamt auf entsprechende 
Anzeige des Staates, dem die Eisenbahn angehört, die Streichung der 
Eisenbahn von der Liste ob. Im Falle der Streichung sind die be- 
gonnenen Transporte von der Bahn vollständig auszuführen, im übrigen 
sind die anderen Bahnen berechtigt, alle Beziehungen zu der gestrichenen 
Bahn abzubrechen. 

Das Zentralamt verwertet die ihr nach dem Übereinkommen und 
dem Beglement von den anderen Staaten und Verwaltungen zuteil 
werdenden Mitteilungen in einer Zeitschrift für den internationalen 
Eisenbahntraneport, die in deutscher und französischer Sprache erscheint^ 

§ 77. Die Personenbeförderung. 

Während nach früherem Rechte die Personenbeförderuiig nur 
reglementarisch durch die Verkehrsordnung von 1892 geordnet war> 
ist durch § 472 HGB., nach welchem für die Beförderung von Per* 
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sonen auf Eisenbahnen die EVO. maßgebend ist, die Personen- 
beförderung im innerdeutschen Verkehr jetzt gesetzesgleich geregelt. 

Im internationalen Verkehr ist der Personentransport bisher ein- 
heitlich nicht geregelt. 

Die EVO. setzt die Transportpflicht für die Personenbeförderung 
nach denselben Grundsätzen fest, wie die Güterbeförderung. Aus- 
geschlossen vom Personentransport sind: Pestkranke, be- 
dingt zugelassen: die an besonders genannten schweren an- 
steckenden Krankheiten leidenden Personen (z. B. Aussatz, Cholera, 
Scharlach, Ruhr, Typhus usw.). Hier wird die Beförderung teils von 
der Beibringung eines ärztlichen Attestes abhängig gemacht, teils ist 
die Beförderung in besonderen Wagen mit getrennten Aborten vor- 
geschrieben (§11, Abs. 3, 4 EVO.). Nur bedingt sind auch die Reisen- 
den zugelassen, die an einer sichtlichen Krankheit leiden oder die 
Mitreisenden aus anderen Gründen belästigen können. Sie sind zurück- 
zuweisen, wenn ihnen nicht ein besonderes Abteil angewiesen wer- 
den kann. Wird die Mitfahrt nicht gestattet, so wurd der Fahrpreis 
zurückgezahlt. Wird der Hinderungsgrund erst später bemerkt, so 
kann der betreffende Reisende ausgesetzt werden, und es ist der 
Fahrpreis und die Gepäckfracht für die nicht durchfahrene Strecke 
zu ersetzen (§ 11, Abs. 2 EVO.). 

Die Beförderung erfolgt entweder in den regelmäßigen (fahrplan- 
mäßigen) Zügen oder in Sonderzügen, die nach dem Ermessen der 
Verwaltung gestellt werden und für die Gebühren nach besonderem 
Tarif erhoben werden. Ebenso wie ganze Sonderzüge können auch 
Sonderwagen (Kranken-, Gepäckwagen) gegen besondere Gebühr ge- 
stellt werden. 

Die Beförderung erfolgt grundsätzlich gegen Lösung einer Fahr- 
karte zu den tarifmäßigen Preisen. Die Fahrkarte muß Strecke, 
Zuggattung, Wagenklasse und Fahrpreis angeben (§13. EVO.). Die 
Fahrkarte unterliegt reichsgesetzlich (Stempelsteuer - Novelle vom 
3. Juni 1906) einem Stempel, beginnend bei dem Fahrpreis von 
60 Pf., und zwar für die 3. Klasse 5 Pf. und steigend bis 2 M. bei 
dem Fahrpreis von über 50 M. Der Stempel für die 2. Klasse ist 
etwa doppelt, der für die 1. Klasse viermal so hoch. Befreit sind 
Mihtär-, Schüler-, Arbeiterfahrkarten, Fahrkarten 3. Klasse, wenn der 
Zug keine 4. Klasse führt. 

Reichsrechtlich ist für die Reichstagsmitglieder (Bekanntmachung 
vom 27. Juni 1906, EVBl. S. 467), landesrechtlich auch für die Mit- 
glieder der Kammern, im dienstlichen Interesse für gewisse Beamte 
freie Fahrt vorgesehen. Ohne Entgelt werden auf dea preußisch- 
hessischen Staatsbahnen befördert Angestellte der preußischen Staats- 
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bahnen und andere besonders genannte Personen nach Maßgabe 
der Freifahrtordnung vom 15. Oktober 1907 (EVBl. S. 373). Besondere 
Ermäßigungen können nach § 6, Abs. 2 EVO. für milde oder öffent- 
liche Zwecke, z. B. Ausflüge, Schulfahrten, Krankenpflege, Magda- 
lenenasyle, mit Genehmigung der Landesaufsichtsbehörden zuge- 
lassen werden. 

Die Fahrkarte ist die Quittung über den gezahlten Betrag und 
Beweisurkunde über den geschlossenen Vertrag. Die Fahrkarten sind 
1/2 bis 1 Stunde vor Abgang eines Zuges bereit zu halten i»). Ist die 
Fahrkarte übergeben, so ist der Vertrag geschlossen. Jedoch gilt der 
Vertrag nach § 20 EVO. stets mit der Bedingung geschlossen, daß 
Plätze der betreffenden Wagenklasse, auf die die Fahrkarten lauten, 
vorhanden sind. Ist dies nicht der Fall, kann dem Reisenden auch 
nicht wenigstens zeitweilig ein Platz in der höheren Klasse angewiesen 
werden, so hat der Reisende ein Wahlrecht; er kann, wenn in einer 
niedrigeren Klasse Plätze vorhanden sind, die Fahrkarte umtauschen 
und die Differenz zurückverlangen, oder er kann die Fahrt unter- 
lassen, und das Fahrgeld zurückfordern. Die Fahrkarten lauten in 
der Regel nicht auf bestimmte Plätze, jedoch können die Eisen- 
bahnangestellten den Reisenden bestimmte Plätze anweisen und 
müssen dies auf Verlangen tun. Ob für einzelne Züge bestimmte 
Plätze bestellt werden können, bestimmt der Tarif (§ 15, Abs. 4 EVO.). 

Die Fahrkarte muß jederzeit vor, bei und nach Beendigung der 
Fahrt auf Verlangen vorgezeigt werden. Zur Vermeidung von Fahr- 
geldhinterziehung bestehen besondere Vorschriften; wer auf Stationen 
mit Bahnsteigsperre ohne Bahnsteigkarte die abgesperrten Teile des 
Bahnsteigs betritt, hat 1 M. zu zahlen; wer in einem bereitstehenden 
Zuge ohne Fahrkarte Platz nimmt, 6 M. Das Mitfahren ohne gültige 
Fahrkarte kann entweder geschehen, weil der Reisende keine Zeit 
zur Lösung: der Fahrkarte hat oder ohne solche Entschuldigung. 
Im letzteren Falle wird das Doppelte des Fahrpreises, jedoch min- 
destens 6 M., im ersteren Falle 1 M. Zuschlag, höchstens aber der 
doppelte Fahrpreis erhoben. Wer die Zahlung verweigert, kann 
ausgesetzt werden (§ 16 EVO.). 

Wenn der Reisende durch einen in seiner Person liegenden Grund 
an dem Antritt der Reise verhindert wird, so steht ihm gleichwohl 
kein Anspruch auf Rückzahlung des Preises zu, er kann nur, wenn 
die Fahrkarte für einen bestimmten Zug lautet, die Fahrkarte durch 
den Aufsichtsbeamten für einen anderen Zug gültig schreiben lassen, 
ohne Verlängerung der Geltungsdauer (§ 21 EVO.). 

*') Die Warteräume sind mindestens eine Stunde vor der Abfahrt zu 
öffnen (§ 17 (EVO.). 
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Weder verspätete Abfahrt noch Ankunft, noch der gänzliche 
Ausfall einer Fahrt begründen einen Anspruch des Reisenden auf 
Schadensersatz gegen die Eisenbahn. Die Zugverspätung hat nur 
dann besondere Wirkungen, wenn ein Anschluß versäumt wird ; dann 
kann der Reisende nach Bescheinigung der Verspätung durch den 
Aufsichtsbeamten mit dem nächsten günstigsten Zuge zurückfahren 
und erhält neben freier Rückfahrt den Fahrpreis für die Hinreise 
und die Gepäckfracht ersetzt. Er muß sich bei der Rückkehr aber 
wieder bei dem Auf Sichtsbeamten melden und sich eine Bescheini- 
gung erteilen lassen. Verzichtet der Reisende auf den Ersatz der 
Kosten und die freie Rückfahrt, so hat die Bahn ihn ohne Preis- 
zuschlag mit dem nächsten günstigsten Zuge auf der gleichen oder 
anderen Strecke nach der Bestimmungsstation zu befördern, wenn die 
Ankunft auf dieser Station dadurch beschleunigt wird (§ 26, Abs. 4 
EVO.). 

Wenn Naturereignisse oder andere zwingende Umstände die 
Fahrt auf einer Strecke verhindern, so hat die Eisenbahn für die 
Weiterbeförderung bis zur fahrbaren Strecke tunlichst auf andere 
Weise zu sorgen. 

Der Personenbeförderungsvertrag ermächtigt den Reisenden, 
ohne weiteres sog. Handgepäck mit in die Personenwagen zu nehmen, 
sofern keine Belästigung der Mitreisenden dadurch erfolgt und keine 
zoll-, Steuer- oder polizeiliche Vorschrift entgegensteht. 

In der 4. Klasse dürfen auch Handwerkszeug, Tornister, Trag- 
lasten in Körben, Säcken, Kiepen und ähnliche Gegenstände mit- 
genommen werden, wie sie ein Fußgänger tragen kann (§ 28 EVO.). 

Handgepäck ist in der 1. — 3. Klasse obierhalb und unterhalb 
des Sitzes unterzubringen. Feuergefährliche Gegenstände, Schuß- 
waffen usw., sind von der Mitnahme ausgeschlossen. Jäger und im 
öffentlichen Dienste stehende Personen (Gendarmen, Gefangenen- 
begleiter) können Handmunition mitnehmen. Für Handgepäck haftet 
die Eisenbahn nur bei Verschulden (§ 28 Abs. 4 EVO.). 

Kleine Hunde können mitgenommen werden, wenn die anderen 
Reisenden keinen Einspruch erheben, Hunde jeder Größe, wenn ihren 
Besitzern ein besonderes Abteil zur Verfügung gestellt werden kann. 
Hierfür ist aber, wenn der Tarif dies vorsieht, eine Gebühr zu zahlen. 
Im übrigen werden von Reisenden mitgeführte Hunde, wenn sie in 
genügend sicheren Behältern sich befinden, im Gepäck- und Güter- 
wagen zur Beförderung zugelassen, andere Hunde in besonderen 
Wagenräumen, wenn solche vorhanden sind. Der Reisende hat das 
Ein- und Ausladen selbst zu veranlassen. Wird der Hund nicht so- 
fort nach der Ankunft abgeholt, so' braucht ihn die Bahn nicht zu 
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verwahren. Eine Angabe des Interesses an der Lieferung findet 
nicht statt (§ 27 EVO.). 

Schließlich bedarf es des Hinweises auf einige Bestimmungen 
der EVO., die der Sicherheit und Ordnung des Betriebes zu dienen 
bestimmt sind. Sie betreffen: 

I. den Ausschluß von Personen, die die vorgeschriebene Ord- 
nung nicht beachten, sich den Anordnungen der Bediensteten nicht 
fügen oder den Anstand verletzen (§ 11, Abs. 1 EVO.); 

II. die Einrichtung der Frauen- und Nichtraucherabteilungen. 
In den Frauenabteilungen dürfen auch mit Zustimmung aller Rei- 
senden keine männlichen Personen (außer Knaben bis zu zehn 
Jahren) mitfahren, und in Nichtraucherabteilen darf auch mit Zu- 
stimmung aller Reisenden nicht geraucht werden (§ 18 EVO.); 

III. das Belegen von Plätzen (§ 19 EVO). Jeder Reisende darf 
für sich und seine Mitreisenden je einen Platz belegen. Wer seinen 
Platz verläßt, ohne ihn zu belegen, geht des Anspruchs auf den Platz 
verlustig; 

IV. das Öffnen der Fenster (§ 22 EVO.); 

V. die Beschädigung von Fahrzeugen und Ausrüstungsstücken. 
Die Entschädigung, die der Reisende zu zahlen hat, kann nach festen 
Sätzen bemessen werden (§ 23 EVO.) ; 

VI. das Verfahren auf Zwischenstationen und das Anhalten auf 
freier Fahrt (§ 24 EVO.). 



XII. Abschnitt. 

Yeränßerimg und Ende der Eisenbahnniiternelimimgeii 
nach preußischem Rechte. 

Literatur zum xn. Absehnitt. 

Die in §3 angeführten Handbücher des Eisenbahnrechts. 

Die zu § 12 (Kleinbahnen) und § 27 (Bahneinheit) angeführten Werke. 

$ 78. Freiwillige Yerftußerang. 

Als konzessionspflichtiges Unternehmen ist die Eisenbahn in- 
sofern im Verkehr beschränkt, als eine Veräußerung durch 
Rechtsgeschäft nur dann möglich und zulässig ist, wenn 
der Erwerber die staatliche Genehmigung zum Betrieb der Eisen- 
bahn erhält. Sonst würde es sich um die Veräußerung von 
Eisenbahnliegenschaften handeln, deren Erwerb dem neuen Eigen- 
lümer keinen Nutzen bringt, während der Betrieb von dem ersten 
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konzessionierten Unternehmer fortgesetzt werden muß, dem mit 
dem Betriebs recht auch die Betriebs plli cht auferlegt ist Auch 
wenn im Wege des Erbgangs die Eisenbahnunternehmung auf einen 
anderen übergeht, falls die Eisenbahn von physischen Personen be- 
trieben wird, ist der Weiterbetrieb durch den Erben davon abhängig, 
daß ihm eine neue Konzessipn erteilt wird, es sei denn, daß die 
Konzession besondere Freiheiten gewährt. Bei Aktiengesellschaften 
liegt ein Eigentumswechsel nicht etwa dann vor, wenn sämt- 
liche Aktien in andere Hände übergehen, denn es liegt in der 
Natur der Aktien, daß sie frei veräußerlich sind. Etwas anderes ist 
es, wenn die Gesellschaft mit einer anderen verschmolzen wird 
(Fusion). Auch in diesem Falle muß eine neue Konzession erteilt 
werden. Bei der Verstaatlichung tritt an die Stelle des bis- 
herigen Privatunternehmers der Staat. In Preußen ist, wie Seite 2 
erwähnt, seit den achtziger Jahren eine Verstaatlichung im größten 
Umfange erfolgt, so daß nur wenige Hauptbahnen, die von Privat- 
unternehmern betrieben werden, vorhanden sind, wohl aber zahlreiche 
Nebenbahnen. Auch in den anderen Bundesstaaten gilt dasselbe, so- 
weit nicht die Bahnen von vornherein als Staatsbahnen begründet 
sind. Die Verstaatlichung erfolgt durch Gesetz. Das Gesetz vertritt 
die Konzession. Ist die Verstaatlichung erfolgt oder eine Bahn als 
Staatsbahn begründet, so bestehen auch hier in der Regel die 
gleichen Veräußerungsbeschränkungen wie bei den Privatbahnen. 
So bestimmen die meisten Verstaatlichungsgesetze in Preußen, daß 
Verfügungen des Staates über die Eisenbahnen nur auf Grund gesetz- 
licher Genehmigung (Zustimmung beider Häuser des Landtags) zu- 
lässig seien. 

§ 79. Zwang zur YerSufiemiig. 

Eine Zwangsveräußerung gibt es in der Form der Veräußerung 
an Private :Zwangsversteigerung, oder in der Form des Zwangs 
zur Veräußerung an den Staat: Zwangsverstaatlichung. 

Die Zwangsversteigerung des Unternehmens im ganzen 
findet nach dem preußischen Eisenbahngesetze z.B. statt, wenn eine 
Privateisenbahn die Konzession dadurch verwirkt hat, daß sie die ihr 
auferlegten Bedingungen nicht erfüllt und eine endliche Frist zur Er- 
füllung der Bedingungen ohne Erfolg bleibt, und ferner im Wege der 
Zwangsvollstreckung wegen Geldforderungen (nach § 20 ff. des 
Bahneinheitsgesetzes). In formeller Beziehung gelten für jede Zwangs- 
versteigerung die Grundsätze des Bahneinheitsgesetzes (siehe § 27). 
Für Kleinbahnen ist in Preußen im Falle der Entziehung der 
Genehmigung eine Versteigerung nicht vorgesehen. Für die Zwangs- 
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Versteigerung auf Betreiben der Gläubiger gilt nach dem Bahneinheits- 
gesetze das gleiche, wie für Eisenbahnen. 

Eine Zwangsverstaatlichung ist sowohl im preußischen 
Eisenbahngesetze, wie im Kleinbahngesetze vorgesehen, ohne daß 
diese Bestimmungen bisher praktische Bedeutung erlangt hätten. Die 
Verstaatlichung der preußischen Privateisenbahnen ist durchweg 
durch gütliche Einigung erfolgt. Nach § 42 EG. bleibt dem Staate 
vorbehalten, jede Bahn nach 30 Jahren mit allem Zubehör gegen volle 
Entschädigung anzukaufen. Die Absicht des Ankaufs muß ein Jahr 
vorher angezeigt werden. Als Entschädigung gilt der 25 fache Betrag, 
der durchschnittlich während der letzten fünf Jahre an die Aktionäre 
gezahlten Dividende. Für Kleinbahnen gilt nach § 30ff. des 
Kleinbahngesetzes ähnliches. Voraussetzung ist, daß die Kleinbahn 
nach der Entscheidung des Staatsministeriums eine solche Bedeutung 
für den öffentlichen Verkehr gewonnen hat, daß sie als Teil des all- 
gemeinen Eisenbahnnetzes zu behandeln ist. Hier ist eine Warte- 
frist von 30 Jahren nicht vorgesehen, wohl aber eine einjährige An- 
kündigungsfrist. Als Entschädigung ist zu zahlen, wenn die Bahn noch 
nicht fünf Jahre im Betriebe war, das 25 fache des durchschnittlichen 
Reingewinns, sonst das 25 fache des einkommensteuerpflichtigen Ein- 
kommens (siehe oben § 13). Zum Zwecke der Feststellung des Rein- 
gewinns ist die Kleinbahn dem Staate gegenüber verpflichtet, der- 
gestalt Rechnung zu führen, daß der Reinertrag oder bei Aktiengesell- 
schaften die Dividende stets ersichtlich ist, andernfalls wird die Ent- 
schädigung nach dem Sachwerte gezahlt (§ 32, Abs. 2 Kleinbahnges.). 
Unter Umständen kann auch die Kleinbahn (bei nicht rentablen Unter- 
nehmungen) einen Vorteil haben, wenn sie die Entschädigung nach 
dem Sachwerte verlangt. In diesem Falle ist für alle Bestandteile der 
volle Wert zu vergüten. Der Unternehmer kann diese Berechnung 
aber nur verlangen, wenn die Bahn während der ersten 15 Jahre des 
Betriebs verstaatlicht wird. Bei Erwerbung in den ersten 5 Jahren 
wird dem Sachwert 20 o/o, bei Erwerbung in weiteren 10 Jahren 
10 o/o zugeschlagen. Für die Abschätzung und Feststellung der Ent- 
schädigung findet ein dem Enteignungsverfahren (§ 30) ähnliches 
Verfahren zum Teil unter sinngemäßer Anwendung der Bestim- 
mungen des Enteignungsgesetzes statt (§ 35 ff. Kleinbahngesetz). 

Eine Art gesetzlichen Erwerbsrechts liegt vor, wenn entsprechend 
der Bestimmung des § 6 Kleinbahngesetzes sich der Wegeunterhal- 
tungspflichtige (Kreis, Stadt usw.) für die Benutzung der Wege von 
dem Kleinbahnuntemehmer ausbedingt, daß nach Ablauf einer be- 
stimmten Zeit das Eigentum der Bahn im ganzen auf ihn über- 
gehen soll. Jedoch bezieht sich auch dieses Erwerbsrecht nur auf 
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die Bahn nebst ihren Anlagen^ nicht auf das Betriebsrecht^ das ohne 
staatliche Genehmigung nicht veräußerlich ist^ so daß also auch im 
Falle des Erwerbs durch den Berechtigten die staatliche Genehmi- 
gung zum Betriebe hinzutreten muß. Das Recht des Erwerbsberech- 
tigten muß aber jedenfalls dem Erwerbsrechte des Staates nach 
§ 30 ff. weichen (§ 38 des Kleinbahngesetzes). 

§ 80. Ende der ElsenlbaliniintemelmLiiiigen. 

Der Eisenbahnbetrieb endet durch freiwilligen Entschluß oder 
infolge staatlichen Zwanges. Soweit die Betriebspflicht besteht, kann 
von einem freiwilligen Einstellen des Betriebs nur mit staatlicher Ge- 
nehmigung die Rede sein. Wird gegen den Willen der Genehmigungs- 
behörde der Betrieb eingestellt, so richtet es sich nach der Kon- 
zession, ob eine Vertragsstrafe für diese Fälle vorgesehen ist, sonst 
kann kraft Aufsichtsrechts die Aufsichtsbehörde ihren Anordnungen 
durch Strafandrohungen Nachdruck verleihen und dadurch den . 
Weiterbetrieb erzwingen. Erfolgt die Einstellung des Betriebs wegen 
der Unmöglichkeit seiner Fortsetzung infolge Mangels an Mitteln, 
so versagt freilich der staatliche Zwang. Der Betrieb kann ^ber 
dann fortgesetzt werden, wenn ein leistungsfähiger Unternehmer das 
Unternehmen mit staatlicher Genehmigung erwirbt, sei es im Wege des 
freiwilligen Erwerbs oder der Zwangsversteigerung. Keinen Wechsel 
des Eigentums bewirkt die Zwangsverwaltung (oben § 27 a. E.). 

Von dem Ende der Bahn kann man also erst sprechen, wenn 
die Genehmigung erlischt und die staatliche Behörde auch eine neue 
Genehmigung für dasselbe Unternehmen zunächst nicht erteilt. Ein 
solcher Fall ist nach dem preußischen Eisenbahngesetze in der Regel 
als ausgeschlossen angenommen, denn § 47 sieht vor, daß nach Ver- 
wirkung der Konzession die Bahn mit den Transportmitteln und Zu- 
behör, also als Einheit, versteigert wird. Mit dieser Bestimmung 
stimmt auch § 3, Abs. 2 des Bahneinheitsgesetzes überein, wonach 
die Verwirkung der Konzession nach § 47 des Eisenbahngesetzes 
nicht als ein Erlöschen der Genehmigung anzusehen ist, vielmehr 
das Erlöschen der Genehmigung und damit das Ende der Bahneinheit 
erst nach zweimaliger vergeblicher Versteigerung eintritt. Ob der 
Staat dem Versteigerer, dem der Zuschlag erteilt ist, die Genehmigung 
erteilt, ist ihm überlassen, so daß also eine Pflicht zur Erhaltung 
des Unternehmens nicht besteht. 

Bei Kleinbahnen ist im Kleinbahngesetz vom 28. Juli 1892 
eine Bestimmung, daß im Falle der Entziehung der Genehmigung die 
Bahn als Ganzes versteigert wird, nicht enthalten. Die Genehmigung 
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kann hier entzogen werden, wenn der Bau und Betrieb ohne ge- 
nügenden Grund unterbrochen oder wiederholt gegen die Bedingungen 
der Genehmigung oder die dem Unternehmer nach den Gesetzen ob- 
liegenden Verpflichtungen in wesentlicher Beziehung verstoßen wird. 
(§ 24 Kleinbahngesetz.) Ober die Zurücknahme der Genehmigung 
entscheidet das Oberverwaltungsgericht, auf die Klage der zur Ge- 
nehmigung der Kleinbahn zuständigen Polizeibehörde. (§ 25 a. a. 0.) 
Ist die Genehmigung erloschen, so hat der Wegeunterhaltungs- 
pflichtige die Wahl, ob er die Beseitigung der Bahnanlage und die 
Wiederherstellung des früheren Zustands verlangen oder ob er die 
eingebauten Teile der Bahn gegen angemessene Entschädigung 
erwerben will. Das letztere wird dann der Fall sein, wenn der 
Wegeunterhaltungspflichtige die Absicht hat, die Bahn mit behörd- 
licher Konzession weiter zu betreiben. Die Aufsichtsbehörde kann 
eine Frist setzen, vor deren Ablauf der Wegeunterhaltungspflichtige 
die Wiederherstellung des früheren Zustands nicht verlangen kann 
(§ 26 des Kleinbahngesetzes). 

Bei den Privatanschlußbahnen endlich, an deren Betrieb 
ein öffentliches Interesse nicht begründet ist, ist im Falle der Zu- 
rücknahme der Genehmigung, die ebenfalls auf Klage der Aufsichts^ 
behörde durch das Oberverwaltungsgericht geschieht (§ 49, Abs. 2 
Kleinbahngesetz), Fürsorge für die Fortsetzung des Betriebs nicht 
getroffen. 

§ 81. Die Zwangrsllquldation. 

Erlischt das Unternehmen durch Entziehung der Genehmigung, 
so endet zugleich die nach preußischem Recht bestehende Bahn- 
einheit, jedoch, wenn die Bahn ein Grundbuchblatt besitzt, erst mit 
der Schließung des Grundbuchblattes. Diese erfolgt, wenn das Ge- 
richt von dem Erlöschen der Genehmigung Nachricht erhält. Be- 
sonderes gilt, wenn Bahnpfandschulden eingetragen sind. Dann wird 
das Erlöschen eingetragen und öffentlich bekannt gemacht. Es findet 
auf Antrag die Zwangsliquidation zwecks Befriedigung der 
Bahnpfandgläubiger aus den einzelnen Bestandteilen der Bahn- 
einheit statt, und erst nach deren Beendigung die Schließung des 
Blattes und die Auflösung der Bahneinheit. Wird ein Antrag auf 
Zwangsliquidation aber nicht gestellt, so wird das Grundbuchblatt 
6 Monate nach der Veröffentlichung geschlossen (§ 40 ff. Preuß. 
Bahneinheitsgesetz). 

Das Zwangsliquidationsverfahren ist ein dem Kon- 
kurse nachgebildetes, bei dem Amtsgerichte, welches das Bahngrund- 
buch führt, stattfindendes Verfahren. Es setzt aber nicht wie dieser 
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Zahlungsunfähigkeit oder (bei Aktiengesellschaften usw.) Über- 
schuldung voraus, sondern hat lediglich zur Voraussetzung, daß 
der Bahn die Genehmigung zum Weiterbetrieb entzogen und 
die Bahneinheit beendet ist. Zum Antrag auf Zwangsliquidation 
ist der Bahneigentümer, jeder Bahnpfandgläubiger, oder im Falle 
des Konkurses der Konkursverwalter berechtigt (§ 40, Abs. 2 
Preuß. Bahneinheitsgesetz). Der Eröffnungsbeschluß ist öffentlich 
bekannt zu machen und jedem bekannten Gläubiger mitzuteilen. 
Gegen den abweisenden Beschluß ist die sofortige (d. h. binnen 
zwei Wochen einzulegende) Beschwerde gegeben. Das Gericht 
bestellt einen Liquidator und beruft eine Gläubigerversammlung, 
welche einen Ausschuß von mindestens zwei Mitgliedern wählt. Der 
Liquidator und die Ausschußmitglieder erhalten eine in Ermangelung 
einer Einigung mit dem Antragsteller und dem Gläubigerausschuß 
von dem Gerichte festzusetzende Vergütung. Der Liquidator, in 
mehrfacher Beziehung mit Genehmigung des Ausschusses, verwaltet 
die Bestandteile der Bahn und verteilt die Masse, so oft solche 
bar vorhanden ist. Der Liquidator kann auch, wenn einem Unter- 
nehmer die Genehmigung zur Fortsetzung der Bahn erteilt wird, mit 
Zustimmung des Ausschusses, sowie des Bahneigentümers oder des 
Konkursverwalters die noch vorhandenen Bestandteile der Bahn- 
einheit als Einheit veräußern. Nach der letzten Verteilung und Rech- 
nungslegung beschließt das Gericht auf Antrag des Liquidators und 
des Ausschusses der Bahnpfandgläubiger die Aufhebung der 
Zwangsliquidation (§§ 41 — 49 a. ä. 0.). Abgesehen von diesem 
natürlichen Ende der Liquidation, kann auch das Verfahren vor- 
zeitig eingestellt werden, jedoch geschieht dies nur dann, wenn 
die Gläubiger zustimmen. .Besonders geregelt ist die Zustimmung 
der Gläubiger, welche Inhaber von Teilschuldverschreibun- 
gen auf den Inhaber sind. Für diese findet eine von dem Gericht 
zu berufende und unter Leitung des Gerichts stehende Versammlung 
statt, die nach Stimmenmehrheit beschließt. Die Mehrheit muß 
mindestens % der Gesamtsumme der Bahnpfandschuld betragen 
(§§ 50-53 a. a. 0.). 

Wird die Zwangsliquidation aufgehoben, so wird das Grund- 
buchblatt in gleicher Weise wie nach Beendigung der Zwangsliqui- 
dation durch Verteilung der Masse geschlossen. Die Pfandrechte 
der Gläubiger erlöschen. 
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I. 

A. Die Bestimmungen der BeleliSYerfassung ttlber das 
Elsenlbalinwesen. 

VII. Kisenbahnw^esen. 
Artikel 4L 

Eisenbahnen, welche im Interesse der Verteidigung Deutschlands oder 
im Interesse des gemeinsamen Verkehrs für notwendig erachtet werden, 
können kraft eines Reichsgesetzes auch gegen den Widerspruch* der Bundes- 
glieder, deren Gebiet die Eisenbahnen durchschneiden, unbeschadet der 
Landeshoheitsrechte, für Rechnung des Reichs angelegt oder an Privat- 
unternehmer zur Ausführung konzessioniert und mit dem Expropriations- 
rechte ausgestattet werden. 

Jede bestehende Eisenbahnverwaltung ist verpflichtet, sich den Anschluß 
neu angelegter Eisenbahnen auf Kosten der letzteren gefallen zu lassen. 

Die gesetzlichen Bestimmungen, welche bestehenden Eisenbahnunter- 
nehmungen ein Widerspruchsrecht gegen die Anlegung von Parallel- oder 
Konkurrenzbahnen einräumen, werden, unbeschadet bereits erworbener 
Rechte, für das ganze Reich hierdurch aufgehoben. Ein solches Wider-, 
spruchsrecht kann auch in den künftig zu erteilenden Konzessionen nicht 
weiter verliehen werden. 

Artikel 42. 

Die Bundesregierungen verpflichten sich, die deutschen Eisenbahnen im 
Interesse des allgemeinen Verkehrs wie ein einheitliches Netz verwalten und 
zu diesem Behuf auch die neu herzustellenden Bahnen nach einheitlichen 
Normen anlegen und ausrüsten zu lassen. 

Artikel 43. 
Es sollen demgemäß in tunlichster Beschleunigung übereinstimmende 
Betriebseinrichtungen getroffen, insbesondere gleiche Bahnpolizeireglements 
-eingeführt werden. Das Reich hat dafür Sorge zu tragen, daß die Eisen- 
bahnverwaltungen die Bahnen jederzeit in einem die nötige Sicherheit ge- 
währenden baulichen Zustande erhalten und dieselben mit Betriebsmaterial 
80 ausrüsten, wie das Verkehrsbedürfnis es erheischt. 

Artikel 44. 
Die Eisenbahnverwaltungen sind verpflichtet, die für den durchgehenden 
Verkehr und zur Herstellung ineinander greifender Fahrpläne nötigen Per- 
sonenzüge mit entsprechender Fahrgeschwindigkeit, desgleichen die zur 
Bewältigung des Güterverkehrs nötigen Güterzüge einzuführen, auch direkte 
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Expeditionen im Personen- und Güterverkehr, unter Gestattung des Über- 
ganges der Transportmittel von einer Bahn auf die andere, gegen die übliche 
Vergütung einzurichten. 

Artikel 45. 
Dem Reiche steht die Kontrolle über das Tarifwesen zu. Dasselbe wird 
namentlich dahin wirken: 

1) daß baldigst auf allen deutschen Eisenbahnen übereinstimmende Be- 
triebsreglements eingeführt werden; 

2) daß die möglichste Gleichmäßigkeit und Herabsetzung der Tarife 
erzielt, insbesondere, daß bei größeren Entfernungen für den Trans- 
port von Kohlen, Koaks, Holz, Erzen, Steinen, Salz, Roheisen, 
Düngungsmitteln und ähnlichen Gegenständen ein dem Bedürfnis der 
Landwirtschaft und Industrie entsprechender ermäßigter Tarif und 
zwar zunächst tunlichst der Einpfennigtarif eingeführt werde. 

Artikel 46. 

Bei eintretenden Notständen, insbesondere bei ungewöhnlicher Teuerung 
der Lebensmittel sind die Eisenbahnverwaltungen verpflichtet, für den 
Transport, namentlich von Getreide, Mehl, Hülsenfrüchten und Kartoffeln, 
zeitweise einen dem Bedürfnis entsprechenden, von dem Kaiser auf Vor- 
schlag des betreffenden Bundesratsausschusses festzustellenden niedrigen 
Spezialtarif einzuführen, welcher jedoch nicht unter den niedrigsten auf der 
betreffenden Bahn für Rohprodukte geltenden Satz herabgehen darf. 

Die vorstehend, sowie die in den Artikeln 42 bis 45 jgetroffenen Be- 
stimmungen sind auf Bayern nicht anwendbar. 

Dem Reiche steht jedoch auch Bayern gegenüber das Recht zu, im 
Wege der Gesetzgebung einheitliche Normen für die Konstruktion und Aus- 
rüstung der für die Landesverteidigung wichtigen Eisenbahnen aufzustellen. 

Artikel 47. 
Den Anforderungen der Behörden des Reichs in betreff der Benutzung 
der Eisenbahnen zum Zweck der Verteidigung Deutschlands haben sämt- 
liche Eisenbahnverwaltungen Folge zu leisten. Insbesondere ist das Militär 
und alles Kriegsmaterial zu gleichen ermäßigten Sätzen zu befördern. 

B. Die Bestimmungen des Handelsgesetzbuclis ttber das 
Fraclitgesclillft und die BefOrderungsgeselillfte der Elsen- 

Ibalinen. 

Buch m. 

Sechster Abschnitt. 
§ 425. 
Frachtführer ist, wer es gewerbsmäßig übernimmt, die Beförderung 
von Gütern zu Lande oder auf Flüssen oder sonstigen Binnengewässern 
auszuführen. 

§ 426. 
Der Frachtführer kann die Ausstellung eines Frachtbriefes verlangen. 
Der Frachtbrief soll enthalten: 

1. den Ort und den Tag der Ausstellung; 

2. den Namen und den Wohnort des Frachtführers; 
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3. den Namen dessen, an welchen das Gut abgeliefert werden soll 
(des Empfängers); 

4. den Ort der Ablieferung; 

5. die Bezeichnung des Gutes nach Beschaffenheit, Aleage und Merk- 
zeichen; 

6. die Bezeichnung der für eine zoll- oder steueramtltche Behandlung 
oder polizeiliche Prüfung nötigen Begleitpapiere; 

7. die Bestimmung über die Fracht, sowie im Falle ihrer Vorausbezahlung 
einen Vermerk über die Vorausbezahlung; 

8. die besonderen Vereinbarungen, welche die Beteiligten über andere 
Punkte, namentlich über die Zeit, innerhalb welcher die Beförderung 
bewirkt werden soll, über die Entschädigung wegen verspäteter Ab- 
lieferung und über die auf dem Gute haftenden Nachahmen, ge- 
troffen haben; 

9. die Unterschrift des Absenders; eine im Wege der mechanischen 
Vervielfältigung hergestellte Unterschrift ist genügend. 

Der Absender haftet dem Frachtführer für die Richtigkeit und die 
Vollständigkeit der in den Frachtbrief aufgenommenen Angaben. 

§ 427. 

Der Absender ist verpflichtet, dem Frachtführer die Begleitpapiere 
zu übergeben, welche zur Erfüllung der Zoll-, Steuer- oder Polizeivorschriften 
vor der Ablieferung an den Empfänger erforderlich sind. Er haftet dem 
Frachtführer, sofern nicht diesem ein Verschulden zur Last fällt, für 
alle Folgen, die aus dem Mangel, der Unzulänglichkeit oder der Unrichtig- 
keit der Papiere entstehen. 

§ 428. 

Ist über die Zeit, binnen welcher der Frachtführer die Beförderung 
bewirken soll, nichts bedungen, so bestinmit sich die Frist, innerhalb deren 
er die Reise anzutreten und zu vollenden hat, nach dem Ortsgebrauche. 
Besteht ein Ortsgebrauch nicht, so ist die Beförderung binnen einer den 
Umständen nach angemessenen Frist zu bewirken. 

Wird der Antritt oder die Fortsetzung der Reise ohne Verschulden 
des Absenders zeitweilig verhindert, so icann der Absender von dem Ver- 
trage zurücktreten; er hat jedoch den Frachtführer, wenn diesem kein 
Verschulden zur Last fällt, für die Vorbereitung der Reise, die Wieder- 
ausladung und den zurückgelegten Teil der Reise zu entschädigen. Über 
die Höhe der Entschädigung entscheidet der Ortsgebrauch; besteht ein 
Ortsgebrauch nicht, so ist eine den Umständen nach angemessene Ent- 
schädigung zu gewähren. 

§ 429. 

Der Frachtführer haftet für den Schaden, der durch Verlust oder 
Beschädigung des Gutes in der Zeit von der Annahme bis zur Ablieferung 
oder durch Versäumung der Lieferzeit entsteht, es sei denn, daß der 
Verlust, die Beschädigung oder die Verspätung auf Umständen beruht, die 
durch die Sorgfalt eines ordentlichen Frachtführers nicht abgewendet werden 
konnten. 

Für den Verlust oder die Beschädigung von Kostbarkeiten, Kunst- 
gegenständen, Geld und Wertpapieren haftet der . Frachtführer nur, wenn 
ihm diese Beschaffenheit oder der Wert des Gutes bei der Übergabe zur 
Beförderung angegeben worden ist. 
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§ 430. 

Muß auf Grund des Frachtvertrags von dem Frachtführer für gänz- 
lichen oder teilweisen Verlust des Gutes Ersatz geleistet werden, so ist der 
gemeine Handelswert und in dessen Ermangelung der gemeine Wert zu 
ersetzen, welchen Gut derselben Art und Beschaffenheit am Orte der Ab- 
iieferung in dem Zeitpunkte hatte, in welchem die Abliefenmg zu be- 
wirken war; hiervon kommt in Abzug, was infolge des Verlustes an 
Zöllen xmd sonstigen Kosten sowie an Fracht erspart ist. 

Im Falle der Beschädigung ist der Unterschied zwischen dem' Ver- 
kaufswerte des Gutes im beschädigten Zustand und dem gemeinen Handelswert 
oder dem gemeinen Werte zu ersetzen, welchen das Gut ohne die ße- 
Schädigung am Orte und zur Zeit der Ablieferung gehabt haben würde; 
(hiervon komoat in Abzug, was infolge der Beschädigung an Zöllen und 
sonstigen Kosten erspart ist. 

Ist der Schaden durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit des Fracht- 
führers herbeigeführt, so kann Ersatz des vollen Schadens gefordert werden. 

§ 431. 

Der Frachtführer hat ein Verschulden seiner Leute und ein Ver- 
<schulden anderer Personen, deren er sich bei der Ausführung der Be- 
förderung bedient, in gleichem Umfange zu vertreten wie eigenes Ver- 
schulden. 

§ 432. 

Übergibt der Frachtführer zur Ausführung der von ihm übernommenen 
Beförderung das Gut einem anderen Frachtführer, so haftet er für die 
Ausführung der Beförderung bis zur Ablieferung des Gutes an den Empfänger. 

Der nachfolgende Frachtführer tritt dadurch, daß er das Gut mit 
dem ursprünglichen Frachtbrief annimmt, diesem gemäß in den Fracht- 
vertrag ein und übernimmt die selbständige Verpflichtung, die Beförderung 
nach dem Inhalte des Frachtbriefs auszuführen. 

Hat auf Grund dieser Vorschriften einer der beteiligten Frachtführer 
Schadenersatz geleistet, so steht ihm der Rückgriff gegen denjenigen zu, 
welcher den Schaden verschuldet hat. Kann dieser nicht ermittelt werden, 
so haben die beteiligten Frachtführer den Schaden nach dem Verhältnis 
ihrer Anteile an der Fracht gemeinsam zu tragen, soweit nicht festgestellt 
wird, daß der Schaden nicht auf ihrer Beförderungsstrecke entstanden ist. 

§ 433. 

Der Absender kann den Frachtführer anweisen, das Gut anzuhalten, 
zurückzugeben oder an einen anderen als den im Frachtbriefe bezeich- 
neten Empfänger auszuliefern. Die Mehrkosten, die durch eine solche 
Verfügung entstehen, sind dem Frachtführer zu erstatten. 

Das Verfügungsrecht des Absenders erlischt, wenn nach der An- 
kunft des Gutes am Orte der Ablieferung der Frachtbrief dem Empfänger 
übergeben oder von dem Empfänger Klage gemäß § 436 g^en den Fracht- 
führer erhoben wird. Der Frachtführer hat in einem solchen Falle nur 
die Anweisungen des Empfängers zu beachten; verletzt er diese Verpflich- 
tung, so ist er dem Empfänger für das Gut verhaftet. 

Eger, Bisenbe^nrecht. 15 
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§ 434. 
Der Empfänger ist vor der Ankunft des Gutes am Orte der Ablieferung 
demi Frachtführer gegenüber berechtigt, alle zur Sicherstellung des Gutes 
erforderlichen Maßregeln zu ergreifen und dem Frachtführer die zu diesem 
Zwecke notwendigen Anweisungen zu erteilen. Die Auslieferung des Gutes 
kann er vor dessen Ankunft am Orte der Ablieferung nur fordern, wenn 
der Absender den Frachtführer dazu ermächtigt hat. 

§ 435. 

Nach der Ankunft des Gutes am Orte der Ablieferung ist der Empfänger 
berechtigt, die durch den Frachtvertrag begründeten Rechte gegen Er- 
füllung der sich daraus ergebenden Verpflichtungen in eigenem Namen gegen 
den Frachtführer geltend zu machen, ohne Unterschied, ob er hierbei 
in eigenem oder in fremdem Interesse handelt. Er ist insbesondere be- 
rechtigt, von dem Frachtführer die Übergabe des Frachtbriefs und die 
Auslieferung des Gutes zu verlangen. Dieses Recht erlischt, wenn der 
Absender dem Frachtführer eine nach § 433 noch zulässige entgegenstehende 
Anweisung erteilt. 

§ 436. 

Durch Annahme des Gutes und des Frachtbriefs wird der Empfänger 
verpflichtet, dem Frachtführer nach Maßgabe des Frachtbriefs Zahlung 
zu leisten. 

§ 437. 

Ist der Empfänger des Gutes nicht zu ermitteln oder verweigert er 
die Annahme oder ergibt sich ein sonstiges Ablieferungshindemis, so 
hat der Frachtführer den Absender unverzüglich hiervon in Kenntnis zu 
setzen und dessen Anweisung einzuholen. 

Ist dies den Umständen nach nicht tunlich oder der Absender mit der 
Erteilung der Anweisung säumig oder die Anweisung nicht ausführbar, so 
ist der Frachtführer befugt, das Gut in einem öffentlichen Lagerhaus oder 
sonst in sicherer Weise zu hinterlegen. Er kann, falls das Gut dem Ver- 
derben ausgesetzt und Gefahr im Verzug ist, das Gut auch gemäß § 373 
Abs. 2 bis 4 verkaufen lassen. 

Von der Hinterlegung und dem Verkaufe des Gutes hat der Frachtführer 
den Absender und den Empfänger unverzüglich zu benachrichtigen, es 
sei denn, daß dies untunlich ist; im Falle der Unterlassung ist er zum 
Schadensersatze verpflichtet. 

§ 438. 

Ist die Fracht nebst den sonst auf dem Gute haftenden Forderungen 
bezahlt und das Gut angenonmien, so sind alle Ansprüche gegen den 
Frachtführer aus dem Frachtvertrag erloschen. 

Diese Vorschrift findet keine Anwendung, soweit die Beschädigung 
loder Minderung des Gutes vor dessen Annahme durch amtlich bestellte 
Sachverständige festgestellt ist. 

Wegen einer Beschädigung oder Minderung des Gutes, die bei der 
Annahme äußerlich nicht erkennbar ist, kann der Frachtführer auch nach 
der Annahme des Gutes und der Bezahlung der Fracht in Anspruch ge- 
nonmien werden, wenn der Mangel in der Zeit zwischen der Übernahme 
des Gutes durch den Frachtführer und der Ablieferung entstanden ist und 
die Feststellung des Mangels durch amtlich bestellte Sachverständige unver- 
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züglich nach der Entdeckung und spätestens binnen einer Woche nach 
der Annahme beantragt wird. Ist dem Frachtführer der Mangel unverzüglich 
nach der Entdeckung und binnen der bezeichneten Frist angezeigt, eo 
genügt eS; wenn die Feststellung unverzüglich nach dem Zeitpunkte be- 
eintragt wird, bis zu welchem der Eingang einer Antwort des Frachtführers 
unter regelmäßigen Umständen erwartet werden darf. 

Die Kosten einer von dem Empfangsberechtigten beantragten Fest- 
stellung sind von dem Frachtführer zu tragen, wenn ein Verlust oder 
eine Beschädigung ermittelt wird, für welche der Frachtführer Ersatz 
leisten muß. 

Der Frachtführer kann sich auf diese Vorschriften nicht berufen, wenn 
er den Schaden durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit herbeigeführt hat. 

§ 439. 
Auf die Verjährung der Ansprüche gegen den Frachtführer wegen 
Verlustes, Minderung, Beschädigung oder verspäteter Ablieferung des Gutes 
finden die Vorschriften des § 414 entsprechende Anwendung. Dies gilt 
nicht für die im § 432 Abs. 3 bezeichneten Ansprüche. 

§ 440. 

Der Frachtführer hat wegen aller durch den Frachtvertrag begründeten 
Forderungen, insbesondere der Fracht- und Liegegelder, der Zollgelder und 
anderer Auslagen, sowie wegen der auf das Gut geleisteten Vorschüsse, 
ein Pfandrecht an dem Gute. 

Das Pfandrecht besteht, solange der Frachtfülirer das Gut noch im 
Besitze hat, insbesondere mittels Kanossements, Ladescheins oder Lager- 
scheins darüber verfügen kann. 

Auch nach der Ablieferung dauert das Pfandrecht fort, sofern jder 
Frachtführer es binnen drei Tagen nach der Ablieferung gerichtlich geltend 
macht und das Gut noch im Besitze des Empfängers ist. 

Die im § 1234 Abs. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs bezeichnete An- 
drohung des Pfandverkaufs, sowie die in den §§ 1237, 1241 des Bürger- 
lichen Gesetzbuchs vorgesehenen Benachrichtigungen sind an den Em- 
pfänger zu richten. Ist dieser nicht zu ermitteln oder verweigert er die 
Annahme des Gutes, so hat die Androhung und Benachrichtigung gegen- 
über dem Absender zu erfolgen. 

§ 441. 

Der letzte Frachtführer hat, falls nicht im Frachtbrief ein anderes 
bestimmt ist, bei der Ablieferung auch die Forderungen der Vormänner, 
sowie die auf dem Gute haftenden Nachnahmen einzuziehen und die Rechte 
der Vormänner, insbesondere auch das Pfandrecht, auszuüben. Das Pfand* 
recht der Vormänner besteht so lange als das Pfandrecht des letzten Fracht- 
führers. 

Wird der vorhergehende Frachtführer von dem nachfolgenden be 
friedigt, so gehen seine Forderung und sein Pfandrecht auf den letzteren über. 

In gleicher Art gehen die Forderung und das Pfandrecht des Spediteurs 
auf den nachfolgenden Spediteur und den nachfolgenden Frachtführer über. 

§ 442. 
Der Frachtführer, welcher das Gut ohne Bezahlung abliefert und das 
Pfandrecht nicht binnen drei Tagen nach der Ablieferung gerichtlich geltend 
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macht, ist den Vormännern verantwortlich. Er wird, ebenso wie die vor- 
hergehenden Frachtführer und Spediteure, des Rückgriffs gegen die Vor- 
inänner verlustig. Der Anspruch gegen den Empfänger bleibt in Kraft. 

§ 443. 

Bestehen an demselben Gute mehrere nach den §§ 397, 410, 421, 440 
begründete Pfandrechte, so geht unter denjenigen Pfandrechten, welche 
durch die Versendung oder durch die Beförderung des Gutes entstanden 
sind, das später entstandene dem früher entstandenen vor. 

Diese Pfandrechte haben sämtlich den Vorrang vor dem nicht aus 
der Versendung entstandenen Pfandrechte des Kommissionärs und (des 
Lagerhalters, sowie vor dem Pfandrechte des Spediteurs und des Fracht- 
führers für Vorschüsse. 

§ 444. 

Über die Verpflichtung zur Auslieferung des Gutes kann von dem 
Frachtführer ein Ladeschein ausgestellt werden. 

§ 445. 
Der Ladeschein soll enthalten: 

1. den Ort und den Ta^ der Ausstellung; 

2. den Namen und den Wohnort des Frachtführers; 

3. den Namen des Absenders; 

4. den Namen desjenigen, an welchen oder an dessen Order das Gut 
abgeliefert werden soll; als solcher gilt der Absender, wenn der 
Ladeschein nur an Order gestellt ist; 

5. den Ort der Ablieferung; 

7. die Bestimmung über die Fracht und über die auf dem Gute haftenden 
Nachnahmen, sowie im Falle der Vorausbezahlung der Fracht einen 
Vermerk über die Vorausbezahlung. 
Der Ladeschein muß von dem Frachtführer unterzeichnet sein. 
Der Absender hat dem Frachtführer auf Verlangen eine von ihm unter- 
schriebene Abschrift des Ladescheins auszuhändigen. 

§ 446. 

Der Ladeschein entscheidet für das Rechtsverhältnis zwischen dem 
Frachtführer und dem Empfänger des Gutes; die nicht in den Ladeschein 
aufgenommenen Bestimmungen des Frachtvertrags sind dem Empfänger 
gegenüber unwirksam, sofern nichi der Ladeschein ausdrücklich auf sie 
Bezug nimmt. 

Für das Rechtsverhältnis zwischen dem Frachtführer und dem Ab« 
Sender bleiben die Bestimmungen des Frachtvertrags maßgebend. 

§ 447. 

Zum Empfange des Gutes legitimiert ist derjenige, an welchen das 
Gut nach dem Ladeschein abgeliefert werden soll oder auf welchen der 
Ladeschein, wenn er an Order lautet, durch Indossament übertragen ist. 

Der zum Empfange Legitimierte hat schon vor der Ankunft des Gutes, 
am Ablieferungsorte die Rechte, welche dem Absender in Ansehung der 
Verfügung über das Gut zustehen, wenn ein Ladeschein nicht ausgestellt ist. 

Der Frachtführer darf einer Anweisung des Absenders, das Gut anzu- 
Jialten, zurückzugeben oder an einen anderen als den durch den Ladeschein^ 
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legitimierten Empfänger auszuliefern, nur Folge leisten, wenn ihm der 
Ladeschein zurückgegeben wird; verletzt er diese Verpflichtung, so ist er 
dem rechtmäßigen Besitzer des Ladescheins für das Gut verhaftet. 

§ 448. 

Der Frachtführer ist zur Ablieferung des Gutes nur gegen Rückgabe 
des Ladescheins, auf dem die Ablieferung des Gutes bescheinigt ist, ver- 
pflichtet. 

§ 449. 

Im Falle des § 432 Abs. 1 wird der nachfolgende Frachtführer, der 
das Gut auf Grund des Ladescheins übernimmt, nach Maßgabe des Scheines 
verpflichtet. 

§ 450. 

Die Obergabe des Ladescheins an denjenigen, welcher durch den Schein 
zur Empfangnahme des Gutes legitimiert wird, hat, wenn das Gut von 
dem Frachtführer übernommen ist, für den Erwerb von Rechten an dem 
Gute dieselben Wirkungen wie die Übergabe des Gutes. 

§ 451. 

Die Vorschriften der §§ 426 bis 450 kommen auch zur Anwendung, 
wenn ein Kaufmann, der nicht Frachtführer ist, im Betriebe seines Handels- 
gewerbes eine Beförderung von Gütern zu Lande oder auf Flüssen oder 
sonstigen Binnengewässern auszuführen übernimmt. 

§ 452. 

Auf die Beförderung von Gütern durch die Postverwaltungen des 
Reichs und der Bundesstaaten finden die Vorschriften dieses Abschnitts 
keine Anwendung. Die bezeichneten Postverwaltungen gelten nicht als 
Kaufleute im Sinne dieses Gesetzbuchs. 

Siebeuter Abschnitt. 
Beförderung von Gütern und Personen auf den Eisenbahnen. 

§ 453. 
Eine dem öffentlichen Güterverkehre dienende Eisenbahn darf die 
Obemahme von Gütern zur Beförderung nach einer für den Güterverkehr 
eingerichteten Station innerhalb des Deutschen Reiches nicht verweigern, 
sofern : 

1. der Absender sich den geltenden Beförderungsbedingungen und den 
sonstigen allgemeinen Anordnungen der Eisenbahn unterwirft; 

2. die Beförderung nicht nach gesetzlicher Vorschrift oder aus Gründen 
der öffentlichen Ordnung verboten ist; 

3. die Güter nach der Eisenbahnverkehrsordnung oder den gemäß der 
Verkehrsordnung erlassenen Vorschriften und, soweit diese keinen 
Anhalt gewähren, nach der Anlage und dem Betriebe der beteiligten 
Bahnen sich zur Beförderung eignen; 

4. die Beförderung mit den regelmäßigen Beförderungsmitteln möglich' ist; 

5. die Beförderung nicht durch Umstände, die als höhere Gewalt zn 
betrachten sind, verhindert wird. 
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Die Eisenbahn ist nur insoweit verpflichtet, Güter zur Beförderung an- 
zunehmen, als die Beförderung sofort erfolgen kann. Inwieweit sie ver- 
pflichtet ist, Güter, deren Beförderung nicht sofort erfolgen kann, in einst- 
weilige Verwahrung zu nehmen, bestimmt die Eisenbahnverkehrsordnung. 

Die Beförderung der Güter findet in der Reihenfolge statt, in welcher 
sie zur Beförderung angenommen worden sind, sofern nicht zwingende Gründe 
des Eiesnbahnbetriebs oder das öffentliche Interesse eine Ausnahme recht- 
fertigen. 

Eine Zuwiderhandlung gegen diese Vorschriften begründet den An- 
spruch auf Ersatz des daraus entstehenden Schadens. 

§ 454. 
Auf das Frachtgeschäft der dem öffentlichen Güterverkehre dienenden 
Eisenbahnen finden die Vorschriften des vorigen Abschnitts insoweit An- 
wendung, als nicht in diesem Abschnitt oder in der Eisenbahnverkehrs- 
ordnimg ein anderes bestimmt ist. 

§ 455. 

Die Eisenbahn ist verpflichtet, auf Verlangen des Absenders den 
Empfang des Gutes unter Angabe des Tages, an welchem es zur Be- 
förderung angenommen ist, auf einem Duplikate des Frachtbriefs zu be- 
scheinigen; das Duplikat ist von dem Absender mit dem Frachtbriefe 
vorzulegen. 

Im Falle der Ausstellung eines Frachtbrief duplikats steht dem Ab- 
sender das im § 433 bezeichnete Verfügungsrecht nur zu, wenn er das 
Duplikat vorlegt. Befolgt die Eisenbahn die Anweisungen des Absenders, 
ohne die Vorlegung des Duplikats zu verlangen, so ist sie für den daraus 
entstehenden Schaden dem Empfänger, welchem der Absender die Urkunde 
übergeben hat, haftbar. 

§ 456. 

Die Eisenbahn haftet für den Schaden, der durch Verlust oder Be- 
schädigung des Gutes in der Zeit von der Annahme zur Beförderung bis zur 
Ablieferung entsteht, es sei denn, daß der Schaden durch ein Verschulden 
oder eine nicht von der Eisenbahn verschuldete Anweisung des Verfügungs- 
berechtigten, durch höhere Gewalt, durch äußerlich nicht erkennbare Mängel 
der Verpackung oder durch die natürliche Beschaffenheit des Gutes, nament- 
lich durch inneren Verderb, Schwinden, gewöhnliche Leckage, verursacht ist. 

Die Vorschrift des § 429 Abs. 2 findet Anwendung. 

§ 457. 

Muß auf Grund des Frachtvertrags von der Eisenbahn für gänzlichen 
oder teilweisen Verlust des Gutes Ersatz geleistet werden, so ist der gemeine 
Handelswert und in dessen Ermangelung der gemeine Wert zu ersetzen, 
welchen Gut derselben Art und Beschaffenheit am .Orte der Absendung in 
dem Zeitpunkte der Annahme zur Beförderung hatte, unter Hinzurechnung 
dessen, was an Zöllen und sonstigen Kosten sowie an Fracht bereits be- 
zahlt ist. 

Im Falle der Beschädigung ist für die Minderung des im Abs. 1 
bezeichneten Wertes Ersatz zu leisten. 

Ist der Schaden durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Eisenbahn 
herbeigeführt, so kann Ersatz des vollen Schadens gefordert werden. 
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§ 458. 

Die Eisenbahn haftet für ihre Leute und für andere Personen, deren 
sie sich bei der Ausführung der Beförderung bedient. 

§ 459. 
Die Eisenbahn haftet nicht: 

1. in Ansehung der Güter, die nach der Bestimmung des Tarifs oder 
nach einer in den Frachtbrief aufgenommenen Vereinbarung mit dem 
Absender in offen gebauten Wagen befördert werden, 

für den Schaden, welcher aus der mit dieser Beförderungsart ver- 
bundenen Gefahr entsteht; 

2. in Ansehung der Güter, die, obgleich ihre Natur eine Verpackimg 
zum Schutze gegen Verlust oder Beschädigung während der Be- 
förderung erfordert, nach Erklärung des Absenders auf dem Fracht- 
brief unverpackt oder mit mangelhafter Verpackung zur Beförderung 
aufgegeben worden sind, 

für den Schaden, welcher aus der mit dem Mangel oder mit der 
mangelhaften Beschaffenheit der Verpackung verbundenen Gefahr 
entsteht; 

3. in Ansehung der Güter, deren Aufladen und Abladen nach der Be- 
stimmung des Tarifs oder nach einer in den Frachtbrief aufgenommenen 
Vereinbarung mit dem Absender von diesem oder von dem Empfänger 
besorgt wird, 

für den Schaden, welcher aus der mit dem Aufladen imd Abladen 
oder mit einer mangelhaften Verladung verbundenen Gefahr entsteht; 

4. in Ansehung der Güter, die vermöge ihrer eigentümlichen natürlichen 
Beschaffenheit der besonderen Gefahr ausgesetzt sind, Verlust oder 
Beschädigung, namentlich Bruch, Rost, inneren Verderb, außergewöhn- 
liche Leckage, Austrocknung und Verstreuung, zu erleiden, 

für den Schaden, welcher aus dieser Gefahr entsteht; , 

5. in Ansehung lebender Tiere 

für den Schaden, welcher aus der für sie mit der Beförderung ver- 
bundenen besonderen Gefahr entsteht; 

6. in Ansehung derjenigen Güter, einschließlich der Tiere, welchen nach 
der Eisenbahnverkehrsordnung, dem Tarif oder nach einer in den 
Frachtbrief aufgenommenen Vereinbarung mit dem Absender ein Be- 
gleiter beizugeben ist, 

für den Schaden, welcher aus der Gefahr entsteht, deren Abwendung 
durch die Begleitung bezweckt wird. 
Konnte ein eingetretener Schaden den Umständen nach aus einer 
der im Abs. 1 bezeichneten Gefahren entstehen, so wird vermutet, daß er 
aus dieser Gefahr entstanden sei. 

Eine Befreiung von der Haftpflicht kann auf Grund dieser Vorschriften 
nicht geltend gemacht werden, wenn der Schaden durch Verschulden der 
Eisenbahn entstanden ist. 

§ 460. 

Bei Gütern, die nach ihrer natürlichen Beschaffenheit bei der Be- 
förderung regelmäßig einen Gewichtsverlust erleiden, ist die Haftpflicht 
der Eisenbahn für Gewichtsverluste bis zu den aus der Eisenbahnverkehrs- 
ordnung sich ergebenden Normalsätzen ausgeschlossen. 
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Der Normalsatz wird, falls mehrere Stücke auf denselben Frachtbrief 
befördert werden, für jedes Stück besonders berechnet, wenn das Gewicht 
der einzelnen Stücke im Frachtbriefe verzeichnet ist oder sonst festgestellt 
werden kann. 

Die Beschränkung der Haftpflicht tritt nicht ein, soweit der Verlust den 
umständen nach nicht infolge der natürlichen Beschaffenheit des Gutes ent- 
standen ist oder soweit der angenommene Satz dieser Beschaffenheit oder 
den sonstigen Umständen des Falles nicht entspricht. 

Bei gänzlichem Verluste des Gutes findet ein Abzug für Gewichtsverlust 
nicht statt. 

§ 461. 

Die Eisenbahnen können in besonderen Bedingungen (Ausnahmetarifen) 
einen im Falle des Verlustes oder der Beschädigung zu erstattenden Höchst- 
betrag festsetzen, sofern diese Ausnahmetarife veröffentlicht werden, eine 
Preisermäßigung für die ganze Beförderung gegenüber den gewöhnlichen 
Tarifen der Eisenbahn enthalten und der gleiche Höchstbetrag auf (die 
ganze Beförderimgsstrecke Anwendung findet. 

Ist der Schaden durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Eisenbahn 
herbeigeführt, so kann die Beschränkimg auf den Höchstbetrag nicht geltend 
gemacht werden. 

§ 462. 

Inwieweit für den Fall des Verlustes oder der Beschädigung von 
Kostbarkeiten, Kunstgegenständen, Geld und Wertpapieren die zu leistende 
Entschädigimg auf einen Höchstbetrag beschränkt werden kann, bestimmt 
die Eisenbahnverkehrsordnung. Die Vorschrift des § 461 Abs. 2 findet 
entsprechende Anwendung. 

i , § 463. 

Ist das Interesse an der Lieferung nach Maßgabe der Vorschriften der 
Eisenbahnverkehrsordnung in dem Frachtbriefe, dem Gepäckschein oder 
dem Beförderungsschein angegeben, so kann im Falle des Verlustes oder der 
Beschädigung des Gutes außer der im § 457 Abs. 1, 2 bezeichneten Ent- 
schädigung der Ersatz des weiter entstandenen Schadens bis zu dem an- 
gegebenen Betrage beansprucht werden. 

Ist die Ersatzpflicht nach den Vorschriften des § 461 oder des § 462 
auf einen Höchstbetrag beschränkt, so findet eine Angabe des Interesses 
an der Ladung über diesen Betrag hinaus nicht statt. 

§464. 

Wegen einer Beschädigung oder Minderung, die bei der Annahme des 
Gutes durch den Empfänger äußerlich nicht erkennbar ist, können An- 
sprüche gegen die Eisenbahn nach § 438 Abs. 3 nur geltend gemacht 
werden, wenn binnen einer Woche nach der Annahme zur Feststellung des 
Mangels entweder bei Gericht die Besichtigung des Gutes durch Sachver- 
ständige oder schriftlich bei der Eisenbahn eine von dieser iiach den 
Vorschriften der Eisenbahnverkehrsordnung vorzunehmende Untersuchung 
beantragt wird. 

Ist der Schaden durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der Eisen- 
"bahn herbeigeführt, so kann sie sich auf diese Vorschrift nicht berufen. 
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§ 465. 

Für den Verlust von Reisegepäck, das zur Beförderung aufgegeben ist, 
haftet die Eisenbahn nur, wenn das Gepäck binnen acht Tagen nach der 
Ankunft des Zuges, zu welchem es aufgegeben ist, auf der Bestimmungs- 
station abgefordert wird. 

Inwieweit für den Fall des Verlustes oder der Beschädigung von Reise- 
gepäck, das zur Beförderung aufgegeben ist, die zu leistende Entschädigung 
(auf einen Höchstbetrag beschränkt werden kann, bestimmt die Eisen- 
bahnverkehrsordnung. Ist der Schaden durch Vorsatz oder grobe Fahrlässig- 
keit der Eisenbahn herbeigeführt, so kann die Beschränkung auf den Höchst- 
betrag nicht geltend gemacht werden. 

Für den Verlust oder die Beschädigung von Reisegepäck, das nicht 
zur Beförderung aufgegeben worden ist, sowie von Gegenständen, die in be^ 
förderten Fahrzeugen belassen sind, haftet die Eisenbahn nur, wenn ihr 
ein Verschulden zur Last fällt. 

§ 466. 

Die Eisenbahn haftet für den Schaden, welcher durch Versäumung der 
Lieferfrist entsteht, es sei denn, daß die Verspätung von einem Ereignisse 
herrührt, welches sie weder herbeigeführt hat, noch abzuwenden vermochte. 

Der Schaden wird nur insoweit ersetzt, als er den in dem Frachtbriefe, 
dem Gepäckschein oder dem Beförderungsschein als Interesse an der 
Lieferung nach Maßgabe der Eisenbahnverkehrsordnung angegebenen Betrag 
tmd in Ermangelung einer solchen Angabe den Betrag der Fracht ^icht 
übersteigt. Für das Reisegepäck kann an Stelle der Fracht durch die Eisen- 
bahnverkehrsordnung ein anderer Höchstbetrag bestimmt werden. 

Inwieweit ohne den Nachweis eines Schadens eine Vergütung zu 
gewähren ist, bestimmt die Eisenbahnverkehrsordnung. 

Der Ersatz des vollen Schadens kann gefordert werden, wenn die 
Versäumung der Lieferfrist durch Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit der 
Eiseiibahn herbeigeführt ist. 

§ 467. 

Werden Gegenstände, die von der Beförderung ausgeschlossen oder 
^ur Beförderung nur bedingungsweise zugelassen sind, unter unrichtiger 
oder ungenauer Bezeichnung aufgegeben oder werden die für diese Gegen- 
stände 'vorgesehenen Sicherheitsmaßregeln von dem Absender unterlassen, 
so ist die Haftpflicht der Eisenbahn auf Grund des Frachtvertrags ausge- 
schlossen. 

§ 468. 

Für den Fall, daß auf dem Frachtbrief als Ort der Ablieferung ein 
nicht an der Eisenbahn liegender Ort bezeichnet wird, kann bestimmt 
werden, daß die Eisenbahn als Frachtführer nur für die Beförderung bis 
zur letzten Eisenbahnstation haften, bezüglich der Weiterbeförderung dagegen 
die Verpflichtungen des Spediteurs übernehmen soll. 

§ 469. 
Wird die Beförderung auf Grund desselben Frachtbriefs nach § 432 
Abs. 2 durch mehrere aufeinander folgende Eisenbahnen bewirkt, so können 
die Ansprüche aus dem Frachtvertrag, unbeschadet des Rückgriffs der 
Bahnen untereinander, im Wege der Klage nur gegen die erste Bahn oder 
gegen diejenige, welche das Gut zuletzt mit dem Frachtbrief übernommen 
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hat, oder gegen diejenige, auf deren Betriebsstrecke sich der Schaden ereignet 
hat, gerichtet werden. 

Unter den bezeichneten Bahnen steht dem Kläger die Wahl zu; das Wahl- 
recht erlischt mit der Erhebung der Klage. 

Im Wege der Widerklage oder mittels Aufrechnung können Ansprüche 
laus dem Frachtvertrag auch gegen eine andere als die bezeichneten Bahnen 
geltend gemacht werden, wenn die Klage sich auf denselben Frachtvertrag 
gründet. 

§ 470. 

Ansprüche der Eisenbahn auf Nachzahlung zu wenig erhobener Fracht 
oder Gebühren, sowie Ansprüche gegen die Eisenbahn auf Rückerstattung 
zu viel erhobener Fracht oder Gebühren verjähren in einem Jahre, sofern 
der Anspruch auf eine unrichtige Anwendung der Tarife oder auf Fehler bei 
der Berechnung gestützt wird. Die Verjährung beginnt mit dem Ablaufe 
des Tages, an welchem die Zahlung erfolgt ist. 

Die Verjährung des Anspruchs auf Rückerstattung zu viel erhobener 
Fracht oder Gebühren, sowie die Verjährung der im § 439 Satz 1 bezeich- 
neten Ansprüche wird durch die schriftliche Anmeldung des Anspruchs 
bei der Eisenbahn gehemmt. Ergeht auf die Anmeldung ein abschlägiger 
Bescheid, so beginnt der Lauf der Verjährungsfrist wieder mit dem Tage, 
an welchem die Eisenbahn ihre Entscheidung dem Anmeldenden pchrift- 
lich bekannt macht und ihm die der Anmeldung etwa angeschlossenen Be- 
weisstücke zurückstellt. Weitere Gesuche, die an die Eisenbahn oder an 
die vorgesetzten Behörden gerichtet werden, bewirken keine Hemmung der 
Verjährung. 

§ 471. 

Die nach den Vorschriften des § 432 Abs. 1, 2 der §§ 438, 439, 
453, 455 bis 470 begründeten Verpflichtungen der Eisenbahnen können 
weder durch die Eisenbahn Verkehrsordnung noch durch Verträge aus- 
geschlossen oder beschränkt werden. 

Bestimmungen, welche dieser Vorschrift zuwiderlaufen, sind nichtig. 
Das Gleiche gilt von Vereinbarungen, die mit den Vorschriften der Eisen- 
bahnverkehrsordnung im Widerspruche stehen. 

§ 472. 
Die Vorschriften über die Beförderung von Personen auf den Eisen- 
bahnen werden durch die Eisenbahnverkehrsordnung getroffen. 

§473. 

Bei einer dem öffentlichen Verkehre dienenden Bahnuntemehmung, 
welche der Eisenbahnverkehrsordnung nicht unterliegt (Kleinbahn), sind 
insoweit, als in den §§ 453, 459, 460, 462 bis 466 auf die Vorschriften der 
Eisenbahnverkehrsordnung verwiesen ist, an deren Stelle die Beförderungs- 
bedingungen der Bahnuntemehmung maßgebend. 

Den Vorschriften des § 453 unterliegt eine solche Bahnuntemehmung 
nur mit der Maßgabe, daß sie die Übernahme von Gutem zur Beförderung 
auf ihrer Bahnstrecke nicht verweigem darf. 
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Beispiel einer Eonzessionsurkunde. 

Allerhöchste Konzessionsurkunde vom 10. November 1906, bet^. den 
Bau und Betrieb einer vollspurigen Nebeneisenbahn von Löwenberg (Mark) 
über Herzberg und Lindow nach Rheinsberg (Mark) durch die Löwenberg- 
Lindow-Rheinsberger Eisenbahn-Aktiengesellschaft. 

Wir Wilhelm von Gottes Gnaden König von Preußen usw. 

Nachdem die Löwenberg-Lindower Kleinbahn-Aktiengesellschaft darauf 
angetragen hat, ihr unter Abänderung ihrer Firma auf den Namen: ,,Löwen- 
berg-Lindow-Rheinsberger Eisenbahn-Aktiengesellschaft" die Konzession zum 
Bau und Betrieb einer für den Betheb mit Dampfkraft und für die Beförde- 
rung von Personen und Gütern im öffentlichen Verkehre bestimmten, den 
Vorschriften der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung unterworfenen voll- 
spurigen Nebeneisenbahn von Löwenberg (Mark) über Herzberg und Lindow 
^nach Rheinsberg (Mark) zu erteilen, wollen Wir diese Konzession unter 
den nachstehenden Bedingungen und mit der Wirkung erteilen, daß mit der 
Betriebseröffnung dieser Nebeneisenbahn die auf Grund des Gesetzes über 
Kleinbahnen und Privatanschlußbahnen vom 28. Juli 1892 (Gesetzsamml. 
S. 225) zur Herstellung und zum Betriebe der Kleinbahnen von Löwenberg 
(Mark) nach Lindow und von Lindow nach Rheinsberg (Mark) ergangene 
Genehmigungsurkunden vom 7. August 1895 und 20. Mai 1898 nebst 
Nachträgen, vorbehaltlich der Rechte Dritter, außer Kraft treten. 

Auch wollen Wir der Gesellschaft, der bereits durch die landesherr- 
lichen Erlasse vom 13. Januar 1896 und 15. August 1898 für die Her- 
stellung jener Kleinbahnen das Recht zur Entziehung und Beschränkung 
des Grundeigentums nach Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen ver- 
liehen worden ist, dieses Recht auch für die vorgenannte Eisenbahn hier- 
durch erteilen. 

L 

Die Gesellschaft bildet sich unter der Firma Löwenberg-Lindow-Rheins- 
berger Eisenbahn-Aktiengesellschaft und nimmt ihren Sitz in Rheinsberg 
(Mark) oder unter Genehmigung des Ministers der öffentlichen Arbeiten an 
einem andern, an der Bahn gelegenen Orte. 

Die Gesellschaft ist den bestehenden wie den künftig ergehenden 
Reichs- und Landesgesetzen ohne weiteres unterworfen. 

IL 

Das zur plan- und anschlagsmäßigen Vollendung und Ausrüstung der 
Nebeneisenbahn von Löwenberg (Mark) über Herzberg und Lindow nach 
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Rheinsberg (Mark) erforderliche Anlagekapital, das teils durch Veraus- 
gabung von Aktien, teils im Wege der Anleihe, teils durch Baukostenzu- 
schüsse Beteiligter aufgebracht beziehungsweise noch aufzubringen ist, wird 
auf den Betrag von 1620000 M., und zwar das im Wege der Aktien- 
begebung beschaffte Grundkapital auf den Betrag von 1470000 M., fest- 
gesetzt. 

Der Nennbetrag der von der Gesellschaft auszugebenden Aktien darf 
den Betrag des festgesetzten Grundkapitals nicht übersteigen. Das Aktien- 
kapital ist bar und voll einzuzahlen und lediglich zur plan- und anschlags- 
mäßigen Vollendung und Ausrüstung der Bahn zu verwenden. 

Es bleibt der Gesellschaft überlassen, einem Teile der auszugebenden 
Aktien (Vorzugsaktien) ein Vorzugsrecht vor den übrigen Aktien (Stamm- 
aktien) in bezug auf die Erteilung des Reinertrages des Unternehmens bis 
zu vier Prozent des Nennbetrags dieser bevorzugten Aktien sowie für den 
Fall der Auflösung der Gesellschaft in bezug auf die Verteilung des Gesell- 
schaftsvermögens einzuräumen. Im übrigen dürfen deren Inhabern keine 
anderen Rechte als den Inhabern der übrigen Aktien eingeräumt werden. 

III. 

Die gesamte Leitung der Bau- und Betriebsverwaltung ist einem Vor- 
stande zu übertragen, welcher die Gesellschaft mit den gesetzlichen Be- 
fugnissen und Verpflichtungen des Vorstandes einer Aktiengesellschaft ver- 
tritt und für die Geschäftsführung, insoweit sie der staatlichen Beaufsich- 
tigung unterliegt, der Aufsichtsbehörde verantwortlich ist. 

Die Wahl des Vorstandes oder, falls derselbe aus mehreren Personen 
bestehen soll, die Wahl des Vorsitzenden und der technischen Mitglieder 
bedarf der Bestätigung des Ministers der öffentlichen Arbeiten. ^ 

Die Geschäftsordnung für den Vorstand unterliegt der Genehmigung 
des Ministers der öffentlichen Arbeiten. 

Sofern die oberste Betriebsleitung nicht durch den Vorstand selbst er- 
folgt, finden die vorstehenden Bestimmungen auch auf die Wahl und die 
Geschäftsordnung des oder der obersten Betriebsleiter Anwendung. 

IV. 

Die Mitglieder des Aufsichtsrats und des Vorstandes sowie sämtliche 
Beamten der Gesellschaft müssen Angehörige des Deutschen Reiches sein 
imd, soweit nicht vom Minister der öffentlichen Arbeiten Ausnahmen zu- 
gelassen werden, im Inland ihren Wohnsitz haben. 

V. 

Die Staatsregierung ist berechtigt, sich in den Fällen, wo sie das 
staatliche Interesse für beteiligt erachtet, bei den Versammlungen und den 
Verhandlungen des Aufsichtsrats und der Generalversammlung der Aktionäre 
durch einen Kommissar vertreten zu lassen. Um die Ausübung dieses Rechts 
zu ermöglichen, ist der Staatsregierung von allen diesen Versanmilungen und 
Zusammenkünften rechtzeitig unter Vorlage einer die vollständige Angabe 
der Beratungsgegenstände enthaltenden Tagesordnung Anzeige zu machen. 

Der Minister der öffentlichen Arbeiten ist berechtigt, in den Fällen, 
in denen er es für nötig erachtet, die Berufung außerordentlicher General'» 
Versammlungen zu verlangen. 
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VI. 

Alle die juristische Persönlichkeit der Gesellschaft, welcher die in Rede 
stehende Konzession als ein an ihre Person gebundenes Recht erteilt ist, 
abändernden Beschlüsse der Gesellschaft, überhaupt alle Abänderungen 
ihres Gesellschaftsvertrags, welche nach dem in dieser Hinsicht lediglich 
und allein entscheidenden Ermessen der Staatsregierung den Voraussetzungen 
nicht entsprechen, unter denen die Konzession erteilt ist, erlangen nur durch 
die Genehmigung der Staatsregierung Gültigkeit. 

Die Gesellschaft hat alle ihren Gesellschaftsvertrag betreffenden Gene- 
ralversammlungsbeschlüsse, bevor sie eine Abänderung des Geselischafts- 
Vertrags zur Eintragung in das Handelsregister anmeldet, der Staatsregierung 
mit dem Antrag auf die vorbezeichnete Prüfung und Genehmigung vor- 
zulegen und die Entscheidung der Staatsregierung der Anmeldung zur Ein- 
tragung in das Handelsregister beizufügen. 

Insbesondere bedürfen Beschlüsse der Gesellschaft, welche die Über- 
nalune des Betriebs auf anderen Eisenbahnen, die Übertragung des Be- 
triebs der eigenen Bahn an andere, die Auflösung der Gesellschaft oder die 
Verschmelzung mit einer anderen Gesellschaft aussprechen, oder durch 
welche sonst die Bahnanlage oder deren Betrieb aufgegeben werden soll, 
zu ihrer Gültigkeit der Genehmigung der Königlichen Staatsregierung. 

Diese Genehmigung ist auch zur Aufhebung derjenigen Beschlüsse 
früherer Generalversammlungen erforderlich, welche vom Staate genehmigt 
waren. 

VII. 

Für den Bau und Betrieb der Bahn sind die für Nebeneisenbahnen gelten- 
den Bestimmungen der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung vom 4. No- 
vember 1904 (Reichs-Gesetzbl. S. 387) sowie die dazu ergehenden ergänzen- 
den und abändernden Bestimmungen (vergl. § 3 der Eisenbahn-Bau- und 
Betriebsordnung) maßgebend. 

Die Bahn oder einzelne Teile derselben können mit Genehmigung des 
Ministers der öffentlichen Arbeiten außer mit Dampfkraft, wie im Eingange 
dieser Konzessionsurkunde erwähnt ist, auch mit einer anderen Kraft be- 
trieben werden. 

Die Spurweite der Bahn soll 1,435 m betragen. 

VIII. 
Für den Bau insbesondere gelten folgende Bestimmungen: 

1. Der Staatsregierung bleibt vorbehalten; 

Die Feststellung der Bahnlinie in ihrer vollständigen Durchführung 

durch alle Zwischenpunkte; 
die Bestimmung der Zahl und der Lage der Stationen; 
die Feststellung der Entwürfe aller für den Betrieb der Bahn 
bestimmten baulichen Anlagen und Einrichtungen, sowie die 
Feststellung der Entwürfe für die Betriebsmittel und ihrer Anzahl. 
Dem Staate bleibt für alle durch die Ausführung der genehmigten 
Entwürfe bedingten Benachteiligungen seines Eigentums oder seiner 
sonstigen Rechte der Anspruch auf vollständige Entschädigung nach 
Maßgabe der gesetzlichen Bestimmungen gegen den Unternehmer vor- 
behalten. 

2. Die Bahn von Löwenberg (Mark) nach Rheinsberg (Mark) muß so 
gebaut und ausgerüstet werden, daß auf der Bahnstrecke von Löwen- 
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berg nach Herzberg die Oberführung von Personenzügen mit 
110 Achsen mittels schwerer Lokomotiven in zweistündiger Aufein- 
anderfolge nach beiden Richtungen möglich ist. 

Sollte die Strecke Herzberg-Rheinsberg demnächst verlängert 
werden und einen zweiten Anschluß an das bestehende Eisenbahn- 
netz erhalten, so ist der Unternehmer auf Verlangen des Ministers 
der öffentlichen Arbeiten gehalten, auch diese Strecke auf seine 
Kosten so auszubauen, daß Personenzüge mit 110 Achsen mittels 
schwerer Lokomotiven in zweistündiger Aufeinanderfolge nach bei- 
den Richtungen hin durchgeführt werden können. 

3. Der Unternehmer hat allen Anordnungen, welche wegen polizeilicher 
Beaufsichtigung der beim Bahnbau beschäftigten Arbeiter getroffen 
werden mögen, nachzukommen. 

4. Die Vollendimg und Inbetriebnahme der Bahn muß längstens binnen 
einem Jahre nach Eintragung des neuen Gesellschaftsvertrags in 
das Handelsregister gemäß Artikel XVIII dieser Urkunde erfolgen. 
Sollte nach dem Ermessen des Ministers der öffentlichen Arbeiten 
diese Baufrist ohne Verschulden der Gesellschaft, insbesondere wegen 
unvorhergesehenen Schwierigkeiten beim Grunderwerbe, nicht einge- 
halten werden können, so ist der Minister ermächtigt, die Baufrist ent- 
sprechend zu verlängern. 

IX. 
Für den Betrieb insbesondere gelten folgende Bestimmimgen : 

1. Die Feststellung und die Abänderung des Fahrplans erfolgt unter 
. den nachfolgenden Beschränkungen durch die staatliche Aufsichts- 
behörde. Der Unternehmer soll innerhalb der ersten fünf «Jahre 
nach dem auf die Eröffnung der Nebeneisenbahn folgenden 1. Januar 
nicht verpflichtet sein, zur Vermittlung des Personenverkehrs mehr 
als zwei der zweiten imd dritten Wagenklasse der Staatsbahnen ent- 
sprechende Wagenklassen in die Züge einzustellen. Auch soll 
der Unternehmer innerhalb jenes Zeitraumes nicht angehalten wer- 
den können, mehr als täglich drei der Personenbeförderung dienende 
Züge in jeder Richtung zu fahren. 

Nach Ablauf des fünfjährigen Zeitraums ist der Unternehmer 
verpflichtet, nach Bestimmung der staatlichen Aufsichtsbehörde eine 
größere Anzahl der Personenbeförderung dienender Züge täglich in 
jeder Richtung zu fahren und eine weitere, der vierten Wagenklasse 
der Staatsbahnen entsprechende Wagenklasse in die für die Per- 
sonenbeförderung bestimmten Züge einzustellen. 

2. Der Unternehmer ist verpflichtet, das jeweilig auf den preußischen 
Staatseisenbahnen bestehende Tarifsystem anzunehmen und über- 
haupt hinsichtlich der Einrichtung und Berechnung der Tarife die 
für die preußischen Staatseisenbahnen jeweilig bestehenden allge- 
meinen Grimdsätze zu befolgen, soweit solches von dem Minister der 
öffentlichen Arbeiten für erforderlich erachtet wird. 

Mit dieser Maßgabe bleibt für die ersten fünf Jahre nach dem 
auf die Eröffnung der Nebeneisenbahn folgenden 1. Januar dem Unter- 
nehmer die Bestimmung der Preise sowohl für den Personen- als 
für den Güterverkehr überlassen. Für die Folgezeit unterliegt die 
Feststellung und die Abänderung des Tarifs der Genehmigung der 
staatlichen Aufsichtsbehörde. In betreff des Güterverkehrs werden 
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jedoch nach Ablauf jenes fünfjährigen Zeitraumes, so lange die 
Bahn nach dem Ermessen der Aufsichtsbehörde vorwiegend von nur 
örtlicher Bedeutung ist, wiederkehrend von fünf zu fünf Jahren 
Höchsttarifsätze für die einzelnen Güterklassen unter Berücksich- 
tigung der finanziellen Lage des Unternehmens von dem Minister 
der öffentlichen Arbeiten festgestellt. Dem Unternehmer bleibt über- 
lassen, nach Maßgabe der reichs- und landesgesetzlichen Vorschriften 
und unter Beachtung der im vorhergehenden Abschnitt bezeichneten 
allgemeinen Grundsätze innerhalb der Grenzen dieser Höchstsätze 
die Sätze für die Tarifklassen nach eigenem Ermessen festzusetzen 
und Erhöhungen wie Ermäßigungen der Tarifklassensätze ohne be- 
sondere Zustimmung der Aufsichtsbehörde vorzunehmen. 
Der Unternehmer hat mit der Eröffnung des Betriebs der Neben- 
eisenbahn einen Emeuerungsfonds und neben dem im § 262 des 
Handelsgesetzbuchs vom 10. Mai 1897 (Reichs-Gesetzbl. S. 219) 
vorgeschriebenen Reservefonds (Bilanz-Reservefonds) einen Spezial- 
Reservefonds nach den bestehenden Normativbestimmimgen und 
dem zur Ausführung der letzteren unter Genehmigung des Ministers 
der öffentlichen Arbeiten aufzustellenden, von Zeit zu Zeit der 
Prüfung zu unterziehenden Regulative zu bilden. 

Der Erneuerungs- und der Spezial-Reservefonds sind sowohl von- 
einander, als auch von anderen Fonds der Gesellschaft getrennt zu 
halten. 

Der Emeuerungsfonds dient zur Bestreitung der Kosten der 
regelmäßig wiederkehrenden Erneuerung des Oberbaues und der 
Betriebsmittel. 

In den Emeuerungsfonds fließen: 

a) der Erlös aus den entsprechenden abgängigen Materialien, 

b) eine aus den Überschüssen der Betriebseinnahmen über 
die Betriebsausgaben zu entnehmende jährliche Rücklage, 
deren Höhe durch das Regulativ festgesetzt wird, 

c) die Zinsen des Erneuerungsfonds, 

d) der Bestand der zur Zeit der Betriebseröffnung der Neben- 
eisenbahn vorhandenen gleichartigen Fonds der in der 
Einleitung dieser Urkunde; genannten Kleinbahnen. 

Der Spezial-Reservefonds dient zur Bestreitung von solchen 
durch außergewöhnliche Elementarereignisse und größere Unfälle 
hervorgerufenen Ausgaben, welche erforderlich werden, damit die 
Beförderung mit Sicherheit und in der der Bestinunung des Unter- 
nehmens entsprechenden Weise erfolgen kann. 

In den Spezial-Reservefonds fließen: 

a) der Betrag der nach dem Gesellschaftsvertrage verfallenen, 
nicht abgehobenen Gewinnanteile und Zinsen, 

b) eine im Regulativ festzusetzende, aus den Überschüssen 
der Betriebseinnahmen über die Betriebsausgaben zu ent- 
nehmende jährliche Rücklage, 

c) die Zinsen des Spezial-Reservefonds, 

d) der Bestand des zur Zeit der Betriebseröffnung der Neben- 
eisenbahn vorhandenen gleichartigen Fonds der in der Ein- 
leitung dieser Urkunde genannten Kleinbahnen. 
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Erreicht der Spezial-Reservefonds die Summe von 30000 M., 
so können mit Genehmigung des Ministers der öffentlichen Arbeiten 
die Rücklagen solange unterbleiben, als der Fonds nicht um eine volle 
Jahresrücklage wieder vermindert ist. 

Die Wertpapiere, welche zur zinstragenden Anlage der verein- 
nahmten und nicht sofort zur Verwendung gelangenden Beträge zu 
beschaffen sind, werden durch das Regulativ bestimmt. 

Lassen die Betriebsergebnisse eines Jahres die Deckung der Rück- 
lagen zum Emeuerungs- oder Spezial-Reservefonds nicht oder nicht 
vollständig zu, so ist das Fehlende aus den Überschüssen des oder 
der folgenden Betriebs] ahre zu entnehmen. Abweichungen hiervon 
sind mit Genehmigung des Ministers der öffentlichen Arbeiten zu- 
lässig. Für die Rücklagen geht der Emeuerungsfonds dem Spezial- 
Reservefonds vor. 

X. 

Der Untemeluner ist verpflichtet: 
a)' seine Betriebsrechnung nach den vom Minister der öffentlichen 
Arbeiten zu erlassenden Vorschriften einzurichten, der Regierung 
zu der von letzterer zu bestimmenden Zeit den jährlichen Betriebs- 
rechnungsabschluß einzureichen und seine Kassenbücher vorzu- 
legen, 

b) der Aufstellung der Rechnung den Zeitraum vom Anfang April jedes 
Jahres bis Ende März des folgenden Kalenderjahres als Rech- 
nungsjahr zugrunde zu legen, 

c) die von den Aufsichtsbehörden zu statistischen Zwecken für nötig 
erachteten Nachweisungen sowie deren Unterlagen auf seine Kosten 
zu beschaffen und den Aufsichtsbehörden in den von ihnen fest- 
gesetzten Fristen einzureichen. 

XI. 

Der Unternehmer ist verpflichtet, hinsichtlich der Besetzung der Sub- 
altern- und Unterbeamtenstellen mit MiUtäran Wärtern, insoweit sie das 
40. Lebensjahr noch nicht zurückgelegt haben, die für die Staatseisenbahn- 
verwaltung in dieser Beziehung — und insbesondere mit bezug auf die Er- 
mittlung der Militäranwärter — bestehenden und noch ergehenden Vor- 
schriften zur Anwendung zu bringen. 

Auf Verlangen des Ministers der öffentlichen Arbeiten hat der Unter- 
nehmer einerseits für die Beamten des Bahnunternehmens — und zwar 
unter Heranziehung derselben zu Beiträgen bis zu derjenigen Höhe, welche 
für die Staatseisenbahnen bis zum Erlasse des Gesetzes vom 27. März 1872, 
betreffend die Pensionierung der unmittelbaren. Staatsbeamten usw., maß- 
gebend gewesen ist — , andererseits für die Arbeiter Pensions-, Witwen- und 
Unterstützungskassen nach den jetzt und künftig bei den Staatseisenbahnen 
für die Gewährung von Pensionen und Unterstützimgen bestehenden Grund- 
sätzen einzurichten und zu diesen Kassen die erforderlichen Zuschüsse zu 
leisten. 

XIL 

Die Verpflichtungen des Unternehmers zu Leistungen für die Zwecke 
des Postdienstes regeln sich' nach dem Eisenbahn-Postgesetze vom 20. De- 
zember 1875 (Reichsgesetzbl. S. 318) und den dazu gehörigen Vollzugs- 
bestimmungen, jedoch mit der Erleichternng, daß für die Zeit bis zum 
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Ablaufe von acht Jahren vom Beginne des auf die Betriebseröffnung der 
Nebeneisenbahn folgenden Kalenderjahres an Stelle der Artikel 2, 3 und 4 
des Gesetzes die im Erlasse des Reichskanzlers vom 28. Mai 1879 (Zentral- 
blatt für das Deutsche Reich S. 380) getroffenen Bestimmungen tret^i. 

Sofern innerhalb des vorbezeichneten Zeitraums in den Verhältnissen 
der Bahn infolge von Erweiterungen des Unternehmens oder durch den 
Anschluß an andere Bahnen oder aus anderen Gründen elue Änderung ein- 
treten sollte, durch welche nach der Entscheidung der obersten Reichs- 
Aufsichtsbehörde die Bahn die Eigenschaft als Nebeneisenbahn verliert, 
tritt das Eisenbahn-Postgesetz mit den dazu gehörigen Vollzugsbestimmungen 
ohne Einschränkung in Anwendung. 

XIII. 
Der Unternehmer ist verpflichtet, sich den bezüglich der Leistungen für 
militärische Zwecke bereits erlassenen oder künftig für die Eisenbahnen im 
Deutschen Reiche ergehenden gesetzlichen und reglementarischen Bestim- 
mungen zu unterwerfen. 

XIV. 
Der Telegraphen-Verwaltung gegenüber hat der Unternehmer diejenigen 
Verpflichtungen zu übernehmen, welche für die preußischen Staatseisen- 
bahnen jeweilig gelten. 

XV. 
Anderen Unternehmern bleibt sowohl der Anschluß an die Bahn mittels 
Zweigbahnen, als auch die Mitbenutzung der Bahn ganz oder teilweise gegen 
zu vereinbarende, nötigenfalls vom Minister der öffentlichen Arbeiten fest- 
zusetzende Fracht- oder Bahngeldsätze vorbehalten. 

XVI. 
Nach Eröffnung des Betriebs der Nebeneisenbahn ist der Unternehmer 
zur Änderung und Erweiterung der Bahnanlage, sowie zur Vermehrung der 
Gleise auf den Bahnhöfen und der freien Strecke verpflichtet, sofern und 
soweit der Minister der öffentlichen Arbeiten solches im Verkehrsinteresse 
oder im Interesse der Betriebssicherheit oder im Interesse der Landesverteidi- 
gung für erforderlich erachtet. Soweit diese Anforderungen lediglich im 
Interesse der Landesverteidigung erfolgen, sind die Kosten dem Unternehmer 
zu erstatten, wenn nicht im Wege der Gesetzgebung andere, für den Unter- 
nehmer alsdann maßgebende Bestimmungen (vergleiche Artikel I) getroffen 
werden. Im übrigen fallen die betreffenden Kosten dem Unternehmer zur 
Last. 

XVII. 
Sollten nach dem Ermessen des Ministers der öffentlichen Arbeiten 
oder der obersten Reichs-Aufsichtsbehörde die Voraussetzungen wegfallen, 
unter denen die Einreihung der Bahn bei ihrer Konzessionierung unter die 
Nebeneisenbahnen nach Maßgabe der Eisenbahn-Bau- und Betriebsordnung 
für statthaft erklärt ist (vgl. Artikel XII am Schluß), so ist der Unternehmer 
verpflichtet, auf Erfordern des bezeichneten Ministers die baulichen Ein- 
richtungen und den Betrieb der Bahn nach Maßgabe der für Haupteisen- 
bahnen bestehenden Bestimmungen den Anordnungen des Ministers ent- 
sprechend umzuändern. Kommt der Unternehmer dieser Verpflichtung inner- 
halb der ihm hierfür gesetzten Frist nicht nach, so hat er auf Verlangen, 
der Staatsregierung das Eigentum der Bahn nebst allem Zubehör gegen 
Eger, Eisenbahnreoht. 16 
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G«wähiang der in Nr. 4 unter a, b nnd c des § 42 des Eisenbahngesetzes 
vom 8. November 1838 bezeichneten Entschädigung, mindestens aber gegen 
Zahlung des auf den Bau der Bahn verwendeten Anlagekapitals an den 
Staat oder einen von der Staatsregierung zu bezeichnenden Dritten abzutreten. 

XVIII. 

Die Aushändigung einer Ausfertigung dieser Konzessionsurkunde, sowie 
ihre Veröffentlichung gemäß dem Gesetze vom 10. April 1872 (Gesetzsamml. 
S. 357) erfolgt erst, nachdem der Staatsregierung der mit den Konzessions- 
bedingungen in volle Übereinstlnunung zu setzende neue Greseilschaftsvertrag 
vorgelegt, diese Übereinstimmung nachgewiesen und der neue Gesellschafts- 
vertrag selbst in das Handelsregister eingetragen ist. * 

Diese Eintragung ist binnen einer von heute ab zu berechnenden sechs- 
monatigen Ausschlußfrist zu bewirken, zu welchem Zwecke dem Gerichte 
bei der Anmeldung zur Eintragung eine beglaubigte Abschrift der Konzessions- 
urkunde und die Erklärung der Staatsregierung vorzulegen sind, daß der 
Gesellschaftsvertrag mit der Konzession übereinstimmend befunden wor- 
den ist. 

Wird diese Eintragung binnen der vorbezeichnet^i Frist nicht herbei- 
geführt, so ist die gegenwärtig erteilte Konzession ohne weiteres er- 
loschen. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift und bei- 
gedrucktem Königlichen Insiegel. 

Gegeben Ldebenberg (Mark), den 10. November 1906. 

(L. S.) Wilhelm. 

Graf V. Posadowsky. v. Tirpitz. v. Studt Frhr. v. Rheinbaben. 

V. Podbielski. v. Einem. v. Bethmann-Hollweg. Delbrück. 

Beseler. Brfeitenbach. 
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Abfertigungsfrist 179. 

Abfertigungsvorschriften 156, 164. 

Abholung des Gutes 175, 197. 

Ablieferung des Gutes 182, 196. 

Ablieferungsbahn (Pfandrecht) 204. 

Ablieferungshindemisse 182, 199, 225. 

Ablieferungsort 187, (Ankunft des 
Gutes am — ) 193. 

Abnahme (der Bahn) 110. 

Abrechnung der Bahnen 204. 

Absender (Verfügungsrecht) 179. 

Absendungsort 186, 229. 

Abtretung der Ansprüche aus dem 
Frachtvertrage 192. 

Adressierung 177. 

Affektionswert 87. 

Aktien (Emission) 34, (Zeichnung) 29, 

Aktiengesellschaft (als Unternehmer) 
28, 62 ff. (Beamte als Vorstands- 
mitglieder) 140, (Entstehung 
der —) 29. 

Aktionäre (Rechte der — ) 66. 

Anatomien (Beförderung von Leichen) 
209. 

Anfahrten (Beleuchtung) 117. 

Angestellte (fahrlässige Transportge- 
fährdung) 129, (Haftung für — ) 
131, (Recht der —n) 136. 

Atihalten der Güter 191. 

Anlagen (Schutz-) 89 ff, 93. 

Anleihe 69. 

Annahme des Gutes 175, 177, (Ver- 
weigerung der — ) 179, 199. 

AnnehmUchkeitswert 87. 

Anschlußpflicht 7, 30, (Kleinbahn) 42. 

Anschlußrecht (Kleinbahnen) 48. 

Ansiedlungsgenehmigung 103. 

Ansteckungsstoffe (Beseitigung) 119, 
126. 

Anweisung s. Verfügung. 

Anzeigepflicht (bei gemeingefährficben 
Verbrechen) 129. 



Arbeiten (Vergebung von) 97. 
Arbeiter (Bestimmungen für Staats- 
bahnarbeiter) 145. 
Aufbewahrung von Reisegepäck 208. 
Auflassung 83. 
Aufrechnung (verjährte Forderungen) 

Aufsichtsbeamte 105. 

Aufsichtsrat 65, (erster) 36, (Mitglieder) 

137. 
Aufsichtsrecht 20. 
Ausbesserung der Güter 194. 
Ausfahrtssignale 115. 
Ausgeschlossene Gegenstände 165, 186. 
Ausgeschlossene Personen 213, 216. 
Ausländer (Betrieb von Kleinbären) 

Ausländervorschuß 191. 

Auslegung des Planes (bei Kleinbahn» 
genehmigung) 43. 

Auslieferung des Gutes 193, 197. 

Ausnahmetarife 49, 162, 188. 

Aussatz (Ausschluß von der Beförde- 
rung) 213. 

Ausschreibung (bei der Vergebung 
von Arbeiten) 98. 

Ausschuß (ständiger — des Landes- 
eisenbahnrats) 49, (des Bezirks- 
eisenbahnrats) 56, (der Verkehrs- 
interessenten) 162. 



Badische Staatsbahnen 59. 
Bahnanlagen (Begriff) 114, (Betreten) 

123. 
Bahneinheit 71 ff. 
Bahngeld 30. 
Bahngrundbuch 73. 
Bahnhof (Begriff) 114. 
Bahnhofskommandanten 11. 
Bahnlagernde Güter 180, 197, 208. 
Bahnmeister 116. 
Bahnpfand 74. 
Bahnpfandgläubiger 221. 
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Bahnpolizei (Zuständigkeit der Be- 
triebsinspektion) 53, (-reglements) 
8, 112, 221, (okjektive — ) 114, 
(subjektive — ) 121 ff., (-beamte) 
122, 138, 139, (Kleinbahnen) 126. 

Bahnstationen (Württembergische) 60. 

Bahnsteigkarte 214. 

Bahnsteigschaffner 122, 138, 139. 

Bahnstrecken (mangelhafte) 116. 

Bahntelegraphen 14. 

Bahnwärter 116. 

Bargebot 76. 

Barvorschüsse 195. 

Bauarbeiter 104 ff. 

Bauabteilungen 54, 100, 104. 

Bauerlaubnis 81. 

Bauführer 104. 

Baukommissionen 50. 

Baukonstruktionsamt 59. 

Baukrankenkassen 104. 

Bauleitung 104. 

Baupersonal 104. 

Bauplan (Einreichung) 40, (Feststel- 
lung) 43. 

BaupoUzeibehörde 100 ff. 

Bauunternehmer 96. 

Bauverwaltung 104. 

Bauverträge 97. 

Bauzinsen 68. 

Bayrische Staatsbahnen 59. 

Beamte (Haftung für — ) 45, ( — der 
preuß. - hessischen Eisenbahnge- 
meinschaft) 58, 139, (Bestimmungen 
für — der preuß. Staatsbahnen) 139. 

Bedingt zugelassene Gegenstände 166, 
168, 172, (Haftung für — ) 186. 

Beförderung (Reihenfolge) 169. 

BeförderungsMst 179. 

Beförderungspreise 111. 

Beförderungsschein 207, 208, 210. 

Beförderungsvertrag 169. 

Begleitpapiere 174, 223. 

Beirat derVerkehrsanstalten (Württem- 
berg) 60. 

Beleuchtung (Personenwagen) 115. 

Benutzungsart (Enteisnung) 86. 

Benutzungsfähigkeit (Enteignung) 86. 

Bergbau 103. 

Bergbehörde (Anhörung) 32. 

Bergwerksgesellschaften 140. 

BerUn (Anlegung von Kleinbahnen) 39. 

Berufsgenossenschaften 147. 

Beschädigung (Haftung) 182, (Fest- 
steUung der — ) 187. 

Beschränkungen (im Eigentum) 85. 

Beschwerde (gegen Verweigerung der 
Genehmigung von Kleinbahnen) 41 , 



(gegen Zurückweisung von Ein- 
wendungen gegen den Plan) 43, 
(-Instanz) 52. 

Bestimmungsstation 171, 192. 

Beteiligte (bei der Zwangsvollstreckung) 
75. 

Betrieb (Haftpflichtrecht) 133. 

Betriebsbeamte 116, (Befähigung) 62, 
113, 138, 139, (Dienst und Ruhe- 
zeit) 141, (Unfallfürsorge) 141, 
(Krankenversicherung) 143, (Inva- 
lidenversicherung) 144. 

Betriebseröffnung 109. 110. 

Betriebsgemeinschaft 56. 

Betriebsinspektionen 52, (Disziplinar- 
recht des Vorstandes) 140. 

Betriebsmittel (Beschaffung) 96, 109. 

Betriebsmittelgemeinschaft 158. 

Betriebspersonal 53. 

Betriebspflicht 38, 217. 

Betriebsrecht 111, 217. 

Betriebsreg^ements 8, 112, 152, 153, 
222. 

Betriebsstörungen 53, 117. 

Betriebsuntemehmer (Begriff im Haft- 
pflichtrecht) 132. 

Beweissicherung 202. 

Beurkundung (des Grundstückskauf- 
vertragesj 81. 

Bezirkseisenbahnrat 55 f., (preuß. hess.) 
59. 

Bilanz 62, 66 ff. 

Büanzreservefond 70. 

Blockstelle 114. 

Blockwärter 116. 

Bremsen 117. 

Bremser 138. 

Brennbare Flüssigkeiten 167, 173. 

Briefe (verschlossene) 166. 

Buchungsfreie Grundstücke 83. 

Bundesexekution 17. 

Bundesausschuß (f. Eisenbahnen usw.) 
161. 

Bundesstaaten (Recht an Eisenbah- 
nen) 19. 

C. 

Chausseen (Bauten an) 103. 
Cholera 120, 121, 213. 

D. 

Defekt 50. 

Desinfektion 119. 

Dezernent (juristischer der Eisenbahn- 

dir.) 51. 
Diebstahl (auf Eisenbahnen) 128. 
Diener 138. 
Dienstbarkeiten (Enteignung) 89. 
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Dienstenthebung 52. 

Dienstentlassung 140. 

Dienstgebäude (grundsteuerfrei) 26. 

Dienststunden (Annahme von Gütern) 
175, (Reisegepäck) 205. 

Dienstvergehen (der Beamten) 140. 

Differenzialtarife 49, 160, 163. 

Diphtherie 120. 

Disziplinargewalt (Eisenbahnkommis- 
sare) 21. 

Disziplinarho! 140. 

Disziplinarverfahren 50, 52. 

Dispositionsfond 44. 

DringlicU^eit (Enteignung) 89. 

Durchgangsabgaben 124;. 

E. 

Emission von Aktien 34*. 

Empfangsbescheinigung 196. 

Eilgüter Q^chtbrief) 171, (Annahme) 
175, (Beförderungsfrist) 179, (Ab- 
lieferung) 197. 

Einfahrtssignale 115. 

Einfriedungen 115. 

Eisenbahn (Begriff) 1, (Arten) 2, (Ent- 
stehung) 26 ff. 

Eisenbahnaktiengesellschaft 34, 61 ff. 

Eisenbahnangestellte 129, 131, 136. 

Eisenbahnarbeiter 137, 144 ff. 

Eisenbahnausschuß(Elsaß-Lothringen) 
4n. 

Eisenbahnbau 96 ff., (-Unternehmer) 
96. 

Eisenbahnbeamte 138, 141 ff. 

Eisenbahnbeförderungsvertnig 156. 

Eisenbahnbetriebsrecht 111, 112. 

Eisenbahnbetriebs (-Werkstätten usw.) 
inspektionen s. Betriebs- usw. 

Eisenbahnbesteuerung 25 ff. 

Eisenbahndienst (Unfähigkeit zum) 
129. 

Eisenbahndirektionen 50 (preuß.-hess.) 
58, (bayrische) 59. 

Eisenbahnfahrzeuge (Beförderung) 167. 

Eisenbahnfiskus ii, 45. 

Eisenbahnfrachtbrief s. Frachtbrief. 

Eisenbahngemeinschaft (preuß.-hess.) 
56 ff., 132, (Beamte) 139, (Tarife) 
163. 

Eisenbahngesellschaft 28 ff. 

Eisenbahngrundwert 77 ff. 

Eisenbahnhoheitsrecht 5 f., 6 f., 19 f. 

Eisenbahninvaliden 139. 

Eisenbahnkommissariate 20, 21, 22, 
51, 110. 



Eisenbahnpolizei 20, 111, 113, 121, 
(Beamte) 122, (Vorschriften für 
das Publikum) 123, (-Übertre- 
tungen) 124. 

Eisenbahnpos^esetz 12. 

Eisenbahnprivatwege 108. 

Eisenbahnrat (s.auchLandes-Bezirks-) 
(bayr.) 59, (bad.) 60. 

Eisenbahnrecht 1, (Quellen) 3 ff. 

Eisenbahnstrafrecht 111, 112. 

Eisenbahntarife s. Tarife und Zusam- 
mensetzungen. 

Eisenbahntelegraphen 13. 

Eisenbahntransportgefährdung 112, 
124, 127, 129. 

Eisenbahntransportrecht 111, (Begriff, 
Entwicklung 149, (gesetzliche und 
reglementarische ReguUerung) 152. 

Eisenbahnanfälle 117. 

Eisenbahnuntemehmer 1, 27, 28. 29, 61. 

Eisenbahnverfehlungen 127. 

Eisenbahnverkehrsordnung (Ent- 
stehung) 135. 

Eisenbahnzentralamt, preuß. 49. 

Eisenbahnzufuhrwege 108. 

Elsaß-lothringische Bahnen 2, 7, 45 f, 
(Tarife) 161. 

Enteignung (für das Reich) 7, (Wir- 
kung) 92, 94. 

Enteignungshoheitsrecht 83 fl. 

Enteignunesrecht 77, 78, 83, (Ver- 
leihung 78, (Erlöschen) 95. 

Enteignungsverfahren 43, 92, 94, 
(Kosten) %. 

Entfemungstabdien 162. 

Enthaftung 82. 

Entladung 198, (Leichen) 209, (Tiere) 
210. 

Entreprise 96. 

Entschädigung (bei der Enteignung) 
85 ff., (-Feststellungsbeschluß) 87, 
93, (-summe, Hinterlegung, Zah- 
lung) 93, 95, (Fluchthniengesetz) 
102. 

EntzündUche Stoffe 167. 

Erbbaurecht 81. 

Erbpachtrecht 89. 

Ergänzungsverfahren 40. 

Erholungsurlaub (Arbeiter) 145. 

Emeuerungsfonds 42, 66, 70. 

Etat (preuß.-hess, -Eisenhahngemein- 
schaft) 57, 58. 

Expedition (einheitUche) 151 , (direkte) 
157, 190. 

Explosionsgefahr 166, 167, 168, 173. 

Expreßgut 207. 

Expropriation s. Enteignung. 
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Fahrbericht 117. 

Fahrbetriebsmittel (Unpfändbarkeit) 
71, 205. 

Fahrdienstleiter 117. 

Fahrgeschwindigkeit 118, 125. 

Fahrkarten 213, 2U, (-ausgeber) 138, 
{-Stempel) 213. 

Fahrlässi^eit 184, 207. 

Fahrpläne (Feststellung) 111, (Zustän- 
digkeit des Reiches) 8, (ineinan- 
dergreifende) 151, 157, 222, (Mit- 
teilung an die Post) 12, (— der 
preufi. Staatsbahnen) 17, (Klein- 
bahnen) 42, (Mitwirkung desElsen- 
bahnrats) 55. 

F^hrplaokonferenzen 158. 

Fahrpicdse 159, (Kleinbahnen) 42. 

Fahrräder (Reisegepäck) 205. 

Fahrzeuge (als Reisegepäck) 205. 

Faustpfand 203. 

Femsprechleitungen (Gefährdung) 128. 

Festnahme (vorläufige) 122. 

Feststeliung von Verlust und Beschä- 
digung 187, Gewicht und Sföck- 
zaM 177. 

Festangen 10, 23. 

Festnn^äiörde (Anhorang) 41. 

Feuersgefahr (Anlagen gegen -^) 91, 
(beim Bau) 102, (Schutz von Nach- 
bargrundstücken) 107. 

Feuerstellen 103, 130. 

Fideikommißgrundstücke 82,^ 94. 

Finanzgemeinschaft 57. 

Finanzministerium (säcfaa.) 60. 

Fieckfieber 120. 

Fiudithnien 102. 

Fiskus 44, 82. 

Fdgerecht 204. 

Fracht 159, 193, (teilweise Zahlung) 
194, (Obei^ebimg) 194, (Zahlung 
4arch den Emp&nger) 195, (Pfand- 
i«eht fiir — ) 202. 

Frachtberechnung 162. 

Frachtbriefe 169, 222, (durchgehende) 
151, (Inhalt) 169, 222, (Vertrags- 
form) 170, (-Duplikat) 128, 179, 
181, 192, 229, s. Prüfung. 

Frachtdisparitäten 16a 

Frachtführer 222, (Sorgfalt eineß 
GordentUehen — ) 182. 

Frachtgut 165 ff. 

Frachtrecht X4B. 

Frachturkundenstempel 175. 

Frachtvertrag 169, 170, (Erlöschen 
der Ansprüche aus dem — ) 200. 

Frachtzusehläge 173, 188. 



Frankierung (nachträgliche) 192. 

Freifahrt 213, (-Ordnung) 214. 

Freivermerk 194. 

Friedensbetrieb 11. 

Friedensleistungen 10. 

Fristbestimmung (für Fertigsteflung 
des Baues) 109. 

Fusion 217. 

G. 

Gasbereitungsanstalten 112. 144. 

Gebäude (Betreten zu Vorarbeiten) 33, 
(Errichtung von — ) 107. 

Gebräuche 4. 

Gelände (Betreten zu Vorarbeiten) 32, 
33. 

Gelbfieber 120, 121. 

Geld (Beförderung) 167. 

Gelddarlehen 34. 

Geldstrafen (Androhung in der Klein- 
bahngenehmigung) 42, (gegen Be- 
amte) 52. 

Genehmigung (des Baues) 37, (Klein- 
bahnen) 38, 39 ff., 42 ft, (Erlöschen 
der — ) 110, (Zurücknahme) 220. 

Genehmigungsbedingungen (Klein- 
bahn) 41. 

Genehmigungsurkunde (Beifügung bei 
der Anmeldung zum Handels- 
register) 36. 

Generaldirektion (E^aB- lothringische 
Bahnen) 46, (Sachsen, Württem- 
berg, Baden) 60. 

Generalentreprise 96, 97. 

Gttieraltnspekteur deaStappeawesens) 

Geneialkonferenz 154, 156, 162. 
G^MralversammliHig 35, S7, 62 f. 
Grenickstarre 121. 
Gepäckschein 205, (Verlust) 207, (Ex- 

l»efigut) 207. 
G^äcktarif 162. 
Gepick^äger 20a 
Geringstes Gebot 76. 
Geschmndigkeit 118, (Kleinbahnen) 

125. 
GeseUschaf tavertrag (Eisenbahnaktien- 

geseUschaft) 34 f., (Abänderung) 64. 
Gewalt (höhere) 132, 167, 181, 182, 229. 
Gewerbeordnung 106, (Unanwendbar 

auf Eisenbahnarbdter) 112. 
Gewerbesteuer 25. 
Gewicht (unrichtige Angabe) 173, 

(Nachprüfung) 177, (Haltung für 

-Verlust) 185. 
Gewinn (entgangener) bei der Entr 

eigaung) 87. 
Gewinnverteilung (Aktienrecht) 68. 
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Gewohnheitsrecht 4. 

Gleisabstand 115. 

Gleisanlage 114 

Goldbarren 167. 

Grundbuch 73, (-blatt) 73, 83, (Aus- 
scheiden aus dem — ) 83, (Ent- 
eignungsvermerk) 93. 

Gründer 3i. 

Gründergesellschaft 29, 35. 

Gründerlehn 35. 

Grundeerechtigkeiten 89. 

Grundkapital (der Aktiengesellschaft) 
35, 66, 68. 

Grundsteuer 26. 

Grundstücke (Erwerb) 60, 79, (Ver- 
äußerung) 51, 69, (Lage, Be- 
schaffenheit [Enteignungsrecht]) 
86. 

Güterabfertigungsstelle 197. 

Gütemebenstellen öi, 165, 175, 182. 

Güterwagengemeinschaft 158. 



HaftpfUcht 130ff., (-Gesetz) 133, (Ver- 
hältnis TUT Unfallversicherung) 
143, 148, (Ausschluß der — ) m, 
(— aus dem Frachtvertrag) 181 (2), 
(für Verlust usw.) 182, (Einreden) 
183, (Beschränkung) 184, 188, 
206, 230, (Gewichtsverluste) 185, 
230, (Erhöhung) 188, (unserer 
Eisenbahnen) 189, (für Reisege- 
päck) 206. 

Haftung des Fiskus (für Beamte) 45. 

Haltepunkte 114. 

Handarbeiter 105, (-Verordnung) 106, 
145. 

Handelsgebräuche 4. 

Handelsgesetzbuch (allg. deutsches — ) 
150, (für das Deutsche Reich) 150. 

Handelsgieschäfte 97. 

Handel^ster 36, 37. 

Handgepäck 215. 

HaupÜ)ahnen (Begriff) 1, (Verstaat- 
lichung) 2. 

Hauptgleise 114. 

Hanptsignale 115. 

Hessisch s. Preußisch. 

Heimfallsrecht 19, 34. 

Heizer 116, 138. 

Heizung 115. 

Hafsweg 181. 

Hinaoslebne» (verboten) 116. 

Hinterxiehung der Fracht 178. 

Hochbau 96. 

Höchstbetrag (der Haftung) 188, 206, 
231. 



Hoheitsrecht (EisenbabnO 5, 6, 19, 
(der Kleinbahnen) 22, (Privatan- 
schlußbahnen) 24. 

Hunde [Mitnehmen in Personen- 
wagen) 215. 

Hypotheken (auf Bahneinheiten) 74, 
(auf enteigneten Gmndstücken) 
88, 97. 

I» 

Inhaberaktien 35. 

Interesse an derlieferangl71, 188,231. 

Internationales Übereinkommen 3, 
150, 154, s. Zentralamt. 

Internationale Zollvorschriften 15. 

Invalidenversicherung (Bauarbeiter) 
105, (Beamte) 141, (Arbeitor) 146. 



Kapitalabfindung 134. 

Kartoffeleinfuhr 166. 

Kassenrat 51. 

Kauf (Grundstücks-) 80. 

Kehlkopftubei^ulose 120. 

Kindbettfieber 120. 

Klage auf Aushändigung des Gutes 

im, xm. 

Kleinbahüeo (ÄufBicht über) 23, (Be- 
griff 1, ^2, (Betrieb und Polizei) 
1^4. (Bctriebserölfnimg) 110, (Be* 
triebsmittel) 109, (elektriache) 34, 
'tO, (Entstehung) 38 ff., (Entziehung 
der Geaehmigung) 217 j (Fahrpläne, 
Falirpreise) 159, (Gesellacha/t) 39, 
(KonzeBHioriierting) SS, Maschinen^ 
betrieb) 23, 40, 100, 12-i, (nicht 
dem Int. Üb. und der EVO. untere 
worfen) löS, (nebenbahnähiülche 
—) 40, 70, 124, (Oi^aniaation) 61, 
69, (Tarife) 163, (Tätigkeit von 
Staatseisen bahn beamten bei — ) 
149, (TransportpfUchl) 233, (Vei^ 
ateigeroDg) 217* Ergänzungaver- 
fahren 40. 

Kollektivhaftung 189. 

Kolonien (Errichtung yon —-) 1(^. 

Koloradokäfer 166. 

KommanditgeseUsehaft 140. 

Kommissare (Reichseisenbahnamt) 18. 

Kommissionlür (Pfandrecht) 204. 

Kommunalabgaben 25» 26, 

Kommunalverbände (Betrieb YQU 
Kleinbahnen) 38. 

Kompet^Qskonflikt 50. 

Konfiskation 174. 

Konflikt ÖO. 

Konknrrensbabnen 7, 2^1. 

Konnossement 178. 
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Konserven 166. 

Kontraktbrach (Staatsbahnarbeiter) 
146. 

Konzession (Verweigerung) 6, (Ho- 
heitsrecht) 7, (Recht der — ) 19. 
(Verfahren) 31, (Behandlang des 
Antrags) 33, 34, (Urininde[Taxe]) 
234, O-^edingangen) 34. 

Kömerkrankheit 120. 

Körperverletzang (Haftpflicht) 134. 

Kostbarkeiten (Beförderang) 188. 

Krankheiten (gemeinsefährliche) 120, 
125, (übertagbare) 120, (Aasschlaß 
von der Fahrt) 213. 

Krankenversicherang 104, 146, 143. 

Kreazang (von Eisenbahnen and 
. Kleinbahnen) 41. 

Kriegsbetrieb 11. 

Kriegsleistungen 10. 

Kriegsvorrat 128. 



Ladefrist 126. 
Ladegewicht 173. 
Ladeschein 178, 192, 206, 227. 
Lagergeld 176, 198, (Reisegepäck) 207. 
Lagerhalter 199, (Pfandrecht) 204. 
La^rhaus (Niederlegung bei Unbe- 
stellbarkeit) 199. 
Lagerschein 178.1 
Lagerung von Materialien 107, 108, 

130. 
Landeseisenbahnrat 48, 49, (hessische 

Mitglieder) 59, (Mitwirkung bei 

Tarifen) 163. 
Landesgesetze (über Eisenbahnen) 3. 
Landesversicherungsanstalt 147. 
Landesverteidigung 8, 9 ff., 24, 103, 

149, 221. 
Landespolizeiverordnungsrecht 113. 
Landtag (Mitwirkung bei der Tarif- 

feststeUung) 163. 
Länge der Züge 117. 
Laternen 116. 

Läutewerk (bei Kleinbahnen) 125. 
Leckage 182, 183, 229. 
Legitimationspapier 206. 
Lehnsverband 82, 94. 
Leichen (Beförderung) 119, 208, 209. 
Leichenpaß 209. 
Lepra 120. 
Lichter Raum 115. 
Lieferfrist 129, (Versäumung) 183, 

189, 200, (für Vieh) 210 f., 224, 232. 
Lieferungen (Vergebung) 97 ff. 
Ue^gdder (Pfandrecht für — ) 202. 
Limenkommissare 11. 



Linienkommandanturen 11. 

Liste (der dem Int Ob. unterworfe- 
nen Bahnen) 212. 

Literatur des Eisenbahnrechts 4 ff. 

Lohn (Staatsbahnarbeiter) 145 f., 
(-abzüge) 146. 

Lokomotive (Untersuchung) 116, Klein- 
bahn— ) 125, (Mitfahrt auf der—) 
117, (.führer 116. 

Lokalbahnen 2, (bayr.) 27. 

Ludwigsbahn (hessische) 56, 57. 

Lungentuberkulose 120. 



Main-Neckarbahn 57. 

Mängelanzeige 200, 211. 

Maschineninspektion 52. 53, (Vor^ 
stand) 140. 

Maschinenkonstruktionsamt 59. 

Maschinenkraft (Kleinbahnen mit — ) 
23, 40. 

Materialien (Lagerung) 108, 133. 

Maximaltarife 163. 

Meistgebot 76. 

Messen (Zuschlagsfristen bei—) 180. 

Mieter (Enteignung) 88. 

Mietsverträge 81. 

MiUtäranwärter 138. 

MiUtärbetrieb 11. 

Militäreisenbahn 3. 

Militärfahrplan 11. 

MiUtäxtarif 11, 161. 

Militärtransportordnung 11, 12. 

Militärwesen 9, 23, 45. 

Milzbrand 120. 

Minderung (Haftung) 182, (Feststel- 
lung der — ) 187. 

Mindestgebot 76. 

Minister (Zuständigkeit) 47. 

Ministerium der öffentl. Arbeiten 46. 

Mitbetriebsrecht 30. 

Mitfahren (ohne Fahrkarte) 214. 

Mobilmachung 11, 24. 

Monopol 5. 

N. 

Nachbarrecht 106 ff. 

Nachnahme 195, (nachträgliche Auf- 
legung) 192, (Auszahlung) 196. 

Nachwägung 172, 198. 

Nachzählung 172, 198. 

Namenaktien (vinkulierte) 35. 

Nebenbahnähnliche Kleinbahnen 46. 

Nebenbahnen (Begriff) 2, (Leistungen 
für die Post) 13, (Einreihung von 
Bahnen unter die — ) 17, (hes- 
sische) 57, (Bahnordnun^ 113, 
(TariO 163. 
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Nebenberechtigte (Enteignung) 88. 
Nebenbeschäftigung (der Beamten) 

139, (bei Kleinbahnen) 190. 
Nebenbetriebe 112, (ünfaU in— ) 136. 
Nebengebühren 193. 
Nebengleise 114 
Neuansiedlungen 103. 
Neubauten 114. 
Nießbrauch (Enteignung) 89. 
Nichtraucher 216. 
Normaltarif 160. 
Nutzungsrecht 77. 

0. 

Oberbau %. 

Oberbauräte 51. 

Oberhessische Bahn 57. 

Oberrechnungskammer 54. 

Oberregierungsrat 51. 

Obligationen 69. 

Operation (Verweigerung der — ) 40, 

71. 
Organe (Verschulden der — ) 131. 
Ortspolizeibehörde (Befugnisse) 91, 

(Begriff) 157, 158. 

P. 

Pächter und Mieter 88. 

Pachtverträge 81. 

Parellelbahnen 7, 31. 

Pari-Aktien 35. 

Pension (Anrechnung auf Haftpflicht- 
rente) 135. 

Pensionskasse 146. 

Personalamt 59. 

Personenbeförderung 212 ff. 

Personenschaden- 1^. 

Personentarif 162. 

Personentransportpflicht 150. 

Personenverkehr 150. 

Personenwagen 115. 

Pest 120, (Ausschluß —kranker) 213. 

Pfälzische Bahnen 2. 

Pfandrecht an Privateisenbahnen und 
Kleinbahnen 69, 71. 

Pfandrecht der Eisenbahn 202, (des 
Frachtführers) 225 ff. 

Pfändung von Forderungen der Bahn 
204. 

Pf^ebahn 127, (HaftpfUcht) 133. 

Pförtner 122, 138, 139. 

Planfeststellung (vorläufige) 37, (end- 
gültige) 82, 92, (Enteignung) 79, 
92, 0?rivatanschlußbahnen) 43. 

Piatina 167. 

Platzkarten 214. 

Pocken 120. 

Polizeibeamte 122. 



Polizeiverordnungen (Zuwiderhand- 
lungen ffegen —) 130. 

Post(betrieb) .(Monopol) 6, (-zwang) 
166. 167. 

Postverwaltung (Beziehungen zur 
Eisenbahn) 12, 161, (Beziehung 
zu Kleinbahnen) 23, 41, (Trans- 
portrecht) 31. 

Postwagen 12. 

Potsdam (Anlegung von Kleinbahnen) 
139. 

Preisverzeichnisse 162. 

Preußisch-Hessische s. Eisenbahnge- 
meinschaft 56 ff. 

Prioritäten 35, 68. 

Prioritätsobligationen 69. 

Privatanschlußbahnen 2, 23, 43, 220. 

Privatanschluß^eise (Kleinbahnen) 42. 

Privatbahnen 2, (Staatsbetrieb) 27, 
(Entstehung) 18, (Taufe) 16, (Or- 
ganisation) 61, (Beamte) 137. 

Projektierungskonzession 31. 

Provinzialbehörden 50. 

Provision 194, 196. 

Prüfung (bei der Gesellschaftsarän- 
dung) 36, (höhere technische) 51, 
der Begleitpapiere 174, des Fracht- 
guts 165 ff., der Verpackung 176 ff., 
der Frachtbriefan^en 173. 

Pulvermagazine 103. 



Quittungsbuch (Güterannahme) 178. 

Raddruck 115. 

Radstand 115. 

Rangiermeister 116. 

Rangordnung 117. 

Raub auf Eisenbahnen 128. 

Raumsystem 160. 

Reallasten (Enteignung) 89, 94. 

Reblaus 166. 

Rechnungs(sachen) 51, (Direktor) 54, 
(— revisionsamt) 59. 

Rechtsweg (Enteignung) 93. 

Refaktien 164. 

Reformtarif 161. 

Regal 5. 

Regiebau 96.' 

Reichsamt für Verwaltung der Reichs- 
eisenbahnen 46. 

Reichsbeamte (Unfallfürsorge) 142. 

Reichseisenbahnen 2, (Neuanlage) 7, 
(Verwaltung) 45. 

Reichseisenbahnamt 16, (Anhörung 
bei Streitigkeiten mit der Post) 12» 
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(verstärktes -^) 18, 34, (Ände- 
rungen der EYO.) 17, 156. 

Reichsgesetze 3, (Erlaß der — ) 1& 

Reichspost 9. 

Reich«arayonkommission 10. 

Reinigung 119. 

Reisegepäck 205, (Haftung) 206, 207, 
252, (Auslieferung) 207. 

Reisende (Verhalten; 124 

Reklamationen (von Verkehzainter- 
essenten) 63, 64, (—samt) 59. 

Rente (HaftpfUchtrecht) 134. 

Reparaturwerkstätten 112. 

Reservefonds 42, 67, 70. 

Revision (Abnahme) der Bahn HO. 

Revisoren 36, 67. 

Richtungsverhältiusse 114. 

Rinderpest 121. 

Rohrpostanlagen 128. 

RoUgeld 16^. 

Rottenführer 116. 

Rackfallfieber 120. 

Rückgabe des Gutes (Klage auf H 203. 

Rückgriff 190, 232. 

Ruhezeit (d. Betriebsbeamten) 141. 

Ruhr (Ausschluß von der Beförde- 
rung) 213. 

8- 

Sachbeschädigung 128. 

Sacheinlagen (Aktienrecht) 35. 

Sächsische Staatsbahnen 59. 

Sachschaden (Zahlung) 131, 132. 

Sachverständige 200, 226. 

Sanitätspolizei 113, 119 ff. 

Sanitätsübereinkommen 120. 

Schachtmeister 106. 

Schaden (Abschätzung bei Vorarbei- 
ten) 33. 

Schadensersatzanspruch (der Anlieger) 
91, 107, (bei Tötung und Körpeiv 
Verletzung) 134, (bei Verlust, Be- 
schädigung, Minderung, Lieferfrist- 
versäumung des Frachtguts) 182, 
183 ff. 

Schaffner 138, (wegen verweigerter 
Annahme) 179, (für Verlust usw.) 
186. 

Scharlach 120, 213. 

Schanker 120. 

Schenkung (von Grundeigentum) 81. 

Schieben der Zd^ 117. 

Schiedsgericht 1^. 

Schuldverschreibungen auf den In- 
haber 69, (Kleinbahnen) 70. 

Schranken 116, (-Wärter 116, 139, 
(-bewachung) 116. 

Schüttungsmaterial 85. 



SchQtzanla«en89ff., 90,93,107, 108,131. 
Schwinden (keine Haftung) 182, 183, 

229 
Sdbstentzündung 168. 
Selbsthiifeverkauf 199. 
Sicherheitsleistung (Entdgnong) 89, 

(Vergebung von Arbeiten) 100. 
Sicherung des Beweises 202. 
Sicherungshypothek 73, 75. 
Signal(ordnung) 113, (-sicheran^ 115. 

(-stutzen) 116. 
Signierung 177. 
Silberbarren 167. 
Simultangründung 36, 36. 
Sonn- und Feiertage (Güterannahme) 

175, (Lieferfrist) 180. 
Sonderrechte (Aktionäre) 35. 
Sonderzüge 117, 213. 
Spediteur 169, 182, 197, 204, 238. 
Speval^itreprise 96. 
Spezialreservefönd 69, 70. 
Spe^ialtaiife 9, 161, 222. 
Sprengstoff« 165. 
Sprengstoffgesetz 127. 
Spurwmte 114, (Kleinbahn) 125. 
Staatsabgaben 26. 
Staatsanfedcht 20. 

Staatsbahnen s. Staatsttsenbahnen. 
Staatsbahnwagenverband 158. 
Staatseisenbahnen 2, 26, (Neuanlage) 

20, (Entstehung) 27, (Verwaltung) 

44, (Arbeiter) 137, 145, (Beamte) 

138, (Tarife) 163. 
Staatsministerium bayr. 59. 
Staatsverträge 3. 
Standgeld 207. 
Station (Begriff) 114, (-Vorsteher) 116, 

(beamte) 114. 
Stempel (Frachturkunden) 175, (Fahr- 
karten-) 213. 
Stempelsteuttn 26. 
Steueramtliche Behandlung 175. 
Strafrecht 126. 

Straßenbahnen 2, 40, 103, 124. 
Streckenblockung 115. 
Streitverkündung 191, 202. 
Stückgüter (Signierung) 177. 
Stückzahl (Feststellung 177. 
Submission 98. 
Sukzessivgründung 35, 36. 
Sukzezsive Aullieferung 176. 
Syphilis 180. 

T. 
Tagegelder 140. 
Tagesstempel 177. 
Tarif 169, (einheitliche) 8, (-änd»- 

rungen) 27, 168, (-arot) 69, (di- 
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rekte—) 151, 152, (Oeltimg gemn- 

über der EVO. und dem üit Üb.) 

156, (-einheit) 160, (-etböhung) 

164;, (-bücher) 164. 
Tarifkommission 162. 
Tarifpflicht 181. 
Tarifstreitigkeiten 164. 
Tarifsysteme 160, 161. 
Tarifverbände 161. 
Tarifwesen (Staatsaufsicht) 6, 151, 

159, (Reichsaufsicht) 8, 161, 222. 
Tausch (Grundstücke), 80. 
Taxator 33. 

Technische Einheit 3, 158. 
Teilenteignung 87 ff., 93. 
Teilfrachtführer 190. 
Teilschuldverschreibungen 69, 74, 221. 
Telegraphenbetriebsgefährdung 128, 

129. 
Telegraphendienst (Unfähigkeit zum—) 

129. 
Telegraphenverwaltung 13, 23, 24, 41. 
Tender 116. 

Tiere (lebende) 162, 209 ff. 
ToUwut 120. 
Tötung 134. 
Traditionspapiere 176. 
Tränkungsstationen 210. 
Transportbedingungen 151. 
Transporteinrichtungen 151, 158. 
Transporthist 191. 
Transportgefährdung s. Eisenbahn-. 
Transportkomitee 154. 
Transportpflicht 150, 153, 165, 228. 
Transportpreis 150, 151. 
Transportrecht 111 ff. 
Transportzwang 167. 
Trichinose 120. 
Tripper 120. 
Typhus 120, 213. 

ü. 
Übereinkommen (internationales) 3, 

150, 154, 157, (zum Betriebsregie* 

ment) 153. 
Übergänge (Beleuchtung) 117. 
Überlastung 173, 174. 
Überschuldung 66. 
Uhren 117. 
Umgrenzung 115. 
Umzugskosten 141. 
Unfälle (Verfahren bei — ) 117. 
Unfallmeldungen 117. 
UnfaUrente (Festsetzung) 148. 
UnfaUversicherung 105, 141, 146, 147. 
Unschädlichkeitszeugnis 74, 82. 
Unterbau 96. 
Unternehmer 27, 28, 29, 61. 



Untersuchung dos Gutes 173, 200, 

901, 225. 
Unterhaltsansprüche (Haftpflichtrecht) 

134. 
Urlaub (der Arbeiter) 145. 
Usancen 4. 

T. 

Veräußerung der Bahn 216 ff. 
Veräußerungsbeschränkungen (Snt- 

eignungsrecht) 82, 89, 95. 
Veräußerungsverbot (Bahneinheit) 72. 
Verbandsreglements 152. 
Verbotene Gegenstände 165. 
Verderb (innerer) 182, 183, 229. 
Verdingung 98 ff. 
Verein (eingetragener) 29, (deutscher 

Eisenbahnverwaltungen) 152. 
Vereinsreglements 152 f., 156. 
Verfügungsrecht (des Absenders) 191, 

192 f., 224 f., (Frlöschen) 193, 196, 

(des Empfängers) 193. 
Verjährung (Frachtansprüche) 194, 

233, (Hemmung, Unterbrechung) 

194, 195, 201, (Haftpflichtanspmch) 

136, (der Strafe) 160. 
Verkauf (unanbringliche Güter) 199, 

225, (Pfandrechts-) 203. 
Verkehr (allgemeiner) 7, 8. 
Verkehrsamt 59. 
Verkehrseinrichtungen 157. 
Verkehrsii^dpektioneh 52, 53, (Vor- 
stand) IIQ. 
Verkehrsinteressenten (AusschuS) 162. 
Verkehrsverband 164. 
Verlust (Haftung 182, (Vermutung 

für — ) 183, 187, (Reisegepäck) 206. 
Vermittlungsadresse 165. 
Verordnungsrecht (des Bundesrates) 

16, (der Bundesstaaten) 19. 
Verpackung 176, (Mängel) 177, 182, 

Versandstation 192. 

Versäumung s. Lieferfrist 

Verschulden (eigenes[Haftpflichtrecht]) 
132. 

Versicherung (durch die Betriebs« 
Unternehmer) 135. 

Versicherungsamt 59. 

Versicherungsanstalten 135. 

Ve]!iBp&tang0^eisegepäck)2O7, S.Liefer- 
frist. 

Verstaatlichung 2, 6, 27, 217, 218. 

Versteigerung (der Bahnanlage) 110, 
(der Bahn) 217. 

Versteigerungstermin 26. 

Verteilungsverfahren 95. 
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Yertragsbedinguneen (Vergebung von 
Arbeiten usw J 99 ff. 

Vertragsstrafe (bei Vergebung von Ar- 
beiten usw.) 100. 

Verwahrung (zu befördernder tiüter) 
168. 

Verwaltungsordnung 46. 

Verweigerung der Beförderung 167. 

Viehbeiörderung 119, 126, 209 ff. 

Viehseuchen 121, 126, (-Obereinkom- 
men) 121. 

Vizinalbahnen 27. 

Vollstreckungsbefehl 75. 

Vorarbeiten 32, 33, 37. 

Vorrechte des Fiskus) 4ö. 

Vorsatz 184, 186, 207, 229. 

Vorstand (Aktiengesellschaft) 35, 61, 
64, 137. 

Vorsteher (Haftbarkeit bei Anstellung 
von Unfähigerklärten) 129. 

Vorzugsrechte 68. 

W. 

Wächter 122, 139. 

Wägegebuhren 159, 193. 

Wagen (Untersuchung) 116, (durch- 

fehende) 151, (offene, verdeckte) 
77, 185, (Kleinbahnen) 125. 

Wagenamt 59. 

Wagenladungsgüter (Verwahrung) 168, 
Frachtbrief) 172, (Duplikat) 178. 

Wagenmeister 116. 

Wagenstandgeld 176. 198. 

Wägestempel 172. 

Waldungen (Feuerschutz) 108. 

Warnungstafeln 115. 

Wassergefidir 102. 

Wasserkrane 115. 

Wasserpolizei 91, 92, 108. 

Wasserstationen 115. 

Wege (öffentliche) 41. 

Wegepolizei 91, 92, 108. 

Wegepolizeibehörde (Anhörung) 41. 

Wegerecht 106 f., 108. 

Wegeunterhaltungspflichtiger (Erfor- 
dernis der Zustimmung) 109, 
(Erwerb der Kleinbahn im gan- 
zen) 40, 219. 

Weichensteller 116. 

Weinbaubezirke 166. 

Werkstätten 112, 144, (-arbeiter) 184. 

Werkstätteninspektionen 52, 54, (Vor- 
stand) 140. 

Wertsteigerung (künstliche) 87. 



Wertsystem 160. 

Wiederauffindung des Gutes 187. 

Wilhelmeisenhalm 46. 

Wohnhäuser (Errichtung) 103. 

Wurstvergiftung 120. 

Württembergische Staatsbahnen 59, 
60. 

Z. 

Zahlungsunfähigkeit (Aktienrecht) 66. 

Zahnradbahnen 125. 

Zeichnung (Aktien-) 36. 

Zeichnungsschein 36. 68. 

Zentralamt (intemat; 211 ff., preuß. 
49. 

Zerstörung von Baulichkeiten (Vor- 
arbeiten) 33. 

Zinsgarantie 35. 

Zinssatz (Schuldverschreibungen) 69. 

Zollabfertigung 174, (Reisegepäck) 207, 
(Vieh) 210. 

Zollbehandlung 175. 

Zollbehörde 14. 

Zollgelder (Pfandrecht für — ) 202. 

Zollregulativ 15. 

Zollrevision 15. 

Zollstraßen 14. 

Zollverwaltung 9. 

Zollvorschriften (Haftpflicht für Ein* 
haltung) 174. 

Zonentarif 160. 

Zufall 132, 181. 

Zuführung der Güter 182, 197. 

Zugfolgestellen 114, 115. 

Zugführer 117. 

Zugslänge 117. 

Zugpeisonal 117, 141, (Kleinbahn) 125. 

Zugveiispätung 215. 

Zurückgabe des Gutes 191. 

Zusammenladen 172. 

Zusammenstellung der Züge 117. 

Zuschlag 76, (Vergebung von Ar- 
beiten usw.) 99. 

Zusatzbestimmungen 156. 

Zusatzübereinkommen 154. 

Zuschlagsfristen 180. 

Zwangsgemeinschaft 189, 197. 

Zwangsliquidation 77, 220 f. 

Zwangsveräußerung 217. 

Zwangsverstaatlichung 217. 

Zwangsversteigerung 75 ff. 

Zwangsverwaltung 75, 77. 

Zwangsvollstreckung 74, 207. 

Zweizahn 30. 

Zweigniederlassung 37. 
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Verlagsbuchhandlung G. A. GLOECKNER in LEIPZIG, LiebigstraBe 6 

Handelshochschul-Bibliothek 

Sammlung von Leitfäden aus dem Gebiete des Handels, der Industrie 

und Tedinik zum Sdbstunterridit sowie zum Gebrauche an Handels* 

hocfascfaulen herausgegeben von Prof. Dr. Max Apt in Berlin. Preis 

in Originalleinenband 3—6 Mark. 

Die Handelshodisdiiil-Bibliothek soll aus der Feder unserer besten Praktiker 
und Theoretiker Leitfäden für die einzelnen Wissensgebiete des Handels, der Industrie 
und Tedinik bieten, weldie, auf der Höhe der Wissensdiaft stehend, gemeinverstflnd- 
licfa abgefaßt sind. Einmal sollen sie zur Unterstützung desUnterridits dienen, 
sodann zum Selbstunterricht Die Darstellung ist stets prdzise, aber nicht zu 
knapp; für die weitere Vertief ung und das Selbststudium enthalten die Bände aus- 
führliche Literaturangaben. Insbesondere werden in jeder Arbeit möglichst viele 
Beispiele aus der Praxis des Kaufmannes beigebracht, um die Darstellung recht 

anschaulich zu gestalten. 

Die Bank im Dienste des Kaufmanns iZ£'sJ^ 

Professor an der Handelshochschule Berlin. 208 S. In Originalleinenband M. 4JX). 

Objektiv, lelditverstfindlidi und dabei umfassend werden die Beziehungen zwisdien dem Kauf- 
manUp bezw. den Bankkunden und den Banken dargestellt. .Wir haben uns", so sagt der Ver- 
fasser, .die Aufgabe gestellt, die wediselseitiaen Beziehungen zwisdien Bank und Kaufmann. 
Insbesondere die Formen und Bedhigungen, die dabei vorkommen, zu besprechen, dabei nicht 
cfaiseitig die Interessen der Bank, nodi die ihrer Kundschaft zu berücksichtigen, sondern den 
Standpunkt eines objektiven Beraters einzunehmen, nach beiden Seiten die Grenzen der erlaubten 
Interessen und Berechnung zu markieren. Wer ein kaufmännisches Gewerbe betreibt, soll die 
Möglichkeiten und Mittel, die ihm die Bank zur Förderung sehier Erwerbstatigkeit leisten kann, 
arfindlich kennen und kalkulieren: er soll so viel Einsicht in die Grundsatze des Bankbetriebs 
Besitzen, daB er jederzeit beurteilen kann, inwieweit er die Mittel und Dienste der Bank ]n seine 
Dienste zu ziehen vermag; er soll aber auch beffihigt sein, im Verkehr mit der Bank seine be- 
rechtigten Interessen zu wahren und sich vor Oberaibeitung und Ausbeutung zu schützen.* Die 
Lösung dieser Aufgabe ist dem Verfasser in vorzüglicher AVeise gelungen; dabei kamen ihm 
nicht nur seine theoretischen Kenntnisse des Bankwesens zu statten, sondern auch seine Er- 
fahrungen, die er sich wfihrend sehier praktischen TStigkelt im Bankfach erworben hat Das 
Werk ist tatsachlich eine literarische Neuheit, es wird nicht nur für Kaufleute, sondern namentUdi 
auch für Bankbeamte zum unentbehrlichen Ratgeber werden. 

rilO FahrilrhlirhVlj:i1+1inn von Dr. ÄXalmes, Dozent und Semhiar- 
UIC raDriKDUOinailUng Assistent an dHandelshodisdiuleBerUn. 
240 Seiten. In Orighiallelnenband M. 4.50. 



Der erste allgemehie Teil bietet eine Übersicht über das Ganze der Fabrikbuchhaltung, und 
Jne knappe Darstellung der Doppik unter besonderer Berücksichtigung industrieller Verhaltnisse. 
Der zweite spezielle Teil behandelt die Besonderheiten der Fabriicbuaiführung und insbesondere 



die verschiedenen Konten zur Darstellung der Fabrikationsvorgange. Im dritten wird der Monats- 
und der Jahresabschluß einer Fabrik bei Anwendung versmiedener Methoden an Hand ehies 
Beispiels aus der Montanindustrie gezeigt 

Grundriß des deutsdien Genossensdiafts- 

'\X7P^Pri^ von Justizrat Dr. Hans Crüger, Anwalt des Allgemeinen Verbandes 
Wl^olcrXio ^^ auf Selbsthilfe beruhenden deutsdien Handels- und Wirtsdiafts- 
Genossensdiaften. 144 Seiten. In Originalleinenband M. 3.40. 

Der von dem Anwalt des Allgemeinen deutschen Genossenschaftsverbandes herausgegebene 
.Grundriß* soll den Praktiker mit der Entwiddung des Genossenschaftswesens und den wich- 
tigsten Vorgangen aus der Geschichte der Genossenschaften vertraut machen. Das stadtische 
sowie das landwirtschaftliche Genossenschaftswesen in allen Zweigen sind in der durch den 
.Grundriß' gebotenen Kürze behandelt Ein ausführliches Literaturverzeichnis weist cUc Literatur 
nach, aus der sich der Leser über die Eüizelfragen weiter unterrichten kann. 
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Handelshochschul-Bibliotheh 

Post-, Telegraphen- imd Telephonredit "^^ 

Eger, Geheimer Regierungsrat, Dozent an der Handelshodisdiule und Dr. Kurt 
Gordan, Magistratsassessor in Berlin. 254 S. In Originalleinenband M. 5.20. 

Bringt die Formen des deutsdien Post-, Telegraphen- und Tclephonredites in gedrfingter ottd 
lilarerPassung zur Darstellung. Der erste Teil enthfilt die gesdiiditlldie Entwidclung, die 
Quellen und die Literatur des Post-, Telegraplien und Telephonverlsehrs, der zweite das Post- 
und Telegraplien-Staats- und Verwaltungsredit. Er behandelt die Stellung dieser Verlsehrs- 
anstalten im Staatswesen, die Organisation der Reidispost und der Landespost und das Redit 
der Postbeamten und Angestellten im Reidispostgebiet Als dritter Teil folgt das Postredit, als 
vierter das Telegraphen- und Telephonredit. Hier sind zunidist die Offentiimen Beziehungen der 
Verkehrsanstalten zu dem Publikum, dann das Strafrecfat und sdiließlidi das deutsche und inter- 
nationale Post- und Telegraphenverkehrsrecht zur Darstellung gelangt. Der Anhang enthält die 
wichtigsten gesetzlichen Bestimmungen des Post- und Telegraphenreciites, nfimlich die Bestim- 
mungen der Reichsverfassung, das Postgesetz mit dem Eisenbalinzollgesetz , das Gesetz fiber 
das Posttaxwesen und die Portofreiheiten, das Telegraphengesetz una das Telephonweggesetz 
und eine ausführliche Tabelle der geltenden Gebfihr^nlage. 

Das Eisenbahnredit im Deutschen Reidie und 

Dt*Diiflori ^^^ ^^* Georg Eger, Geheimer Regierungsrat, Dozent an der 
r^l ^UU^ll Handelshochschule fii Berlin und Dr. Kurt Gordan, Magistrats^ 
assessor in Berlin. 264 S. In Originalleinenband M. 5.20. 

Die Darstellung erstreckt sich auf das Recht der Eisenbahnen und Kleinbahnen und zerffiUt in 
zwölf Abschnitte. Der erste Abschnitt behandelt die Grundlagen des Eisenbahnredits und sehie 

S Quellen, der zweite das Eisenbahnhoheitsrecht des Staates. In den weiteren Abschnittett ist 
er Entwicklungsgang der Eisenbahn zur Grundlage genommen. Diese Darstellung beginnt mit 
der Begrflndung der Bahn (Schaffung der Staatsbahn , Verstaatlichung , Konzessionieruna der 
Privatbalmen, urflndung der Eisenbahnaktiengesellschaft). Im weiteren Absdinitt wird die 
Organisation der Staatsbahn- und der Privatbahnverwaltung (EisenbahnakticngeseUschaft, Lohn- 
einheiten) behandelt Es folgt die Entstehung der Eisenbahnfinlen und der Eisenbahngrunderwerb. 
(Darstellung des Enteignungsrechtes) und im 7. Abschnitt der eigentliche Bau bis zur Betriebs- 
cröffnuna. Der 8. Abschnitt enthSlt das Eisenbahnbetriebsredit, cier 9. das Recht der Eisenbafan- 
angestellten. 

Das Eisenbalmverkehrsrecht ist gegliedert in eine Ueberslcht der geschichtlichen Emwlckltmg 
des Eisenbahntransportrechtes und seine Quellen; und eine DarsteUnng der Grundsätze des 
inneren deutschen und internationalen Transportrechtes. Mit einem Abschnitt fiber die Ver- 
äusserung und daß Ende der Bahn schließt das Buch. Der Anhang enthfilt die auf das Elsen- 
bahnrechf bezüglichen Bestimmungen der Reichsverfassung und des Handelsgesetzbuches, femer 
Frachti>rief-FormuIare und den Abdrndt einer Elsenbahnkonzesslonskunde. 

Le Fran(?ais Courant. AT, OoIrSÄSse J52 

fran^als ä TAcad^mie Rogale Tedinique Militaire de Berlin. 134 S. In Original-^ 
leinenband M. 3.20. 

Dieses aus der Praxis hervorgegangene Buch bringt fflr den französischen Unterricht efaie 
Sammlung von Lesestficken aus dem Handels-, Gewerbs- und gewöhnlichen bflrgerlichen Leben, 
die sich an die folgenden Oberschriften anschließen: Ehie Reise nach Paris — ein Geschfiftstag 
in Paris — die Familie - Verkehrsmittel — die franzOsisdien Feste — Bauliches ~ Pariser Mo- 
mentaufnahmen. Alle diese Stttdce sind in der gebrfiudiltchen französischen Umgangssprache 
abgefaßt und daher als Grundlage ffir die Einführung in die französische Konversation wohl 
oe eignet. Sie versetzen den Schüler in bestimmte Lebenslagen und geben ihm das ilöage 
fremdsprachliche Material , um sich darin zurechtzufinden, auch machen sie ihn mit den nötigen 
technischen Ausdrücken bekannt Neben diesem Hauptzweck haben die Lesestficke zugleidi 
noch den Nebenzweck, als Grundlage fflr die grammatischen Belehrungen zu dienen, welche 
auch ffir den Handeisschfiler zum sicheren Gebrauch der französischen Sprache nnentbehrlidi sincL 
Die Auswahl des grammatischen Stoffes beschrfinkt sich al>er auf das WesenUhhe. Die Fassung 
der Regeln ist kurz und bestimmt und gibt ein flinstergflltlDes Beispiel, wie die Grammatik 
in der Fremdsprache zu behandeln ist. Das Bfichlein ist fttr nie Praxis hi Handels- und kauf- 
männischen Fortbildungsschulen zuempfchlea. CM. 

Die Fortbildungssdiule. 4. Jahrgg., Ht. 19. 
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Handelshochschul-Bibliothek 

Sammlung von Leitfäden aus dem Gebiete des Handels, der Industrie 

und Technik zum Selbstunterridit sowie zum Gebrauche an Handels*- 

hochschulen und Handelsschulen 

herausgegeben von 

Prof. Dr. MAX APT in Berlin. 

Preis in Original -Leinenband ca. 3—6 Mark. 



In Vorbereitung befinden sidi: 



Handelsbetriebslehre: 

Dr. Sdiir. Professor an der Handelshddi-' 
schale Berlin. 

ElnffihningindieBttdifflhruiig: 

.Dr. Hanisdi, Professor an der Handels- 
hodisdiule KOIn. 

Leitfaden Aber gewefblidiett 
Reditssclitttz; 

Dr. Allfeld, Professor an der Universität 
Erlangen. 

Dentsdies Verf assungs-- und 
Verwaltungsredit: 

gir. H. Geff cken, Professor an der Handels- 
odisdiule Köln. 

Völkerredit: 

Dr. Stfer-Somlo, Professor an der Uni- 
versität Bonn. 

Sozialpolitik: 

Dr. von Wiese, Professor an der Königl. 
Akademie Posen. 

Tedinik und Volkswirtsdiaft: 

Dr. T i s s e n , Direktor des Vereins der Hand- 
Inngskommis 1868 Hamburg. 

Kohlenbergban und Kohlen- 
handel: 

Dr. Richard Passow, Privatdozent an der 
Akademie fflr Social- ttnd HandelswiBsen* 
schalten Frankfurt. 



Einf fihrung in das Stadium der 
theorel Nationalökonomie: 

Dr. Zimmermann, Privatdozent an der 
Universität Berlin. 

Einffihrung in das Studium der 
prakl Nationalökonomie: 

Dr. Zimmermann, Privatdozent an der 
Universität Berlin. 

Statistik: 

Dr. Knczynski, Direktor des Statistisdicn 
Amtes Schöneberg. 

Die Tedinik d. Güterverkehrs: 

Dr. Hanisch, Professor an der Handys» 
hochschule Köln. 

DieTedmik d. Warenverkehrs: 

Dr. Hanisch, Pnitssor an der HandtU- 
hochschule Köln. 

Allgemeine 

Wirtsdiaftsgeographie: 

Professor Dr. M. Krans, Prtvatdozent an 
der Akademie für Sozial- und Handels- 
wissenschaften Frankfurt. 

Xnorganisdie Chemie: 

Dr. R e i 1 1 e r , Professor an der Handelshodi- 
sdittle Köln. 



Kartelltedmik: 

Regieningferat Dr. Voeldcer in Beriis, 
mals Direktor des Stahlwerkverbandes. 
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Merck's Warenlexikon 

für Handel, Industrie und Gewerbe 

Besdireibung der im Handel vorkommenden Natur- und Kunst^ 

erzeugnisse unter besonderer Berficksiditigung der diemisdi-tedmisdien 

und anderer Fabrikate, der Drogen und Farbwaren, der Kolonialwaren, 

der Landesprodukte, der Material- und Mineralwaren 

herausgegeben von 

Dr. A. Beflthieiiy und Ernst DreBler, 

Diftktor dti ditmiidMn Unttrtndiimgumttt Drogist nnd Qcriditlldi«r Sadiventindlgcr 

d«r SUdt Dmden für das Amtsgcridit Dresden 

unter D&itwirkung von Nahrungsmltteldienilker Dr. Paul Bohrisdl- Dresden, 
Heiiiridi Ememann AMi^-Dresden, Juwelier J. Th. Heinse-Dresden, Dr. 
Hans Hempel, Stellvertreter des Direktors am Städtisdien Untersudiungsamt- 
Dresden, Photodienüker und Fabrilcant Bidiard Jahr-Dresden, LeiB A Loessel, 
Pinselfabrik-Nfimberg, Verbandstoffabrik BILax Amold-Chemnits, Vereinigte 
Fabriken photographisdier Papiere-Dresden. 

Ffinfte, vöUig neubearb. Auflage. Lexikonformat 572 S. InOriginalleinenbd.M.10.— . 

Dieses für Gewerbetreibende und Zollbeamte luBerst praktlsdie Werk enthilt eine Ffllle 
des wissenswertesten Stoffes. Die klare fesselnde Darstellung desselben nnd die Zngrundelegnhg 
and Benutzung der neuesten Errungensdiaften auf dem Gebiete der Wissensdiaft nnd Praxis 
empfehlen dasselbe zur Benutzung in kaufmannisdien und tedmlsdien Sdinlen ebensosehr, wie es für 
alle, weldie der Warenkunde Interesse entgegenbringen, ehie reidie Fundgrube der Be- 
lehrnng bietet Auch die Bedflrfnisse des tflgüdien L.ebens sind nidit nnberfldcsiditigt geblieben, 
wie die Artikel Baumwolle, Flachs, Geflügel, Nähnadeln usw. beweisen, fai welchen die tüchtige 
Hausfrau manches Neue und Brauchbare flndet Technische Mitteilungen. 

Die ehizelnen Artikel sind sehr übersichtlich und sachverstandig abgefaßt, sie bieten für 
den Handeismann eine Fülle des Interessanten, das sowohl die Herkunft und Beschaffenheit, 
als auch die kaufmannische Verwendung, den Versand nnd die in den Verkehr gelangenden Handels- 
sorten umfaBt Die chemisch-technischen Erzeugnisse erfuhren fai der neuen Ausgabe ebie sehr sorg- 
fältige Bearbeitung und Ist manches Neue hinzugekommen. Für uns haben die auch fai pharma- 
zeutischer Verwendung stehenden Drogen efai ungleich höheres Interesse. Auch auf diesem Gebiete 
istMerchs Warenlexikon ein zuverlässiger Führer in hidustrieller Beziehung. Die GenuBmittel und Ge- 
brauchsgegenstande, wie Ole, Weine, Pergament u. dergl. sind in zweckentsprechender, fachmännischer 
Weise behandelt und kann das Buch dem der kaufmannischen Seite sich zuneigenden Apotheker als 
sehr nützliches Nachschlagewerk bestens empfohlen werden. Pharmazeutische Post. 

Das Buch, welches eine Beschreibung der im Handel vorkommenden Natur- nnd Kunsterzeugnisse 
bietet, unter Berücksichtigung der chemisch-technischen nnd anderen Fabrikate der Drogen- nnd 
Farbwaren, der Kolonialwaren, der Landesprodukte, sowie der Material- und Mfaieralwaren, hat durch 
<die wesentlichen und erheblichen Zusätze bedeutend gewonnen und steht in jeder Beziehung auf 
4em neuesten Standpunkte der Wissenschaft. Das Buch wird somit ein zuverlässiger 
Ratgeber für jeden sein, der Waren erzeugt, kauft oder verkauft Der Techniker. 

Wir können das Ganze als ein ungemein vielseitiges, branchbares nnd handliches 
Nachschlagebuch bestens empfehlen. Es erscheint bescmders das verständnisvolle Eingehen 
in die handelstechnische Seite wertvoll und bietet diese in vielseitigster Weise Auskunft, Belehrung 
und Anregung, selbst hi bezug auf pharmazeutische Waren, wo sonst die pharmazeutische Bflciierei 
im Stich laßt. So shid namentlich die seltenen Drogen, die zahlreichen Handelsgewachse, deren An- 
bau und Zubereitung, das umfassende Gebiet der Farben ehigehend geschildert So vielseitig aus- 
gestattet kann Mercks Warenlexikon, ursprünglich für die weiten Kreise der Handelswelt bestUamt, 
«uch In Apothekerkreisen mit groBem Vorteil in Gebrauch gezogen werden. 

Süddeutsche Apothekerzeltung. 
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